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Vorwort. 



An die Abfassung dieses Werkes, zu dem ich bei einer 
früheren Arbeit über «Das Geldsystem des Großherzogtums 
Luxemburg» schon vor Jahren dgis Material gesammelt hatte, bin 
ich 1914, nach dem Ausbruch des Weltkrieges, als Luxemburg in 
dessen Strudel zu versinken drohte, herangetreten. 

Aus der Darstellung des Zollanschlusses ' ist allmählich ein 
Hauptstück der Wirtschaftsgeschichte des Großherzogtums wäh- 
rend des letzten Jahrhunderts geworden, in der auch der poli- 
tische Untergrund stark hineinspielt. Denn die politischen Ereig- 
nisse in und um jenen westeuropäischen Wetterwinkel, auf den 
der deutsch-französische Konflikt schon lange vor dem Ringen 
von 1870 und 1914 seine Schatten warf, und die mehr als einmal 
im Brennpunkt des europäischen Interesses gestanden haben, 
ließen sich bei dem nun einmal gegebenen Zusammenhang von 
Wirtschaft und Politik nicht zur Seite schieben. Dies und der 
Umstand, daß das Buch in JaJiren geschrieben wurde, als der 
Völkerhaß Orgien feierte, rechtfertigt wohl die Bemerkung, daß 
ich die nachfolgenden Zeilen im Geiste der Objektivität und der 
Unparteilichkeit zu schreiben wenigstens bemüht war — so wie 
es sich für ein Kind jenes Landes gebührt, von dem hier die Rede 
sein soll. Aber auch abgesehen davon; war ich der Meinung, daß 
in sturmbewegten Zeiten dem Schriftsteller erst recht die hohe 
Pflicht erwächst, das Steuer der Wahrheit und der immanenten 
Gerechtigkeit fest in der Hand zu halten. 

Eine solche Versicherung, über die unsere Enkel vielleicht 
lächeln werden, — und es wär6 sehr zu wünschen, daß sie es 
tun dürften — ist meines Erachtens heutzutage keine solche 
Selbstverständlichkeit mehr, daß sie nicht ausgesprochen werden 
müßte. 



Das Werk ist auvsschließlich auf Quellenstudium aufgebaut, , 
und zwar standen mir, außer den amtlichen Veröffentlichungen, 
Tor allem die einschlägigen Akten der luxemburgischen Regierung 
bis zur Gegenwart und die Akten des preußischen Ministeriums 
der auswärtigen Angelegenheiten von 1839 bis 1855 zur Verfü- t 
gung. Dem Geh. Preußischen Staatsarchiv, vor allem aber der ; 
großherzoglich-luxemburgischen Regierung, in Sonderheit den 
Herren Staatsminister Kau ff man und Reuter, gebührt hierfür 
.herzlicher Dank. i 

Der zweite Band dürfte im August dieses Jahres erscheinen. | 

Im Mai 1919 

Dr. Albert Calmes. 



Erster Teil 



Der Eintritt Luxemburgs in de|i Deutschen Zollverein 



(1839—1842) 



-_i* 



r I 



I. ZoHanschtüsse. 

Wer den Zollanschluß Luxemburgs an den deutschen Zoll- 
verein bezw. an das Deutsche Reich in seiner Bedeutung erfassen, 
in seinem Verlauf und in seinen Wirkungen würdigen will, ist 
zunächst auf den Vergleich angewiesen. Es ist vor allem die 
Frage auf zuwerfen: Wie haben denn die übrigen Kleinstaaten 
ihre Außenhandelspolitik geregelt? Gibt es ähnliche Zollan- 
schlüsse wie der luxemburgische? Unter welchen Modalitäten 
kann überhaupt der Kleinstaat zu einer Zollunion kommen? 

Um diese Frage zu beantworten, schlagen wir die politische 
Karte Europas nach dem Stande vor dem Weltkriege von 1914 
auf. Dies einmal, um angesichts der gegenwärtig noch schweben- 
den Verhältnisse festen Boden unter die Füße zu bekommen, und 
zweitens, weil die politische Karte Europas vor dem 1. August 
1914 auch im großen und ganzen derjenigen entspricht, die, 100 
JaJire vorher, auf dem Wiener Kongreß gezeichnet, für jene Pe- 
riode galt, in der sich die in diesem Bu-che geschilderten Bege- 
benheiten zutrugen. 

Wenn wir von dem ephemären Fürstentum Albanien (mit 
800 000 Einw.), von der Türkei (mit 21,6 Mill. Einw.), die mehr 
eine asiatische Macht war, sowie von den unselbständigen euro- 
päischen Zwergstaaten absehen — nämlich von der unter der 
Oberherrschaft Frankreichs und des Bischofs von Urgel stehen- 
den Republik Andorra (5000 Einw.), von der unter italienischer 
.Schutzherrschaft konstituierten Republik San-Marino (11 300 
Einw.) und dem früher gemeinsamer Souveränität Belgiens und 
Preußens unterstehenden Territorium von Moresnet (2700 Einw.) 
— , so teilten sich 22 Staaten in den europäischen Weltteil. 

Gruppieren wir diese nach ihrer Bevölkerungsziffer ^) als 

Die europäischen Staaten (ohne Kolonien) geordnet nach ihrer Be- 
völkerungszahl gemäß dem Stande vor dem Weltkrieg: 

in Millionen Einwohner 
Rußland (europäisches, einschließlich Finnland. 

und Polen). 140,8 

Deutsches Reich 65 

Österreich-Ungarn 51,4 

Großbritannien und Irland 46,6 

Frankreich 39,6 

Italien , 35,6 

Spanien 20,4 

Belgien 7,6 

Rumänien 7,6 

Niederlande 6,2 

Portugal 6 

Schweden 5,6 

Bulgarien 4,8 

Griechenland 4,8 

Serbien 4,5 

Schweiz 3,8 

Dänemark (einschl. FarÖer und Island) .... 2,8 

Norwegen 2,4 

Montenegro 0,435 

Luxemburg 0,260 

Monaco . . . .j» 0,023 

Liechtenstein . W 0,011 
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derjenigen statistischen Zähl, die die Bedeutung eines Staates am 
einfachsten ausdrückt, so sondern sich zwanglos drei Gruppen 
ab: die Groß-, di& Mittel- und die Kleinstaaten — eine Gliederung, 
die sich im wesentlichen auch aus einer Ordnung der europä- 
ischen Staaten nach der Größe ihres Territoriums ergibt.^) 

l>ie 7 europäischen Großstaaten, von denen der kleinste, Spa- 
nien, rund 20 Millionen Einwohner zählte, waren auch dieje- 
nigen, die nach dem Umfang ihres Territoriums eine abgeschlos- 
sene Gruppe bildeten, deren Größe zwischen 700 000 und 300 000 
qkm lag. Nur die drei nordischen Staaten passten sich dieser 
Gliederung nicht an, indem Rußland die übrigen Großstaaten im 
Territorium weit überragte, und Schweden sowie Norwegen, die 
ihrer Bevölkerung nach zu den Mittelstaaten gehörten, mit ihren 
ausgedehnten Territorien in die Gruppe der Großstaaten hinein- 
ragten. 

Gestützt auf ihre große Bevölkerung, ihre territoriale Aus- 
dehnung, ihren Zugang zum Meer und ihre Kolonien — für 
Österreich-Ungarn konnte der anstoßende Balkan als Ersatz für 
den fehlenden unmittelbaren Kolonialbesitz gelten — waren diese 
Großstaaten in ihrer Außenhandelspolitik völlig autonom. Zwar 
waren sie praktisch auf wirtschaftliche Beziehungen zu den 
übrigen Staaten angewiesen und deshalb bemüht, diese Be- 
ziehungen möglichst zu entwickeln, aber im Notfall konnten sie 
darauf verzichten und brauchten sich in keinem Falle die Art und' 
die Richtung dieser Beziehungen von den Nachbarn vorschreiben 
zu lassen. 

In weitem Abstände von den Großmächten, der Bevölke- 

^) Dieselben Staaten (ohne Kolonien) nach der Größe des Territoriums 

in Tausenden qkm. 

Rußland 5452 

Österreich-Ungarn 677 

Deutsches Reich . . 540,8 

Frankreich 536,4 

Spanien 505 

Schweden 448 

Norwegen * 32S 

Großbritannien und Irland 318 

Italien 286,7 

Dänemark 145 

Rumänien 140 

Griechenland 120 

Bulgarien ! 114; 

Portugal ; Ö2 

Serbien 87,3 

Schweiz • • 41,3 

Niederlande 34 

Beigion ^^'^ 

Montenegro oRaß 

Luxemburg ni^ 

Liechtenstein ?Jr^n 

Monaco 0,0015 
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3Pungszalil nach, erschienen die 11 Mittelstaaten, die nicht weniger 
:als die Hälfte der Zahl der europäischen Staaten ausmachten. 
Es waren die übrigen europäischen Millionenstaaten, deren Be- 
völkerung zwischen 7,6 Millionen (Belgien und Rumänien) und 
2V2 Millionen (Dänemark 2,8; Norwegen 2,4) betrug. Mit Aus- 
nahme von Schweden und Norwegen bildeten diese 11 Mittel- 
staaten auch bei einer Ordnung nach dem Territorium eine ge- 
schlossene Gruppe, deren Umfang zwischen 145 000 und '30 000 
qkm betrug, in der aber deutlich drei Typen von Mittelstaaten 
zu erkennen waren: erstens der schwach bevölkerte Mittelstaat 
mit dem Territorium einer Großmacht (Schweden und Norwe- 
gen), zweitens der Mittelstaat im mittleren Umfang (Dänemark, 
Rumänien, Griechenland, Bulgarien, Portugal und Serbien) und 
drittens die dicht bevölkerten Mittelstaaten von kleinem Umfang 
(Schweiz, Holland und Belgien). 

Die Mittelstaaten, von denen nur drei einen nennenswerten 
.Kolonialbesitz ihr eigen nannten (Belgien, Holland und Portu- 
gal), waren wegen ihres beschränkten Territoriums für dieje- 
nigen Rohstoffe, die das Klima ihnen vorenthielt, und für dieje- 
nigen Mineralien, die ihnen der Boden nicht bot, auf die andern 
Staaten angewiesen. Von einer tatsächlich selbständigen Regelung 
ihrer wirtschaftlichen Beziehungen zum Auslande konnte bei 
ihnen nur zum Teil die Rede sein. 

Die Gruppe der Kleinstaaten, deren Bevölkerung nur Bruch- 
teile der Million erreichte, war nicht groß. Es waren deren nur 4, 
die zudem so heterogen erschienen, daß jedes Glied beinahe einen 
Typ für sich bildete und infolgedessen Vergleiche unter ihnen 
kaum möglidh waren. Es waren: 



? 


Zahl der 
Einwohner 


Grösse in 
qkm 


Zahl der 
Einwohner 
auf 1 qkm 


1. Montenegro altes Gebiet. 

neues « 


285 000 
150 000 


9 000 
5 000 

14 000 

2 586 
1,5 
159 


31 
29 


2. Luxemburg 

3. Monaco 

4. Liechtenstein 


435 000 

260 ÖOO 

23 000 

• 

10 700 


30 

100 

15 300 
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Unter diesen Staaten befanden sich Luxemburgs und Liech- 
tenstein als Kontinentalstaaten ohne Zugang zum Meere und 
damit zu den freien Verkehrsstraßen des Erdballes in einer wirt- 
schaftsgeographisch besonders abhängigen Lage. Während jeder 
Staat mit einer Seeküste, auch wenn er noch so klein ist, dadurch 
daß er mit allen Staaten, die ebenfalls Zugang zum Meere hahen, 
ungehindert und ohne fremde Kontrolle unmittelbar wirtschaft- 
lich verkehren kann, praktisch eine unbegrenzte Zahl von Nach- 
barstaaten besitzt, ist der auf dem Festland eingeschlossene Staat- 
von einer beschränkten Zahl von Nachba^'n umgeben, über deren 
Gebiet er erst mit der übrigen Welt in Beziehung treten kann. 
In dieser wenig beneidenswerten Lage befanden sich in Europa 
Liechtenstein mit 2, Luxemburg mit 3, die Schweiz mit 4 und 
Serbien mit 5 anstoßenden Nachbarn. Je kleiner die Zahl der 
Nachbarstaaten und damit je geringer die Möglichkeit, den einen 
Nachbar gegen die anderen auszuspielen, desto prekärer kann 
die wirtschaftliche Lage des eingeschlossenen Kleinstaates sich- 
gestalten. 

In welch großer wirtschaftlicher Abhängigkeit sich die Klein- 
staaten auf ihrem winzigen Territorium befinden, braucht nicht 
hervorgehoben zu werden. Sie wird durch die Tatsax^he illustriert, 
daß, während alle Mittelstaaten und selbst die kleinsten unter 
ihnen (der Bevölkerung nach Dänemark und Norwegen, dem. 
Territorium nach Holland imd Belgien) trotz aller Schwierig- 
keiten sich bis heute ununterbrochen als autonome Zollgebiete 
behauptet haben, umgekehrt die Kleinstaaten bis auf Montenegro 
Zollanschluß suchen mußten: Luxemburg an Deutschland, Liech- 
tenstein an Österreich und Monaico an Frankreich. 

Wenn nun Montenegro, selbst vor dem Gebietszuwachs, den 
ihm der Balkankrieg brachte, als es noch eine Bevölkerung auf- 
wies, die mit 285 000 Einwohnern kaum mehr als diejenige Lu- 
xemburgs zählte, ein autonomes Zollgebiet bilden konnte, wäh- 
rend letzteres ohne Zollanschluß nicht hätt^ bestehen können, so 
beruhte dies vor allem auf dem niedrigen Kulturstand der Mon- 
tenegriner, die ihre geringen Bedürfnisse zum größten Teil durch 
die inländische Produktion befriedigen konnten, und auf dem ge- 
birgigen Charakter Montenegros, das aller Verkehrsmittel ent- 
blößt (Montenegro besaß auf 14 000 qkm 18 km Eisenbahnen, Lu- 
xemburg auf 2586 qkm 525 km) und durch wilde Gebirgsketten^ 
von seinen Nachbarn fast hermetisch abgeschlossen, gezwungen 
war, sich selbst zu genügen. 

Die gewaltige Verschiedenheit in der Intensität des wirt- 
schaftlichen Lebens zeigt folgende Tabelle, in die zum Vergleich je- 
ein Montenegro und Luxemburg benachbarter mittlerer Konti- 
nentalstaat einbezogen wurde. 



Montenegro (altes Gebiet) 



Serbien. 



Belgien 



Jahr 



1910 



WIO 



1910 
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Einfuhr 
in Millio- 
nen Mark 



5,8 
93,5 



3501,7 



Ausfuhr 
in Millio- 
nen Mark 



2 



9i,7 



28B7,2 



Bevöl- 
kerung 



285000 



2912000 



74-23800 



Einfuhr 
in Mark 
auf den 
Kopf der 
Bevöl- 
kerung 



18.6 



82,1 

471,6 



Ausfuhr 
in Mark 
auf den 
Kopf der 
Bevöl- 
kerung 



32,5 

m\,2 



Zusam- 
men auf 
denKopf 
der Be- 
völke- 
rung 



25,6 



64.6 



857,8 



Für Luxemburg können die entsprechenden Zahlen nicht 
beigebracht werden, da der Außenhandel Luxemburgs statistisch 
nur insoweit erfaßt wurde, als er sich mit dem Zollvereinsaus- 
land d. h. im Verkehr mit Frankreich und Belgien abspielte, wo- 
gegen alle Daten -über den Verkehr Luxemburgs mit Deutsch- 
land, der naturgemäß der bedeutendere war, fehlen. 

Trotz dieser Lücken läßt sich an einigen wenigen Zahlen die 
Intensität des luxemburgischen Wirtschaftslebens deutlich nach- 
weisen. 

Es betrug 1912 die luxemburgische Ausfuhr nach Belgien 
und Frankreich an Eisenerzen 1 768 964 Tonnen im Wert von 
4 423 000 Mark; an Roheisen, Halbzeug, Stabeisen, Eisen draht 
und Eisensohienen 477 318 Tonnen im Wert von 38 337 000 Mark. 

Dieser Teil der luxemburgischen Ausfuhr nach einem Teil 
des Auslandes machte also schon allein 42,760 Millionen, d. h. 
164 Mark auf den Kopf der Bevölkerung aus. 

Diese Zahlen zeigen, daß die Zollautonomie Montenegros 
einen Ausnahmefall darstellte, daß vielmehr für die ktdturell ent- 
wickelten Kleinstaaten der Zollanschluß die Regel bildet. 

Wie die gesamte Außenpolitik einen Staates wird sich dessen 
Außenhandelspolitik, die einen hervorragenden Teil der ersteren 
bildet, im Verhältnis zu einem anderen Staat zwischen den beiden 
Extremen Freundschaft und Feindschaft bewegen, und sie wird, 
da die Zölle den wichtigsten staatlichen Eingriff in den freien 
zwischenstaatlichen Verkehr darstellen, in einem Zollbündnis, 
einem Zollvertrag oder einem Zollkrieg ihren Ausdruck finden. 

Die Bedeutung der Zollpolitik für den zwischenstaatlichan 
Verkehr ist so groß, daß durch sie die Außenpolitik maßgeblich 
beeinflußt wird. Außenpolitik und Zollpolitik müssen mit ein- 
ander harmonieren, denn sie bedingen sich gegenseitig. Ein Zoll- 
krieg zwischen zwei Staaten ist mit einer freundschaftlicheil 
Außenpolitik unvereinbar, und ebenso ist jede handelspolitische 
Annäherung zweier Staaten gebunden an die Voraussetzung einer 
politischen Freundschaft, die um so größer sein muß, je enger die 
freiwillige beiderseitige wirtschaftliche Annäherung sein vsoll. am 



Mi 
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größten im Falle der Zollunion. Es gibt viele Beispiele — man 
denke an die parallelen Wandlungen der französisch-italienischen 
politischen und wirtschaftlichen Beziehungen — , die die wechsel- 
seitige Abhängigkeit der Außen- und der Zollpolitik beweisen, wo- 
bei sich allerdings im einzelnen Fall nicht immer nachweisen 
läßt, ob die politische Freundschaft oder Feindschaft Ursache 
•oder Wirkung der handelspolitisK3hen Annäherung oder Be- 
kämpfung war. 

2ur zoll politischen Annäherung zweier Staaten gehört zu- 
nächst der Abbau etwaiger Kampf- und Schutzzölle, dann die Ein- 
räumung von Vorzugszöllen, womit meist noch andere wirtschaft- 
liche Vereinbarungen einhergehen, wie Einrichtung und Ausbau 
neuer Verkehrswege (Bahnen, Wasserstraßen, Fähren, Dampfer- 
linien usw.), Vorzugstarife auf den Land- und Wasserwegen, 
gegenseitige konsularische Dienstleistungen, gegenseitige Anpas- 
sung des Geldwesens, der Patentgesetze usw. In all disen Ent- 
wicklungsstufen des Zollbündnisses wahrt jeder Teilnehaner seine 
volle Souveränität. 

Prinzipiell anders geartet ist der Charakter der engsten 
Zollverbindung, der Zollunion, die als Vereinigung einer grö- 
ßeren Anzahl von Teilnehmern den in der Geschichte berühmt ge- 
wordenen Namen des Zollvereins trägt. Hier liegt eine zoUpoli- 
tiische Verschmelzung mehrerer selbständiger Staaten, die Ver- 
einigung ihrer Gebiete zu einer zollpolitischen Einheit den 
übrigen Staaten gegenüber und damit die Preisgabe gewisser 
Hoheitsrechte vor. 

Eine Zollunion bringt vier einschneidende Wirkungen 
mit sich: 

I. Die sofortige und am meisten in die Augen springende 
Wirkung ist die Beseitigung der bisherigen Zollschranken zwi- 
schen den Vereinsstaaten, so daß zwischen ihnen wie zwischen 
den Provinzen eines Staates der Freihandel eintritt, und die Zoll- 
linien an die Außenseite des gemeinsamen Zollgebietes verlegt 
werden. Schon die Beseitigung bisheriger Zollmauern zwischen 
den Vereinsstaaten pflegt wirtschaftliche Schwierigkeiten infolge 
der Verschiebung der Verhältnisse hervorzurufen. Während aber 
diejenigen Interessenten, denen die Neuordnung Vorteile bringt, 
möglichst wenig Aufsehens davon machen, ertönt laut der Chor 
derjenigen, die bisher von den beseitigten Zöllen profitierten und 
nun nicht nur ihren Ruin, sondern meist in rascher Identifizie- 
rung ihres Wohles mit demjenigen der Gesamtheit auch den Ruin 
des Staates zu Gunsten des Auslandes prophezeien. 

•I^m solchen Klagen vorzubeugen, geschieht manchmal der 
Abbau einzelner der durch die Zollunion zu Binnenzöllen gewor- 
denen Abgaben nur allmählich, so daß die Union erst nach einer 
Übergangszeit völlig verwirklicht erscheint. So durfte nach der 
Errichtung der australischen Zollunion Westaustralien noch 
eine Zeit lang Zölle auf die Einfuhr aus den australisc^hen Bun- 
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" deren gegenüber alsoinen ülocK auttreten, so Kann doch der Jf'all ■ 
eintreten, idaß ein Vereinsstaat, der empfindliche RetorsionsmaB- 
regeln eines Driltsfaates infolge des Überganges zum Vereinstarif 
befürchtet, sich als Ausnahme des Prinzips des gemeinsamen 
Zolltarifs Reservate, zumeist als befristete Übergangsmaßnahme 
gedacht, ausbedingt, etwa des Inhalts, daß er, abweichend vom 
Vereinstarif, eine gewia«e für ihn und nur für ihn bestimmte 
Ausfuhr eines Drittstaates unter mäßigeren Sätzen hereinläßt, 
damit dieser einzelnen seiner Erzeugnisse bei der Ausfuhr el^eii- 
falls eine Zollvergünstigung gewährt bezw. erhält. Als Beispiel 
solcher Reservate sei die beim Zollanschluß Luxemburgs an den 
Zollverein von Luxemburg ausbedungene freie Ausfuhr des Roh- 
eisens und des Ei.senerzes naT-h Belgien zwecks Erhaltung des 
von Belgien zu Gnn.sten Luxemburgs erlassenen Zolivergünsli- 
gungsgesetzes von 1839. 
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Die Vereinheitlichung des Zolltarifs ist nur ein kleiner Teil 
des großen Komplexes legislativer und administrativer Vprschrif- 
ien und Einrichtungen, die in einer Zollunion vereinheitlicht 
werden müssen. Der Methoden zur Erzielung dieser Vereinheit- 
lii'hung gibt es mehrere. Wenn ich sie nach dem Maße ordne, in 
dem die Vereinheitlichung von Zollgesetzgebung und Zollverwal- 
tung die Selbständigkeit der beteiligten Staaten einschränkt, so 
erscheint als Verfahren, das die Souveränität unberührt läßt, 
zunächst dasjenige, wonach die Übereinstimmung lediglich auf 
dem Wege der Verhandlungen, des freien Ausgleiches stattfindet, 
so daß bei jeder zollgesetzlichen oder zolladministrativen Änxie- 
rung die Übereinstimmung durch neue Verhandlungen erzielt 
werden muß. Hierbei ist es an sich gleichgültig, ob, wie in Öster- 
reich-Ungarn, das kein gemeinsames Organ für sein Zoll- und 
Handelsbündnis besaß, die Verhandlungen als diplomatische von 
Regierung zu Regierung gepflogen werden, oder ob dafür eine 
Zusammenkunft der Bevollmächtigten der Vereinsstaaten, wie die 
Generalkonferenzen des Zollvereins, geschaffen wird, die ihre 
Beschlüsse nach dem Grundsatz der Einstimmigkeit faßt. 

Eingeschränkt wird die Souveränität der Vereinsstaaten, 
wenn der Verein ein Organ besitzt, dessen Majoritätsbeschlüsse 
in Bezug auf Zollgesetzgebung und Zollverwaltung für alle Mit- 
glieder bindend sind. Ein solches Organ erhielt der Zollverein 
1867 nach der Gründung des Norddeutschen Bundes im Zoll- 
bundesrat und im Zollparlament. Solches ist eigentlich nur 
zwischen Staaten möglich, die in ein engeres politisches Verhält- 
nis zu einander treten, besonders in einem Bundesstaat oder in 
einem zumindest im Werden begriffenen Bundesstaat. 

Im Fall des Zollanschlusses eines kleinen Staates an einen 
größeren wird die Vereinheitlichung von Zollgesetzgebung und 
Zollverwaltung meist so hergestellt, daß der kleinere Staat die 
Zollgesetze und Zolleinrichtungen des größeren rezipiert. In 
dieser Lage befand sich Luxemburg bei seinem Anschluß an den 
Zolherein Preußen gegenüber. 

Am einschneidendsten ist die Beeinträchtigung der Souverä- 
nität wenigstens eines Mitgliedes im Interesse der Vereinheit- 
lichung, wenn der eine Staat nic^ht bloß den anderen zur An- 
nahme seiner Zollgesetze und zur Anpassung an seine Zollver- 
waltung veranlaßt, sondern überhaupt die Zollverwaltung auf dem 
Gebiete des anderen übernimmt. Das ist das Verhältnis in der, 
Zollunion Monacos mit Frankreich und Liechtensteins mit Öster- 
reich. 

\\\. Erhebung der Zölle für gemeinsame Rechnung des 
Vere^ins nnd Verfeüung der Zolleinkünfte nach einem uereinhar- 
ten Schlüssel unter die Vereinsstaaten. 

Die Schwierigkeit liegt in der Wahl eines gerechten Vertei- 
lungsmodus. Theoretisch sollte die Verteilung nach dem Verhält- 
nis des Verbrauches der respektiven Bevölkerung der Vereins- 
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Staaten an zollpflichtigen Waren erfolgen. Da dieser Konsum 
aber praktisch nicht meßbar ist, werden andere, weniger genaue^ 
aber dafür praktisch leichter anwendbare Mittel benutzt. Solche 
sind : 

1. Die Verteilung nach vertraglich festgesetzten festen Ver- 
iältniszahlen, wie die Verteilung nach Prozenten und nach der" 
Größe des Territoriums. Letzterer, scheinbar zweckmäßige 
Schlüssel würde eine Benachteiligung der dichtbevölkerten, wirt- 
schaftlich hochstehenden Staaten von geringem Umfang, beson- 
ders der Stadtstaaten zu Gunsten der bevölkerungsarmen, wenig 
entwickelten, großräumigen Staaten, im allgemeinen eine Bevor- 
zugung des Agrarstaates vor dem Handels- und Industriestaat 
bedeuten. 

2. Die Verteilung nach einem variablen Schlüssel. Das be- 
kannteste Beistpiel ist die im, deutschen Zollverein eingeführte 
Verteilung nach der von allen Vereinsstaaten durch Volkszäh- 
lungen in regelmäßigen dreijährigen Perioden ermittelten Be- 
völkerungsziffer. Dieser Modus setzt, soll er gerecht sein, eine 
gleichmäßige Konsumkraft iii den Verekisstaaten voraus. Des- 
halb bildete die geringe Konsumkraft des um das Jahr 1840 wirt- 
schaftlich noch wenig entwickelten Großherzogtums Luxemburg 
einen Einwand gegen dessen Teilnahme an den Einkünften des 
Zollvereins nach der Kopfzahl der Bevölkerung. 

3. Endlich wäre noch ein System denkbar, bei welchem jeder 
Vereinsstaat die Zölle behält, die er einnimmt. Nach diesem 
Modus werden die Zolleinnahmen zwischen den beiden Teile« der 
österreichisch-ungarischen Monarchie geteilt. Er gilt auch für 
den Weltpostverein. 

Dieses System begünstigt die Staaten, die an der Peripherie 
der Zollunion liegen, besonders die Seestaaten, dann diejenigen, 
die die Mündung eines Systems von Wasserstraßen und über- 
haupt die Hauptverbindungen mit dem Zollausland beherrschen, 
und ferner diejenigen Staaten, die dem Ausland gegenüber eine 
langgestreckte Grenze mit geringer Tiefe des Territoriums besitzen 
im Gegensatz zu den massiv geformten, im Verhältnis zu ihrer 
Größe nur mit wenig Grenzen nach dem Zollausland zu ausge- 
statteten Staaten. Dieser Verteilungsmodus ist überhaupt ausge- 
schlossen, sobald die Zollunion Glieder aufweist, die keine Zoll- 
auslandsgrenzen besitzen. , 

Selten wird eines der erwähnten Verteilungsprinzipien in 
voller Reinheit durchgeführt. So hatte der deutsche Zollverein 
zwar das Prinzip der Verteilung nach der Bevölkerungsziffer 
aufgekellt, gewährte aber dennoch manchem Teilnehmer, ein 
Präzipuum, d. h. eine Vorauszahlung, die diesem von vornherein 
aus den Zolleinkünften gewährt wurde, worauf erst die Vertei- 
lung des Restes nach Maßgabe der Bevölkerungszahl unter allen 
Beteiligten erfolgte. Solche Präzipuen besaßen Hannover, Olden- 
burg und Frankfurt. Letzterer Stadt wurde 1836 bei ihrem 
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Beitritt zum Zollverein ein höherer Anteil an den ZoUeinnahineD- 
zugestanden, indem sie 4'V5 Gulden für den Kopf der städtischen 
und 1 Gulden für den Kopf der ländlichen Bevölkerung, d. h. ein 
mehrfaches der Einnahme erhalten sollte, die ihr bei der Vertei- 
lung nach der Bevölkerungszahl zugefallen wäre. Bei der Reor- 
ganisation des Zollvereins wurden 1867 alle Präzipuen abge- 
schafft. 

über die Zweckmäßigkeit solcher Vorrechte urteilt W. Weber 
in seiner Geschichte des Zollvereins (Seite 191): ^Eine Wahrheit 
prägen die zahlreichen über die Besteuerung des Weins und 
Branntweins im Jahre 1840^) gewechselten Schriften und Gegen- 
schriften dem unparteiischen Leser ganz unverkennbar ein, daß 
nämlich bei einer Vereinigung mehrerer Staaten zu einem gemein- 
schaftlichen Zollsystem die Gewährung eines Präzipuums für 
einqn einzelnen Staat bei der Verteilung der gemeinschaftlichen 
Revenuen eine dem Prinzip eines Zollvereins durchaus wider- 
sprechende Einrichtung sei. Es ist vollkommen unmöglich, die 
aus einer solchen Verbindung für die einzelnen Teilnehmer her- 
vorgehenden Vorteile §anz genau abzuwägen; sie können bei der 
Verschiedenheit politischer, sozialer und wirtschaftlicher Zu- 
stände wieder an und für sich gleich sein, noch auch längere- Zeit 
dieselben bleiben, müssen vielmehr in längeren Perioden einem 
fortwährenden Wechsel iinterliegen. Selbst wo sich gewisse Un- 
terschiede einigermaßen rechnungsmäßig darstellen lassen, muß 
jeder Versuch, dieselben bei einzelnen Gegenständen einer sepa- 
raten Berechnung zu unterstellen, zu schlimmen Konsequenzen 
füftren. Er trägt entweder den Keim einer Auflösung des Vereins 
an sich, oder ruft einen Antagonismus hervor, der gegenseitiges 
Vertrauen und allmähliche Annäherung und Verschmelzung der 
Interessen, die doch das Ziel eines solchen Vereins sind, aufhebt. 
So wie man bei einem Besteuerungsartikel die* Gleichheit der 
Vorteilung aufhebt, erlangt jeder Teilnehmer das Recht, für jeden 
anderen Artikel, bei welchem er dadurch für sich einen Vorteil 
zu erzielen hofft, dasselbe zu fordern. Daß dies zur Aufhebung 
dos Vereins führen müsse, ist klar.» 

IV. Beseitigung der Unterschiede in der indirekten Besteue- 
rung durch staatliche Monopole und Verbrauchsabgaben. 

Bestehen solche Steuern in einem Vereinsstaat, so hat die 
Herstellung der Zollunion zur Voraussetzung^ 

a) Entweder, daß dieser Staat die betreffenden Steuern ab- 
schafft, was mit Rücksicht auf die Finanzen meist nicht angängig 
erscheint. 

b) Oder, daß die anderen Vereinsstaaten dieselben Monopole^ 
und Abgaben einführen, was finanziell meist nicht unerwünscht 

*)«.Bei den Verhandlungen über die erste Erneuerung der Zollvereins- 
verträge hatte die preußische Regierung anfänglich die Erlangung eines Prä- 
zipuums beim Weinzoll und bei der Branntweinsteuer angestrebt. 
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erscheint, dem aber häufig gewerbliche und soziale Bedeaken. 
gegenüber stehen. 

cj Oder, daß die aus den anderen Vereinsländern stammen- 
den Waren bei ihrem Eintritt in dasjenige Vereinsland, das diese^ 
Steuern erhebt, ähnlich wie Güter, die aus dem Zollausland ein- 
geführt werden, in Form einer ausgleichenden Übergangsabgabe 
zur Besteuerung herangezogen werden. Damit lebt aber eine- 
Zwischenzollinie zwischen den Vereinsstaaten wieder auf, und 
ein Hauptvorteil der Zollunion geht, wenngleich lediglich Finanz- 
und keine Schutzzölle dabei erhoben werden, wieder verloren. 
Dazu kommt, daß eine solche Linie, wenn sie eine effektive Be- 
wachung erfordert, Kosten verursacht, die nur erträglich sind, 
wenn sie bedeutend größere Einnahmen zeitigen. Beschränkt 
sich daher die Zollinie auf die Erhebung einer einzelnen oder 
weniger Übergangsabgaben, so müssen diese der Rentabilität 
wegen sehr hoch sein. In jedem Fall ruft eine Zwischenzollinie 
innerhalb einer Zollunion sofort das Bestreben hervor, entweder 
die Übergangsabgabe abzuschaffen oder der Linie durch die Er- 
hebung weiterer Abgaben eine größere Existenzberechtigung und 
Rentabilität zu verleihen. Demnach können solche Übergangs- 
abgaben nur einem Übergangszustand, etwa bei der Gründung 
eines Zollvereins, entspringen, oder sie bedeuten den ersten 
Schritt zu dessen Auflösung. 

Dies sind die unmittelbaren, sofort wahrnehmbaren wirt- 
schaftlichen Erscheinungen einer Zollunion. Daneben zeitigt diese- 
aber noch mittelbare, anders geartete, aber nicht minder bedeut- 
same Folgen, wenn diese oft auch erst nach einiger Zeit zu er- 
kennen sind. Denn die Tragweite einer Zolhmion geht weit über 
dessen immittelbares wirtschaftliches Ziel hinaus: sie berührt vor 
allem die staatlichen Finanzen, meist auch das Geldwesen und die- 
Verkehrspolitik der Vereinsstaaten, die wirtschaftliche und die 
soziale Gesetzgebung, und nicht zuletzt auch das politische Leben. 

Die Herstellung ' und die Auflösung einer Zollunion bezw. 
eines Zollanschlusses ist meist mehr ein politisches als ein wirt- 
schaftliches Problem. Das war insbesondere der Fall, als Luxem- 
burg 1842 in den Zollverein eintrat und als es Ende 1918 den 
Zollanschluß mit Deutschland löste. 

Die zuletzt erwähnten Folgen einer Zollunion sind allerdings 
nicht unwesentlich verschieden, je nachdem der Zollverein zu- 
stande kommt zwischen gleichmächtigen Staaten, die auf dem 
Fuße der Gleichberechtigung mit einander abschlitßen, oder zwi- 
schen Staaten von ungleicher Bedeutung, wobei sich der schwä- 
chere Teil in den Zollschutz des stärkeren begibt. 

Zwischen gleichmächtigen Staaten sind die Hindernisse, die 
einer Zollunion im Wege stehen, mehr wirtschaftlicher, zwisfßien 
Staaten ungleicher Stärke mehr politischer Natnr. 

Soll zwischen gleichmächtigen Staaten eine Zollunion ge- 
bildet werden, so ist die Aufstellung des gemeinsamen Zolltarifs- 
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die Hauptschwierigkeit. Bedenkt man, welclie Kämpfe das Zu- 
standekommen eines Zolltarifs in einem einzigen Staat zwischen 
Industrie und Landwirtschaft, zwischen der Rohstoffe produzie- 
renden und der, weiterverarbeitenden Industrie, zwischen den 
Konsumenten und den agrarischen und gewerblichen Produzen- 
ten begleiten, wieviel schwieriger ist ein solcher Ausgleich, wenn 
Interessentenkreise aus verschiedenen Staaten an einander ge- 
raten. Das Ergebnis kann nur ein Kompromis aus Kompro- 
missen sein. 

Das Problem ist schwer, aber nicht unlösbai. Der deutsche 
Zollverein mit seinen vielen großen und kleinen Vereinsstaaten, 
seinen agrarischen und industriellen Ländern, seinen Seestaaten 
und Landstaaten, seiner Großmacht und seinen Stadtstaaten, Mo- 
narchien und Republiken und auch die österreichisch-ungarische 
Zollunion beweisen es. Nachdem erst 1850 die Zollgrenze zwi- 
-schen beiden Teilen der Donau-Monarchie beseitigt worden war, 
vereinigten sich beide Staaten im Ausgleich von 1867 zu einer 
Realunion, die auch ein Zoll- und Handelsbündnis, d. h. eine 
Zollunion auf dem Fuße der Gleichberechtigung einschloß. Das 
Bündnis war zunächst auf 10 Jahre abgeschlossen und wurde 
seitdem mehrmals erneuert. Unter der ursprünglichen Bezeich- 
nung «österreichisch-ungarisches Zollgebiet», die später in «Ver- 
tragszollgebiet der beiden Staaten der ö.-u. Monarchie» abge- 
ändert wurde, wurde ein einheitliches Zollgebiet mit gemein- 
-samer Handelsflagge und ohne Zwischenzollinien geschaffen, 
das die im Reichsrat vertretenen Königreiche und Länder (Oster- 
xeich), die Länder der ungarischen Krone, Bosnien und die 
Herzegowina und das Fürstentum Liechtenstein umfaßte. Das 
ganze war aber kein Zollbund, denn jeder der beiden Staaten 
hatte seine eigenen Zollgesetze und Zollverordnungen, aber diese 
wurden in Übereinstimmung gebracht und durften ohne gegen- 
seitiges Einvernehmen nicht abgeändert werden. Jeder Staat be- 
saß seine eigene Zollverwaltung, die sich gegenseitig durch In- 
spektoren, die Einsicht in die Geschäfte der jenseitigen Zollbe- 
hörde nahmen, überwachten. Der Reinertrag der Zölle diente zur 
Deckung der gemeinsamen Ausgaben der Monarchie. 

Eine Zollunion auf dem Fuße der Gleichberechtigung kann 
auch zwischen kleineren Staaten gebildet werden, sofern solchem 
Streben nicht von mächtigen Nachbarn ein Ende bereitet wird. 
So scheiterte 1905 eine bulgarisch-serbische Zollunion am Wider- 
spruch Österi^ich-Ungarns. 

Ist nun zwischen Staaten von annähernd gleicher politischer 
und wirtschaftlicher Kraft eine Zollunion entstanden, so gilt es 
diese Errungenschaft bei Ablauf der. Vertragsdauer zu erhalten, 
was oft ebenso schwer ist als die Gründung. Denn diese, dif 
häufig unter der Ägide höherer Ziele, besonders einer politischer 
Vereinigung erfolgt, kann ein Festtag sein, auf den der nüchterne 
_Alltag folgt, an dem die feindlichen Interessen der mit der Zoll 
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•^nion Zufriedenea und Unzufriedenen mit Wucht aufeinander 
platzen. Solciie kritische Tage sind vot allem aus der Geschichtö 
des deutschen Zollvereins und des österreichisch-ungarischen. 
Ausgleichs, die allen schlimmen Prophezeiungen zum Trotz 
immer wieder erneuert wurden, aber auch aus der aufgelösten 
schwedisch-norwegischen Zollunion genügend bekannt. Zwischen 
diesen letzteren Staaten bestand eine Personalunion und seit 1874 
eine Zollunion, die infolge des Gegensatzes zwischen dem frei- 
iiändlerischen Norwegen und dem schutzzöllnerischen Schweden 
1890 gelöst wurde. Darauf folgte 15 Jahre später die volle poli- 
tische Trennung beider Staaten. 

Um die gewaltigen .Widerstände gegen die Bildung und die 
Erneuerung einer Zollunion zu überwinden, muß der Gedanke 
der Zollvereinigung aus anderen Wurzeln als der der bloßen wirt- 
schaftlichen Zweckmäßigkeit, sei es aus der Gemeinsamkeit der 
Abstammung, der Sprache, des Monarchen, sei es aus einem poli- 
tischen Zwang und Druck, seine Kraft schöpfen. Zwischen feind- 
Jichen Staaten ist eine Zollunion, die nicht einer Vergewaltigung 
entspringt, undenkbar, und eine erzwungene Zollunion hat, wie 
die napoleonische Kontinentalsperre, die eine Art Zollunion Eu- 
ropas gegen England, obgleich sie die Zwischenzollinien zwischen 
den Beteiligten bestehen ließ, sein sollte, nur beschränkte. Dauer. 
Die Handelspolitik der europäischen Mittel- und Kleinstaaten 
wird durch ihre Abhängigkeit von der Politik der benachbarten 
^Großstaaten charakterisiert. Diese sind seit ungefähr 1880, mit 
Ausnahme Englands, in der Absicht, sich auf Grund ihrer ausge- 
dehnten durch Kolonialbesitz ergänzten Territorien zu in agra- 
rischer und industrieller Hinsicht selbst genügenden, unab- 
hängigen Wirtschaftsgebieten zu entwickeln, zum Protektionis- 
mus übergegangen. Den Mittel- und Kleinstaaten blieb eine solche 
Politik wegen ihres beschränkten Territoriums und ihrer geringen 
Bevölkerung verschlossen. Sie verharrten deshalb in der Haupt- 
sache beim Freihandel, so Belgien, Holland und Dänemark, und 
wenn sie zum Schutzzoll griffen, so geschah dies nur notge- 
drungen und lediglich zur Abwehr gegen die von den benach- 
barten Großstaaten errichteten Zollmauern, so die Schweiz 1902 
gegenüber dem deutschen und dem österreichischen Schutz- 
zolltarif. 

Die großen Schwierigkeiten, die eine selbständige Außen- 
handelspolitik für die auf die Wirtschaft ihrer Nachbarn so sehr 
angewiesenen kleinen Staaten bietet, läßt bei diesen leicht den 
Gedanken der Zollunion mit den mächtigeren Nachbarn aufkom- 
men, dessen Auswirkung aber durch die Befürchtung der Beein- 
trächtigung ihrer politischen und wirtschaftlichen ' Unabhängig- 
keit durch eine solche Verbindung gehemmt wird. 

Zwischen einem Groß- und einem Kleinstaat hat eine Zoll- 
union stets politische und wirtschaftliche Abhängigkeit des letz- 
tleren vom ersteren zur Folge, eine Erscheinung, die allerdings? 

2 
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gemildert werden kann, wenn die Union, wie der deutsche Zoll- 
verein zwischen einem Großstaat und einer großen Zahl von. 
Kleinstaaten geschlossen wird, die, wenn sie sich zusammen- 
schließen, sehr wohl das natürliche Übergewicht des ersteren pa- 
ralysieren können. Im Zollverein war bis 1867 die Unabhängig- 
keit der Kleinstaaten gegenüber der Großmacht Preußen durch 
den Grundsatz der Einstimmigkeit bei allen Beschlüssen des Zoll- 
vereins, der jedem stimmführenden Mitglied praktisch ein Veto- 
recht verlieh^ wirksam gesichert. 

Der mit einem Großstaat zollpolitisch verbundene Kleinstaat 
hat um so mehr mit einseitigen wirtschaftlichen Folgen und mit 
einer Gefährdung seiner Unabhängigkeit zu rechnen, als ja die* 
Wirkungen der Zollunion nicht auf das Gebiet der Zollverwal- 
tung beschränkt bleiben, sondern vor allem auch das Finanz- 
wesen, den Verkehr und die ganze wirtschaftliche und soziale 
Gesetzgebung berühren. Dazu kommt dann, daß eine Zollunion 
zwischen einem Groß- und einem Kleinstaat nicht nach dem. 
Grundsatz der Gleichberechtigung beider Kontrahenten abge- 
schlossen zu werden pflegt, der Großstaat sich vielmehr zumindest. 
in den entscheidenden Fragen, wie in der Festsetzung des ge- 
meinsamen Zolltarifs, die Führung vorbehält. Auch in der Zoll- 
verw^altung strebt der Mächtigere die Vereinheitlichung, natür- 
lich auf der Grundlage seiner Einrichtungen an. Damit verbindet 
er 'meist die Forderung einer Kontrolle der Zollverwaltung des 
Schwächeren, -vielleicht sogar die Forderung der Übernahme der 
Zollverwaltung auf dem fremden Territorium unter Gewährung 
praktisch harmloser, meist äußerlicher Konzessionen an die 
Hoheitsrechte des schw^ächeren Partners. 

Dieses in verschiedenen Abstufungen mögliche Zollunions- 
verhältnis läuft auf eine mehr oder minder große Abhängigkeit 
des^ schw^ächeren Teiles hinaus. Hier wird aus der Zollunion ein 
Zollanschluß: der Kleinstaat läßt sich in das Zollgebiet des mäch- 
tigeren Nachbarn einbeziehen und unterwirft sich für Gegenwart 
und Zukunft seiner Zollpolitik, seinen Zollgesetzen und seiner 
Zollverw^altung.O 

Im folgenden ist unter Zollanschluß eine derartige Verbindung zweier 
Staaten zu verstehen. 

Eine andere Bedeutung des Ausdruckes Zollanschluß bezieht sich auf 
den Vergleich von Zollgebiet und Staatsgebiet. Wenn beide Gebiete nicht 
übereinstimmen, so kann es geben: 

1. Zollanschlüsse in der Gestalt fremden Staatsgebietes, das dem eigenen 
Zollgebiet angeschlossen wird. 

2. Zollausschlüsse, d. h. eigenes Staatsgebiet, das entweder aus Gründen 
der geographischen Lage an fremdes Zollgebiet angeschlossen oder aus han- 
delspolitischen Gründen nur aus dem eigenen Zollgebiet ausgeschlossen. 
d. h. als Zollausland betrachet wird. Zu den letzteren gehören vor allem die- 
Freihafengebiete. 

So sind die von Bayern umschlossenen ö.^terreichischeii Gemeinden 

Jungholz und Mittelberg Zollausschlüsse des öster.-ungar. Zollgebietes und 

Zollanschlüsse des Deutschen Reiches. Ebenso war Luxemburg Zollanschluß^ 

des Deutschen Reiches. 
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Für die Herstellung eines Zollanschlusses liegen die Hinder- 
nisse nicht so sehr auf wirtschaftlichem Gebiet, denn der Klein- 
staat beseitigt solche dadurch, daß er sich dem Gegenkontrahenten 
Wirtschaftlich auf Gedeih und Verderb ausliefert und auf die 
Geltendmachung seiner Sonder-lnteressen in der Zollgemein- 
schaft verzichtet. Dafür taucht die poKtische Schwierigkeit in der 
Sorge für die Wahrung der politischen Selbständigkeit auf, die 
um so berechtigter ist, als der Kleinstaat unter solchen Umstän- 
den nicht bloß seine Volkswirtschaft, sondern zum Teil auch seine 
Finanzen, ^ein Geld- und Verkehrswesen einem stärkeren Staate 
ausliefert. Auf die Bedeutung des Zolltarifs, auf dessen Gestal- 
tung dem Kleinstaat bei einem Zollanschluß meist keine Einwir- 
kung zugestanden wird, für die Staatsfinanzen in der Aera des 
Protektionismus braucht nicht 'besonders hingewiesen zu werden. 
In den dem Schutzzoll huldigenden englischen Selbstverwal- 
tungskolonien sind die Zölle der Hauptposten der Staatseinnah- 
men (in Australien etwa Va der Gesamteinnahmen), übrigens ein 
Grund für das Scheitern der großbritischen Zollunion, da die Ko- 
lonien die Schutzzölle als Haupteinnahmequelle nicht preisgeben 
wollten. 

Auch ist das wirtschaftliche Verhältnis und die durch dieses 
bewirkte politische Annäherung beim Zollanschluß kein stabiler 
Zustand, sondern ein Verhältnis, das sich, ähnlich demjenigen 
zweier Firmen, die durch eine Interessengemeinschaft verbunden 
werden, im Laufe der Zeit unabwendbar zu günsten des Stär- 
keren verschiebt. Es gibt eine fast naturnotwendige Entwicklung 
des Zollanschlusses: die anfängliche ZoUgemeinschaft entwickelt 
sich allmählich zur W irtschaftsgemeinschaft mit der staatlichen 
Gemeinschaft, d. h. der politischen Arsorption des Schwachen 
durch den Starken bei günstiger Gelegenheit im Hintergrund, 

Aus diesem Grunde hat der Zollanschluß eines kleineren 
Staates an einen größeren allseitig politische Widerstände zu 
überwinden, und zwar durchaus nicht bloß wiegen der Befürch- 
tungen des schwächeren Teiles um seine Selbständigkeit, sondern 
auch wegen der durch den Zollanschluß bewirkten Vergrößerung 
des politischen Einflusses und der wirtschaftlichen Macht des 
stärkeren Teiles, dem seine Nachbarn diesen Zuwachs nicht gön- 
nen. Dieser letztere Gesichtspunkt spielte in dem 1840/41 geplan- 
ten Zollanschluß Belgiens an Frankreich eine Hauptrolle. Der 
Versuch, diese Zollunion herzustellen, scheiterte einerseits an dem 
Widerstand der die belgische Konkurrenz fürchtenden franzö- 
sischen Industriellen und anderseits an Englands Einspruch, das 
eine solche Zollunion als mit der Neutralität Belgiens unverein- 
bar erklärte, in Wirklichkeit den Franzosen Belgien wirtschaft- 
lich und damit auch politisch nicht ausliefern wollte. England 
hatte nicht 22 Jahre lang mit einer kurzen Atempause ununter- 
brochen gekämpft, um Ludwig Philipp hinterher im Frieden 
Antwerpen auszuliefern, und nicht mit Unrecht sollte Napoleon 
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auf St. Helena ausgerufen haJ)en: G'est pour Anvers que je suis 
ici! Diesem englischen Veto, das den Zollanschluß Belgiens an 
Frankreich zu Fall brachte, war der König der Franzosen, der 
von den Mächten der Heiligen Allianz vom ersten Tage an befeh- 
det wurde, und dessen einzig möglicher Verbündeter daher Eng- 
land war, ebenso machtlos, wie gegenüber dem Einspruch der 
großindustriellen Bourgeoisie, die von dem in Frankreich tradi- 
tionell gewordenen industriellen Protektionismus unter keinen 
Umständen ablassen wollte. 

Typisch für die entgegengesetzten Bestrebungen bei dem Zolh- 
anschluß eines kleineren Staates an einen mächtigeren sind auch 
die Erklärungen Frankreichs und Belgiens in den über diesen. 
Zollanschlußplan gepflogenen Verhandlungen. 

Belgien erklärteam Mai 1840: »«Le traite devra avoir un ca-^ 
ractere essentiellement commercial .... Pour cette raison, U 
serait impossible de placer des douaniers frangais sur les fron- 
tieres du nord et de Test de la Belgique» und gab sehjem Ge- 
sandten in Paris im November 1840 die Instruktion: «II est in- 
dispensable de donner au traite un caractere commercial et d'en 
eloigner . toute clause qui serait d'une nature administrative.» In 
einer Instruktion vom Januar 1841 hieß es sogar: «II est devenu 
impossible, dans la Position actuelle de la grande politique de 
l'Europe, de faire autre chose avec la France qu'un traite dif- 
ferentiel. II faut une ligne de douanes entre les deux pays; il 
fäut au reste de l'Europe une preuve palpable qu'il n'y a pas 
d'incorporation. » 

Dem gegenüber führten die französischen Minister im Verlauf 
der entscheidenden Besprechungen des Jahres 1841 nach offi- 
-zieller Darstellung aus: «Dans une union douaniere tous les 
avantages materiels sont pour la Belgique; tous les sacrifices sont 
du cöte de la France. Ges sacrifices sont grands, immenses; 
l'union douaniere n'offre ä la France qu'une seule compensation, 
c'est Faccroissement de son influence politique. Pour que la 
France sacrifie son Industrie ä l'industrie d'un peuple voisin, 
raccroissement politique ne saurait etre mysterieux, volle, enig- 
matique; cet accroissement d'influence doit devenir palpable, evi- 
dent et eclatant pour tout le monde: il doit f rapper tous les re- 
gards. La France ne peut pas d'ailleurs confier ä une autre na- 
tion les interets de son tresor et le soin de veiller au sort de ses 
industries; ce serait une abdication de sa souveralnete. Des lors 
l'union douaniere n'est possible qu'autant qu'au gouvernement 
frangais apt)artienne le pouvoir executif tout entier en matiere 
de douanes. Le pouvoir executif, c'est le droit de prescrire, de 
Commander, de defendre, le droit de nommer, de revoquer etc. A 
toutes autres conditions, l'union douaniere est impraticable, im- 
possible.»^) 



^) Zitiert nach Waentig, Die Grundfrage der belgischen Volkswirtschaft 
(Jahrb. für Nat.-Ök. und Stat. 1017). 
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Es gibt keinen europäischen Mittel- oder' Kleinstaat, der nicht 
schon in irgendwelche Zollanschliißpläne einbezogen worden 
wäre. So wurde der Anschluß Belgiens an Frankreich, Hollands 
an Deutschland, eine Zollunion Belgiens mit Holland betrieben, 
und auch die Schweiz wurde häufig als Bindeglied ihrer 4 be- 
nachbarten Großstaaten , in solche Kombinationen einbezogen, ' 
hat es aber in der Sorge um die- peinliche Wahrung der Neutra- 
litätspflichten bisher stets abgelehnt, sich in irgend eine derartige 
Verbindung mit einem oder mehreren Großstaaten einzulajssen. 
Selbst die politisch ziemlich harmlose Zugehörigkeit der Schweiz 
zur lateinischen Münzunion hat unter diesem Gesichtswinkel in 
der Schweiz ihre Gegner gefunden. 

Der Zollanschlüsse gab es in der neuesten Zeit, d. h. bis 
Ende des Jahres 1918 in Europa drei. Sie betrafen Monaco, 
Liechtenstein und Luxemburg. Wenn ich nun dazu übergehe, die 
drei Anschlüsse in ihren Hauptzügen mit einander zu vergleichen, 
so dürfen die erheblichen Unterschiede zwischen diesen drei 
Staaten nicht. aus dem Auge verloren gehen. Denn während 
Luxemburg trotz seines geringen Umfanges ein Staat mit völlig 
augebauten Organen ist, der immerhin etwas mehr als eine 
Viertelmillion Einwohner zählt, weist Monaco nur 23 000 und 
Liechtenstein gar nur 10 700 Einwohner auf, und während 
Luxemburg an die 2600 qkm umfaßt, hat Liechtenstein deren 
nur 160 und Monaco bloß IV2. Monaco besteht überhaupt nur 
aus einer Kleinstadt und Liechtenstein aus etwa einem Dutzend 
Dörfern, zu denen auch die Hauptstadt Vaduz mit ca. 1000 Ein- 
wohnern gehört. 

Nach der Abtretung Nizzas an Frankreich (1860) war das 
Fürstentum Monaco, das bisher zwischen Frankreich und Sar- 
dinien gelegen hatte, durch die Verschiebung der Grenze zwischen 
diesen beiden Staaten nach Osten hin eine französische Enklave 
geworden. Die Folge war ein Vertrag, der 1865 zwischen Frank- 
reich und Monaco eine Zollunion unter folgenden Bedingungen 
schuf. 

Monaco wird in das französische Zollgebiet einbezogen; die 
Zölle uAd die Schiffahrtsabgaben werden nach den französischen 
Tarifen von französischen Behörden und für französische 
Rechnung gegen eine jährliche Entschädigung an den Fürsten von 
20 000 Fr. erhoben. Sollten die Zolleinnahmen in Monaco 20 000 
Fr. übersteigen, so fällt der Überschuß nach Abzug von 25 Vo für 
Erhebungskosten dem Fürsten zu. 

1900 ist diese finanzielle Abmachung geändert worden. Bis 
zu 15 000 Fr. dienen die Zolleinnahmen zur Deckung der Kosten 
der Zollverwaltung. Weitere 20 000 Fr. erhält der Fürst. Von den 
über diese 35 000 Fr. hinausgehenden Einnahmen bis zu 90 000 
Fr. erhält Frankreich V4, der Fürst V4. Die Einnahmen über 
90 000 Fr. werden zu gleichen Teilen zwischen Frankreich und 
Monaco geteilt. 
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Monaco schafft sein Salzmonopol ab und führt dagegen das 
französische Tabak-, Pulver- und Spielkarten-Monopol ein. Die 
Verbrauchsabgaben werden für Rechnung des Fürsten durch 
französische Behörden erhoben. Zolldelikte auf monegastischem 
Gebiet werden auf Antrag der französischen Verwaltung vor die 
Gerichte in Nizza gebracht. 

Dieses Zoll Verhältnis ist schon mehr als ein Zollanschluß: 
es bedeutet in Wirklichkeit die völlige Aufgabe der auf das Zoll- 
wesen bezüglichen staatlichen Souveränität. Denn Monaco hat 
weder eigene Zollgesetze noch eigene »Zollverwaltung behalten, 
sonderoi sein gesamtes Zollwesen in gesetzlicher, administrativer 
und gerichtlicher Hinsicht an Frankreich gegen eine Pauschale 
mit Gewinnbeteiligung übertragen. 

Der Anschluß des Fürstentums Liechtenstein an das öster- 
reichische Zollgebiet, «um den Zustand der Absonderung auf- 
hören zu machen, in welchem da^ Fürstentum gegenüber dem 
übrigen Deutschland sich befindet und um zwischen den stamm- 
verwandten Gebieten von Vorarlberg und Liechtenstein vollkom- 
men freien Verkehr herzustellen», geht auf einen zu Wien am 
5. Januar 1852 abgeschlossenen Vertrag zurück. 

Liechtenstein wurde ab 1. August 1852 hinsichtlich der Zölle, 
Staatsmonopole, Verzehrungssteuern und Stempel auf Kalender, 
Zeitungen und Spielkarten mit dem österreichischen Zoll- una 
Steuergebiet Vorarlberg vereinigt und zwar so wie diese Zölle, 
Steuern und Stempel im Vorarlberg dazumal bestanden oder in 
der Folge abgeändert werden sollten. Somit entstand gegenseitig 
völlig freier Verkehr zwischen Liechtenstein und Vorarlberg und 
in demselben Maße als der freie Verkehr zwischen Vorarlberg 
und dem übrigen Österreich bestand auch mit dem letzteren. 

Die Verwaltung besorgte die österreichische Finanzbezirks- 
direktion Feldkirch. Die Zollämter in Liechtenstein wurden als 
gemeinschaftlich angesehen und als «k. k. und fürstlich liechten- 
steinische Zollämter» bezeichnet. Die Zoll- und Steuerbeamten 
wurden von Osterreich ernannt, beeidet, besoldet, entlassen und 
pensioniert; sie hatten österreichische Uniform und Bewaffnung 
und unterstanden in Dienstangelegenheiten österreichischen Be- 
hörden. In allen anderen Angelegenheiten den liechtenst'einschen 
Behörden. Sie hatten für die Zeit ihrer Verwendung in Lie^bh- 
tenstein dem Fürsten den Treueid zu leisten, wurden voa dessen 
Regierung zur Ausübung ihres Dienstes legitimiart und trugen 
zugleich die liechtensteinsche und die österreichische Kokarde. 

Bei der Ernennung der Beamten im Fürstentum und im 
Vorarlberg war auf Angehörige des Fürstentums, die die erfor- 
derlichen Eigenschaften besaßen und von der fürstlichen Regie- 
rung empfohlen wurden, «besondere Rücksicht zu nehmen». 
(Art. 4.) 

Fntersuchungen in Zollstrafsachen, die in Liechtenstein be- 
gangen w^iirden. wurden im Fürstentum von einem Österreich- 
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ischen Beamten durchgeführt. D^v Fürst besaß das ßegna- 
•digungsrecht. . • 

Die Zollbauten hatte Liechtenstein zu stellen, dagegen hatte 
-Österreich die Kosten der Einrichtung, Heizung, Beleuchtung 
und Unterhaltung zu tragen. 

Für die in Vorarlberg und Liechtenstein eingehenden Zölle, 
Verzehrungssteuern, Stempel und Monopolabgaben auf Tabak 
und Schießpulver bestand eine Gemeinsamkeit der Reinerträg- 
jiisse mit folgender Teilung: 

1. Die Reinerträgnisse der Verzehrungssteuern, des Tabak- 
•und Pulvermonopols und der Stempelabgaben wurden im Ver- 
hältnis der Bevölkerung geteilt. 

2. Von dem Reinertrag der Zölle wurde — nach den ab- 
.ändernden Bestimmungen des ersten ErneuerUngsvertrags von 
1863 — ein Drittel, als den Ertrag der in Vorarlberg für das 
^obere Inntal und das Vintschgau stattfindenden Verzollungen 
darstellend, für Österreich zurückbehalten und die übrigen zwei 
Drittel zwischen Vorarlberg und Liechtenstein nach Verhältnis 
<ier Bevölkerung geteilt. 

Als Beitrag zu den Kosten der Zollverwaltung und Uber- 
'wachung hatte Liechtenstein eine Pauschale von ursprünglich 
lOVo — durch den zweiten Erneuerungsvertrag von 1876 auf 
:25Vo erhöht und durch Additionalkonvention vom 27. Nov. 1888 
auf 17% ermäßigt — des ihm zufallenden Anteils an den gemein- 
samen Reinerträgnissen zu entrichten. 

Die Bevölkerung sollte wie in Vorarlberg alle drei Jahre 
ermittelt werden. 

Um die fürstliche Regierung vor plötzlichen Ausfällen sicher 
zu stellesn, garantierte ihr Österreich einen Reinertrag aus den 
genannten Zöllen, Steuern, Stempeln und Monopolen von ur- 
sprünglich 2 Gulden für den Kopf der Bevölkerung (im ersten 
£rneuerungsvertrag von 1863 auf fl. 1,90 und im zweiten von 
1876 auf fl. 2.20 abgeändert). 

Liechtenstein hatte dasselbe Geld-, Maß- und Gewichtssystem 
«einzuführen wie Vorarlberg. 

Dieser Vertrag wurde für 12 Jahre abgeschlossen und galt 
jeweils für weitere 12 Jahre, wenn nicht ein Jahr vor Ablauf 
Kündigung erfolgte. 

Eine Erneuerung mit unwesentlichen Änderungen erfolgte 
zuerst am 23. Dezember 1863 und nach einer vorläufigen Prolon- 
gation um ein Jahr zum zweiten Mal durch Vertrag vom 3. De- 
zember 1876, ergänzt durch die erwähnte Additionalkonvention 
vom 27. November 1888. Durch stillschweigende Verlängerung 
Ton 12 zu 12 Jahren ist letzterer Vertrag seitdem unverändert 
:in Geltung geblieben. 

Auch dies ist ein Zollanschluß, der zwar in der Preisgabe der 
Souveränität nicht soweit geht wie derjenige Monacos, aber 
donnoch nichts anderes. bedeutet, als daß das gesamte Zollwesen 
-Liechtensteins sich effektiv in den Händen Österreichs befindet. 
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Auch die Zoll Verbindung Luxemburgs mit Deutschland, die- 
1842 geschaffen und Ende 1918 von Luxemburg gekündigt wurde, 
war ein Zollanschluß, d. h. eine Zollunion, die dem Großstaat 
Vorrechte gegenüber dem Kleinstaat sicherte. Diese Ungleichheit 
in den Rechten der beiden Kontrahenten beschränkte sich . im 
wesentlichen auf zwei Punkte: 

1. Die Übernahme der vom Zollverein bezw. vom Deutschen 
Reich bestimmten ZoHgesetze, Tarife, Verordnungen und adminis- 
trativen Bestimmungen durch Luxemburg. In den Zollver- 
handlungen der deutschen Zollvereins- bezw. Bundesstaaten 
wurde Luxemburg von Preußen vertreten. Das galt insbesondere- 
für den Zolltarif, der im Zollverein bis 1867 durch einstimmigen 
Beschluß und im Deutschen Reich, wie jedes andere Reichsgesetz, 
durch übereinstimmende Stimmenmehrheit im Bundesrat und im 
Reichstag entstand, auf dessen Zustandekommen Luxemburg: 
also keinen Einfluß besaß. Zweifellos machte der Verzicht auf 
Mitwirkung bei Entscheidungen von solcher Tragweite aus dem 
Zollanschluß in hohem Maß ein Vertrauensverhältnis, in dem 
der Kleinstaat, von der Voraussetzung ausgehend, daß seine wirt- 
schaftlichen Interessen mit den Interessen des Großstaates im all- 
gemeinen parallel liefen, darauf baute, daß seine Interessen von 
dem letzteren wie die eigenen wahrgenommen würden, und daß 
in Fällen der Interessenkollision ein billiger Ausgleich angestrebt,, 
jedenfalls das Wohl des Kleinstaates durch einseitige Vertretung, 
partikularer Bestrebungen des Stärkeren nicht mutwillig verletzt 
würde. 

2. Die Kontrolle der luxemburgischen Zollverwaltung durch. 
den Zollverein, d. h. durch Preußen. 

a) Durch die Aufnahme zweier preußischen Beamten, näm- 
lich des Präsidenten der luxemburgischen Zolldirektion und de*- 
Kontrolleurs beim Hauptzollamt in Luxemburg, die vom prei^^- 
ischen Finanzministerium vorgeschlagen und abberufen wurden, 
in den luxemburgischen Zolldienst. 

b) Durch den Grundsatz, daß das preußische Finanzministe- 
rium als Zentralstelle für die Leitung und Kontrolle der luxem- 
burgischen Zollverwaltung zu dienen habe. In Ausführung die- 
ses Grundsatzes wurden die Angelegenheiten bestimmt, bei denen 
dem Finanzministerium vorher Gelegenheit zur x4ußerung zu 
geben war,^ die Angelegenheiten, in denen die luxemburgische 
Behörde nach eingeholtem Einverständnis des preußischen 
Finanzministeriums entscheiden durfte, die Angelegenheiten, in 
denen dem preußischen Finanzministerium allein die Entschei- 
dung zustand und endlich die Angelegenheiten, die die luxem-^ 
burgische Behörde frei entscheiden durfte. 

Zu den Angelegenheiten, in denen dem preußischen Finanz- 
ministerium das alleinige Entscheidungsrecht zustand, gehörten: 
1. Die Feststellung und Annahme bestimmter Zollverwaltungs- 
grundsätze; 2. Die' Einführung neuer oder die Abänderung be- 
stehender Kontrollen und anderer auf die technische ZoUverwal-^ 
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tung sich beziehender Einrichtungen; 3. Zweifelhafte Auslegung: 
des Tarifs, Warenverzeichnisses oder anderer zollgesetzlicher 
Bestimmungen; 4. Anträge auf Abweichungen oder Ausnahmen 
von den bestehenden Zollverwaltungsvorschriften; 5. Ermäßigung 
und Erlaß der tarifmäßigen Abgaben; 6. Die zur Beaufsichtigung 
des Handels und des Gewerbes im Grenzbezirk vorzuschreibenden 
Kontrollen; 7. Beschwerden gegen die Anordnungen der Zollr 
direk^ion, wenn es sich nicht um ausschließliehe Angelegenheiten 
der luxemburgischen Regierung handelt; 8. Die Frage, ob die Zoll- 
verwaltung sich in einen Rechtsstreit einlassen soll, der nicht das 
ausschließliche Interesse Luxemburgs betrifft; 9. Präsentation 
und Rückberufung des Zolldirektors und des Kontrolleurs beim 
Hauptzollamt. 

Nach eingeholtem Einverständnis des preußischen Finanz- 
ministeriums konnte die luxemburgische Behörde entscheiden: 
1. über Berichte, welche die Zolldirektion über Beschwerden gegen 
ihre Entscheidung in Strafangelegenheiten erstattet hatte; 2. über 
die von der Zolldirektion anzufertigenden Entwürfe der perio- 
dischen Einnahme- und Ausgabeetats; 3. über die Errichtung 
neuer und die Verlegung und Aufhebung bereits vorhandener 
Zölldienststellen und Festsetzung ihref amtlichen Befugnisse; 
4. üb^r organische Einrichtung des Grenzbewachungs- und sons- 
tigen Kontrolldienstes; 5. über . die: Bildung, Erweiterung und 
sonstige Veränderung des Grenzbezirks und die Bestimmung der 
Zollstraßen. Kam in .den Punkten 3 und 4 ein Einverständnis 
nicht zustande, so stand die endgültige Anordnung dem preuß- 
ischen Finanzministerium zu. 

Bei der Ausstellung, Beförderung und Versetzung der mittle- 
ren Zollbeamten durfte die luxemburgische Behörde selbständig 
handeln, doch war vorher dem preußischen Finanzministerium 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

Der einseitigen Entscheidung der luxemburgischen Behörde- 
waren überlassen: 1. Stellung der .Sicherheiten durch die Efhe- 
bungsbeamten, Abhaltung periodischer Kassenrevisionen, Ver- 
fahren bei Kassenfehlbeträgen und Kreditierung fälliger Zoll- 
beträge; 2. Hausier er laubnisscheine für den Grenzbezirk; 3. Bau- 
ten und Ausbesserungen an Dienstgebäuden; 4. Unterbringung 
der Zollerhebungsstellen in gemieteten Lokalen und Anschaffung 
von Dienstrecfuisiten; 5. Verluste an fiskalischem Eigentum; 
6. Zwangseinziehung der fälligen Abgaben; war jedoch an dieäen 
Abgaben die gemeinschaftliche Zollverwaltung beteiligt, d. h. bei 
allen nicht kreditierten Beträgen, so mußte das preußische Finanz- 
ministerium von den Schwierigkeiten in der Zollerhebung benach- 
richtigt werden; 7. Besetzung derjenigen Beamtenstellen, mit denen 
im Jahre 1842 ein Diensteinkommen von nicht über 400 Taler 
verbunden war (untere Beamten) und Ernennung der Subaltern- 
beamten der ZolMirektion auf deren Vorschlag mit Ausnahme der 
Grenzaufseher und Amtsdiener, deren Anstellung der Zolldirek- 
tion zustand; 8. Pensionierung sämtlicher Beamten der Zollver— 
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^altiiijft mit iVusnahme des Zolldirektors und ides Kontrolleurs 
hoim Hauptzollamt. ^) 

Im übrigen, und darin unterscheidet sich der Zollanschluß 
Luxemburgs wesentlich von demjenigen Monacos und Liechten- 
steins, hatte Luxemburg seine Hoheitsrechte in Zollsachen g€!- 
•wahrt und stand gleichberechtigt neben den übrigen Zollvereins- 
*staaten. Dies vor allem in zwei wichtigen Punkten: 

1. Die Zollverwaltung im Großherzogtum war eine luxem- 
burgische Verwaltung. Sämtliche Beamte, ob In- oder Auslän- 
der, hatten dem Großherzog den Treueid zu leisten. Die luxem- 
burgische Regierung besetzte selbständig diejenigen Beamten- 
steilen, mit denen im Jahre 1842 ein Gehalt von nicht mehr als 
400 Taler verbunden war, sowie auf Vorschlag der Zolldirektion 
die Stellen der Subalternbeamten der Zolldirektion mit Aus- 
nahme der Grenzaufseher und Amtsdiener. 

2. In finanzieller Hinsicht war Luxemburg völlig gleich- 
ierechtigter Partizipient unter den Vereinsstaaten. Es erhob 
selbständig durch seine Verwaltung die auf seinem Gebiet zu ent- 
richtenden Zollabgaben für gemeinsame Rechnung des Vereins 
und erhielt, wie die anderen Staaten, seinen Anteil an den ge- 
meinsamen Einkünften gemäß seiner Bevölkerungszahl zuge- 
wiesen. 

II. Das politische Schicicsal Luxemburgs 

im XIX. Jahrhundert. 

Zum Verständnis der nachfolgenden Schilderung ist ein kur- 
zer Überblick über die bewegten politischen Schicksale Luxem- 
burgs seit der französischen Revolution nötigt), da mit dieser 

^) Eyschen, Das Staatsrecht des Großherzogt ums Luxemburg. 
-) Die älteren Perioden der luxemburgischen Geschichte, die hier ohne 
Belang sind, seien nur des Zusammenhanges halber aufgezählt. 
Es sind dies: 

1. Die Periode 963 — 1443, in welcher die Grafschaft Luxemburg, deren 
-Grund Graf Siegfried 963 durch den Erwerb des Kastells Lucilinburhuc ge- 
legt hatte, dem Deutschen Reiche angehörte, und in welcher vier Mitglieder 
dieses Hauses die Kaiserwürde erlangten, unter diesen Karl IV., der die 
Grafschaft Luxemburg zum Herzogtum erhob (1354). 

2. Die burgundische Periode (1443 — 1506), die durch die Eroberung 
Luxemburgs durch den Herzog von Burgund, Philipp den Guten, eingeleitet 
wird. 

3. Die spanische Periode (1506 — 1714), die auf die Vereinigung Bur- 
gund s, der Niederlande und Luxemburgs mit Spanien unter der Herrschaft 
JKarls IV. zurückgeht. In diese Periode fallen: 

aj Der pyrenäische Friede (1659), der eine erste Teilung Luxemburgs 
herbeiführt durch Abtretung südlicher und westlicher Teile (Diedenhofen, 
Montmedy, Garignan, Damvillers usw.) an Frankreich. 

h) Die vorübergehende Besetzung Luxemburgs durch Ludwig XIV. 
(1684), der es schon 1697 im Frieden von Ryswick Spanien zurückgeben muß. 

4. Die österreichische Periode (1714 — 1795) nach dem Verzicht Spa- 
niens auf die Niederlande einschließlich Luxemburgs im Frieden von Utrecht 
(1713), welche Gebiete der Friede von Rastatt (1714) Kaiser Karl VI. zuteilt. 
Während dieser Zeit bildet das Herzogtum Luxemburg nebst der Grafschaft 
«Chiny eine der 10 Provinzen der österreichischen Niederlande. 
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jene politischen Evolutionen ihren Anfang nahmen, in deren 
Terlauf Luxemburg als selbständiger Staat entstand und seinen 
Anschluß an den deutschen Zollverein vollzog. 

Als die französische Revolution ausbrach, gehörte das Her- 
zogtum Luxemburg den österreichischen Niederlanden, d. h.eiaem 
Konglomerat von Gebieten an, von denen jedes, unter dem Namen 
einer Provinz, fast völlige politische und wirtschaftliche Unarb- 
hängigkeit mit eigener Gesetzgebung und eigenem Zollsystem 
Jbesaß. Die Zentralregierung in Brüssel war ein Schatten, die aus 
den Delegierten der Provinzen gebildeten Generalstaaten eine 
Versammlung, deren Beschlüsse nicht bindend waren, und an der 
Luxemburg das Recht besaß, nur nach eigenem Ermessen teilzu- 
nehmen, die österreichische Hoheit war rein nominell. ^) In 
diesem losen Verband genoß Luxemburg, das, nur durch ein 
schwaches Band mit dem Deutschen Reich verbunden, bis zur 
Eroberung durch Philipp den Guten (1443) ein unabhängiger 
Staat gewesen war, wieder seine Selbständigkeit in fast völliger 
Unabhängigkeit von den übrigen Provinzen der Niederlande un- 
;ter dem Szepter der Habsburger als Herzöge von Luxemburg. 

Im Jahre 1795 war Luxemburg der französischen Republik 
►als Departement des Forets einverleibt und diese Annexion von 
Osterreich im Vertrag von üampo Formio U797) anerkannt 
worden. Dieses Wälder-Departement umfaßte aber nur etwa ^/a 
des bisherigen Herzpgtums Luxemburg, da einige von dessen Ge- 
bietsteilen im Norden dem benachbarten Departement de TOurthe 
and im Nordwesten dem Departement de Sambre et Meuse einver- 
leibt worden waren. Das Wälder departement war in vier Bezirke, 
Neufchäteaa, Luxemburg, Diekirch und Bitburg, eingeteilt, mit 
zusammen 240 000 Einwohnern, also einer geringeren Bevöl- 
kerung als die des heutigen bedeutend kleineren Großherzogtums. 
Denn im Vergleich zum Wälderdepartement besteht das heutige 
-Großberzogtum nur noch aus dem um' die 1839 an Belgien 
.gekommenen Kantone Merzig (Messancy) und Arel (Arlon) ver- 
minderten Bezirk Luxemburg, aus dem Bezirk Diekirch und einem 
geringen Teil des Bezirks Bitburg, während der größte Teil des 
Bezirks Bitburg 1815 preußisch und der Bezirk Neufchäteau 1839 
ielgisch wurde. 

Der Wiener Kongreß erhob 1815 das frühere Herzogtum 
-zirm Großherzogtum Luxemburg und steckte dessen Grenzen so ab, 
daß es aus dem früheren Wälderdepartement, aus einem Teil des 
Herzogtums Bouillon und unbedeutenden Teilen der Provinzen 
Lüttich' und Namur bestand, während es im Osten alle seine 
jenseits der Mosel • gelegenen Gebiete und vor allem den jenseits 
der Sauer und der Our gelegenen Bezirk Bitburg mit 50 000 Ein- 
w^ohnern zu Gunsten Preußens verlor. Dieses Großherzogtum be- 
stand mit einem Worte aus dem heutigen Großherzogtum mit- 
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samt der heutigen belgischen Provinz Luxemburg und zählte ISIS' 
ca. 220 000 Einwohner auf einem Territorium von 7000 qkm. 

Seine völkerrechtliche Stellung w^ar nicht einfach. Einerseits- 
w^ar Luxemburg als Bundesstaat dem Deutschen Bunde ange- 
gliedert — und infolge dieser Eigenschaft erhielt die 1815 zur 
Bundesfestung erklärte Hauptstadt eine preußische Besatzung 
mit einem preußischen Festungsgouverneur — und anderseits 
v^'urde das Großherzogtum dem Prinzen von Oranien-Nassau, 
dem damaligen König der Niederlande Wilhelm I. als Entschä- 
digung für die Abtretung seiner nassauischen Erblande (Dillen- 
burg; Dietz, Hadamar, Siegen und Fulda) an Preußen unter dem 
besonderen Titel eines Großherzogs von .Luxemburg zugeteilt. 
Diese merkwürdige völkerrechtliche Stellung hatte zunächst den 
Zweck, die dynastischen Ansprüche' der Oranier zu befriedigen,, 
die, wenn auch an einer sonderen Stelle, ihre Erblande wieder- 
fanden — an einer Stelle nämlich, die nicht ohne Absicht auf der 
Karte Europas so ausgewählt worden war, daß das neue Erbland 
ein mit den Niederlanden vorteilhaft zusammenhängendes Terri- 
torium bildete. Denn nicht minder wichtig als der dynastische 
Gesichtspunkt waren die politischen Motive, denen diese Kombi- 
nation entsprungen war. 

Nach dem politischen System Europas, das der Wiener 
Kongreß errichtet hatte, sollten die Niederlande eine Barriere» 
gegen eine etwaige Expansitjn Frankreichs nach Norden hin 
bilden, und um diesen Damm fester zu gestalten, wurde Belgien. 
als Ersatz für die von England behaltenen ehemaligen nieder- 
ländischen Kolonien (Südafrika, Ceylon usw.) Holland zuge- 
schlagen. Die Vereinigung Luxemburgs mit Holland, wenn auch, 
nur durch die Person des gemeinsamen Herrschers, war eine 
weitere Verstärkung dieser Barriere. Sie bedeutet aber noch viel 
mehr. Denn dieses Königreich der Vereinigten Niederlande, das 
als Bollwerk Europas gegen Frankreich aufgerichtet war, blieb 
im Ernstfall gegenüber der französischen Großmacht noch viel 
zu schwach. Daher stand hinter ihm der Bund der vier Mächte, 
Preußen, Osterreich, Rußland und England, der durch Geld und 
durch die geheimen Aachener Militärprotokolle von 1818 für den 
Bau und die Kriegsbesetzung der niederländischen Festungen 
an der französischen Grenze sorgte. Wenn nun Frankreich in 
einen Konflikt mit dem- König der Niederlande geriet, so war 
ein Zusammenstoß mit dem Großherzog von Luxemburg nicht zu 
vermeiden. Letzterer aber konnte, selbst für den Fall, daß sich 
die Viermächtekoalition als zu schwerfällig erwies, geradezu 
automatisch und unverzüglich den Deutschen Bund, dem Luxem- 
burg angehörte, und damit Österreich mit seinem ungarischen 
und den italienischen Anhängseln*), vor allem aber Preußen, daa- 



Die Lombardei und Venezien standen unter Österreich, Toskana, Mo- 
dena und Parma unter hahsburgischen Fürsten. 
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die Bundei^festuiig in Händen hatte, gegen Frankreich auf die 
Beine bringen. In dieser politischen Konstruktion des Wiener 
Kongresses war Luxemburg die nicht unwichtige Rolle einer 
Klemmer zwischen den Niederlanden und dem Deutschen Bunde 
beschieden. 

Im Widerspruch mit den Wiener Beschlüssen, die Luxem- 
burg als einen selbständigen Staat konstituiert hatten, der 
lediglich durch Personalunion mit den Niederlanden verbunden 
sein sollte, wurde das- Großherzogtum 1815 vom König-Groß 
herzog in Bezug auf legislative Vertretung und Institutionen als 
integrierender Bestandteil der Niederlande erklärt und denn 
auch tatsächlich als 18. niederländische Provinz mit der faden- 
scheijiigen Begründung verwaltet, daß «da dasselbe unter der- 
selben Herrschaft stehe, so auch nach demselben Grundgesetze 
regiert werden solle, vorbehaltlich* seiner Beziehungen zum 
Deutschen Bunde.» So entstand 1815 ein aus Holland, Belgien und 
Luxemburg zusammengesetztes Königreich der Vereinigten 
Niederlande, dem allerdings eine nur fünfzehnjährige Dauer be- 
-schieden sein sollte. 

Nach Ausbruch der belgischen Revolution besetzte Belgien 
1830 das bisherige niederländische Großherzogtum Luxemburg 
mit Ausnahme der von preußischen Truppen bewachten Haupt- 
stadt, so daß neun Jahre lang das Großherzogtum als belgische 
Provinz verwaltet wurde bis auf die Stadt Luxemburg, die, einer 
belagerten Festung gleich, unter der Autorität des Königs-Groß- 
herzogs verblieb. 

Die Lösung dieser unhaltbaren Lage erfolgte 1839 auf der 
Londoner Konferenz durch eine Teilung des bishe^'igen Groß- 
herzogtums. Der wallonische Westen mit Einschluß des deutsch- 
sprachlichen Gebietes von Arlon im Umfang von 4418 qkm mit 
165 000 Einwohnern fiel an Belgien bezw. dürfte von diesem als 
belgische Provinz Luxemburg behalten werden. Der deutsch- 
sprechende Osten, daÄ heutige Großherzogtum, mit 2580 qkm und 
152 000 Einwohnern wurde dem König-Großherzog, bezw. dem 
Hause Oranien-Nassau zurückgegeben, und auch nur dieser Teil 
verblieb beim Deutschen Bunde. So verlor das Großherzogtum 
^/s seines Gebietes und die Hälfte seiner Einwohner. 

Mit diesem Zeitpunkt, also mit dem Jahre 1839 setzt dieses 
Buch ein. Zum Abschluß dieser historischen Übersicht sei über 
die weiteren Schicksale des Großherzogtums noch hinzugefügt, 
daß nach der Auflösung des Deutschen Bundes durch den Lon- 
doner Vertrag von 1867 die Neutralisierung des Großherzogtums 
unter der Kollektiv-Garantie der Vertragsmächte und die Zurück- 
ziehung der ^preußischen Garnison aus Luxemburg stipuliert 
wurde. Ein weiterer Schritt auf dem Wege zur Selbständigkeit 
des Großherzogtums war die Lösung der Personalunion mit Hol-^ 
land nach dem Tode König Wilhelms III. der Niederlande (1890), 
bei welchem Anlaß die bisher in Holland imd in Luxemburg 
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gleichzeitig herrschende Ottonische Linie des Hauses Nassau in 
Luxemburg durc^ die Walramische Linie in der Person des Her- 
zogs Adolf von Nassau abgelöst wurde. 

Aus dieser historischen Übersicht geht hervor, daß als das- 
Geburtsdatum des modernen Großherzogtuims Luxemburg ur- 
kundlich der 9. Juni 1815, das Datum des Wiener Vertrages^ 
zu gelten hat, dessen Artikel 67 und 85 das frühere Herzogtum 
Luxemburg als selbständigen Staat wieder aufleben ließen. Tat- 
sächlich aber wurde Luxemburg nicht als ^in solcher Staat kon- 
stituiert, sondern von 1815 bis zur belgischen Revolution von 
1830 als eine Provinz des Königreichs der Niederlande und nachi 
der belgischen Revolution bis 1839 mit Ausnahme der Haupt- 
stadt als belgische Provinz verw^altet. Erst durch den Londoner 
Vertrag vom 19. April 1839 wurde aus dem Großherzogtum ein 
besonderer Staat, dessen Geschicke von denen Hollands und Bel- 
giens losgelöst waren. 

Drei grundlegende Urkunden finden wir an der Wiege dieses^ 
neuen Staates: 

1. Den Londoner Vertrag von 1839, der das Großherzogtum, 
von Belgien abgrenzte und im übrigen seine Stellung unter den 
europäischen Staaten als Mitglied des deutschen Bundes und in 
Personalunion mit Holland gemäß dem Wiener Vertrag be- 
stätigte. 

2. Die dem Lande von seinem Souverän Wilhelm IL am 12. 
Oktober 1841 oktroyierte landständische Verfassung, die dessen 
staatsrechtlichen Bau festlegte. 

3. Den am 8. Februar 1842 vereinbarten Anschluß Luxem- 
burgs an den damals noch jungen deutschen Zollverein, durch- 
den die handelspolitischen Verhältnisse, allerdings zunächst bloß^ 
auf die kurze Dauer von 4 Jahren geregelt wurden. 

Von diesen drei Urkunden waren unzweifelhaft in den 
Augen der Zeitgenossen die beiden ersten die wichtigsten, denen, 
wenn auch keine ewige, so doch voraussichtlich eine recht lange, 
jedenfalls im voraus nicht beschränkte Geltungsdauer beschieden 
sein sollte, während die dritte Urkunde, die sich auf einen nach 
fast dreijährigen Verhandlungen mit der größten Mühe und unter 
dem Widerspruch der Mehrheit der Bevölkerung zu stände ge- 
kommenen kurzfristigen Vertrag bezog, von vornherein als eine- 
Errungenschaft prekärer Natur angesehen werden durfte. 

All diese Erwartungen und Prognosen hat das Schicksal zu 
Schanden w^erden lassen. Schon nach 7 Jahren war die Ver- 
fassung von 1841 ein Fetzen Papier. Mit dem Zusammenbruch 
des Deutschen Bundes löste sich 1866 Luxemburg politisch von 
Deutschland und endlich wurde 1890 das letzte Band mit Hol- 
land, die Personalunion zerschnitten. In diesem Zeitpunkt war 
von den ursprünglichen Grundlagen des luxemburgischen Staates- 
alles in der Versenkung verschwunden — bis auf eines: den: 
immer wieder erneuel*ten Zollanschluß an den Zollverein bezw . 
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an das Deutsche Reicfi. Und als auch dieser Anschluß nach demi 
Ende des Weltkrieges zum 1. Januar 1919 gelöst wurde, da hatte- 
eine Zollunion nach 77jähriger Dauer ihr Ende erreicht. 

Der Geschichte dieser Verbindung sind die nachfolgendea 
Blätter gewidmet. 

IIL Die wirtschaftliche Lage des Großherzogtums 

Luxemburg um das Jahr 1840. 

Das in Gemäßheit der Bestimmungen des Londoner Vertrags^ 
vom 19. April 1839 nach dem Abzug der belgischen Behörden und 
der Wiederinbesitznahme durch den König Großherzog Wil- 
helm 1. am 11. Juni 1839 wieder entstandene Großherzogtum 
Luxemburg befand sich in einem politisch wie wirtschaftlich 
gleich unerfreulichen Zustand. 

Die vorhandene politische Organisation des Staates war eine- 
mehr als rudimentäre. Denn die alte Provinzialverfassung aus 
der Zeit der österreichischen Niederlande, die mehr der Verfas- 
sung eines autonomen in einen Staatenbund einbezogenen Staaten 
geähnelt hatte, war mit der Einverleibung in Frankreich verloren, 
gegangen. Dann war Luxemburg, als sich die politischen Zu- 
stände in Europa stabilisiert hatten, seit 1815, wenn auch nicht 
von rechtswegen, so doch tatsächlich als holländische und von 
1830 bis 1839 als belgische Provinz verwaltet worden. Nun sollte 
ein Staat aus diesem durch die Amputation von Zweidrittel seines 
an sich schon recht kleinen Territoriums und der Hälfte seiner 
Einwohner verstümmelten Landes werden, das eigentlich nur 
noch Kommunalverwaltungen besaß, da die frühere holländische 
Provinzialverwaltung vom Sturme des Jahres 1830 beseitigt und 
die Verwaltung des Großherzogtums in den folgenden 9 Jahren, 
während denen dem König-Großherzog nur noch die Stadt Lu- 
xemburg verblieb, auf einen embryonnaen Zustand zurück- 
gebracht worden war. 

Dabei mußte die Organisation des Staates rasch geschaffe^n 
werden, denn sie war die Voraussetzung für die dringliche Ord- 
nung der wenig erquicklichen wirtschaftlichen Verhältnisse. Im- 
merhin mußten zwei Jahre vergehen, bis der neue staatliche Bau 
in seinen notdürftigsten Grundlagen soweit gediehen war, daß an 
die Lösung der wirtschaftlichen Frage gedacht werden konnte. 
Während dieser kurzen Zeit entstanden in rascher Folge die pro- 
visorische Landesregierung von 1840 und die landständische- 
Verfassung von 1841, die Direktion der Staatskasse, die Rech- 
ntingskammer, die Grenzregulierung zwischen Luxemburg und 
Belgien, die Organisation des luxemburgischen Bundeskon- 
tingents, der Gerichte, dos Medizinalwesens, der Forstverwaltung, 
die Ordnung der kirchlichen Verhältnisse durch Trennung vom; 
Bistum Namur und Errichtung eines apostolischen Vikariats usw. 

Der wirtschaftliche Zustand des Großherzogtums in dem:. 
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Augenblick seiner Entstehung (1839) läßt sich mit wenig Worten 
ausdrücken: Luxemburg war im Ganzen ein armes Land, das 
seine geringe Bevölkerung mir inülisam und kärglich zu ernähren 
vermochte, rte Volkszählung, die 1840 auf dem Gebiete des heu- 
tigen Großherzogtums stattfand, hatte 175 000 Einwohner auf 
einer Fläche von 2586 qkm, d. h. die geringe Bevölkerungsdich- 
tigkeit von kaum 61 Einwohnern auf den Quadratkilometer 
ergeben, 

Wie war das gekommen, da doch einesteils Luxemburg in 
früheren Jahrhunderten Tß,ge hoher wirtschaftlicher Blüte ge^ 
Tiannt hatte, dieses. Elend somit nicht ohne weiteres damit erklärt 
werden konnte, daß das Land seine Bevölkerung überhaupt nicht 
zu ernähren vermochte? Zudem war gerade der an Belgien ab- 
getretene Teil des ehemaligen Großherzogtums der minder bevöl- 
kerte und wirtschaftlich minder entwickelte Teil, das reduzierte 
•Großherzogtum somit noch immer das wertvollste Gebiet. Das 
Verhältnis beider Teile zu einander war im Augenblicke der Tren- 
nung folgendes: 



« 


Bevölkerung 


Grösse 
in qkm 


Einwohner 
auf 1 qkm 


Eelgisch-Luxemburg 

<jroßherzogtum Luxemburg . . 


167 885 
175 233 
343 108 


4 418 
2 586 


38 
61 


Ehemaliges Großh. Luxemburg 


7 004 


49 



Luxemburg war von jeher ein Agrarland gewesen, dessen, 
Haiiptreichtum Ackerbau und Viehzucht bildeten. Im Vergleich 
dazu spielte die Industrie nur eine geringe Rolle, und auch der 
Handel war unbedeutend, der Kapitalreichtum infolgedessen 
mehr als mäßig zu bezeichnen. Keine große Verkehrsader war 
aufzuweisen, in deren Spuren sich blühende Niederlassungen 
hätten entwickeln können. Das Moselufer kannte nur Dörfer, und 
der Hauptstadt hatt:e nur die verhältnismäßig bedeutende Garni- 
son erhöhte wirtschaftliche Bedeutung verliehen. Von den wirt- 
schaftlich hoch entwickelten, kapital-, gewerbe-, handeis- und 
verkehrsreichen Gefilden Belgiens, Hollands und des Nieder- 
rheins war Luxemburg durch den damals unwegsamen und 
durch keine moderne Verkehrsstraße überwundenen Wall der 
Ardennen und der Eifel getrennt. Einen ähnlichen, aber künst- 
lichen Wall hatte im Süden nach dem reichen Lothringen zu der 
französische Protektionismus errichtet. 

Die letzte wirtschaftliche Blüteperiode Luxemburgs fjel in 
die Zeit der österreichischen Niederlande. Besonders Maria The- 
resia hatte sich um die Hebung des Wohlstandes mit Erfolg be- 
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müht. Dann kann die französische Revolution. Terror und. Kriegs- 
not hatten den Wohlstand vernichtet, allerdings neben den 
Trümmern die Wohltaten einer einheitlichen Gesetzgebung, Ver- 
waltung und Rechtsprechung, sowie der politischen i»nd der Ge- 
werbefreiheit hinterlassen. Die wirtschaftlichen Bestrebungen der. 
napoleonischen Pjräfekten waren löblich gewesen, gelangten aber 
hei den ununterbrochenen Kriegen und der Kürze de/s Regimes 
nicht zur Auswirkung. An Kriegssteuern hatte es nicht gefehlt. 
Zn guter Letzt kam noch 1814 die Invasion* der verbündeten Ar- 
meen — in ihrem Verbände die russischen Horden — , und 
jschließlich wurde das ausgesogene Großherzogtum zum König- 
reich der Vereinigten Niederlande geschlagen, einem Staate, der 
vom ersten Tage an mit einer riesigen Kriegsschuld dotiert war. 
, . Mit den Kriegs- und Revolutionsjahren waren die Unglücks- 
^eiten noch nicht zu Ende, denn es folgten bald die Huiigerjahre 
1817 — 1820, in denen die wirtschaftliche Krisis ihren Höhepunkt 
erreichte. Ein schauriges Bild jener Zeiten entwirft der im Jahre 
1811 geborene spätere luxemburgische Staatsminister Emmanuel 
Gervais in seiner Selbstbiographie: * 

«Je me rappeile . fort bien Ja triste Situation dans laquelle 
notre pays s'est trouve. Depuis sa Separation de la France, il etait 
«ans commeix^e et sans Industrie; ses produits trouvaient difficile- 
ment des debouches, soit dans les pays voisins oü des droits eleves, 
sinon prohibitifs les grevaient, soit dans les autres parties du 
royaume dont il etait separe par de grandes distances, et avec 
lesquelles il n'etait relie que par des voies de communication en 
anauvais etat. Les impots etaient en outre onereux* eu egard aux 
ressources des contribuables, et ils etaient .pergus avec une 
rigueur qui les aggravait. La fraude etait devenue le metier le 
plus lucratif et etait organisee dans toutes les communes. La Si- 
tuation de la Population etait affligeante. Les habitants de vil- 
lages entiers etaient reduits ä la mendicite; des bandes de mise- 
rables en haillons et pieds-nus parcouraient incessamment toutes 
les parties du territoire, demandant Taumone d'un morceau de 
pain. Des huttes ä moitie ruinees servaient frequemment d'habi- 
tation. II faut dire cependant que ce n'est pas la reunion aux 
Pays-Bas qui seule a produit le mal. Je me rappeile parfaitement 
que la Situation des contrees voisines de l'Allemagne etait peut- 
•etre plus triste que celle du Grand-Duche. L'agriculture notam- 
ment y souffrait plus que chez nous; ses produits faisaient con- 
<jurrence aux notres sur nos marches, malgre les droits de dou- 
ane qu'ils avaient ä supporter.» 

Im Ganzen gelangte das Königreich der Vereinigten Nieder- 
lande nach den ersten Jahren der Überwindung der Kriegs- 
.schäden und der gegenseitigen Assimilisation beider Teile des 
Zwillingsstaates zwar bald zu hoher wirtschaftlicher Blüte, und 
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dies nicht zuletzt dank der Fürsorge und der persönlichen Initia- 
tive des geschäftstüchtigen und um . das v^irtschaftliche Wohl 
seiner Staaten eifrig besorgten Königs Wilhelm I., eines Herr- 
schers, der nicht ausschließlich nach seinen autokratischen Allü- 
ren zu beurteilen ist, — aber es darf nicht übersehen werden, daß^ 
dieser Segen sich in keiner Weise gleichmäßig über alle Pro- 
vinzen, sondern vor allem auf die Sitze des Handels und der In- 
dustrie ergoß. Das weit entferhte Luxemburg blieb das Aschen- 
brödel unter den Provinzen des Reiches, wie aus folgenden Zah- 
len erhellt. *) 

Diese Zahlen reden eine deutliche Sprache. Sie lassen Lu- 
xemburg nach der steuerlichen Leistungsfähigkeit als die ärmste 



Provinzen, nach der 

Bevölkerungsdichte 

geordnet. 


Größe 
qkm 

1 


Bevöl- 
kerung 


Bevöl- 
kerung 
pro 
qkm 


Von 100 

Einwohnern 

lebten 

1 in auf dem 
1 Städten i Lande 


Steuerliche 
Belastung 
pro Kopf 
der Bevöl- 
kerung in 
Oulden 


Ostflandern ..... 


2983,7 . 


658 003 


211 


13,6 86,4 


8,79 


Westflandern .... 


3174,2 


542 009 


171 


16,5 ; 83,5 


7,83 


Nord-Holland . . . . 


2292,0 


380 725 


166 


65,2 34,8 


21,60 


Süd-Brabant 


3077,3 


469 257 


156 


27,2 72,8 


11,72 


Süd-Holland 


2778,3 


413 4Ü5 


149 


48,1 1 51,9 


19,21 


Hennegau ... . . 


3773,9 


515 180 


137 


11,1 i 88,9 


8,47 


Antwerpen 


.2822,9 


325 147 


115 


33,7 i 66,3 


10,89 


Lüttich , 


2825,9 


315 000 


111 


20,5 79,5 


8,58- 


Utrecht 


1276,2 


111240 


87 


43,0 


57,0 


15,33 


Seeland. ...... 


1580,4 


122 821 


78 


27,7 72,3 


14,38 


Friesland 


2607,3 


189 656 


73 


22,5, 77,5 


15,60 


Groningen 


2050,6 


146 990 


72 


24,1 75,9 


11,00 


Limburg 


4553,2 


307 177 


67 


17,1 i 82,9 


6,76- 


Nord-Brabant .... 


4849,0 


324 071 


67 


10,5 1 89,5 


7,28 


Namur 


3456,1 


180 711 


52 


11,9 88,1 


8,06 


Geldern 


5171,0 


269 926 


52 


18,6 '•81,4 


8,46 


Overyssel 


3299,6 


153 458 


47 


20,5 79,5 


8,13 


Luxemburg 


6263,4 


274 812 


4't 


3,6 96,4 


4,59 


Drenthe 


2238,5 


49 715 
5749323 


22 

94 


13,7 86,3 

23,6 1 76,4 

1 


6,96 


Niederlande insgesamt 


61073,5 


10,68 



^) Zitiert nach Waentig a. a. 0. 

Die Ziffern geben den Durchschnitt der Jahre 1823/24 und 1825 an. Die- 
Eugrunde gelegten Steuern sind Grund-, Personal-, Patent-, Registersteuera 
einschließlich der Erbschaftssteuern und Akzisen. Sie erbrachten mehr als* 
•/ii der gesamten öffentlichen Einnahmen. 
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Provinz erscheinen, die mit einem Steuerertrag von 4,59 Gulden 
weit unter dem Gesamtdurchschnitt von 10,68 Gulden steht. Nach 
der Bevölkerungsdichte ist Luxemburg nach Drenthe die am we- 
nigsten bevölkerte Provinz. Zugleich erscheint sie mit 3,6Vo 
städtischer und 96,4Vo ländlicher Bevölkerung als das reinste 
Agrarland, denn die nächststehenden Provinzen ländlichen Cha- 
rakters, Nord-Brabant, Hennegau und Namur, weisen immerhin 
schon IOV2 bis 12Vo städtische Bevölkerung auf. 

Aus der Wirtschaftspolitik des Königreichs der Niederlande 
in den Jahren 1815 bis 1830 gewinnt man den Eindruck, als wäre 
diese vor allem auf die Förderung des holländischen Überseehaur- 
dels und der belgischen Industriezentren in Gent, Brügge, Tour- 
nai, Gharleroi, Lüttich, Verviers usw. bedacht gewesen. An die 
abgelegene Provinz Luxemburg mit ihren infolge ihrer geogra- 
phischen Lage anders gearteten landwirtschaftlichen und indus- 
triellen Interessen scheint man erst gegen Ende dieser Periode 
gedacht zu haben, wofür das große, noch zu erwähnende Kanal- 
Projekt spricht. In der Zwischenzeit hatte die niederländische Re- 
gierung die Stagnation des Wirtschaftslebens in Luxemburg teils 
nicht wirksam bekämpft, teils durch verkehrte Maßregeln noch 
verschärft und zwar auf den drei Gebieten der Verkehrsmittel, 
der Zölle und der Steuern. 

Die Niederlande waren mit ihren handelstüchtigen nörd- 
lichen und den gewerbereichen südlichen Provinzen. im Ganzen 
ein reiches und harmonisch konstruiertes Wirtschaftsgebilde, und 
da wäre es für Luxemburg von besonderem Werte gewesen, über 
gute Verkehrsmittel zu verfügen, um seine landwirtschaftlichen 
und seine besonderen industriellen Erzeugnisse nach den kauf- 
kräftigen übrigen Teilen des Königreichs zu bringen, von denen 
es durch den unfruchtbaren, dünn bevölkerten, wenig gangbaren 
Streifen der Ardennen, der sich wie eine isolierende Scheidewand 
zwischen der Maas und dem Großherzogtum erhob, geographisch 
abgeschlossen war. Solche Verkehrsmittel waren aber als Wasser- 
wege überhaupt nicht und als Straßen weder in genügendem 
Maße noch in brauchbarem Zustande vorhanden, so daß die vorn 
Königreich abgelegenen und von den angrenzenden Staaten 
Preußen und Frankreich durch Zollmauern getrennte Provinz 
wie ein allseitig isoliertes Wirtschaftsgebiet da stand. 

Im Großherzogtum selbst spotteten die Verkehrswege quan- 
titativ und qualitativ aller Beschreibung. 1839 besaß es bloß 
40 Meilen Straßen, so daß in den folgenden 8 Jahren dieses 
Straßennetz trotz der bitteren finanziellen Not, in der der junge 
Staat sich befand, gleich verdoppelt werden mußte. 

Immerhin hatte das holländische Regime zuletzt einen ernsten 
Anlauf zur Hebung des Verkehrs in Luxemburg genommen. In 
den Jahren 1817 bis 1827 war mit einem Aufwand von 600 000 
Gulden die große Straße von Arlon nach Marche als Hauptver- 
bindung mit der Maas und ebenso eine Straße nach Aachen 
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gebaut worden. Ein großer Kanal von der Maas zur Mosel über 
das luxemburgische Gebiet unter Benutzung des Laufes der 
Oiufhe und der Sauer wurde beschlossen. Die preußische 
Regierung hatte ihrerseits die Zustimmung zur Kanalisierung 
der Sauer auf der luxemburgisch-preußischen Strecke erteilt, 
und die Bauarbeiten zur Verwirklichung des großen Planes 
hatten schon begonnen — da brach die belgische Revolution aus, 
und von diesem Augenblicke war an die Vollendung des Baues 
nicht juehr zu denken. 

Die Wirtschaftspolitik des Ver. Königreichs der Niederlande 
w^urde in erster Linie von den Interessen der nördlichen Pro- 
vinzen bestimmt. Um dem Kolonialwarenexport, auf dem die 
Blüte des holländischen Handels beruhte, die Tore des Auslandes 
offen zu lassen, wurde eine Freihandelspolitik betrieben, die die 
aufkeimende Industrie der südlichen Provinzen der übermäch- 
tigen englischen Konkurrenz auslieferte. Erst 1822 wurde der 
belgischen Industrie ein mäßiger Schutz bewilligt. Während so 
die inländische Industrie vom nationalen Markt teilweise 
depossediert w^urde, blieb ihr zugleich der Export nach dem 
Auslande verschlossen und zwar nach Frankreich wegen dessen 
hohen Schutzzöllen und nach Preußen aus einem ähnlichen 
Grunde. Preußen hatte nämlich 1819 einen Zolltarif aufgestellt, 
der sich im Vergleich mit dem geradezu prohibitiven franzö- 
sischen Zolltarif in mäßigen Sätzen von in der Regel lOVo des 
Wertes bewegte. In Wirklichkeit befolgte Preußen den Grundsatz 
der Wert- Verzollung nicht, wie er in England und Frankreich 
durchgeführt worden war, sondern erhob praktisch die Zölle in 
der Regel vom Gewicht, ausnahmsweise auch nach dem Maße und 
der Stückzahl. Dieses System bot den technischen Vorteil einer 
Erleichterung der Abwicklung der Verzollung, da diese auch von 
minder kenntnisreichen Zollbeamten durchgeführt werden konnte, 
hatte aber den großen Nachteil, daß der ZoU, trotzdem der 
Gewichts-, bezw. Maß- und Stückzoll im Prinzip vom Wertzoll 
abgeleitet w^ar, dem Wert der zollpflichtigen Waren nicht ent- 
sprach, da derselbe Gewichtszoll, der bei einer geringwertigen 
Ware vielleicht prohibitiv wirkte, keinen merklichen Einfluß auf 
eine Ware derselben Art aber von besserer Qualität und daher 
höherem Wert ausübte. Die preußischen Zölle, obwohl im Prin- 
zip mäßig, wirkten daher gegenüber Waren von geringer 
"Qualität unter Umständen prohibitiv, und nun bestand un- 
glücklicherw^eise der luxemburgische industrielle Export gerade 
aus geringwertigen Massenartikeln von großem Gewicht: Eisen, 
Steingutwaren, Leder, Papier und billigen Wollw^aren. 

Aus der Kriegszeit hatte das Königreich der Niederlande 
eine gewaltige Schuld übernommen, die der Frieden zu verzinsen 
und zu tilgen hatte. In dem diesen Verhältnissen entsprungenen 
niederländischen Steuersystem standen für LuxemlDurg drei 
indirekte Steuern im Vordergrund des Interesses: 
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1. Die von der landwirtscbaftlichen Bevölkerung über alle 
Maßen gehasste Mahl- und Schlachtsteuer. 

2. Die Weinsteuer, die so unzweckmäßig erhoben wuilie, daß 
der zu entrichtende Steuerbetrag in Luxemburg zeitweilig den 
Wert der Ernte überstieg, so daß die Weinbauern, um den Steuern 
zu entgehen, in den Jahren 1829 und 1830 lieber auf die Wein- 
lese verzichteten. 

8. Auch die Art der Erhebung der Branntweinsteuer hatte 
zur Folge, daß die der Landwirtschaft als Nebenbetrieb ange- 
gliederten kleinen Brennereien, die die Steuer nicht tragen 
konnten, in steigender Zahl eingingen. Denn diese Steuer war 
für gewerbUche Brennereien mit fortlaufendem Betrieb gedacht, 
während die luxemburgischen Brennereien, die zwecks Verwer- 
tung des Obstes und der Weintrester nur zeitweilig in Betrieb 
waren, von den Steuern erdrückt wurden. 

Einen weiteren Klagepunkt gegen die niederländische Re- 
gierung, der auch wirtschaftlich bedeutsam war, bildete die Tat- 
sache, dai3 den Luxemburgern in Luxemburg die öffentlichen 
Ämter teilweise verschlossen blieben. In der höheren luxem- 
burgischen Verwaltung gab es überhaupt keine Luxemburger, 
selbst die erste Kammer der Generalstaaten zählte zeitweise kein 
einziges luxemburgisches Mitglied. Nach Luxemburg wurden 
nach Möglichkeit holländische Beamten in der bewußten Absicht 
ernannt, dem Lande allniälilich einen , holländischen Charakter 
zu geben, und daß im Verfolg dieser Tendenz es an Bemühungen 
nicht fehlte, durch die höheren Schulen und die Beamtenschaft 
die in Luxemburg gänzlich unbekannte holländische Sprache ein- 
zuführen, versteht sich von selbst. In den letzten Jahren vor der 
Revolution war das Holländische sogar in das Lehrprogramm 
der beiden oberen Klassen der Volksschule aufgenommen worden. 

An der Revolution von 1830 beteiligte sich Luxemburg im 
Unterschied von den belgischen Provinzen nicht aus politischen, 
sondern hauptsächlich aus Gründen der wirtschaftlichen Ver- 
zweiflung, weshalb auch alle Gewalttätigkeiten, die aus diesem 
Anlaß in Luxemburg vorkamen, ausschließlich gegen die hollän- 
dischen Steuer- und Zollbeamten verübt wurden. 

Nun löste in Luxemburg, ausgenommen in der Hauptstadt, 
die belgische die holländische Verwaltung ab. Ihre Wirkungs- 
zeit von 1830 bis 1839 war zu kurz, um größere wirtschaftliche 
Reformen durchführen zu können, abgesehen davon, daß die 
während dieser Zeit unsichere politische Zugehörigkeit des Groß- 
herzogtums alle Absichten und Pläne lähmen mußte. Die bel- 
gische Verwaltung beschränkte sich im wesentlichen auf die Be- 
seitigung bezw. Ermäßigung 'der unzweckmäßigen holländischen 
Steuern bösen Angedenkens und entsprach damit den dringend- 
sten Forderungen der Bevölkerung, tat aber nichts, um durch 
positive Maßnahmen, etwa durch Straßenbau, die wirtschaftliche 
Lage zu bessern. In dieser traurigen wirtschaftlichen Verfassung 
trat der luxemburgische Staat 1839 ins Leben. 
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Der allgemeinen Wirtschaftslage entsprach der nichts we- 
niger als glänzende Stand der Staatsfinanzen. Während einer- 
seits von einer stärkeren steuerlichen Heranziehung der Bevölke- 
rung nach den geschilderten wirtschaftlichen Verhältnissen keine 
Rede sein konnte, vielmehr Steuererleichterungen dringend gefor- 
dert wurden, verlangte plötzlich die Einrichtung des neuen Staa- 
tes gewaltige ordentliche und außerordentliche Mittel. Die Staats- 
verwaltung war in allen Zweigen teils zu reorganisieren, teils 
neu zu schaffen. Schon die Bereitstellung der Baulichkeiten für 
Zentralämter, die es bisher in Luxemburg nicht gegeben hatte, 
verursachte hohe Ausgaben. Dazu kam noch, daß das Sta^ts- 
rechnungswesen im Rückstande war, und infolgedessen manche 
Ausgaben, besonders Pensionen der früheren Regierung noch zu 
begleichen waren. 

Und doch ist das finanzielle Problem unter dem deprimie- 
renden Druck der täglichen Sorgen gelöst worden. Die Lösung 
dieser Aufgabe, Einnahmen und Ausgaben zu bilanzieren, die 
hauptsächlich in die Jahre 1839 bis 1848 fällt, hat J. Ulveling in 
seinem Recueil methodicfue kurz geschildert. Er unterstreicht 
darin, daß in dieser Zeit 8 bis 9 Millionen Franken außergewöhn- 
licher Ausgaben für öffentliche Bauten stattfanden, und gleich- 
zeitig die Steuern nicht erhöht, sondern jährlich um fast eine 
halbe Million ermäßigt wurden. Dieses günstige Resultat wurde 
durch Ersparnisse, besonders in den militärischen Ausgaben für 
das luxemburgische Bundeskontingent erzielt. 

Der ungünstigen materiellen Lage des Großherzogtums um 
das Jahr 1839 entsprach der niedrige kulturelle Stand, für den 
in einem Lande von Kleinbauern und Kleinbürgern der Stand 
der Volksbildung den Maßstab abgibt. 

Während des Mittelalters und noch zu Beginn der Neuzeit 
herrschte in Luxemburg bei der großen Masse der ländlichen 
Bevölkerung krasse Unwissenheit. Zur österreichischen Zeit 
hatte Maria Theresia 1774 eine Schulordnung erlassen, die, auf 
modernen Prinzipien aufgebaut, den Grundsatz der Schulpflicht 
aufstellte, jeder Pfarrei die Errichtung einer Volksschule auf- 
erlegte und die Schaffung von Mädchen-, Normal- und Muster- 
schulen vorsah. 

Die französische Revolution machte tabula rasa. Die Schulen 
wurden wieder dem Gutdünken der Gemeinden ausgeliefert, und 
im übrigen waren die harten Kriegszeiten für die Pflege von 
Kunst und Wissenschaft wenig geeignet. Die Schulverhältnisse 
in Luxemburg am Ende des französischen Kaiserreichs spotteten 
jeder Beschreibung. Vagabunden, arbeitslose Maurer, Weber und 
Schuster wurden Schulmeister. Entscheidend für die Anstellung 
war nicht das Wissen, sondern die geringen pekuniären An- 
sprüche der Bewerber. Diese waren samt und sonders Deklas- 
sierte und Hungerleider. Viele Gemeinden hatten überhaupt 
keinen Schullehrer. 
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Nach d^r Vereinigung mit Holland, das dank seines guten 
Tolksbildungswesens fast gar keine Analphabeten aufwies, setzte 
/die Reform in Luxemburg ein. Aber deren Früchte reiften lang- 
sam. Von 52 320 schulpflichtigen Kindern erhielten 1819 13 760 
gar keinen Unterricht und Vio der anderen besuchten nur die 
^rei- bis viermonatliche Winterschule. 

Bezeichnend für das Bildungsniveau des luxemburgischen 
Volkes war sein Verhalten in der Revolution von 1830. Dessen 
. \sonderbare Vorstellungen über den Sinn dieser revolutionären 
Erhebung «beweisen Vorfälle wie in Küntzig, wo die Bewohner 
glaubten, der beste Anfang der Revolution sei wohl, die Häuser 
des Pfarrers, des Bürgermeisters und der wohlhabensten Bauern 
zu überfallen und auszuplündern. Von Arlon kam eigens ein 
Abgesandter des Gouverneurs herüber, um den Küntzigern Sinn 
lind Zweck der Erhebung zu erklären; aber sie begriffen so 
schlecht, daß sie zwei Stunden nach seinem Abgang doch mit der 
Plünderung anfingen. Eine ähnliche Geschichte trug sich in 
Ebnen zu. Da hatte der Einnehmer der Gemeinde Ganach 1800 
<jrulden in seiner Kasse, die für den Bau einer neuen Schule 
'bstimmt waren. Das wußten die Belgisch-Gesinnten und sie ver- 
langten vom Bürgermeister, das Geld müsse ihnen ausgehändigt 
werden; sie wollten Revolution damit machen. Und als der Bür- 
germeister nicht hören wollte, zogen sie nach Ebnen, um das Geld 
(Oiii Gewalt wegzunehmen. Nun stießen sie hier leider auf bewaff- 
nete Macht und mußten mit Verlust von Gefangenen abziehen. 
«Sie erklärten aber, sie wollten wiederkommen und Ebnen in 
Brand stecken, verzichteten jedoch auf diesen Plan, als die Ehne- 
ner zu Gegenmaßnahmen sich rüsteten.» ^) 

Die geringen Ergebnisse des löblichen Eifers der hoUän- 
-dischen Behörden verschuldete der passive Widerstand, der böse 
Wille und die geistige Indolemz, daneben aber auch die Armut 
der Landbevölkerung, die weder die Schullasten aufbringen, noch 
auf die Kinderarbeit verzichten wollte. «Habitants du Grand- 
Duche de Luxembourg — rief das 1817 geschaffene «Jury tempo- 
raire pour Tinstruction moyerin« etprimaire», dessenVorsitzender 
der Gouverneur der Provinz Luxemburg war, mit der geschwol- 
lenen Rhetorik der damaligen Zeit in einem Rundsehreiben vom 
Jahre 1819 aus — proprietaires et manufacturiers, cultivateurs 
et artisans, jusques ä quand resterez-vous insensibles ä tant de 
maux qui vous tourmentent, jusques ä quand meconnaitrez-vous 
assez vos interets pour ne pas les affirmer par le moyen que la 
raison et l'experience vous offrent: Tinstruction du peuplel» *) 

In dem letzten Bericht vom April 1830 über den Stand des 
Volksbildungswesens im Großherzogtum unter der niederlän- 
dischen Herrschaft wurden die in der Vermehrung der Zahl der 
Schulen und in der besseren Ausbildung der Lehrer erzielten 

^) N. Margtie, Luxemburg und die Revolution von 1830. Luxemburg, 
1916. Seite 13. 

^) Th. WUry, La Situation de Tenseignement primaire dans 1« G.-D. de 
Lujcembo.ujg pendant la periode de 1815 ä 1900. Luxembourg 1900. Page 12. 
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Fortschritte hervorgehoben gegenüber den Hemmungen aus der 
finanziellen Not mancher Gemeinden, die weder das Schullokal 
noch die nötigen Schuleinrichtungen zu stellen vermochten, und 
gegenüber der Gleichgültigkeit der Eltern, die, selbst ohne Unter- 
richt aufgewachsen, vielfach die Notwendigkeit der Schulbildung^ 
für ihre Kinder nicht einsahen. Zu diesem Zeitpunkt zählte da* 
gesamte Großherzogtum 662 Volksschulen und zwar 301 im wal- 
lonischen und 361 im deutschen Gebiet. Das Bildungsziel dieser 
Schulen, von denen viele nur Winterschulen waren, w^ar aber 
noch sehr bescheiden. Das ergibt sich aus ihrer offiziellen Gliede- 
rung in 4 Gruppen: 

1. Schulen, wo man bloß lesen und etwas schreiben und rech- 
nen lernt. 

2. Schulen, die außerdem noch die Satzgliederung lehren. 

3. Schulen, die auch die Anfangsgründe der Grammatik leh- 
ren und das Rechnen weiter treiben. 

4. Schulen, in denen dazu noch die Kenntnis der Maße und 
'Gewichte, der Geographie und der Geschichte vermittelt wird. *) 

Als die ersten Früchte der Bemühungen der holländischen 
Verwaltung sichtbar wurden, warf die belgische Revolution 1830 
wieder alles über den Haufen. Jetzt wurde die Musterschule in 
Luxemburg geschlossen und die Schulinspektoren wieder abge- 
schafft, die Schulen eibermals ohne Kontrolle den Gemeinden und 
von diesen unqualifizierten Lehrern ausgeliefert, während die im 
Amte gewesenen, gut vorgebildeten I^hrkräfte ehtlassen wurden. 
Von 1830 bis 1839 wurde alles vernichtet, was von 1815 bis 1830 
für die Völksbildung mühsam gewonnen worden war, und so 
stand 1839 die Volksbildung wieder auf dem beschämenden Stand 
von 1815. Ein Dorfschulmeister, der zwar die Multiplikation 
beherrschte, dem die Division dagegen Zeit seines Lebens ein Ge- 
heimnis blieb, war Ende der vierziger Jahre in Luxemburg noch 
möglich, und den gab es sicher in mehr als dem einen Vertreter, 
von dem ich Kunde erhielt. Das Analphabetentum blühte! Besser 
als durch Worte möge durch eine Zahl das Bild beleuchtet wer- 
den: Im luxemburgischen Etat von 1840 erschien der öffentliche 
Unterricht mit 20 000 Fr. dotiert, während die Militärausgaben 
800 000 Fr. und die für öffentliche Bauten 500 000 Fr. betrugen. 
Aber schon acht Jahre später waren die 20 000 Fr. von 1840 auf 
das Sechsfache gestiegen. 

Die gebildeten Zeitgenossen wußten, wie die Dinge standen. 
Als der König-Großherzog Wilhelm IT. nach seinem Regierungs- 
antritt Luxemburg im Juni 1841 besuchte, um sich über die Ver- 
hältnisse, be.sonders über den zweckmäßigsten Zollanschluß' zu 
informieren, wurde ihm die Sachlage offen geschildert: «Sire, 
Tinstriiction publique, en souffrance depuis 10 ans, reclame Tor- 
ganisation qu'elle avait avant 1830, sagte N. Metz im Namen de» 
Kantons Luxemburg; eile a besoin aussi de Votre concours gene- 
reux pour los communos sans ressources.» 

^) Verwaltiings-Momorial des Großh! Liitzemburg, Jahrg. 1830, 1. Jahres- 
hälfte. S. 344. 
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In einem Rundschreiben des Regierungskollegiums vom 
4. März 1842 an die Gemeindeverwaltungen des Gi^oßherzogtums- 
wurde diesen die Fürsorge für den öffentliclien Unterriclit mit 
bewegten Worten dringend ans Herz gelegt und Zwangsmaß- 
nahmen angedroht, falls die bestehenden Reglemente über das- 
VolksschulwesQn weiter mißachtet würden. Denn die Regierung 
und die Stände hätten ihre Schuldigkeit getan und sich bemüht, 
«den so tief gesunkenen Volksunterricht wieder auf die hohe Stufe 
von 1830 zu bringen». Die Menge der Trümmer und die Sorg- 
losigkeit der Bevölkerung aber hätten ihre Bestrebungen gelähmt. 
Dann wurden die Bürgermeister und Schöffen apostrophiert: 

«Habt Ihr, Ortsvorstände, auch Eure Pflicht erfüllt? Höret 
die Stimmen, welche sich gegen die Sorglosigkeit oder den bösen 
Willen erheben, die fortwährend in den meisten Eurer Gemeinden 
herrschen. Die einen suchten tausend Hindernisse gegen die- 
Wiederherstellung der (in Betreff der Unterbringuifg, der Ent- 
schädigungen und Gehälter der Schullehrer sowie der Unterhal- 
tung der Schulen) vorgeschriebenen Verfahrungsart; die andern 
widersetzten sich durch eine passive Resistenz, die nur durch die^ 
Entsendung von Spezialkommissaren zu bezwingen war, die auf 
deren Kosten die Arbeit machten, die ihnen selbst oblag; andere 
endlich begnügten sich damit, die geforderte Organisation ledig- 
lich aufs Papier zu bringen; ohne Rücksicht auf den erhaltenen 
förmlichen Befehl, deren Vollziehung zu sichern, weichen sie- 
diesen aus, entweder dadurch, daß sie entgegengesetzte Gebräuche 
dulden, oder daß sie die Lehrer zu einer Übereinkunft zwingen, 
die diese von den Vorteilen, die ihnen zukommen sollten, beraubt. 

Was entsteht nun aus dieser gesetzwidrigen und unbedachten 
Verfahruhgsweise? Was anders, als daß viele Lehrer nicht die 
Hälfte der Emolumente beziehen, die ihnen die Beratungen der 
Behörden zugewiesen haben; daß diese so nützlichen Männer den 
Mut verlieren und sich nur mit Verdruß den mühseligen Arbei- 
ten ihres Berufs unterziehen; daß der jährliche Unterricht zu 
spät anfängt und zu früh aufhört; daß dieser Unterricht unregel- 
mäßig, kraftlos und fast nichtig ist; daß die Lehrstunden in Ziin- 
mern gehalten werden, wo gleichzeitig Arbeitsleute oder andere- 
Hausdiener arbeiten; daß da, wo für den Unterricht gewidmete 
Säle vorhanden sind, es an Mobilien und an hinlänglichen Hei- 
zungsmitteln gebricht. So geschieht es dann auch, daß die Kin- 
4er fast ebenso unwissend die Schule verlassen als sie in dieselbe- 
getreten sind; daß ihre moralische und religiöse Erziehung ver- 
fehlt ist, und daß diejenigen, welche nach höherem Unterricht 
trachten, von diesem ausgeschlossen bleiben müssen, wegen 
Mangel an hinreichenden Kenntnissen. Sah man nicht am ver- 
flossenen Herbst, daß ProgYmnasien junge Leute, die bereits 14 
bis 15 Jahre alt waren, zurückweisen mußten » 

Über die wirtschaftliche Lage Luxemburgs und seiner ein- 
zelnen Gewerbe in der Neuzeit besitzen wir zwei Hauptquellen. 
Die erste verdanken wir einer Verordnung des französischen 
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Ministers für Gewerbe und Handel, in der er im Mai 1882, kurz 
vor Beginn des russischen Feldzuges auf Geheiß Napoleons den 
Präfekten mit einer ausführlichen Anweisung befahl, für jedes 
Departement eine Übersicht der Lage der industriellen Gewerbe 
alljährlich aufzustellen. Dieser Aufgabe unterzog sich der Prä- 
iekt des Wälder-Departements Jourdan mit Fleiß und Geschick 
und sicherte somit der Nachwelt eine wertvolle Statistik der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse Luxemburgs im Jahre 1812, die sich 
allerdings bloß auf das Handwerk und die Industrie, nicht auch 
auf Landwirtschaft, Handel und Verkehr erstreckt. 

Eine ergänzende Fundgrube gleicher Art geht auf einen Vor- 
gänger Jourdans, den Präfekten Lacoste zurück. Vor Beginn der 
Kontinentalsperre hatte Napoleon mehrfach eine Art Parade der 
Industrie seines Reiches in Gestalt von industriellen Ausstellun- 
gen in Paris veranstaltet. An der vierten Ausstellung von 1806 
nahm auch; das Wälderdepartement teil, und den Bericht über 
diese Beteiligung verfaßte Lacoste. 

Beiden Berichten Jourdans und Lacostes hat A. Funck eine 
interessante Studie^) gewidmet, die ein anschauliches Bild von 
dem luxemburgischen Gewerbefleiß in den Jahren 1806 und 1812 
gibt, und der ich im folgenden manche Einzelheit entnehmen 
konnte. 

Die zweite Informationsquelle bezieht sich auf die Jahre 
1839 und folgende. Es handelt sich um Schriften, die in Luxem- 
burg 1889 und in den folgenden Jahren anläßlich des fünfzig- 
jährigen Jubiläums der Errichtung des Großherzogtums unter 
dem Sammelnamen «Statistique historique du G.-D. de Luxem- 
bourg» von der luxemburgischen Regierung herausgegeben wur- 
den. Von dieser Sammlung kommen zwei Schriften hier in 
.Betracht : 

1. Ed. Metz und Gh. Gemen, La Situation de l'industrie et du 
commerce de 1839 ä 1889. 

2. Eug. Fischer und J. P. Koltz, Rapport general sur Tetat 
de l'agriculture dans le G.-D. de 1839 ä 1889. 

In der ersteren, von dem Präsidenten und dem Sekretär der 
Handelskanmier in Luxemburg verfaßten Schrift, die keine syste- 
matische Darstellung, sondern eher eine Art Chronik ist, ent- 
standen aus der Kompilation offizieller Akten und Berichte der 
Interessenten bei gelegentlichen Umfragen, sind die Begebenheiten 
der Jahre 1839 bis 1842 eingehend berücksichtigt. Ich habe ihr 
die wesentlichen Daten über die Lage der industriellen Gewerbe 
«um das Jahr 1839, doch nicht kritiklos, entnommen. 

Die umfangreiche zweite Schrift, deren erster Hauptteü aus 
der Feder des Präsidenten und des Sekretärs der Ackerbau-Kom- 
mission stammt, enthält noch als zweiten Teil eine Geschichte 
der Ackerbauverwaltung seit ihrer Gründung im Jahre 1883 bis 
1893 von dem Leiter dieser Verwaltung, J. Enzweiler. Auch aus 



^) A. Ftmek, L'industrie aii Departement des Forets, Dieklrch 1913. 
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^dem ersten Teil dieses Buches l^onnte ich Material über die Lage 
des Ackerbaues, der Tierzucht und des Weinbaues in Luxemburg 
um das Jahr 1839 entnehmen. Leider sind manche Tabellen die- 
ses Buches nicht mit der nötigen Sorgfalt aufgestellt worden und 
deshalb unbrauchbar. 

1. Die Landwirtschaft. 

Der Agrarstaat Luxemburg ermangelte bei seiner Ent- 
stehung der Kenntnis der geologischen Beschaffenheit seines Ter- 
ritoriums. Erst 1856 begann die Herstellung einer geologischen 
Karte des Großherzogtums, die 1874 beendigt wurde. 

Geologisch, klimatologisch und bis zu einem gewissen Grad 
auch ethnologisch zerfiel das Großherzogtum in zwei Teile: den 
wenig bevölkerten, zum Ardennengebiet gehörigen Norden, in 
Luxemburger Mundart «Osling» genannt, und den dichter bevöl- 
kerten Süden, das «Gutland». 

In die Ardennen fiel fast die ganze belgische Provinz Lu- 
xemburg und das nördliche Drittel des jetzigen Großherzogtums *) 
mit 854 qkm. In einem rauhen Klima wechselten dort Berge, 
Wälder, kahle Höhen, an den Hängen wenig fruchtbares Acker- 
land und in den Tälern schmale Viehweiden mit einander ab. 
Weizen und Roggen gaben nur geringe Erträge, am besten ge- 
diehen Hafer und Kartoffeln, die denn auch die Grundlage der 
Ernährung der Bevölkerung bildeten. Auf dem felsigen Unter- 
grund bedeckte sich eine dünne Ackerkrume, nachdem der 
Schnee monatelang auf ihr gelegen hatte, mit Gras, Ginster und 
Heidekraut. Alle 12 bis 15 Jahre wurde das Land ausgerodet, 
indem die Rasenflächen zerschnitten, in der Sonne getrocknet 
und verbrannt wurden. Diese Düngung durch die Asche brachte 
einige Ernten hervor, worauf das Land wieder mehrere Jahre 
sich selbst überlassen wurde. 

Den Hauptertrag brachte dem Ardennerbauer die Viehzucht: 
Pferde, Schafe, Rinder und Schweine. 

In der Waldkultur herrschte der Eichenschälwald (Loh- 
hecken), der den Gerbstoff für die in diesem Gebiet ansässige 
Lederindustrie lieferte. 

Das Gutland war der Ausläufer der lothringischen Hoch- 
ebene. Auf wellenförmigen Hügeln wechselten Wälder und 
fruchtbares Ackerland ab. An den Hängen des Moseltales auf 
einer Strecke von 50 km zwischen Schengen und Wasserbillig 
sowie an der unteren Sauer vor den Toren des Öslings wuchs die 
üVeinrebe. Den Hauptertrag lieferte im Gutland der Weizen und 
die Mästung des aus den Ardennen bezogenen Magerviehes. 



*) Von diesem werden zum Ösling gerechnet: Die Kantone Glerf, Wiltz, 
Hedingen zum Teil (nämlich die Gemeinden Perl, Bondorf, Arsdorf, Wahl, 
Ell, Folschette und Grosbous) und ein Teil des Kantons Diekirch (nämlich die 
Gemeinden Vianden, Fuhren, Walsdorf, Bastendorf und Ettelbrück). 
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Fischer und Koltz, Seite 228). Aus diesen Zahlen erhellt die 
größere Bedeutung, welche, um das Jahr 1840 im Vergleich mit 
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* 

der neuesten Zeit, die Pferde- und die Schafzucht und die ge- 
ringere Bedeutung, die zu jener Zeit der Rinder- und der 
Schweinezucht in Luxemburg zukam. In der Schafzucht war 
die Wollgewinnung die Neben-, das Fleisch die Hauptsachje. 
Oroße Schafherden zogen im Ösling umher, wo sich infolge des 
dort herrschenden Dreifeldersystems (im ersten Jahr Weizen 
oder Roggen, im zweiten Kartoffeln, Gerste oder Hafer und im 
dritten Brache) ausgedehnte Brachfelder nebst den damals noch 
großen unkultivierten Heiden befanden. 

Folgende Tabelle (a. a. 0. S. 70) gibt die Art der Boden- 
nutzung nach den Angaben des Kadasters an. 



Bodennutzung in ha 



5!«= 




I. Landwirtschaftliche bebaute Büdenftäche 

Ackerland 

Wiesen . 

Wälder 

Eichenschälwälder 

Gärten .... . 

Baumpflanzungen 

Weinberge 

Nicht regelmäßig bebautes Land, insbes. Rodland 

II. Nicht landwirtschaftliche benutzte Bodenfläche. 

Bebaute Grundstücke 

Öffentliche Domänen, Eisenbahnen, Straßen, 
Wasserläufe 



ha 

113 836 

25 093 

58 474 

21 183 

3 280 

707 

837 

32 520 

876 



257 968 



ha 
125 041 

26 472 
55 179 
22 980 

3 406 

549 

1080 

27 982 

1 291 
7 209 



271189^) 



Auffallend ist in dieser Statistik der Bodennutzung der 
breite Rahmen, den die Waldkultur einnahm und der in der 
französischen Zeit Luxemburg den Namen Wälderdepartement 
«ingebracht hatte. Die Wälder und Lohhecken, die noch 1830 
nicht weniger als 101 327 ha (a. a. 0. Seite 146) umfaßten, be- 
deckten 1845 immerhin noch 79 657 ha, d. h. die Wälder mach- 
ten rund ein Drittel des ganzen Territoriums des Großherzogtums 
aus, und zwar waren es im Gutland meist Buchen- und Eichen- 
wälder, im ösling Lohhecken. 

Die Bedeutung der Waldkultur zur damaligen Zeit beruhte 



') Diese Tal)ellea stimmen bei Fischer und Koltz nicht. Auch geben 
diese Autoren keinen Aufschluß über die Unterschiede in der Gesamtfläche 
■des seit 1839 unverändert gebliebenen Territoriums des GroBherzogtums. 
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nicht bloß auf der Verwendung des Holzes als Bau- und als^- 
Feuerungsmaterial in den Haushaltungen, sondern auch auf. 
seiner ausgiebigen Nutzung als industriellen Brennstoff, beson- 
ders als Holzkohle für die Eisenhütten. Die nächst erreichbare 
Steinkohle des Saargebietes konnte wegen des teuren Transports 
in Luxemburg -weder in die Haushaltungen noch in die Werk- 
stätten eindringen. 

Die Betriebsweise der Landwii'tschaft war noch sehr primi- 
tiv. Künstlicher Dünger war unbekannt. Als erster wurde 1852. 
der peruanische Guano eingeführt, dem 1864 das Knochenmehl 
folgte. 

Die* Fürsorge des Staates für die Landwirtschaft erschöpfte 
sich in der Sorge für AgrarzöUe. Erst 1843 wurde zur plan- 
mäßigen Förderung der Landwirtschaft eiue staatliche Ackerbau- 
kommission eingesetzt. Bezeichnend ist, daß im Staatsetat für 
1843 — die Etats von 1839 bis 1842 sind nicht veröffenüicht 
worden — die Landwirtschaft lediglich mit 3145 Fr. dotiert er- 
schien. Im Jahre 1889 beliefen sich die staatlichen Kredite zu 
Gunsten der Landwirtschaft auf 386 200 Fr.^) 

Von einem landwirtschaftlichen Unterricht war Anno 1839 
noch keine Rede. Erst 1850 wurde ein Kredit von 600 Fr. zum 
Studium dieser Frage bewilligt, worauf 7 Jahre später in Ech- 
ternach die erste Ackerbauschule eröffnet wurde, die al)er 1868- 
einging. Später ist 1883 in Ettelbrück eine neue Ackerbauschule 
gegründet worden. 

Wie heute herrschte der bäuerliche Kleinbesitz vor. Der 
Großgrundbesitz des Adels und der Kirche war in der franzö- 
sischen Revolution untergegangen, und die bedeutenden staat- 
lichen Domänen unter der holländischen Herrschaft verkauft 
worden. Mit der Abschaffung des Erstgeburtsrechtes durch das 
französische Zivilgesetzbuch war die Parzellierung des Bodens 
immer weiter fortgeschritten, am meisten in den weiubautrei- 
benden Moselkantonen, wo sie einen den Fortschritt der Land- 
wirtschaft gefährdenden Grad erreicht hatte. So gab es 1855 auf 
einem Territorium von 2586 qkm in Luxemburg 678 207 Par- 
zellen^), d. h. 262 Parzellen auf den Quadratkilometer. In dem- 
selben Zeitpunkt wurden 67 639 Grundbesitzer gezählt, von denen 
jeder also über einen durchschnittlichen Grundbesitz von 3,73 ha. 

verfügte. 

Von den landwirtschaftlichen Erzeugnissen des Großherzog- 
tums kamen das Vieh, das Getreide, die Eichenlohe und das Holz, 
hauptsächlich in Betracht. 

Das Vieh war der wichtigste landwirtschaftliche Export- 
artikel, dem an Bedeutung auch kein industrielles Erzeugnis, 
gleichstand. Das Hauptabsatzgebiet für das luxemburgische Viehi 
war Frankreich, dessen hohe Einfuhrzölle durch den wohl orga- 



*) A. a. 0. Seite 11. 

2) Fischer und Koltz, a. a. 0. S. 76. 
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nisierten Schniugger die nötige Korrektur erfuhren. Auch mit 
Belgisch-Luxemburg bestanden Beziehungen im Viehhandel in. 
der Weise, daß das Magervieh der belgischen Ardennen zur 
Mästung nach dem Großherzogtum gebracht und von diesem als» 
Fettvieh wieder exportiert wurde. < 

Jenseits der Maas blühte auf fruchtbaren Landstrichen die^ 
hoch entwickelte belgische Landwirtschaft, deren übermächtige 
Konkurrenz aber für das Großherzogtum, i,a selbst nicht für Bel- 
gisch-Luxemburg, dank der angesichts der damaligen Verkehrs- 
mittel unübersteigbaren Schranke der Ardennen, die dazwischen 
lag, fühlbar wurde. Die Verhältnisse lagen so, daß Belgisch-Lu- 
xemburg seinen bedeutenden Getreidebedarf nicht einmal in den 
Weizen im Überfluß erzeugenden belgischen Provinzen, sondern, 
im Großherzögtum deckte, so daß letzteres seinen Getreideüber- 
schuß, d. h. ungefähr Vs seiner Getreideproduktion an Belgisch- 
Luxemburg gleichsam im Austausch gegen Magervieh abtrat. 

Holz und Holzkohlen, wurden aus Luxemburg in großen, 
Mengen nach den dicht an der luxemburgischen Südgrenze gele- 
genen französischen Eisenwerken ausgeführt, während die^ 
luxemburgische Eichenlohrinde in den preußischen Gerbereien 
w;illige Abnehmer fand. 

Vom Weinbau lebten in Luxemburg ca. 17 000 Menschen, die: 
auf 34 Ortschaften verteilt waren. Ihre wirtschaftlichen Verhält- 
nisse waren, armselig, ihre Verschuldung enorm. Die erhoffte- 
gute Weinernte war der Zufallstreffer ini Glücksspiel. Die luxem- 
burgischen Weine wurden im Inland verbraucht, und nur 
geringe Mengen fanden einen Absatz in Belgien. 

2. Die Industrie. 

a) Die Eisenindustrie. 

Die Eisenindustrie nimmt in der luxemburgischen Volks- 
wirtschaft einen hervorragenden Platz ein. nicht bloß weil sie in 
der Gegenwart bei weitem die bedeutendste Industrie des Landes 
darstellt, sondern weil sie auch zeitlich dsts erste Gewerbe war, 
das sich in Luxemburg auf der doppelten natürlichen Grundlage- 
der Erzlager und der großen Waldungen, die die Holzkohle als 
Brennmaterial lieferten, zum großindustriellen Gewerbe entfaltete. 

Zur Zeit der österreichischen Niederlande stand das luxem- 
burgische Eisengewerbe in hoher Blüte. Die Eisenwerke der be- 
rühmten Abtei Orval in Belgisch-Luxemburg galten als Muster- 
betriebe. Nach der französischen Bevolution, die manchen Betrieb 
vernichtet hatte, nahm die luxemburgische Eisenindustrie unter 
dem Kaiserreich, das ihr den Markt eines großen Beiches, dessen 
Heerwesen gewaltige Eisenmengen verbrauchte, eröfffnet hatte, 
einen neuen glänzenden Aufschw^ung. 

Die luxemburgische Eisenindustrie umfaßte die Eisenerz- 
gewinnung, die Boheisenerzeugung und die erste Bearbeitung 
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dieses R^oheisens in Schmiede wer ken^ also die Produktion von 
Halbfabrikaten. Abgesehen von der handwerksmäßigen Herstel- 
lung von NägeJn gab es in Luxemburg keine Unternehmungen, 
die konsumfäliige Eisenwaren herstellen konnten, keine Draht- 
und Walzwerke. Das luxemburgische Roheisen wanderte in Ge- 
stalt von Barren in die benachbarten Departements der Mosel, 
der Ardennen, von Sambre-et-Meuse (heutige Provinz Namur) 
und der Ourthe (jetzt Provinz Lüttich), wo es zu Nägeln, Werk- 
zeugen, Öfen, Kesseln und Waffen verarbeitet wurde. 

Wie die damaligen Gtewerbe überhaupt, so war auch die . 
Eisenindustrie eng mit der Landwirtschaft verbunden. Abge- 
-sehen von einer verhältnismäßig geringen Anzahl von gelernten 
Arbeitern bestand die Mehrzahl ihrer Arbeiterschaft aus Gelegen- 
heitsarbeitern, die ihre Kraft und ihre Zeit teils dem Bergbau, 
teils der Landwirtschaft, teils als Kohlenbrenner und Holzfäller 
der Holzkohlengewinnung und teils als Fuhrleute dem Transport 
von Eisenerzen und Kohlen widmeten. 

Nach Funck (Seite 36) beschäftigte die Eisenindustrie des 
Wälder-Departements mit den erwähnten Nebengewerben 1811 
SOOO bis 10 000 ständige und Gelegenheitsarbeiter. Vergleichs- 
halber sei erwähnt, daß 1913 in dem bedeutend kleineren Groß- 
Jherzogtum unter Ausscheidung aller Nebengewerbe 5807 Arbei- 
ter in den Erzgruben und 12 179 in den Hochöfen, Gießereien und 
Stahlwerken tätig w^aren. 

Es betrug die Erzförderung: 

des Wälder-Departements 1811 .28 000 t 

des Großherzogtums Luxemburg 1913 . . . 7 333 372 t 
nachdem letztere 1907 mit 7V2 Millionen Tonnen ihren bisherigen 
Kulminationspunkt erreicht hatte. 
Die Zahl der Hochöfen betrug: 

1811 im, Wälder-Departement 39 

darunter in Betrieb ; .... 30 

Ton denen sich auf dem Territorium des heutigen Groß- 
herzogtums insgesamt befanden ........ 13 1 

unter denen in Betrieb waren 8 i 

1911 waren es 45 

die alle in Betrieb waren. 

Die Roheisenproduktion betrug: 

1811 im Wälderdepartement 13 000 bis 14 000 t 

1911 im Großherzogtum 2 547 861 t 

Technisch war die luxemburgische Eisenindustrie im Betrieb 
ihres Bergbaues, ihrer Hochöfen und Schmiedewerken rück- 
ständig. 

Der Eisenerzbergbau beschränkte sich auf .die Gewinnung 
der Alluvialerze und war in dieser Form eigentlich eine Neben- 
heschäftigung der ländlichen Bevölkerung in der Zeit, in der die 
landwirtschaftlichen Arbeiten ruhen mußten. Daß unter diesen 
Umständen Raubbau getri^en wurde, ist klar. Erst 1840 begann 
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die Ausbeute der Oolytherze, d. h. der sog. Minette, auf der die 
heutige luxemburgische Eisenindustrie aufgebaut ist. 

Für die Industrie in Belgien und Luxemburg war die napo- 
leonische Zeit ein goldener Tag gewesen, denn die kaiserliche 
Regierung tat in ihrem Kampf gegen England alles, um die 
Leistungsfähigkeit der Industrie auf die höchste Stufe zu bringen. 
Yon der englischen Konkurrenz befreit, fand das luxemburgische 
Eisen in großen Teilen Europas einen Markt von unbegrenzter 
Aufnahmefähigkeit. 

Die Loslösung Luxemburgs von Frankreich war 1815 ein 
Wendepunkt. Die luxemburgische Eisenindustrie verlor das 
ausgedehnte Absatzgebiet der ersten Militärmacht und tauschte 
dafür die Zugehörigkeit zu einem niederländischen Königreich 
mit ungünstigen handelspolitischen Verhältnissen für die Indu- 
strie ein. In wenigen Jahren hatte die englische Eisenindustrie 
den Kontinent erobert und besonders im Königreich der Nieder- 
lande, das seiner Eisenindustrie keinen Schutzzoll gewährte, jede 
Konkurrenz aus dem Felde geschlagen. Mit diesem Verlust des 
inneren Marktes ging der Verlust des so wichtigen französischen 
Marktes infolge der hohen französischen Zölle einher. 

Nach wenigen Jahren stand die luxemburgische Eisenindu- 
■«trie vor dem Zusammenbruch. 

In einem Bericht über die Lage der Eisenindustrie in Luxem- 
burg vom 11. Juli 1820 hieß es: 

«La forgerie, qui sous lo' Gouvernement frangais etait en etat 
de prosperite, est aujourd'hüi dans la Position la plus deplorable: 
eile h'est plus meme ce qu'elle. etait sous le Gouvernement au- 
trichien. 

Des ouvriers nombreux sont mis hors d'activite et livres ä la 
inisere. L'influence de cette decadence se fait sentir dans toutes 
les classes de la societe. 

L'extraction des mines qui se trouvaient dans le pays occu- 
paient beaucoup de personnes. Les cultivateurs mettaient ä profit 
leiirs journees desoeuvrees pour se livrer ä ces travaux et au 
Transport du minerai. Ils ne perdirent aucun instant; il ne restait 
aücun vide pendant les jours ouvriers. Les proprietaires des forets 
vendaient ä un haut pjix la production de cette propriete inte- 
ressante; Texploitation des coupes, le transport des charbons, en- 
suite des fers fabriques, riiettaient toute une contree en action; les 
iisines trouvaient toutes les matieres premieres dans le pays et 
aucun denier ji'en sortait. 

Les maitres de forges ne pouvaient assez fabriquer. Les 
sommes considerables qu'ils recevaient en echange de leurs mar- 
chandises se repandaient dans les communes avoisinantes et y 
.amenaient Taisance de la prosperite. 4 
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Ce tableau riant, ces scenes d'activite se soiit evanouis. A 
Tentour des usines, oü fourmillaient autrefois de nombreux tra- 
vailleurs, ne regnent que la stiipeur et la morne inertie. 

Pendant la Periode de la reiinion du Grand-Duche avec la 
France, les fers tendus se vendaient sur les usines 9.69, 9.92» 
10.16 et 10.87 florins les 50 livres des Pays-Bas (100 livres an- 
ciennes); ä Tepoque de la bataille de Leipzig, le prix etait des- 
cendu ä 8.98 — 9.21 florins et aujourd'hui il n'est plus que de- 
6.57—6.61 florins:..^) 

Die belgische Verwaltung, die 1830 die holländische in Lu- 
xemburg ablöste, brachte der Eisenindustrie keine Besserung" 
ihrer Lage: ein Betrieb nach dem anderen schloß seine Pforten. 
Seit 1836 war über die belgische Eisenindustrie eine schwere* 
Krisis hereingebrochen, die durch die Überproduktion und die^ 
Konkurrenz des eingeführten ausländischen Eisens verursacht 
war. Die Preise sanken um 23 bis 30Vo und ein Drittel der Unter- 
nehmungen stellte den Betrieb ein, so daß die Produktion des* 
Jahres 1839 nur noch die Hälfte derjenigen von 1836 betrug. In 
dieser Verfassung richteten sich die Blicke der belgischen Eisen-^ 
industriellen nach dem Zollverein, dessen Eisenindjistrie den 
eigenen Markt nicht zu befriedigen vermochte, wohin die bel- 
gischen Eisenwaren der Zollschranken wegen jedoch nicht ge- 
langen konnten, und es entstand in diesem Kreise eine starke 
Strömung für den Anschluß Belgiens an Holland oder noch besser 
an den Zollverein, dem die Handelskammer in Lüttich 1839 in 
einer Denkschrift, in der sie die Forderung eines solchen Zoll- 
Anschlusses begründete, Ausdruck verlieh^). 

In dieser Lage schied die luxemburgische Eisenindustrie aus- 
dem belgischen Wirtschaftsverband aus, und da dieses Ausschei- 
den die Folge hatte, daß das Großherzogtum auch noch von Bel- 
gien durch Zollschranken getrennt wurde, konnte sich die luxem- 
burgische Eisenindustrie als Exportindustrie mit der Feststel- 
lung trösten, daß eine weitere Verschlechterung ihrer handels- 
politischen Lage nunmehr gänzlich ausgeschlossen sei, und daß- 
jeder Zollanschluß an irgend einen Nachbarn, selbst eine Zoll- 
union mit Belgien, die, wie eine neunjährige Erfahrung gezeigt 
hatte, die Auslieferung der luxemburgischen Eisenindustrie an 
die technisch überlegene belgische Konkurrenz bedeutete, die- 
selbst über den eigenen Bedarf produzierte, als eine Erleichterung" 
ihrer Lage zu begrüßen wäre. Einem Anschluß Luxemburgs an- 
den deutschen Zollverein war die luxemburgische Eisenindustrie* 
ebenso wie die belgische daher wohl geneigt. 



*) Funck, a. .a. 0. Seite 220. 
*) Waentig, a. a. 0. Seite 664. 
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1841/1842 gab es in Luxemburg 11 Hochöfen, alle mit Holz-< 
kohlenfeuerung, und zwar: 

1 in Berburg mit einer Jahresproduktion von 700 t 

2 in Rollingen » » » ». 900 t 
2 in Bissen » » » » 14(X) t 

1 in Golmar-Berg » » » » 700 t 

2 in Fischbach » » » » 1500 t 
1 in Grundhof » » » » • 700 t 
1 in Ansemburg » » » » ^ 700 t 
1 in Dommeldingen » » » » 700 t 



mit einer Gesamtproduktion von 7300 t 

Roheisen oder 5000 t bearbeitetem Eisen in Barren, wovon nur 
150 t Roheisen und 300 t bearbeitetes Eisen im Inland verbraucht 
wurden. Der Rest mußte ausgeführt werden, besonders nach 
Preußen, das das luxemburgische Roheisen zollfrei zuließ. 

b) Bie Gerbereien. 

Die Gerbereiindustrie war in Luxemburg von jeher im An- 
schluß an die ausgedehnte Viehzucht und an die Kultur der 
Eichenwaldungen, die den Gerbstoff lieferten, ein blühendes Ge- 
werbe gewesen. 

Nach Funck gab es 1811 ini jetzigen Gebiet des Großherzog- 
tums 66 Gerbereien, von denen eine größere Anzahl während der 
französischen Herrschaft errichtet worden waren, während ein- 
zelne auf den Anfang des 16. Jahrhunderts zurückgingen. Viele 
waren handwerksmäßige Zwergbetriebe mit einem Meister und 
einem einzigen Gehilfen. Ihren Standort hatten die Gerbereien 
in der Nähe der Produktionsstätten der Eichenlohe, d. h. im 
ösling, vor allem in^ den beiden nördlichsten Kantonen Clerf und 
Vi^iltz. 

Die luxemburgischen Gerber beschränkten sich um das Jahr 
1811 nicht auf die Bearbeitung der einheimischen H^ute, sondern 
sie kauften auch amerikanische auf den Märkten von Antwerpen, 
Ronen, Metz, Paris, Amsterdam, Maastricht, Lüttich und Stave- 
lot. Ihre Erzeugnisse brachten sie nach Belgien, Ost-Frankreich' 
und nach Deutschland, vor allem auf die Messen von Frankfurt, 
Gassei und Leipzig. Ihr damaliger Jahresumsatz betrug 2 bis 3 
Millionen Francs. 

Die Trennung Luxemburgs von Frankreich hatte dieser In- 
dustrie ein wichtiges Absatzgebiet entzogen, für das die Nieder- 
lande keinen vollen Ersatz bieten konnten, da deren Lederpro- 
duktion den heimischen Bedarf reichlich deckte. In Stavelot, 
Lüttich, Namur und Dinant, also ohne Berücksichtigung der flä- 
mischen Gerbereien, wurden jährlieh mindestens 250 000 Häute 
d. h. ein Vielfaches des belgischen Konsums verarbeitet. Doch 
waren die luxemburgischen Gerber den belgischen durch die Güte 
und die Billigkeit ihres Gerbstoffes gewachsen. 
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Die Trennung Luxemburgs von Belgien war 1839 ein arger 
Stoß für diese Industrie, deren Produkte Belgien nunmehr mit 
einem hohen Einfuhrzoll belegte. Von diesem Augenblicke an 
mußten die luxemburgischen Gerbereien ihren Absatz nach 
Deutschland, d. h. nach denjenigen deutschen Staaten, die keine 
oder nur geringe Lederzölle erhoben, zu heben suchen. Mit der 
wachsenden Ausdehnung des deutschen Zollvereins aber, der 
einen hohen 'Lederzoll erhob, war leider auch dieser Export 
immer schwieriger geworden. Doch war die Lage der Luxein- 
burger Gerber im Ganzen nicht schlecht. Sie waren in dem 
Luxemburg der Mitte des 19. Jahrhunderts die Vertreter des 
industriellen Reichtums, wir würden heute sagen des industriel- 
len Großkapitals. 

Vor 1830 gab es in dem Großherzogtum Luxemburg 17 
größere Gerbereien, von denen infolge der Teilung des Großher- 
zogtums zwei an Belgien fielen. Die übrigen hatten ihren Stand- 
ort in Wiltz, Schimpach, Glerf^ Feulen, Enscheringen, Wilwer- 
wiltz und Grevenmacher. Um das Jahr 1840 beschäftigte die 
Gerberei-Industrie ungefähr 600 Familien. 1839 gab es in Lu- 
xemburg nach einer Berechnung des preußischen Finanzministe- 
riums 106 Gerbereien mit rund 1000 Gruben. 

c) Die Handschuhindustrie. 

Die Handschuhindustrie war zu Beginn des 19. Ja,hr- 
hunderts in Luxemburg als Hausindustrie eingeführt worden. 

Solange Luxemburg mit den Niederlanden bezw. mit . Bel- 
gien vereinigt gewesen War, war Belgien das Hauptabsatzgebiet 
dieser Exportindustrie gewesen. Denn Belgien, das bis 1835 
keine Handschuhe erzeugte, bezog diese Ware aus Frankreich 
und aus Luxemburg. 

D^r Bohstoffbezug dieser Industrie an Ziegen- und Lamm- 
felten aus Italien, Deutschland und der Schweiz bezifferte sich 
jährlich auf 200 000 Gulden. Das Inland lieferte nur 10 000 bis 
12 000 Felle aim Werte von 5000 bis 7000 Gulden. 

In dieser Industrie waren in 3 Betrieben ca. 1800 Arbei- 
terinnen und 250 Arbeiter beschäftigt. Die drei Handschuh- 
fabriken hatten eine Gesamtjahresproduktion von 350 000 Gulden 
(1 niederl. fl = 2.12 Fr.).^) 

d) Die Papierindustrie. 

Die Papierindustrie wurde im 18. Jahrhundert in Luxem- 
burg eingeführt, und zwar soll die erste Papierfabrik nach Funck 
1711 in Mühlenbach-Eich in der Nähe der Hauptstadt durch das 
Jesuitenkollegium in Luxemburg errichtet worden sein. Im Jahre 
1811 war die Zahl der Betriebe auf dem Gebiete des heutigen 
Großherzogtums auf 11 gestiegen, 1842 waren es aber nur noch 5 
kleine Unternehmungen mit Handbetrieb in Manternach, Fisch- 



*) Expose de la Situation du Grand-Duche de Luxembourg... 1842. S. 97, 
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bach, Wiltz, Senningen und Echternach, die Schreib-, Pack- 
papier und Pappe erzeugten und 200 Arbeiter beschäftigten. 
Außerdem bestand noch eine Tapetenfabrik mit 60 Arbeitern. 

Di'fe Papierindustrie war ausgesprochenermaßen eine Ex- 
portindustrie, die Vio ihrer Produktion im Werte von 380 000 
Fr. nach dem Ausland, vor allem nach Deutschland brachte, wäh- 
rend der Absatz nach Belgien durch den Wertzoll von I7V4V0 
verhindert wurdfe, obgleich in Belgien die luxemburgischen Pa- 
piere wegen ihres schneeweißen Aussehens, das auf die Reinheit 
des Wassers, das zur Herstellung benutzt wurde, zurückgeführt 
wurde, von den Druckereien sehr begehrt wurden. 

Dagegen betrug der belgische Einfuhrzoll für Pappe nur 
3,48Vo des Wertes. Erschwert wurde aber deren Export dufch die 
hohen Frachten, die diese Ware im geringen Wert von 20 Fr. die 
50 kg. nicht leicht zu tragen vermochte. Immerhin war dieser 
Export nicht unbedeutend. 

Die inländische Erzeugung an dem damaligen Rohstoff der 
Papierfabrikation, den Lumpen, genügte kaum, um die Hälfte 
des Bedarfes zu befriedigen. Aus Belgien und Frankreich durften 
Lumpen nicht ausgeführt werden. Die Deckung erfolgte daher 
aus den Ländern des Zollvereins, die auf diesem Rohstoff einen 
Ausfuhrzoll erhoben. 

Außerdem bestand im Großherzogtum noch eine Tapeten- 
fabrik mit 60 Arbeitern, deren Erzeugnisse nach Deutschland, 
Holland und Belgien ausgeführt wurden, obgleich in diesen beiden 
letzteren Ländern ein Einfuhrzoll von lOVo des Wertes erhoben 
wurde.^) 

0) Die Tevtilmdustrie. 

Die einzige Baumwollspinnerei des Großherzogtums arbeitete 
in Pulvermühl bei Luxemburg mit 1400 Spindeln, war aber bis 
auf 4000 Spindeln erweiterungsfähig, womit sie auch nur- die 
Hälfte des inländischen Konsums hätte befriedigen können. Der 
Werl ihrer Jahresproduktion erreichte 80000 Fr. 

Um das Jahr 1840 betrug die Einfuhr an Baumwollgarn 
nach Luxemburg 550 000 Fr. Sie erfolgte teils aus Frankreich, 
wo die Fabrikanten Ausfuhrprämien genossen, teils aus England 
durch deutsche Vermittler. 

Die Baumwollweberei hatte sich unter dem Zollschutz seit 
der Trennung von Belgien bedeutend entwickelt und beschäftigte 
300 Familien.. Ihr Hauptabsatzgebiet war das Inland. Ein Viertel 
der Produktion wurde nach Deutschland exportiert. Der Export 
Aach Belgien war gering. 

Die Tuchindustrie- war in Luxemburg durch einen Erlaß 
Maria Theresias von 1749 mächtig gefördert worden, wonach die 

*) Expose de la Situation du Grand-Duche de Luxembourg.... 1842, S. 96. 
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Truppenaüsrüstuiig unter ausdrücklichem Ausschluß auslän- 
discher Erzeugnisse möglichst aus dem Bereich ihrer Standorte 
bezogen werden sollte.^ Auf diese Weise fanden ca. 70 Tuch- 
weber in Wiltz, Esch an der Sauer und Fels hauptsächlich beim 
Militärfiskus jährlich Absatz für 70 000 m Tuch. Mit der fran- 
zösischen Besetzung ging den Tuchwebern dieser Hauptkunde 
verloren. 

Außer diesen Tuchwebern, die meist nur einen Webstuhl 
betrieben, gab es 1811 in der Stadt Luxemburg noch einen Tuch- 
fabrikanten mit 3 Webstühlen und ca. 26 Arbeitern. Die Lage 
war nicht glänzend. 

Um das Jahr 1840 war die Lage der Tuchindustrie folgende: 

Esch a. d. Sauer hatte sich auf die Herstellung von Woll- 
decken und weichem Flanell (Molton) spezialisiert. 100 Arbeiter 
verarbeiteten dort jährlich 25 000 kg gewaschene Wolle. 

In Wiltz, wo die Fabrikation, die früher mehrere Hundert 
Arbeiter beschäftigt hatte, bedeutend zurückgegangen war, wur- 
den 40 000 kg gewaschene Wolle im Jahr verarbeitet. 

In Fels gab es etwa 100 Arbeiter. Bis 1839 wurde dort Mili- 
tärtuch für die holländische Regierung im Jahreswert von j 
180 000 Fr. produziert. Seitdem war die Industrie mit Erfolg auf j 
die Herstellung von Flanell umgestellt worden. 

Neuerdings war auch 1828 ein kleiner Betrieb mit anfäng- ] 

lieh bloß 2 Webstühlen in Pfaffenthal bei Luxeniburg errichtet 
worden, der 1835 nach Schleifmühl verlegt wurde, wo er später 
eine große Ausdehnung gewann. 

Ein Hauptabsatzgebiet der luxemburgischen Wollwaren war 
Belgisch-Luxemburg, und an der Erhaltung, dieses Marktes war 
diese Industrie lebhaft interessiert. 

Die Strumpf- und Wirkwarenindustrie, die erst 1840 einge- 
führt wurde, befand sich im ersten Stadium der Entwicklung. 

'Aus Anlaß des noch zu erwähnenden belgischen Zollver- 
günstigungsgesetzes von 1839 zu Gunsten luxemburgischer nach 
Belgien ausgeführter Erzeugnisse, wobei es sich darum handelte, , 

das belgischerseits zugelassene Einfuhrkontingent unter die 
luxemburgischen Fabrikanten zu verteilen, wurde die Jahrespro- 
duktion von 46 luxemburgischen Wollwaren-Fabrikanten auf 
737 000 Fr. geschätzt. 

In dieser Summe figurierte an erster Stelle die Firma 
Guetschlique & Gbdschaux in Schleifmühle mit 525 000 Fr. Der . 
Rest entfiel auf 

17 Fabrikanten in Fels, 
19 » >f Esch a. d. Sauer, 

9 y> » Wiltz, 



zusammen 45 Fabrikanten, deren Jahresproduktion von 1500 
bis 15 000 Fr. betrug. 



^) Fiinck, a. a. 0. 87. 
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Die luxemburgische Tuchproduktion, an der* 
14 Fabrika'nten in Fels, 
3 » » Echternach, 

19 » » Esch a. d. Sauer, 

53 > ^ Wiltz, 



zusammen 89 Fabrikanten beteiligt waren, wurde auf 372 000 
Fr. jährlich geschätzt. Der größte Produzent erreichte eine Jah- 
resproduktion von 10 000 Fr. 

f) Die Steingntindustrie, 

Die erste Fayencerie war 1755 durch die aus Lothringen 
eingewanderten Gebrüder Boch in Siebenbrunnen bei Luxem- 
burg errichtet worden und hatte von Maria Theresia den Cha- 
rakter einer Kaiserl. und königl. Manufaktur erhalten. 1811 
beschäftigte sie 150 Arbeiter. 

Als Luxemburg 1839 von Belgien getrennt wurde, stand die 
Steingut-Industrie, die, abgesehen vt)n zerstreuten Töpferwerk- 
stätten, 4 Fabriken (je eine in Siebenbrunnen und in Eich und 
zwei in Echternach) umfaßte, in voller Blüte. Das investierte 
Kapital wurde auf 600 000 Gulden geschätzt. Beschäftigt wur- 
den 350 Facharbeiter und 170 Hilfsarbeiter .und Fuhrknechte. 
Die luxemburgische Steingut-Industrie exportierte große Mengen 
nach Belgien und hatte ihre Fabrikation auf diesen Export einge- 
stellt. Trotz der hohen Frachten, die die luxemburgischen Waren, 
die nach Belgien verkauft wurden, zu tragen hatten, und die bis 
18*^/o des Verkaufsprei-ses ausmachten, konnten sie den englischen 
Wettbewerb ertragen. Durch die Trennung von Belgien war diese 
Industrie somit empfindlich getr^fen worden. 

Kohlen, Blei und Töpfererde (terre de pipe) bezog diese In- 
dustrie aus Deutschland. 

g) Die Branntweinbrennerei. 

Während der französischen Herrschaft war bloß der aus 
mehligen Substanzen gewonnene Branntwein steuerpflichtig ge- 
wesen. Die Niederlande dagegen besteuerten jede Art der Brannt- 
weingewinnung, insbesondere auch aus Obst und Trestern, so 
hoch und unzweckmäßig, daß viele Brennereien in Luxemburg 
eingingen. Durch Verordnungen und Gesetze von 1831, 1833 und 
1837 hatte die belgische Verwaltung Erleichterung geschaffen, 
insbesondere das Brennen des Obstes gänzlich von der Steuer be- 
freit. Dieser Zustand wurde 1839 im Großherzogtum zunächst 
beibehalten. 

Die luxemburgischen Brennereien waren technisch rück- 
ständig. Wie sie zur holländischen Zeit der holländischen Kon- 
kurrenz nicht gewachsen gewesen waren, so mußten sie auch 



*) Expose de la Situation du G.-D. de Luxembourg.... 1842, S. 99. 
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später nach dem Anschluß an den Zollverein unter dem deutschei^ 
Wettbewerb leiden. An einen Export war gar nicht zu denken^ 
Die Branntweinbrenner, die alle Landwirte waren, die die Bren- 
nerei nur als Nebengewerbe beirieben, produzierten bloß für den. 
lokalen Absatz, und um diesen erhalten zu können, verlangten sie- 
einen Zollschutz sowohl nach der belgischen, als auch nach der 
preußischen Seite zu. • 

Im ersten Halbjahr 1841 waren in Luxemburg 226 Bren- 
nereien für Branntwein aus mehligen Substanzen und 59 Bren- 
nereien für Branntwein aus Obst in Betrieb. Im zweiten Halb- 
jahr waren es 171 der ersteren und 1649 der letzteren Art.O 

h) Die Tabakindiistrie. 

1839 gab es in der Stadt Luxemburg 9 Tabakfabrikanten^. 
von dwen der bedeutendste 25 bis 30 Arbeiter beschäftigte, da- 
neben kleine, kaum nennenswerte Betriebe in Diekirch, Ettel- 
brück und Remich. Ihre Gesamtproduktion an Rauch-, Kau- und 
Schnupftabak betrug 10 00(^ Zentner. , Seit 1832 hatte auch die- 
Zigarrenherstellung begonnen. 

Den Rohstoff bezog diese Industrie hauptsächlich aus der 
Pfalz, an zweiter Stelle aus Holland. 

Das wichtigste Absatzgebiet war das Inland, daneben Bel- 
gisch-Luxemburg. Außerdem kam ein lebhafter Schmuggel an 
Kautabak nach Frankreich zu in Betracht. 

Durch die Abtrennung von Belgisch-Luxemburg hatte die 
Tabakindustrie einen schweren Ausfall erlitten. Außerdem hatte- 
sie im Falle eines Anschlusses an den deutschen Zollverein allea 
von der deutschen Konkurrenz zu fürchten. 

i) Die Brauer eiindnstrie. 

1840 war das Braugewerbe in Luxemburg noch sehr unbe- 
deutend. In 24 Kleinbetriebe^ wurde ausschließlich für den In- 
landskonsum an die 16 OOO hl. Bier produziert. 

k) Die Schieferindtistrie, 

Um das Jahr 1839 befand sich diese Industrie noch im 
embryonalen Zustand. Sie war bloß in Martelingen durch einen 
Kleinbetrieb mit 10 Arbeitern und einer Jahresproduktion von 
300 000 Dachschiefern repräsentiert. Diese geringe Produktion 
entsprach dem geringen Bedarf einer Zeit, in der die Landwirte 
ihre Gebäulichkeiten noch mit Stroh bedeckten, und eine Schiefer- 
bedachung als Luxus angesehen wurde. 

1) Die Ölindtistrie. 

Von 6 Ölmühlen besaß eine in Neumühlen hydraulische- 
Pressen. Verarbeitet wurden hauptsächlich importierte Ölfrüchtev 
etwa 1000 bis 1500 hl jährlich. 



^) Expose de la Situation du G.-D. de Luxembourg... 1842, S. 102. 
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3. Der Handel. 

Einen bedeutenderen Handelsplatz besaß Luxemburg ebenso- 
wenig wie Verkehrswege von internationaler Bedeutu^ng. Die^ 
•Märkte und die Messe in Luxemburg hatten. nur für das Inland 
Interesse. ' 

Für die Ein- wie für die Ausfuhr war der luxemburgische» 
Handel von den Großhändlern in den Nachbar platzen Metz und. 
Trier, weiter Lüttich und Antwerpen abhängig. 

Auf der Grundlage der geschilderten landwirtschaftlichen 
und industriellen Produktion war Luxemburg, solange es sein 
bisheriges Wirtschaftssystem beibehielt, auf den Export von Ge- 
treide, Vieh, Holz, Wein, Lohrinde, Eisen, Eisenerze, Leder, Por- 
zellan und Papier angewiesen. Demgemäß brachte der luxembur- 
gische Handel im wesentlichen Getreide, Wein, Eisen und Eisen- 
erze, Porzellan und Papier nach Belgien, Holz und Vieh nach 
Frankreich, Lohrinde und Leder nach Preußen. 

Der geringen Entwicklung von Handel und Gewerbe, dem 
Mangel an Kapital und der mit den geringsten Kreditansprüchen 
auskommenden kleinbetrieblichen Arbeitsweise in Handel und 
Industrie — die Kreditansprüche der Landwirte befriedigten die 
Notare — entsprach der Stand des Bankwesens in Luxemburg: 
im Jahre 1839 gab es ein einziges Bankhaus ^Banque J. P. Pes- 
catore, seit 1844 unter der Firma Banque Guillaume Pescatore^ 
und Co. und endlich seit 1856 Bank Krewinckel und Co.). Erst 
1843 kam als zweite Bank die Firma Wagner und Schoemann 
dazu, die heute noch unter dem Namen Werling, Lambert und 
Co. besteht. Die Gründung einer größeren Aktienbank, der Inter- 
nationalen Bank in Luxemburg, fällt in das Jahr 1856. 

IV. Die vorläufige Ordnung der Zollverhältnisse 

(1839-1841). ; 

Mit dem Abzug der belgischen Behörden war das Großher- 
zogtum 1839 ein autonomes Zollgebiet geworden. Es richtete 
demnach eine eigene Zollverwaltung nach dem früheren hollän- 
dischen Muster ein und behielt in Erwartung einer baldigen 
grundsätzlichen Ordnung seiner Handelsverhältnisse den bis- 
herigen belgischen Zolltarif vorläufig bei. 

An der Spitze der Zollverwaltung stand ein Oberinspektor, 
dem die Grerizkontrolleure, die Oberaufseher (commis-chefs) und 
die Aufseher (commis) unterstellt waren. 

Zur Erhebung der Gefälle gab es an der belgischen und 
französischen Grenze 10 und an der preußischen 7 Zollämter 
erster und zweiter Klasse. Ein Hauptzollamt bestand nicht. 



*) Durch Verordnung vom 11. Juli 1839 wurden an der Grenze nach 
Belgien zu zunächst 6 Zollämter, in PetiÄgen, Stein fort, Oberpallen, Perl,, 
Donkols und Trotten eingerichtet, zu denen durch Verordnung vom 16. März: 
1840 nach ein siebentes in Säul (Kreuzerbuch) kam. 
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Die Grenze gegen Frankreich betrug 7 Meilen (1 Meile = 
7,42 km.) in ziemlich ebener Landschaft, die gegen Belgien 13 
JVIeilen, die zur Hälfte aus Waldstrecken bestand, und die gegen i 

Preußen 18 Meilen, die fast ausschließlich auf Flußstrecken 
(Mosel, Sauer und Our) entfielen. 

Die 20 Meilen gegen Frankreich und Belgien wurden von 295 
JVufsehern, 8 Oberaufsehern und 2 Kontrolleuren, die 18 Meilen 
gegen Preußen bloß durch 94 Aufseher, 5 Oberaufseher und 1 
Kontrolleur überwacht. Demnach entfielen an der preußischen 
<}renze 8 Mann, an der belgisch-französischen Grenze dagegen 
•15 Mann auf die Meile. Diese stärkere Bewachung war durch 
die Beschaffenheit des Geländes und durch den lebhaften Schmug- 
gel geboten, der nach Belgien zu nicht zuletzt dadurch verur- 
sacht wurde, daß durch die in London beschlossene Teilung des 
'Oroßherzogtums eine weder auf historischer Grundlage beruhende, 
noch der Sprachgrenze zwischen dem wallonischen und dem 
deutschen Teil des Großherzogtums entsprechende politische 
Grenze gezogen worden war, die von der Bevölkerung zu beiden 
Seiten der neuen Linie als eine willkürliche Störung alter Sitten 
und Beziehungen empfunden wurde, die keinen anderen Zweck 
hatte, als eine politische Trennung zu erzwingen, der sich die 
Bevölkerung hüben wie drüben widersetzte. 

Die SelbstäncRgmachung des Großherzogtums durch die 
"Trennung von Belgien, über deren politische Zweckmäßigkeit die 
Ansichten in Luxemburg geteilt waren, bewirkte jedenfalls eine 
^verhängnisvolle wirtschaftliche Isolierung, über die ein Zeit- 
genosse uns folgendes berichtet: 

«La prise de possession du G.-D. par le Souverain des PayvS- 
Bas se fit tranquillement; les autorites beiges se retirerent et les 
autorites grand-ducales les remplacerent de la maniere dont un 
ionctionnaire d'un meme Etat succede ä un autre, et notre sepa* 
ration d'un pays auquel nous avions ete reunis pendant quatre 
siecles, fut consommee. Le changement le plus frappant qui se 
rattacha d'abord au nouvel ordre de choses, ce fut Fetablissement 
;immediat d'une ligne de douane sur le territoire beige; notre iso- 
lement devint ainsi complet. Notre Industrie qui, depuis plu- 
-sieurs annees, avait pris de certains developpements, fut surtout 
atteinte; eile perdit ses principaux debouches q'a'elle avait en 
Belgique; eile put seulement continuer ä y introduire une cer- 
taine quantite de ses produits, francs de tout droit, en vertu de 
la loi dite de faveur, qui fut votee par les chambres beiges 
comme un temoignage de condoleance envers le G.-D.» *) 

Der plötzliche Verlust des belgischen Marktes, mit dem das 
Kjroßherzogtum seit der französischen Bevolution wirtschaftlich 
-verwachsen gewesen war, hätte in Luxemburg zweifellos eine 
Katastrophe herbeigeführt, hätte nicht Belgien bei dieser Tren- 
-nung durch die Gewährung* einer Vorzugsbehandlung einen Teil 



^) Emmanuel Servais, Autobiographie, Seite 11. 
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des luxemburgischen landwirtschaftlichen und industriellen Ex- 
portes nach wie vor teils zollfrei, teils mit bedeutenden Zoll- 
Ermäßigungen zu sich hereingelassen. Dies geschah durch ein 
belgisches Zollgesetz vom 6. Juni 1839, das, in der Geschichte 
unter dem Namen «loi de faveur» bekannt, noch lange Zeit in den 
Zollverhältnissen Luxemburgs, auch nach dessen Anschluß an 
den Zollverein, eine bedeutende Rolle spielen sollte.^) 

Loi portant des modifications au tarif des douanes sur les frontieres 
du Luxembourg et du Limbourg. 

Art. 1er. — A dater de rexecution des clauses territoriales des traitea 
ä intervenir entre les Puissances . reunies en Conference ä Londres, la Hol- 
lande et la Belgique, le tarif des douanes pour les objets ci-apres designes, 
provenant des parties ä ceder du Luxembourg et du Limbourg, sera modifie 
ainsi qu'il est dit aux articles suivants. 

Art. 2. — Les fontes et fers travailles au bois et au marteau, prove- 
nant des etablissements existant ä ce jour dans la partie detachee du Lu- 
jcerabourg, seront admis en Belgique par le bureau d'Arlon, nioyennant un 
^simple droit de balance de 25 cent. par 100 kg., mais seulement jusqu'a con- 
currence de 3 000 000 de kilog. de fers forges, supposes representer 4 000 000 
•de fontes. 

Le benefice cessera dans le cas oü la sortie des mines et minerais de 
ier de la partie allemande par la frontiere beige, viendrait a etre prohibee 
ou assujettie a un droit de douane. 

Art. 3. — Les faiences provenant des etablissements existant aussi ä ce 
jour dans la meme partie du Luxembourg seront admises ä l'importation par 
ie meme bureau, moyennant un droit de 4% ä la valeur jusqu'ä concurrence, 
par annee, d'une valeur effective de 400 000 francs seulement. 

Art. 4. — Les etoffes de laine designees au tarif sous la denomination 
de coating, calmouks, alipagas, duff«ts, frises, oastorines, aerges, dometa^ 
iiai^s, molletons, kerseys, couvertures en laine et autres tissus de l'espece, 
provenant des etablissements en activite ä ce jour dans la meme partie du 
Luxembourg, seront regues ä l'entree par 1» meme bureau au droit de 4% a 
la valeur, mais seulement jusqu'ä concurrence d'une valeur, par annee, de 
400 000 francs. 

Dans cette somme les draps communs du Luxembourg du prix de 5 
irancs le metre au plus pourront etre compris pour une valeur qui ne 
pourra exceder 50 000 francs. 

Art. 5. — Le gouvernement prendra toutes les mesures propres a as- 
-surer ä cliacun des etablissements existant ä ce jour, Timportation des pro- 
■duits repris aux trois articles qui precedent, en ayant egard, pour chacun 
d'eux, ä leurs situations locales et a leur etat actuel de production par annee; 
jces objets devront, dans tous les cas, porter la marque des fabriques d'oü ils 
proviennent, et etre accompagnes d'un certificat d'origine delivre dans la 
torme ä determiner par le gouvernement. 

Art. 6. — Des fruits verts et secs de toute espece, ä rexoeption de ceux 
^ui sont specialement tarifes, de meme que les charbons de bois, la chaux 
ei le plätre, importes de la partie allemande dans la partie wallonne du Lu- 
xembourg, seront admis par tous les bureaux que le Gouvernement designera 
ä cet effet, au droit d'un demi pour cent ä la valeur. 

Art. 7. — Le from'ent, l'oirge et le meteü ainsi que leurs farineux qui 
rsont importes, par le bureau d'Arlon, de la partie detachee dn Luxembourg, 
dans la partie qui restera beige, seront admis ä l'entree au quart des droits 
etaiblis par les lois en vigueur, mais seulement jusqu'?» concurrence d'une 
quantite annuelle de 3 000 000 de kilog. 

Art. 8. — Les grains de toute espece qui seroi/t iraportos de la partie 
detachee du Limbourg dans le district de Vervier^, par le bureau qui sera 
indique a cette fin par le gouvernement, ä proximite du marche d'Aubel, 
iseront admis ä l'entree moyennant la reduction etablie par l'article precedent, 
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Die Motive, denen dieses Gesetz in Belgien entsprang, waren 
politischer und wirtschaftlicher Natur. ^ 

In politischer Hinsicht hatte Belgien, das ja das ganze 
Großherzogtum mit Ausnahme der Hauptstadt seit 1830 tatsäch- 
lich in Besitz gehabt hatte, gegen den Londoner Vertrag, d^ die 
Teilung des ehemaligen Großherzogtums in einen hinfort bel- 
gischen und einen großherzoglichen Teil verfügte, den äußersten 
Widerstand geleistet. Als es sich schließlich, um seiner eigenen 
Existenz willen, der Entscheidung der Mächte fügen mußte, wollte 
es durch dieses am (5. Juni 1839, d. h. 5 Tage vor der Abtretung 
des dem König-Großherzog verbliebenen Teiles des Großherzog- 
tums, erlassenen Gesetzes der Bevölkerung, die es aufgeben mußte, 
einen letzten Beweis der Anhänglichkeit geben. «G'est une loi de 
Sympathie» hatte der Abgeordnete Goghen erklärt, als der Gesetz- 
entwurf am 21. März 1839 in der belgischen Kammer zur Ver- 
handlung kam, zwei Tage' nach jener dramatisch bewegten 
Sitzung, in der die Abstimmung stattfand, die den Verzicht Bel- 
giens auf Luxemburg besiegelte. «G'etait une loi de condoleance» 
schreibt seinerseits nicht ohne Bitterkeit später der Luxemburger 
Emmanuel Servals, der ein Hauptgegner der Bestauration des 
Königs-Großherzogs in Luxemburg gewesen war. 

Dieses hochpolitische Gesetz hatte aber eine zu große wirt- 
schaftliche Tragweite, um nicht auch in Belgien Gegner auf den 
Plan zu rufen. Der Abgeordnete Dolez warnte die Kammer vor 
gineni «entrainement» und beantragte, unter Hinweis auf die 
Bückwirkungen einer solchen Bevorzugung Luxemburgs auf .die 
handelspolitischen Beziehungen Belgiens zu Frankreich und zu 
Holland und angesichts der Gefahr, daß unter dem Schutz dieses 
Gesetzes Erzeugnisse des Zollvereins als luxemburgische Erzeug- 
nisse in Belgien eingeführt würden, Vertagung der Debatte bis 
nach der Begutachtung des Gesetzes durch die Handelskammern. 

Schließlich wurde das Gesetz von 51 Abgeordneten einstim- 
mig angenommen. 3 hatten sich der Stimme enthalten. 

Die wirtschaftlichen Motive des Gesetzes lagen in der engen 
Verflechtung der belgischen Provinz Luxemburg und des Groß- 
herzogtums, die zusammen seit Jahrhunderten, als Provinz mit 
weitgehender Selbstverwaltung, eine politische und wirtschaft- 
liche Einheit gebildet hatten. Die beiden Teile ergänzten einander 
und konnten nicht ohne Schaden sowohl für den belgischen, wie 



mais seulement jusqu'a concurrence d'une qiiantite annuelle de 6 000000 
de kilog. 

Art. 9. — *Le gouvernement prendra toutes les mesures propres a eviter 
tout abus des avantages accordes par les articles precedents, et ä assurer les 
approvisionnements des marehes d'Arlon et d' Anbei d'iine maniere aussi re- 
guliere que possible. 

Art.. 10. — Le gouvernement pourra, pour les provenances du Luxem- 
bourg, designer un autre bureau d'entree en outre de celui d'Arlon. 

Donn6 ä Bruxelles, le 6 juin 1839. 
*) Monifeur beige, 22 mars 1839. 
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auch für den. großherzoglichen Teil durch Zollschranken plötzlich 
aufeinander gerissen werden. Insofern war das Vergünstigungs- 
gesetz keine einseitige wirtschaftliche Vergünstigung des Groß- 
herzogtums, sondern eine Maßnahme, die der beiderseitigen För- 
derung oder, genauer, gesagt, der beiderseitigen Schonung der 
Landwirtschaft, der Industrie und des Handels dienen sollte. 

Die Zollvergünstigungen, die Belgien dem Großherzogtura 
Luxemburg durch das Gesetz vom (x Juni 1889 im einzelnen ein- 
räumte, waren folgende. ^ 

I. Landwirtschaftliche Erzeugnisse. 

1. Getreide und Mehl, die aus Luxemburg nach Belgien ex- 
portiert wurden, sollten nur V4 des Zolles nach dem. allgemeinen 
belgischen Zolltarif entrichten, jedoch nur bis zu einem Quantum 
von insgesamt 3000 Tonnen jährlich. Eine ähnliche Vergüns- 
tigung wurde dem an Holland zurückgegebenen Teil Limburgs 
eingeräumt, bezog sich aber nur auf das Getreide, das aus 
Holländisch-Limburg nach Belgien iiber Verviers gebracht wurde, 
nicht auch auf die im folgenden noch erwähnten weiteren land- 
wirtschaftlichen und gewerblichen Erzeugnisse. 

Die Zollvergünstigung für das luxemburgische Getreide 
erlangte besonderen Wert, als Weizen und Mengkorn (meteil), 
die bisher zöllfrei, in Belgien eingeführt werden durften, vom 1. 
Dezember 1840 an mit einem Eingangszoll" von Fr. 37,50 für 
1000 kg und I6V0 Zusatzzoll belastet wurden, von welchen Ab- 
igaben das luxemburgische Getreide somit nur den vierten Teil zu 
entrichten hatte. 

2. Frische und getrocknete Früchte durften in unbe- 
schränkten Mengen gegen einen Wertzoll von V2V0, statt 17Vo in 
Belgien eingeführt werden. 

IL Indiist Helle Erzeugnisse. 

Die zu den ermäßigten Zollsätzen des Vergünstigungsgesetzes 
zur Einfuhr nach Belgien gebrachten luxemburgischen Fabrikate 
mit Ausnahme von Holzkohlen, Kalk und Gips mußten die Fabrik- 
marke des Erzeugers aufweisen. Die belgische Regierung hatte ge- 
nau das dem. einzelnen luxemburgischen Fabrikanten zustehende 
Ausfuhrkontingent bestimmt. Die Kontingente waren unüber- 
tragbar. Ging eine Fabrik ein, so verfiel deren Quote, indem sie 
vom Gesamtbetrag abgezogen wurde. Auf diese Weise sollte im 
Laufe der Zeit die Vergünstijgung allmählich eingeschränkt 
werden. 

1. Woll waren. 

a) Die gewöhnlichen Tuche im Werte von höchstens 5 Fr. 
den Meter sollten bis zu einem Gesamteinfuhrwerte von 50 000 
Fr. jährlich bei ihrer Einfuhr in Belgien nur mit einem Zoll von 
4Vo des Wertes, statt 50Vo belegt werden. 
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b) Die übrigen Wollwaren sollten ebenfalls nur mit 4%^ 
statt 45Vo ihres Wertes, jedoch nur bis zum Gesamteinfuhrwert 
von 350 000 Fr. jährlich verzollt werden. 

2. Steingutwaren aus dem Großherzogtum wurden bis zum 
Gesamtwert von 400 000 Fr. jährlich mit einem Wertzoll von 4Vo 
belegt, während die Sätze des allgemeinen belgischen Tarifs je 
nach der Qualität 92, 90, 60 und 54Vo des Wertes betrugen, und 
zwar dergestalt, daß gerade die aus Luxemburg importierten 
groben und ungeschmückten Steingutwaren sonst zu den beiden 
höchsten prohibitiv wirkenden Sätzen von 92 und 90Vo ihres 
Wertes zu verzollen gewesen wären. 

3. Guß> und Schmiedeeisen sollte bis zur Jahresgesamtmenge- 
von 4000 Tonnen zollfrei gegen Entrichtung einer Wägegebühr 
von 2.50 Fr. für die Tonne, statt eines Zolles von 20 Fr. für Guß- 
und 120 Fr. für Schmiedeeisen, eingeführt werden. Diese Ver- 
günstigung war jedoch an die zollfreie Ausfuhr der luxembur- 
gischen Eisenerze nach Belgien geknüpft. Durch diese Klausel, 
sicherte Belgien seinen Hüttenwerken die unentbehrlichen Erze 
und zwar ohne besondere Opfer, da der Export luxemburgischen 
Eisens nach Belgien infolge der Bückständigkeit der luxembur- 
gischen Hütten nicht erheblich wert war. 

Der gestellten Bedingung entsprach Luxemburg durch eine 
Verfügung der Begierungskommissarien vom 7. August 1839, die- 
die Ausfuhr des Eisenerzes nach Belgien gegen einen Ausfuhr- 
zoll von 2% des Wertes gestattete, und durch eine weitere Ver- 
fügung vom 31. März 1840, die diese Ausfuhr solange zollfrei 
zuließ, als Belgien den zollfreien Eingang des bearbeiteten und 
gegossenen Eisens aus dem Großherzogtum erlaubte. 

4. Minder bedeutsam war die Ermäßigung des Zolles auf 
V2V0 des Wertes für Holzkohlen, Kalk und Gips, da deren Aus- 
fuhr aus Luxemburg nach Belgien gering war. 

Das belgische Vergünstigungsgesetz war zweifellos im Augen- 
blick seines Erlasses überwiegend der Ausdruck einer politischen 
Stimmung — der Entrüstung über die erzwungene Bückgabe^ 
eines Landesteiles, dessen Bevölkerung mit der Zugehörigkeit zu 
Belgien neun Jahre lang einverstanden gewesen war. Durch die^ 
ohne Kompensationsforderung, abgesehen von der Bedingung 
der zollfreien Ausfuhr luxemburgischer Eisenerze, bewilligten 
bedeutenden Zollermäßigungen zu Gunsten der luxemburgischen 
Landwirtschaft und Industrie, wollte Belgien vor der ganzen 
Welt bekunden, daß es nach wie vor gesonnen sei, nach Maßgabe- 
seiner Kräfte das Großherzogtum zu fördern und ihm gerade iii 
dem augenblicklichen kritischen Übergangsstadium tatkräftige 
Hilfe zu leisten. 

Allein die volle Anerkennung dieser Luxemburg von Belgien 
bekundeten freundlichen Gesinnung darf bei der Beurteilung- 
des belgischen Vergünstigungsgesetzes nicht übersehen lassen^ 
daß dieses Gesetz schon l:ei seiner Entstehung nicht ganz frei vom 
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eigennützigen Motiven gewesen war. Denn erstens sicherte Bel- 
gien auf diese Weise seiner notleidenden Eisenindustrie die unent- 
behrlichen und billigen Eisenerze, ebenso Belgisch-Luxemburg- 
die nötige Getreideeinfuhr und den lukrativen Viehexport. Zwei- 
tens aber kam die Vorzugsbehandlung luxemburgischer Fabri- 
kate im Export nach Belgien nicht zuletzt dem in diesen luxem- 
burgischen Fabriken investierten belgischen Kapital zu gute. Sa 
gehörte der belgische Minister des Innern, Nothomb, zu den 
Hauptkapitalisten der luxemburgischen Fayence-Industrie, und 
gerade diese Industrie war von Belgien besonders bevorzugt 
worden. «On ne doit pa« perdre de vue d'ailleurs, sagte der bel- 
gische Finanzminister 1844 in der Kammer, que des interets- 
beiges sont engages dans la question (du maintien de la loi de- 
faveur), en ce sens que les etablissements du Grand-Duche qui 
profitent les concessions de la loi du 6 juin 1839 sont en partie- 
la propriete d'industriels beiges.» 

Mit der Zeit aber verflog die politische Stimmung, an deren 
Stelle die nüchterne wirtschaftliche Würdigung trat, und es stellte* 
sich sehr bald das Begehren Belgiens ein, für die Luxemburg' 
freiwillig eingeräumte Vorzugsbehandlung , nachträglich ent- 
sprechende Gegenleistungen zu erlangen. 

Solche Bestrebungen machten sich schon 1841 geltend, als- 
Belgien den Versuch unternahm, für den Fall des Beitritts Lu- 
•semburgs zum Zollverein von dem letzteren als Kompensation 
für die Beibehaltung des Vergünstigungsgesetzes im belgisch- 
luxemburgischen Verkehr Zugeständnisse zu erlangen, deren 
Bedeutung über den belgisch-luxemburgischen Verkehr weit 
hinausgingen. Ich komme später darauf zurück. 

Erwähnt sei noch, daß in einem Schreiben an den luxem- 
burgischen Chef des Zivildienstes vom 5. März 1841 der belgische 
Gouverneur der Provinz Luxemburg im Hinblick 'auf den bevor- 
stehenden Anschluß Luxemburgs an den Zollverein mit der Auf- 
hobung des Vergünstigungsgeseizes drohte, falls nicht bei diesem 
Anschluß besondere Vereinbarungen zu Gunsten des belgischen 
Handels getroffen würden, wobei Belgien vor allem Wert darauf 
legte, das Großherzogtum mit Salz beliefern zu können. Unter- 
Hinweis auf Verhandhmgen, die die belgische Begierung dieser- 
halb mit Luxemburg einzuleiten beabsichtige, bat der Gouver- 
neur um Aufschluß über die bestehenden Verträge der luxem- 
burgischen Salzregie mit den französischen Salinen. 

In Luxemburg bestand nämlich auf Grund eines Königl.- 
Großh. Beschlusses vom 9. August 1839 das staatliche Salzmono- 
pol. Der Staat hatte das Monopol der Salzeinfuhr und zu diesem 
Zweck Lieferungsverträge mit den französischen Salinen in 
Dieuze (Lothringen) abgeschlossen, die bis Ende Oktober 1843- 
liefen. Jede Salzeinfuhr für Privatrechnung war verboten. 
Hauptsalzniederlagen, bei denen die Abgabe zu einem staatlich 
festgesetzten Preis an die Händler stattfand, wurden in Luxem- 
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bürg, Remich und Wiltz, später auch in Ettelbrück und Echter- 
üach (1842) errichtet. Sowohl für den Salz verkauf der Grossisten 
an die Detaillisten als auch für den Verkauf an das Publikum 
waren Höchstpreise vorgeschrieben. 

Dem belgischen Gouverneur wurde auf seine Anfrage das 
Bestehen der Lieferungsverträge mit den französischen Salinen 
mit dem Bemerken mitgeteilt, daß nach Ablauf dieser Verträge 
die belgischen Salinen zur Salzbelieferung herangezogen werden 
iönnten. Hierauf frug der belgische Gouverneur im Juli 1841 
nochmals in Luxemburg an, ob in dem Vertrag mit den franzö- 
sischen Salinen eine Klausel enthalten sei, daß dieser im Falle 
eines Zollanschlusses Luxemburgs als aufgelöst zu betrachten sei. 
Diese' Frage wurde verneint, worauf die Angelegenheit bis auf 
weiteres ruhte. Ein zweiter Vorstoß Belgiens zu Gunsten seiner 
Salinen erfolgte 1843 nach dem Anschluß an den Zollverein, über 
den noch zu berichten sein wird. 

Auch der König von Holland und Großherzog von Luxem- 
burg, Wilhelm I., war angesichts der wirtschaftlichen Notlage, in 
die das Großherzogtum durch die Absperrung von Belgien gera- 
ten war, nicht untätig geblieben. Durch eine Verordnung vom 
23. Sept. 1839 hatte er für die Zeit bis Ende des laufenden Jahres 
für alle luxemburger landwirtschaftlichen und Industrieerzeug- 
nisse den freien Eingang nach Holland Tind umgekehrt für die 
Erzeugnisse des holländischen Gewerbefleißes denselben freien^ 
Eingang in das Großherzogtum Luxemburg, ausgenommen für 
Gegenstände, die akzisenpflichtig waren, sowie für Getreide und 
Mehl verfügt. Durch eine weitere Verordnung vom 13. f'ebruar 
1840 wurde dieser zollfreie luxemburgisch-holländische Verkehr 
«in Erwartung der definitiven über das Zollwesen zu treffenden 
Bestimmungen» bis auf weiteres verlängert. 

Durch ein^n Notenwechsel zwischen der luxemburgischen 
und der holländischen Begierung kam am 31. Dezember 1840 ein 
Vertrag zu stände, wonach Hollaiyd bis zum 1. Januar 1842 die 
.zollfreie Einfuhr aus Luxemburg zu Land und zu Wasser für 
folgende Gegenstände zuließ: Leder, Tuch und andere Wollen- 
stoffe, Fayence, Tapeten- und anderes Papier, Handschuhe und 
Möbel. Dagegen sollte Luxemburg folgende holländische Erzeug- 
nisse zollfrei hereinlassen: Butter, Käse, getrocknete und geräu- 
cherte Fische. Durch einen weiteren Notenwechsel vom 25. Ja- 
nuar 1841 wurde das Abkommen ausgedehnt auf luxembur- 
gischen Gips und holländische gesalzene Fische, Heringe und 
Cichorien. Diese Übereinkunft sollte in dem Augenblick auf- 
hören, wo etwa das Großherzogtum in den deutschen Zollverein 
vor dem 1. Januar 1842 treten würde. 

Dieses Abkommen wurde nach seinem Ablauf am 1. Januar 
1842 nicht mehr erneuert (Vgl. darüber Kapitel XII). Fünf 
Wochen später trat Luxemburg dem deutschen Zollverein bei. 

Mit den genannten Verordnungen und Abkommen war auch 
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hoUändischerseits der gute Wille bdcundet worden, Luxemburg 
in seiner Notlage bis zur definitiven Regelung der handelspoli- 
tischen Verhältnisse beizuspringen — die kurzfristige Dauer die- 
ser Verordnungen und Abkommen ließ sie deutlich als Proviso- 
rien erscheinen. Auch war bei den geringen Handelsbeziehuiigen 
zwischen Luxemburg und Holland, die außerdem durch bel- 
gisches bezw. preußisches Gebiet von einander getrennt waren, der 
praktische Wert dieser Abmachungen nicht hoch anzuschlagen. 
Weder die belgischen Vergünstigungen noch das hollän- 
dische Abkommen konnte Luxemburg aus der wirtschaftlichen 
Isolierung herausbringen, in die es durch die Beschlüsse der 
Londoner Konferenz geraten war. Die Bevölkerung befand sich 
in einer unhaltbaren Lage, und so griff sie in ihrer Not zur 
Selbsthilfe. Es entstand ein Schmuggel, von dem wir uns heute 
kaum eine Vorstellung machen können. Vor allem im Westen, 
wo die großen Wälder an der belgischen Grenze ihn begünstigten 
und woher auch die billigen Kolonialwaren zu beziehen waren, 
an die der Konsum gewöhnt war. Aus Belgien wurde haupt- 
sächlich Kaffee und Tabak, aus Frankreich Wein und Brannt- 
wein nach dem Großherzogtum eingeschmuggelt. Der Schmuggel 
wurde zum Gewerbe, das von organisierten Banden betrfeben 
wurde. Für einzelne Dörfer und Dorfteile war das Schmuggler- 
handwerk neben der Landwirtschaft die Hauptbeschäftigung der 
Einwohnerschaft geworden, ein Zustand, dessen entsetzliche Wir- 
kungen auf Gesittung und Kultur nicht besonders betont zu wer- 
den brauchen. 

V. Der Zollanschluß Luxemburgs 
als wirtschaftliches und politisches Problem. 

V 

Das grundsätzliche wirtschaftliche Problem, vor das Luxem- 
burg im Jahre 1839 gestellt und das in kürzester Frist zu lösen 
war, da die geschilderten Zustände, je länger sie dauerten, desto 
unhaltbarer wurden, lautete: Sollte das Großherzogtum ein eige- 
nes Zollgebiet bilden oder sich zollpolitisch einem Nachbarstaat 
anschließen und, im letzteren Fall, welchem der drei Nachbaren? 

Um einen Kleinstaat wie Luxemburg wirtschaftspolitisch von 
«einer Unigebung zu emanzipieren und zu einem autonomen 
Zollgebiet zu gestalten, gehörte der Wille zum unbedingten Frei- 
handel und damit der Verzicht auf die Zölle als eine Hauptguelle 
der Staatseinnahmen. Denn an ein Schutzzollsystem, das die 
eingeführten Rohstoffe und Konsumartikel stark belastet liätte, 
war in diesem Falle im Interesse der eigenen Wirtschaft nicht zu 
denken, ganz abgesehen von den bestimmt zu erwartenden Re- 
torsionszöllen und Transiterschwerungen seitens der drei Nach- 
barstaaten, die Luxemburg hermetisch von der übrigen Welt ab- 
schlössen und ihm den wirtschaftlichen Erstickungstod bereiten 
liwonnten. c 
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Nun war aber der Freihandel bei einem so kleinen Land, das^ 
bezüglich der wichtigsten Lebensbedürfnisse auf den Bezug von. 
Rohstoffen und Waren aus dem Ausland angewiesen war, und 
dem nur die Wahl des Lieferanten unter der beschränkten Zahl 
seiner Nachbarn zustand, tatsächlich undurchführbar, denn es- 
hätte diese letzteren nicht zwingen können, ihm zuliebe auf ihre- 
Ausfuhrzölle und Ausfuhrverbote auf Rohstoffe zu verzichten,, 
und sie ebensowenig veranlassen können, ihre Einfuhrzölle zu 
gunsten des luxemburgischen Exportes aufzuheben. Außerdem, 
befanjd sich der luxemburgische Staat in so mißlichen Finanz- 
verhältnissen, daß er, weit davon entfernt, auf die Zolleinnahmen, 
verzichten zu können, im Gegenteil darauf Bedacht zu nehmen 
hatte, diese so ergiebig wie möglich zu gestalten. Wenn er daher- 
auf Schutzzölle verzichtete, und sein Zollsystem, um seine Kassen 
zu füllen, lediglich auf Finanzzöllen in Verbindung mit inlän- 
dischen Verbrauchsabgaben aufbaute, so mußten diese, um ihren 
Zweck zu erfüllen, sehr hoch angesetzt werden. In demselben, 
Maß aber, wie der Steuer- und Zolldruck und damit der Anreiz, 
zum Schmuggel wuchs, mußte die Grenzbewachung verstärkt 
werden, was den Mehrertrag jener höheren Zolleinnahme wieder 
verschlang. Es war überhaupt fraglich, ob die Zollgefälle die- 
Kosten der Zollverwaltung decken würden, angesichts der un- 
günstigen Form des großherzoglichen Territoriums, das bei einer- 
Fläche von 2586 qkm nicht weniger als 350 km Landgrenze auf- 
wies, was ein Verhältnis der Bodenfläche zur Grenze von 7 : 1 
bedeutete, während dasselbe Verhältnis beim Deutschen Reiche* 
trotz seiner durchaus ungünstigen, weil ebenfalls langgezogenen 
Ostgrenzen bei einer Fläche von 541 000 qkm und einer Grenz- 
linie von 7700 km immerhin noch 70 : 1 betrug. 

In einem Promemoria, das die luxemburgische Regierung- 
im November 1839 in Berlin durch ihren Bevollmächtigten über- 
reichen ließ, wurden die Kosten der luxemburgischen Zollver- 
waltung angegeben wie folgt: 

Für die Grenzbewachung gegen Preußen .... fl. 55 259^ 

^ Frankreich . . . fl. 49 081 
)> Belgien fl. 99 820' 



zusammen . . fl. 204 160 

oder . . Taler 115 835< 

— ein gewaltiger Betrag für eine Bevölkerung von 175 000 Seelen!" 

Es herrschte daher allgemein die Überzeugung, daß Luxem- 
burg handelspolitisch nicht selbständig bleiben könne, in seinem: 
eigenen Interesse vielmehr, so rasch wie möglich, einen Zoll- 
anschluß erlangen müsse. Drei Wege standen hierzu zur Ver- 
fügung: der Zollanschluß an Belgien, an Frankreich oder an den 
1833 unter preußischer Führung errichteten Zollverein. 

Von diesen drei Lösungen schied der Zollanschluß an Frank- 
reich von vornherein aus. Bei der damaligen, aus den Tagen- 
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des Wiener Kongresses herrührenden politischen Konstellation 
Europas, in welcher Frankreich auf der einen, und nebst Eng- 
land die Kontinentalmächte der heiligen Allianz, zu denen auch 
die beiden Großmächte des Deutsehen Bundes, Österreich und 
Preußen, gehörten, auf der anderen Seite standen, war ein 
irgendwie gearteter Anschluß Luxemburgs an Frankreich, selbst 
mit der Zustimmung der Bevölkerung ganz undenkbar. Die Ge- 
schütze der Bundesfestung Luxemburg waren gegen Frankreich 
gerichtet, und es wäre unmöglich gewesen, deren preußische Be- 
satzung inmitten eines wirtschaftlich Frankreich angeschlossenen 
Landes zu belassen. 

In politischer Hinsicht war noch zu berücksichtigen, daß 
Frankreich Belgien zur Revolution angestiftet und bei diesem 
Anlaß mit bewaffneter Macht dazu beigetragen hatte, das König- 
reich der Vereinigten Niederlande in drei Bruchstücke zu zer- 
legen, von denen Wilhelm I. nur die zwei kleineren, dazu noch 
räumlich von einander getrennten Teile verblieben waren. Für 
diesen Herrscher stand deshalb ein Zollanschluß Luxemburgs an 
Frankreich gänzlich außerhalb jeglicher Diskussion, da ein sol- 
cher nur als eine Ausdehnung der belgischen Revolution und als 
der erste Schritt zur Annexion Luxemburgs durch das franzö- 
sische. Königreich aufzufassen war. 

Bedeutsam, aber nicht so ausschlaggebend wie die politischen 
Erwägungen, waren endlich die wirtschaftlichen Gründe, die 
gegen/ diesen Anschluß sprachen. Ihm stand nämlich die pro- 
tektionistische Handelspolitik Frankreichs im Wege, die der Auf- 
nahme eines industriell nicht unbedeutenden Gebietes in den fran- 
zösischen Zollverband nicht günstig war — dieselbe kurzsichtige 
Wirtschaftspolitik, die ungefähr um dieselbe Zeit Frankreich den 
Zollanschluß Belgiens verpassen ließ. 

Somit reduzierte sich das Problem auf die kurze Frage: An- 
schluß an Belgien oder an Preußen? Auch hier war eine poli- 
tische und eine wirtschaftliche Seite zu berücksichtigen. 

Was die erstere betrifft, so gab es für diejenige Stelle, bei der, 
da Luxemburg ein monarchischer Staat war, die .Entscheidung 
lag, beim König-Großherzog, nur eine mögliche Antwort auf diese 
Frage: Anschluß an Preußen, d. h. an den deutschen Zollverein. 
Denn nur ein solcher lag sowohl in der Richtung der dynastischen 
Politik der Oranier, die, auf ihren Charakter als deutsche Bun- 
desfürsten Wert legend, weit davon entfernt waren, Luxemburg 
irgendwie dem Deutschen Bunde entfremden zu wollen, wie auch 
in der Richtung der Politik des niederländischen Staates als des 
Besitzers der Rheinmündungen, der allen Anlaß hatte, im Inter- 
esse seines Handelsverkehrs sich die Gunst des deutschen Hinter- 
landes nicht zu verscherzen. 

Eine wirtschaftliche Annäherung des Großherzogtums an den 
Staat eines Usurpators, der seine Krone aus den Händen der 
Revolution empfangen hatte, — als den der König der Belgier 
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von Wilhelm I. und von den meisten europäischen Souveränen 
angesehen wurde — , eine solche Annäherung, aus der nur zu 
leicht, bei der sowieso gegebenen Hinneigung der Luxemburger 
zu Belgien, eine erneute politische Verbrüderung hätte entstehen 
können, ja hätte unfehlbar entstehen müssen, das war dem grol- 
lenden Oranier ein unerträglicher Gedanke. 

Zur Abwehr solch politischer Tendenzen und zur tatkräftigen 
Bekämpfung der Hinneigung der Luxemburger zu Belgien hatte 
sich König Wilhelm schon nach Ausbruch der belgischen Revolu- 
tion, die ihm von ganz Luxemburg vorläufig nur die Hauptstadt, 
und dies auch nur dank ihrem Charakter als Bundesfestung, be- 
lassen hatte, vorgenommen, das deutsch sprechende Luxemburger 
Land zu germanisieren. Zur Verwirklichung dieses Planes ge- 
hörte, neben der Berufung von Deutschen an die Spitze der 
Landesregierung, in erster Linie der Beitritt Luxemburgs zum 
Zollverein. Solche Absichten widersprachen den Wünschen der 
Bevölkerung. Wäre der Zollanschluß bloß eine politische Frage 
gewesen, und hätten die Luxemburger diese zu entscheiden ge- 
habt, so hätten sie sich im Gegensatz zum Herrscher mit geringen 
Ausnahmen für den Anschluß an Belgien ausgesprochen, einmal 
weil dadurch wenigstens die wirtschaftliche Wiedervereinigung 
beider Teile Luxemburgs, die seit Jahrhunderten eine politische 
und wirtschaftliche Einheit gebildet hatten, erzielt wurde, und 
zweitens, weil der freiheitliche Geist der belgischen Institutionen 
ihnen sympathischer erschien als die in den deutschen Staaten 
blühende Reaktion. 

Wenn also die Betrachtimg der politischen Seite der An- 
schlußfrage auf Grund der gegebenen Machtfaktoren der inneren 
und der Außenpolitik die Entscheidung nicht zweifelhaft erschei- 
nen ließ, so führte die Untersuchung der zu erwartenden wirt- 
schaftlichen Folgen eines Anschlusses nicht zu einer unbestritte- 
nen Lösung der Frage. Hier kam es erstens auf die wirtschaft- 
liche Lage an, in der sich die beiden eventuellen Partner, Belgien 
und der Zollverein, befanden, und zweitens, wie sich die einzel- 
nen Zweige des luxemburgischen Wirtschaftslebens zu den beiden 
Eventualitäten des Anschlusses stellten. 

Welches war der wirtschaftliche Zustand Belgiens um das 
Jahr 1840? 

Zur Zeit der österreichischen Niederlande wies die wirt- 
schaftliche Lage Belgiens starke Licht- und Schattenseiten auf. 
Die Eifersucht der Nachbarn, besonders Hollands, hatte die einst 
so blühende belgische Industrie, Belgiens Handel und Schiffahrt 
durch politische und wirtschaftliche Beschränkungen (Sperrung 
der Scheide u. dgl. m.) zur Verkümmerung gebracht, während 
die Landwirtschaft und die landwirtschaitlichen Gewerbe weiter 
florierten. Die französische Eroberung befreite Belgiens Handel 
und Industrie von dieser systematischen Erdrosselung, und die 
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Kontinentalsperre, die die englischen Waren fern hielt, verlieh 
der tüchtigen belgischen Industrie einen mächtigen Aufschwung. 

Mit dem Freihandel, den da^ Königreich der Vereinigten 
Niederlande 1815 inaugurierte, waren die goldenen Tage der bel- 
gischen Industrie zunächst zu Ende. Den Ausgleich der wider- 
strebenden Interessen der ihres Handels wegen dem Freihandel 
ergebenen holländischen Provinzen und der für ihre Industrie 
Schutzzölle begehrenden belgischen Provinzen brachte der Zoll- 
tarif von 1822, der sich in den Bahnen eines mäßigen Schutz- 
zolles bewegte. 

Als die Trennung von Holland 1830 erfolgte, lag der Grund 
dafür auf politischem Gebiet; wirtschaftlich hatten die Belgier 
keine Veranlassung, sich von Holland loszulösen, im Gegenteil, 
die wirtschaftlichen Interessen hätten ihnen geboten, das wohn- 
liche gemeinsame Haus nicht zu verlassen. Somit mußte Belgien 
für seine politische Unabhängigkeit einen Preis erlegen, der in 
den folgenden Jahren schwer auf dem Handel and der Industrie 
lastete, während die Landwirtschaft durch die Trennung von 
Holland nicht in Mitleidenschaft gezogen wurde. 

Belgien befand sich 1830 im Grunde genommen in derselben 
Lage wie Luxemburg im Jahre 1839, nur daß die Lage des kleinen 
Großherzogtums naturgemäß noch viel unhaltbarer war als die- 
jenige Belgiens, das immerhin damals ein Wirtschaftsgebiet von 
4 Millionen Einwohnern repräsentierte. Es verfügte wohl über 
eine leistungsfähige Industrie, aber diese entbehrte der Absatz- 
märkte für ihre Erzeugnisse: der Außenhandel war das Sorgen- 
kind der belgischen Volkswirtschaft. Abhilfe konnte nur die 
Orientierung der Industrie und des Handels nach bestimmten 
Märkten bringen. Aber nach welchen? 

Mehr als ein Jahrzehnt lang wurde nach der Lösung dieses 
Problems gesucht. Während der Zeit blieb das holländische Zoll- 
system von 1822, nur durch einige dringende Korrekturen, von 
1831 und 1834 modifiziert, in Belgien in Kraft. 

Die unbefriedigende, zeitweise krisenhafte wirtschaftliche 
Lage Belgiens brachte den Gedanken eines Zollanschlusses in die 
Diskussion. Da die Brücke nach Holland, dem gegenüber sich 
Beigion bis 1839 im Zustand des Waffenstillstandes befand, abge- 
brochen war, blieben nur zwei Möglichkeiten offen: Anschluß an 
Frankreich oder an Preußen. Mit beiden Staaten knüpfte Bel- 
gien seit 1833 Verhandlungen an, selbst unentschlossen, ob es im 
Interesse seiner Industrie sich Frankreich nähern oder im In- 
teresse des Handels und der Schiffahrt sich mit Deutschland als 
Hinterland verbinden sollte. Als die luxeraburger Zollanschluß- 
frage 1839 aufgeworfen wurde, tobte in Belgien der unentschie- 
dene Kampf zwischen Freihandel und Schutzzoll, zwischen dem 
Anschluß an Frankreich und an den deutschen Zollverein. Die 
bisherige wirtschaftliche Gesetzgebung Belgiens war Stückwert 
geblieben, das Wirtschaftssystem war noch zu finden. 
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ll! dieser Lage trat Luxemburg 1841 an Belgien mit dem 
Angebot eines Zollanschlusses heran. Da Belgien sich selbst über 
seine Handelspolitik nicht klar war, und sowohl mit Preußen wie 
mit Frankreich in Verhandlungen stehend, gar nicht daran 
dachte, Luxemburgs wegen, aus Gründen, die später dargelegt 
werden sollen, in einen Konflikt mit Preußen und dem Zollverein 
getrieben zu werden, winkte es Luxemburg ab. 

Die Verhandlungen Belgiens mit Frankreich führten, als der 
Gedanke einer Zollunion fallen gelassen wurde, zum Handels- 
vertrag von 1845, diejenigen mit Preußen' hatten ebenfalls keinen 
Zollanschluß, sondern 1844 einen Handels- und Schiffahrtsvertrag 
mit dem Zollverein zum Ergebnis. 

Aus den 323 selbständigen Territorien, aus denen das heilige 
römische Reich bei seinem Untergange bestanden hatte, waren 
bei der Gründung des Deutschen Bundes 42 Bundesstaaten ge- 
worden^), unter denen alle Größen von Österreich und Preußen 
mit je 11 Millionen Einwohnern bis zu Liechtenstein mit deren 
6()00 vertreten waren. Viele dieser Staaten setzten sich aus losen 
Bruchstücken zusammen, vor allem Preußen mit seinen beiden 
großen Hälften, die von Hannover, Braunschweig und Kurhessen 
von einander getrennt waren. Den Gipfel erreichte die territo- 
riale Zerstückelung in Sachsen, wo beispielsweise da« Herzogtum 
Sachsen-Coburg-Gotha aus 10 getrennten Teilen bestand. So gab 
es in Deutschland eine Menge Enklaven, die zu Zollvereinbarun- 
gen nötigten. 

Außerdem war die Zollorganisation in den einzelnen Staaten 
durchaus nicht einheitlich. In Preußen gab es sechzig verschie- 
dene Zollsysteme und die entsprechende Anzahl Zollgrenzen. Jede 
Stadt war durch Akzisen vom Lande getrennt. Was in der einen 
Provinz eingeführt werden durfte, war in der anderen verboten 
oder erschwert. Stoff und Anlaß zu Reformen war also genügend 
vorhanden. 

Zwar sollte nach Art. 19 der Deutschen Bundesakte wegen 
des Handels und Verkehrs zwischen den Bundesstaaten ver- 
handelt werden, und es wurde auch 1817 darüber verhandelt, 
aber die Aktion verlief ohne Ergebnis. Preußen brachte durch 
sein Zoll- und Steuergesetz von 1818 den Stein ins Rollen. Ziel 
und P]rgebnis war: Schaffung eines einheitlichen Zollgebietes auf 
der Grundlage des Freihandels, somit Aufhebung der Zollsou- 
veränität der Provinzen und Verlegung aller Zwischenzollinien 
an die Außengrenzen der Monarchie. 

Durch diese Schaffung eines großen einheitlichen Zollge>- 
bietes in Verbindung mit hohen Transitzöllen kamen sowohl die- 
jenigen Staaten, die in Preußen Enklaven besaßen, als auch die, 
die einen lebhaften Transithandel über preußisches Gebiet pfleg- 



^) Ihre Zahl verminderte sich allmähUch auf 37. Das Deutsche Reich 
begann 1871 mit einem Bestand von 25 Staaten. 
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ten, in Bedrängnis. Das Ergebnis waren Zollanschlüsse von zwei 
verschiedenen Typen. 

Die ersten Zollanschlüsse betrafen in Preußen enklavierte 
iremde Landesteile, zuerst von Schwarzburg-Sondershausen 
(1819), dann von Schwarzburg-Rudolstadt (1822), Sachsen-Wei- 
mar und Anhalt-Bernburg (1823) usw. Diese Anschlüsse erfolg- 
ten in der Regel in der Weise, daß der angeschlossene Staat nach 
Maßgabe der Bevölkerung einen Anteil an den gemeinsamen ZoU- 
revenuen erhielt, jedoch auf jeden Einfluß auf die Zollgesetz- 
gebung verzichtete und die Leitung der Zollverwaltung in den 
betreffenden Landesteilen an Preußen übertrug. 

Ein Novum bildete der Anschluß des außerhalb des preu- 
ßischen Gebietes gelegenen Großherzogtums Hessen (14. Februar 
1828), der unter Wahrung der Selbständigkeit Hessens erfolgte, 
indem dieses die Leitung seiner nach den preußischen Grund- 
sätzen umorganisierten Zollverwaltung behielt und sich ebenso 
sein Mitbestimmungsrecht in der Zollgesetzgebung und in den 
Handelsverträgen mit dem Zollausland wahrte. 

Ungefähr um dieselbe Zeit kam auch ein süddeutscher Zoll- 
verein zwischen Bayern und Württemberg zustande (18. Januar 
1828), dem bald die hohenzoUernschen Fürstentümer beitraten. 
Beide Zollvereine, der norddeutsche und der süddeutsche, waren 
in ihrem Aufbau verschieden. Während der norddeutsche ZoU- 
Yerein im Grunde nur eine vergrößerte preußische Zollverwal- 
tung darstellte, in der Preußen tatsächlich uneingeschränkt 
herrschte, war der süddeutsche auf der unbedingten Wahrung 
der Einzelrechte und der vollkommenen Gleichberechtigung seiner 
"Teilnehmer aufgebaut. 

Die angesichts dieser Entwicklung um ihr Schicksal besorg- 
ten mitteldeutschen Kleinstaaten, Hannover, Oldenburg, Braun- 
:schweig, Kurhessen, Nassau, Sachsen, die sächsischen Herzog- 
tümer, die schwarzburgischen und die reußischen Fürsten- 
tümer, Frankfurt und Bremen, schlössen sich ihrerseits 1828 zum 
Mitteldeutschen Handelsverein zusammen, dessen Hauptzweck 
war, die weitere Ausdehnung des preußischen Zollgebietes und 
die Vereinigung des norddeutschen mit dem süddeutschen Zoll- 
Verband zu verhindern, weshalb sich diese Staaten verpflichteten, 
sechs Jahre lang keinem anderen Zollverband beizutreten. Den- 
noch kam schon 1829 zwischen dem nord- und dem süddeutschen 
Verband ein Handelsvertrag zustande, der auch die Verpflichtung 
^enthielt, die beiderseitigen Zollsysteme immer mehr in Überein- 
stimmung zu bringen. Mit diesem Abkommen war das Schicksal 
des Mitteldeutschen Handelsvereins besiegelt, der 1831 durch den 
Beitritt Sachsen- Weimars und Kurhessens zum preußisch-hes- 
^sischen Zollverband gesprengt wurde. 

Die Verhandlungen zwischen dem nord- und dem süd- 
deutschen Verband führten, naqhdem Preußen seinen freihänd- 
lerischen Zolltarif den süddeutschen Schutzzöllen angepaßt hatte. 
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zu einer Vereinigung beider Verbände in einem Vertrag vom 22. 
März 1833, und als Sachsen durch Vertrag vom 30. März, Kiu- 
hessen und die thüringischen Staaten, die einen besonderen 
Verein bildeten, am 11. Mai sich der Vereinigung anschlössen, 
war der deutsche Zollverein errichtet, der in der Nacht vom 31. 
Dezember 1833 zum 1. Januar 1834 ins Leben trat als ein ein- 
heitliches Zollgebiet, das den größten Teil Deutschlands mit 
23 478 120 Einwohnern umfaßte. Am 1. Januar 1836 traten noch 
Baden und Nassau, am 1. Februar desselben Jahres Frank- 
furt a. M., am 1. Januar 1842 Braunschweig und Lippe bei» 
denen ein Monat später Luxemburg folgen sollte* 

Die Zusammensetzung des Zollvereins, in dem Augenblick 
des Beitritts Luxemburgs war folgende* 
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e) Lippe-Detmold 
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Der Zollverein hatte sich in den ersten Jahren seines Be- 
^stehens gut entwickelt. Er stellte ein kraftvolles Wirtschafts- 
gebiet dar, das Handels- und Schiffahrtsverträge mit Holland 
(1837 und 1839), mit England (1841), Griechenland (1839) und 
der Türkei (1840) abgeschlossen hatte, und, mit Ausnahme von 
'Osterreich, Hannover, Braunschweig, Oldenburg, Mecklenburg 
und den Hansastädten, im wesentlichen alle deutschen Bundes- 
staaten umfaßte. Die Dauer des Vereins war zunächst bis zum 1. 
Januar 1842 festgesetzt worden mit zulässiger Kündigung zwei 
Jahre vor diesem Termin, also bis Ende 1839. Bis zu diesem 
-Zeitpunkt war von keiner Seite vom Kündigungsrecht Gebrauch 
gemacht worden, so daß das Fortbestehen des Vereins ge- 
sichert war. 

In den wenigen Jahren seines Bestehens hatte der Zollverein 
den Beweis seiner Lebensfähigkeit erbracht, er hatte sich zu einer 
Institution entwickelt, die den Bundestag in den Schatten zu 
stellen drohte. Der Verkehr hatte einen ungeahnten Aufschwung 
genommen, der demoralisierende Schmuggel war mit den *abge- 
schafften inneren Zollgrenzen verschwunden. Mit der Schaffung 
eines ausreichenden inneren Marktes lebte die Industrie auf. Der 
Wohlstand war gestiegen, die früheren unerträglichen Verkehrs- 
-zustände nur noch eine böse Erinnerung. 

Nicht zuletzt durftjfen die einzelstaatlichen Finansminister mit 
den Ergebnissen des Zollvereins zufrieden sein, und gerade dieses 
führte im Laufe der Jahre noch manch neuen Anschluß herbei. 
Die meisten Kleinstaaten hatten bisher die Zölle nur als Ein- 
nahmequelle betrachtet und sich um ihre wirtschaftlichen Wir- 
iungen nicht gekümmert. Jetzt merkten sie die W^ohltaten einer 
.geordneten Zollpolitik, sowohl am steigenden Wohlstand, wie 
auch besonders an den unerwartet ergiebigen Zolleinnahmen, die 
in die Staatskassen flössen, während vor der Gründung des Zoll- 
vereins die kleineren Staaten teils gar keine, teils nur geringe 
Überschüsse aus den Zöllen gehabt hatten. 

Kurz, der Zollverein durfte 1840 als eine in der öffentlichen 
Meinung dauernd verankerte Institution angesehen werden. 

Über die Frage des zweckmäßigsten Zollanschlusses bestand 
in Luxemburg keine einhellige Meinung, weil hier das Urteil 
idurch die divergierenden Interessen der einzelnen wirtschaft- 
'lichen Gruppen bestimmt wurde. 

Der Landwirtschaft erschien ein Anschluß an Belgien vor- 
"teilhaft, denn sie fand für ihren Getreideüberschuß in Belgisch- 
Luxemburg ein ihr wohlbekanntes und gegen die Konkurrenz der 
unter günstigeren Bedingungen auf fruchtbarerem Boden pro- 
duzierenden belgischen Landwirtschaft jenseits der Maas durch 
die den Verkehr unterbindenden Ardennen geschütztes Gebiet, 
:aus dem im Umtausch das benötigte Magervieh bezogen werden 
konnte. Auch für die gemästeten Tiere bot Belgien einen guten 
Absatz. 
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Auch für den luxemburgischen Wein war Belgien ein vor- 
teilhafter Käufer, wogegen bei einem Anschluß an Preußen der 
Weinbau eine gewaltige Erschütterung erleiden würde, da die 
Weinpreise bei besserer Qualität in Preußen nur die Hälfte der 
luxemburgischen Preise erreichten. Ferner hätte dieser Anschluß 
die W^iedereinführung der Weinsteuer, wie sie in Preußen be- 
stand, in Luxemburg bezw. die Erhebung einer Ausgleichssteuer 
auf den nach Preußen eingeführten luxemburgischen Wein be- 
deutet. Kurz, die luxemburger Weinbauern meinten, daß es 
ihnen bei einem Anschluß an Preußen genau so schlecht ergehen 
würde wie seinerzeit den preußischen Weinbauern an der Mosel, 
.als der Anschluß Nassaus und der Pfalz an den Zollverein diesen 
die gefährliche Konkurrenz auf den Hals brachte. 

Während also die Landwirtschaft sich deutlich für Belgien 
aussprach, waren in der Industrie die Ansichten über den zweck- 
mäßigsten Zollanschluß geteilt. Für den Anschluß an den Zoll- 
verein traten mit EntschitKlenheit die Leder-, die Papier- und die 
Eisenindustrie ein. 

Die Eisenindustrie, deren mißliche Lage ich schon geschil- 
dert habe, erhoffte von diesem Anschluß eine entscheidende Ver- 
besserung ihrer Lage. Denn, obgleich zu jener Zeit das auslän- 
dische Roheisen, also auch das luxemburgische, zollfrei nach den 
.Staaten des Zollvereins ausgeführt werden durfte, so drohte doch 
die Gefahr, daß die ständigen Gesuche der Eisenhütten im Zoll- 
verein um Zollschutz einmal Gehör finden würden, in welchem 
Falle die luxemburgischen. Eisenindustriellen diese Exportmög- 
lichkeit verlören. 

Die Gerberei-Industrie war für einen Zollanschluß an Frank- 
reich oder an Preußen, aber nicht an Belgien. Den Konkurrenz- 
kampf der luxemburgischen mit den deutschen Gerbern hatten 
4ie letzteren zu fürchten. Daher auch der lebhafte Widerstand 
•der preußischen Lederfabrikanten in Malmedy und St. Vith 
.gegen den Zollanschluß Luxemburgs, der uns noch zu beschäf- 
tigen haben wird. 

Die Handschuh-Industrie war ebenfalls für einen Anschluß 
.an den Zollverein, von dem sie, außer einer Gewinnung des auf- 
nahmefähigen deutschen Marktes, noch die Abschaffung des bis- 
her geltenden Werkzplles von llVo bei der Ausfuhr nach dem 
Zollverein erwartete. 

Die Erzeugnisse der luxemburgischen Papierfabriken waren 
besserer Qualität und auch billiger als die deutschen' Fabrikate. 
Aus einem Anschluß an den Zollverein erwartete diese Industrie 
außerdem billigere Deckung ihres Bedarfes an Lumpen, da in 
diesem Fall der deutsche Ausfuhrzoll wegfiel. 

Die Wollwarenfabrikanten, die an ihrem Absatz nach Bel- 
gien festhielten, und die Baum Wollwebereien, die den Verlust des 
bisherigen Zollschutzes bedauerten und vor allem die deutsche 
Konkurrenz fürchteten, waren gegen den Anschluß an den Zoll- 
verein. 
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Hauptverfechter des Anschlusses an Belgien war die luxem- 
burgische Steingut-Industrie. Sie erklärte, ohne einen günstigen 
Handelsvertrag mit Belgien nicht weiter bestehen zu können und 
in einem Anschluß an den Zollverein ihr Todesurteil erblicken zu 
müssen. Denn während die preußische Konkurrenz am Rhein 
die Erde an Ort und Stelle fände und diejenige an der Saar die 
Kohlen vor der Tür besäße, müsse der luxemburgische Fabrikant 
beides mit hohen Kosten vom Rhein und von der Saar beziehen» 
und bei dieser Gelegenheit noch den luxemburgischen Einfuhrzoll 
auf Kohle entrichten, w^ährend Preußen seinen Fayencerien sogar 
20 bis 2o®/o der Kohlenkosten zurückvergüte. Endlich stünde den 
Fabrikanten am Rhein und an der Saar der billige und sichere 
Wasserweg für den Absatz zur Verfügung. 

Auch die luxemburgische Tabakindustrie, der vor der Pfäl- 
zer Konkurrenz bangte, war für einen Anschluß an den Zoll- 
verein nicht zu haben. 

Wie stand nun aber der Zollverein, insbesondere sein füh- 
rendes Mitglied, zugleich der einzige Nachbar eines anzuschlies- 
s<3nden Großherzogtums, Preußen, zu der Frage eines Zoll- 
anschlusses Luxemburgs? Auch Preußen erblickte in dem Bei- 
tritt Luxemburgs Vor- und Nachteile. 

Vorteile erhoffte Preußen: 

1. Für die rheinische Viehzucht, die schon ungeachtet der 
luxemburgischen- Eingangszölle Rindvieh und Schweine in gros- 
sen Mengen nach Luxemburg ausführte und beim Wegfall des 
Zolles diese Ausfuhr steigern konnte. 

2. Für die rheinische Landwirtschaft, die ebenfalls Getreide 
nach Luxemburg ausführte und eine Steigerung dieses Exportes 
erwartete. 

3. Für den Weinbau, der einen bedeutenden Absatz nach 
Luxemburg erhoffte, da dort nur billiger Land wein erzeugt wurde. 

4. Für die Industrie hinsichtlich des gesteigerten Absatzes in 
Eisen-, Glas-, Töpfer-, Kurz-, Baumwoll-, Wollen- und Seiden- 
waren, ferner in Saarkohlen. Außerdem würden die preußischen 
Eisenwerke in der Nähe Luxemburgs Holz, Holzkohlen, Eisenerz 
und Roheisen ohne die Belastung durch die bisherigen luxem- 
burgischen Ausgangszölle beziehen können. 

Nachteilig beeinflußt würden dagegen die Papier- und die 
Gerberei- Industrie. 

Die rheinische Papierindustrie stand technisch nicht auf 
derselben Höhe wie die luxemburgische, weshalb schon bisher 
trotz der Zollschranken luxemburgische Papiere und Tapeten 
Eingang im Rheinland gefunden hatten. Die preußischen Papier- 
fabrikanten fürchteten daher einen Zollanschlnß Luxemburgs 
ebenso sehr wie die luxemburgischen ihn wünschten. Die Haupt- 
gegnor eines solchen Anschlusses aber waren auf preußischer 
Seite die rheinischen Gerbereien. 

In einem Bericht des Finanzministers und des Ministers der 
auswärtigen Angelegenheiten über die Frage des Anschlusses 
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Luxemburgs an den König von Preußen vom 16. Juni 1840 wurde 
besonders die Verschiebung, die dieser Anschluß zum Nachteil 
der rheinischen Lederfabrikanten bringen würde, betont. Wegen 
des Reichtums Luxemburgs an Gerbstoff seien diese der luxem- 
burgischen Konkurrenz, trotz der bestehenden Einfuhr- und 
Transitzölle, schon bisher auf den Märkten des Zollvereins, wie 
aul denen des Auslandes nicht gewachsen gewesen. Ein ZoU- 
anscliluß müsse daher schlimme Wirkungen haben, wenngleich 
dieser durch den Wegfall des bisherigen luxemburgischen Aus- 
fuhrzolles auf Gerbstoff von 6®/o des Wertes einen schätzenswer- 
ten Vorteil bringe. Von der Provinzialsteuerbehörde in Köln sei 
zwar für den Fall des Anschlusses eine Ubergangsabgabe auf 
luxemburgisches Leder und Papier angeregt worden, eine solche 
Maßnahme sei aber bedenklich, weil mit dem Grundgedanken des 
Zollvereins unvereinbar. 

Doch könne der Anschluß Luxemburgs den rheinischen 
Leder- und Papierfabrikanten zu Liebe nicht abgelehnt werden. 
Denn die Frage sei auch eine politische, und der Beitritt Luxem- 
burgs zum Zollverein erscheine als das geeignetste Mittel, «da- 
selbst deutsche Gesmnung mehr und mehr zu begründen und 
durch eine genügende Befriedigung materieller Interessen in der 
Richtung nach Deutschland allen nach Frankreich oder Belgien 
strebenden Tendenzen entgegen zu wirken». 

('berschauen wir nunmehr die politische und die wirtschaft- 
liche Seite dieser komplizierten Frage, so können wir wohl das 
Geständnis als zutreffend bezeichnen, das der zu den ZoU- 
anschlußverhandlungen mit Preußen delegierte luxemburgische 
Kommissar, Legationsrat von Scherff, in einem Brief vom 20. Juli 
1840 an den preußischen Kommissar und Direktor im preus- 
-sischen Ministerium des Auswärtigen, den Geheimen Legationsrat 
Eichmann, mit den Worten aussprach: «Die luxemburgische Re- 
jgiorung habe den Anschluß Luxemburgs, dessen bloß materielle 
Interessen eine andere Richtung gefordert hätten, an den deut- 
schen Zollverein aus keinem anderen Grund in Antrag gebracht, 
' als um dasselbe politisch immer mehr mit dem Deutschen Bund 
2U vereinigen.» 

Nur in einem Punkte ist dieser Ausspruch zu berichtigen 
bezw. zu erläutern: Nicht die «luxemburgische Regierung» im 
Sinne einer verantwortlichen, konstitutionellen Regierung hat den 
Anschluß an den Zollverein betrieben — denn eine solche gab es 
bis Ende 1841, d. h. bis kurz vor dem Beitritt zum Zollverein in 
Luxemburg nicht — , sondern diejenigen, die neben dem König- 
Oroßherzog Wilhelm I. ohne Rücksieht auf die Wünsche des 
Landes und meist gegen den Willen der Bevölkerung die Geschäfte 
des Großherzogtums führten, nämlich landesfremde und landes- 
unkundige oberste Beamte unter Mitwirkung der holländischen 
Minister. 
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VL Die Verhandlungen mit Preußeu unier dem 
König-Großherzog Wilhelm l (Juni 1839 bis Oktober 1840). 

Die belgische Revülution hatte schon 1830 für Luxemburg, das 
bisher in ebenso, widerrechtlicher wie unpolitischer Weise als hol- 
ländische Provinz verwaltet worden war, zur Folge gehabt, daß. 
es numnehr und zwar notgedrungen wegen der räumlichea 
Trennung von Holland von seinem Herrscher eine eigene, 
wenigstens im Prinzip von Holland unabhängige Regierung er- 
hielt. Diese grundsätzliche Entscheidung brachte ein königlich- 
großherzoglicher Beschluß vom 31. Dezember 1830, durch den ein 
dem König-Großherzog zur Seite stehender und demnach im Haag; 
residierender Geheimreferendar — auf diesen Posten wurde der 
Bergwerksinspektor C E. Stifft, ein Nassauer, berufen — mit der 
Bearbeitung aller luxemburgischen Angelegenheiten beauftragt 
wurde, die einer königlich-großherzoglichen Entscheidung be- 
durften. Doch sollten militärische und auswärtige Angelegen- 
heiten wegen der Beziehungen Luxemburgs zum Deutschen Bunde 
und wiegen der Gemeinschaft mit Holländisch-Limburg von der 
früheren Staatsverwaltung im Haag, also von der niederlän- 
dischen Regierung unter Heranziehung des Geheimreferendars, 
nach wie vor bearbeitet werden. 

Die dem Königreich der Vereinigten Niederlande seit 1815- 
gehörende, auf beide Maasufer sich erstreckende Provinz Limburg 
hatte sich mit Ausnahme der Festung Maastricht 1830 ebenfalls 
der belgischen Revolution angeschlossen und blieb mit Belgien 
vereinigt, bis 1839 eine Teilung ähnlich derjenigen Luxemburgs; 
zwischen Holland und Belgien in der Weise erfolgte, daß im 
wesentlichen das Land rechts von der Maas nebst Maastricht 
Holland, das Land links der Maas Belgien zufiel. 

Nun war aber die Teilung des ehemaligen Großherzogtums. 
,Luxemburg in eine belgische Provinz Luxemburg und in ein ver- 
mindertes Großherzogtum eine Angelegenheit, die nicht bloß' 
Belgien. und Holland anging, sondern infolge des Nassauischen 
Erbvertrags auch die Agnaten des Hauses Nassau und wegen der 
Zügehörigkeit Luxemburgs zum Deutschen Bunde auch diesen 
berührte. 

Während die Agnaten des Hauses Nassau gegen eine Ab- 
findungssumme auf ihre Ansprüche auf Belgisch-Luxemburg 
verzichteten, mußte der Deutsche Bund für die Gebietsvermin- 
derung durch die Teilung Luxemburgs territorial entschädigt 
werden. Dies geschah, indem der Holland verbliebene Teil 
Limburgs als Herzogtum Limburg mit Ausnahme der holländisch 
gebliebenen Festungen Maastricht und Venlo zum deutschen 
Bundesland gemacht wurde, wobei Luxemburg und Limburg zu- 
sammen einen Bundesstaat bilden und demgemäß in der Frank- 
furter Bundesversammlung gemeinsam eine Stimme besitze» 
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sollten. Diese Gemeinschaft dauerte bis zur Auflösung des Bundes- 
im Jahre 1866. 

Trotzdem nun Luxemburg und Limburg vom Standpunkt 
des Bundes eine Einheit bildeten, hatten sie doch unter einander 
keine unmittelbaren Beziehungen, da sie geographisch von ein- 
ander getrennt und auch von verschiedenen Regierungen verwal- 
tet wurden. Während nämlich Luxemburg rechtlich und seit Ende- 
1841 allmählich auch faktisch die Stellung eines unabhängigen,- 
mit Holland bloß durch die Person des Herrschers verbundenen. 
Staates erlangte, blieb das Herzogtum Limburg politisch und 
wirtschaftlich in jeder Beziehung eine holländische Provinz. 

Die vom König-Großherzog angeordnete weitere Behandlung 
der luxemburgischen auswärtigen Angelegenheiten durch die- 
niederländische Regierung, die zwar nur als provisorischer Not- 
behelf gedacht war, bedeutete zunächst, daß das Prinzip einer von 
Holland unabhängigen, besonderen luxeniburgischen Regierung 
in der Hauptsache praktisch in das Gegenteil umgekehrt wurde. 
Sie bedeutete ferner, daß in grundlegenden Fragen, wie in d-er 
Zollanschlußfrage, die Entscheidung zwar formell durch den voa 
dem Geheim-Referendar für die luxemburgischen Angelegen- 
heiten unterstützten König-Großherzog, in Wirklichkeit aber von 
den niederländischen Ministern getroffen wurde. So kam es, 
daß allgemein eine volle Identität der niederländischen und der- 
luxemburgischen Regierung angenommen wurde. Bezeichnend 
ist, daß der Gothaische Hofkalender für das Jahr 1840 ein Groß- 
herzogtum Luxemburg noch nicht kennt, wohl aber unter den; 
zwölf niederländischen Provinzen als elfte eine Provinz Luxem- 
burg erwähnt. Nicht mit Unrecht wurden die wegen des Zoll- 
anschlusses Luxemburgs mit Preußen gepflogenen Verhandlun- 
gen allgemein als «niederländische» Verhandlungen bezeichnet 
und die in dieser Sache tätigen Unterhändler als «niederlän- 
dische» Bevollmächtigte angesprochen, verhandelte doch auch das 
preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten in die- 
ser Sache zwar formell mit dem luxemburgischen Geheim-Refe- 
rendar, in Wirklichkeit aber mit dem niederländischen Minister 
des Auswärtigen. 

Diese Verquickung luxemburgischer und niederländischer 
Angelegenheiten hatte in den Zollanschlußverhandlungen für 
Luxemburg sehr große Nachteile, auf die noch des Näheren ein- 
zugehen sein-^wird! Erwähnt sei, daß beispielsweise die Zoll- 
verein sstaaten in dieser Verquickung und damit in dem Einfluß- 
der niederländischen Regierung in Luxemburg einen erwünsch- 
ten Vorwand fanden, um Luxemburg die Stellung eines eben- 
bürtigen Vereinsmitgliedes vorzuenthalten. 

Erst der im Herbst 1841 infolge der Nichtratifikation des 
Zollanschlußvertrages mit Preußen durch den König-Großherzog- 
Wilhelm II. ausgebrochene Konflikt zwischen diCvSem und seinen 
niederländischen Ministern, die Luxemburgs wegen nicht in einen? 
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Zusammenstoß mit Preußen gezogen werden wollten, hatte zur 
Folge, daß vom 13. September 1841 ab die auswärtigen Ange- 
legenheiten des Großherzogtums dem im selben Jahre geschaffe- 
nen Staatskanzler für die luxembur.^aschen Angelegenheiten im 
Haag übertragen wurden. Damit war die letzte Möglichkeit einer 
Ingerenz holländischer Behörden in luxemburgischen Angelegen- 
heiten beseitigt. 

Sodann hatte der König-Großherzog am 19. Februar 1831 in 
der Person des Herzogs von Sachsen- Weimar einen in Luxem- 
burg residierenden G^neralgouverneur ernannt, dessen Gouverne- 
ment allerdings vorläufig auf die Hauptstadt beschränkt blieb. 
Dieser löste die aus der niederländischen Zeit erhalten gebliebene 
Provinzialverwaltung auf und ersetzte sie durch eine achtköpfige 
Provisorische Großherzogliche Regierungskommission, deren 
Präsident von ihm ernannt wurde. 

Entsprechend den bereits erwähnten, feststehenden poli- 
tischen Intentionen des Königs-Großherzogs wurde von dieser Re- 
gierung, vor allem von dem Geheimreferendar Stifft, der Zoll- 
anschluß an Preußen unverzüglich in die Wege geleitet und zwar 
lediglich auf Grund eines für diesen Anschluß günstigen Gut- 
achtens des luxemburgischen Kontrolleurs des Rechnungswesens, 
der direkten Steuern und der Zölle Wahlen vom 20. Dezember 
1832. Eine Befragung der Bevölkerung sowie der Vertreter der 
wirtschaftlichen Berufe fand nicht statt. 

Als der Zeitpunkt der endgültigen Verständigung mit Belgien 
herannahte, und noch bevor der Londoner Vertrag ratifiziert 
war, wurde, in der Absicht schon vor der Wiederbesitzergreifung 
des Landes die Bevölkerung vor eine vollzogene Tatsache zu 
stellen, an die Verwirklichung des Planes herangetreten, die aber 
an den unerwarteten Schwierigkeiten, die Preußen dem König- 
Großherzog in der Anschlußfrage machte, vorläufig scheiterte. 

Schon zu Beginn des Jahres 1839 — die Wiederinbesitz- 
nahme des Großherzogtums durch Wilhelm I. erfolgte erst am 
11. Juni 1839 — war die erste, nicht offizielle Fühlungnahme 
des Königs-Großherzogs in der Anschlußfrage mit Berlin in der 
Öffentlichkeit bekannt geworden, was sofort alle Gegner des An- 
schlusses auf den Plan rief. Das waren vor allem die rührigen 
preußischen Lederfabrikanten von Malmedy und Umgebung. In 
einer Eingabe der Handelskammer MaJmedy vom 29. April 1839 
wurde von der preußischen Regierung nichts weniger als die 
bündige Erklärung verlangt, ein Anschluß Luxemburgs an 
Preußen werde nie erfolgen. 

Diesem Ansinnen gegenüber vertrat die preußische Re- 
gierung den Standpunkt, «daß es ganz unumgänglich sein wird, 
dem Großherzogtum Luxemburg als einem deutschen Bundes- 
gebiet in Rücksicht auf dessen jetzige Lage Erleichterungen des 
Verkehrs mit dem angrenzenden Vereinsgebiet zu gewähren, ohne 



^) Eyschen, Das Staatsrecht des Großherzogtums Luxemburg, S. 113. 
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welche jenes Land gax nicht würde bestehen können»,. und daß 
das Interesse der Gerber von Mahnedy in dieser wichtigen 
Präge nicht der entscheidende Gesichtspunkt sein könne*). 

Die Lederfabrikanten gaben aber ihre Bemühungen nicht auf 
und richteten am 1. Juni 1839 eine Vorstellung an König Frie- 
drich Wilhelm III. Sie beschworen ihn, Luxemburg nicht ohne 
Jjeschränkende Bestimmungen in den Zollverein aufzunehmen 
und forderten die Aufhebung oder mindestens die Ermäßigung 
des luxemburgischen Ausgangszolles auf den Gerbstoff. Der 
König wies den Finanzminister von Alvensleben am 25. Juni 
1839 an, «die Bittsteller beruhigend zu bescheiden, ohne i«doch 
-Zusicherungen irgend einer Art zu erteilen, die in der Folge lästig 
werden könnten.» 

Die offiziellen Verhandlungen über den ZoUanschluß Luxem- 
burgs eröffnete eine Note des niederländischen Gesandten in Ber- 
lin, Grafen von Pernoncher, am 19, Juni 1839, d. h. acht Tage 
nachdem Wilhelm I. wieder Besitz vom Großherzogtüm ergriffen 
iatte. In dieser Note wurde der Eintritt Luxemburgs in den 
Zollverein begehrt und diesbezügliche kommissariscne Vei'hand- 
lungen aus Anlaß der im Juli 1839 in Berlin abzuhaitenden drit- 
ten Generalkonferenz des Zollvereins vorgeschlagen. . : , 

Auf diese Eröffnung antwortet der preußische Minister des 
Auswärtigen Freiherr von Werther am 26. Juni, daß die An- 
nahme der niederländischen Regierung, die Beschlußfassung über 
^inen etwaigen Zollanschluß Luxemburgs gehöre zu den Kompe- 
:tenzen der Generalkonferenz, eine irrtümliche sei. Vielmehr be- 
-stimme Art. 38 des Zollvereinsvertrags vom 22. März 1833: «Für 
den Fall, daß andere deutsche Staaten den Wunsch zu erkennen 
^eben sollten, in d'en .....Zollverein aufgenommen zu werden, 
.erklären sieb die hohen Kontrahenten bereit, diesem Wunsch, 
•soweit es unter gehöriger Berücksichtigung der besonderen Inter- 
•essen der Vereinsmitglieder möglich erscheint, durch desfalls ab- 
zuschließende Verträge Folge zu geben.» Demgemäß könnten 
Verhandlungen über die Aufnahme eines deutschen Bundesstaa- 
tes in den Zollverein von denjenigen Vereinsregierungen geführt 
werden, deren Gebiet an das betreffende Land angrenze, das die 
Aufnahme begehre. In diesem Falle seien also die Verhandlun- 
•gen von Preußen im Namen der Vereinsstaaten und vorbehaltlich 
ihrer einstimmigeös Zustimmung zu etwaigen preußisch-luxem^ 
burgischen Abmachungen zu . führen. Die Zollvereinsstaaten 
seien von der niederländischen Note in Kenntnis gesetzt und der 
preußische Finanzminister beauftragt worden, unverzüglich das 
nötige Material für die Verhandlungen zu sammeln, um die Be- 
dingungen zu bestimmen, untf^r denen der Zollverein dem An- 
schluß Luxemburgs zustimmen könne («pourra donner les mains 
ä Taccession proietee»). 

^) Das Finanzministerium und das Ministerium der ausw. Angel, an 
den preußischen Gesandten im Haag, Grafen von Lottum am 9. Juni 1839. 

6 
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Der preußische Minister des Auswärtigen Freiherr von Wer- 
ther hatte den preußischen Finanzminister Grafen von Alvens- 
leberi unter Hinweis auf die unerträgliche wirtschaftliche Lage 
Luxemburgs ersucht, die Erhebungen zu beschleunigen, und so 
konnte er schon am 30. September 1839 dem niederländischen 
Gesandten mitteilen, die Unterhandlungen «betreffend die Han- 
delsverhältnisse zwischen Luxemburg und den ZoUvereinsstaaten»- 
könnten beginnen. Aus den Vorarbeiten des Finanzministerium)^ 
ginge aber ischon jetzt hervor, daß die Regelung dieser Verhält- 
nisse nicht in derselben Weise geschehen könne wie die Regelung 
der Zollverhältnisse unter den Zollvereinsstaaten. Preußen zweifle* 
jedoch nicht, daß es gelingen werde, «sich über die Mittel zu ver- 
ständigen, um Luxemburg in anderer Form die Erleichterungen! 
zu verschaffen, die seine geographische Lage und seine Stellung; 
zu Deutschland ihm wünschenswert erscheinen ließen.» 

Wenn der König-Großherzog und seinem Ratgeber gehofft hat- 
ten, mit dem so schnell vorgebrachten Antrag auf Zollanschluff 
Luxemburgs in Berlin mit offenen Armen empfangen zu werden», 
so war diese Note geeignet, ihnen über die Bedingungen, unter 
denen ein Zollanschluß zu erreichen war, und sogar darüber, ob» 
dieser überhaupt zu erlangen sei, einige Besorgnisse einzuflößen. 
Denn wenn der König-Großherzog in seiner Anfrage ausdrück- 
lich einen Zollanschluß begehrt hatte, so war in der preußischen^ 
Note lediglich von einem unbestimmten «arrangement concernant 
Jes relations commerciales» die Rede, der Zollanschluß überhaupt 
nicht erwähnt und durch den Hinweis auf die Vereinsstaatei^ 
sogar indirekt abgelehnt. 

Diese Stellungnahme Preußens war auf die schier endlose* 
Zahl von Bedenken und Befürchtungen zurückzuführen, die das» 
preußische Finanzministerium gegen den ZoUanschluß Luxem- 
burgs vorgebracht hatte ^). Die hauptsächlichen finanziellen Be- 
denken waren folgende: 

1. Die gegenwärtige preußische Grenze gegen Luxemburg^ 
die auch die des Zollvereins sei, betrage 14 Meilen, während nach? 
einem Anschluß die neue Grenze des Zollvereins gegen Belgien* 
und Frankreich zu 18 Meilen betrüge, was eine Vermehrung der 
Grenzüberwachungskosten für den Verein bedeute. 

2. Die Mangelhaftigkeit der holländischen Grenzüberwachung' 
auf der preußisch-holländischen Strecke lasse erwarten, daß im^ 
Falle des Anschlusses die luxemburgische Grenzüberwachung' 
gegenüber dem Vereinsausland nicht besser sein würde, woraus^ 
eine Schädigung der Vereinsinteressen zu befürchten sei. 

3. Durch den Anschluß werde preußisches Personal an der- 
luxemburgisch-preußischen Grenze überflüssig, die Preußen zur 
Last fallenden Gehälter müßten aber weiter bezahlt werden. 

Das Votum des Finanzministers lautete auf Ablehnung des? 
Zollanschlusses, zumal der Art. 38 keine Verpflichtung auf Auf- 
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\ nähme eines deutschen Staates in defi Zollverein statuiere. Als 

Ersatz schlug er vor, Luxemburg Erleichterungen des Handels- 
verkehrs mit Preußen einzuräumen durch Gewährung d^s teils 
ganz zollfreien, teils durch Zollermäßigungen begünstigten Im- 
ports der rohen Erzeugnisse der luxemburgischen Landwirtschaft 
und Viehzucht und durch Transitbegünstigungen für den Verkehr 
zwischen Luxemburg und Holland. 

Außer diesen spezifisch preußischen finanziellen Gründen 
bestanden auch bei den Vereinsstaaten erhebliche und im ganzen 
nicht unbegründete Bedenken gegen die Aufnahme Luxemburgs 
in den Verein. 

1. Die geringe Kaufkraft der luxemburgischen Bevölkerung, 

die bei der im Zollverein üblichen Verteilung der Zollerträgnisse 

im Verhältnis zur Bevölkerung eine Begünstigung Luxemburgs 

zum Nachteil der übrigen Mitglieder bewirken würde. Das 

i preußische Finanzministerium war sogar der Ansicht, daß eine 

^ Beteiligung Luxemburgs an den gemeinsamen Einkünften nach 

[ der Kopfzahl der Bevölkerung, also eine prinzipielle finanziell« 

l Gleichstellung mit den anderen Vereinsmitgliedern ausziischlies- 

I sen sei. 

I 2. Die großen Schwierigkeiten einer wirksamen Überwachung 

\ der luxemburgisch-belgischen und luxemburgisch-französischen 

Grenze 
I ^ . a) wegen der Beschaffenheit dieser unübersichtlichen Lan- 

[ desgrenze, besonders im Vergleich mit der bisherigen preußisch- 

luxemburgischen Flußgrenze; 
[ b) wegen des in Luxemburg eingerissenen Schmuggels; 

t c) wegen des Widerstandes der Bevölkerung und der luxem- 

f burgischen Behörden gegen einen unerwünschten Zollanschluß, 

[ dessen erste Wirkung wahrscheinlich die volle Unterbindung 

\ des wichtigen, bisher zollfrei^ Verkehrs mit Belgien sein würde; 

I d) wegen der weitgehenden Verflechtung der persönlichen 

\ Beziehimgen in einem kleinen Lände, die es den Beamten 

[ außerordentlich erschwere, ihre Integrität und Unabhängigkeit 

f zu wahren; 

e) wegen der Schwierigkeit der Beamtenversetzungen im In- 
i teresse des Dienstes bei der geringen Beamtenzahl. 

i Eine befriedigende Grenzüberwachung sei praktisch nur in 

I größeren Staaten durchführbar, und der Verein, dessen Grenzen 

I bisher von Preußen, Sachsen, Bayern und Württemberg bewacht 

\ würden, könne diesen bewährten Grundsatz zu Gunsten Luxem- 

\ ' burgs und erst recht nicht an einer so stark exponierten Grenze 

I wie die luxemburgische aufgeben. 

3. Die politischen Schwierigkeiten, die sich ergeben würden 
i a) aus der Aufnahme eines fremden Staatsoberhaupts in den 

Zollverein, woraus möglicherweise eine Geltendmachung hollän- 
discher Interessen oder zumindest eine unerwünschte Informa- 
I tion der holländischen Regierung in Vereinsangelegenheiten, be- 

j sonders in Tariffragen hervorgehen konnte; 
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b) aus der delikaten Stellung einer vom Zollverein notwen- 
digerweise stark konti:ollierten höheren Zollverwaltung in Lu- 
xemburg zu den luxemburgischen Landesbehörden. 

In den Augen, des preußischen Ministers des Auswärtigen 
war der. politische Einwand sub 3a der wichtigste, zugleich aber 
ein Bedenken solch besonderer Art, daß man ihn, wie der Mi- 
nister sagte, den Niederlanden nicht unbeanstandet schriftlich 
aussprechen konnte 0. 

Unterdessen hatte Wilhelm l. nach der Wiederinbesitznahme 
des Großherzogtums dessen Regierung und zwar in der bereits 
eingeschlagenen Richtung einer Germanisier ungspolitik weiter 
ausgebaut. Zu diesen Maßnahmen gehörte vor allem die am 
23. Juni 1839 erfolgte Ernennung Hassenpflugs '^), eines Hessen, 
Jzum Geheimrat und Chef des Zivildienstes in Luxemburg. Bei 
der definitiven Einsetzung der Behörden am 4. März 1840 blieb 
Hassen pflüg an der Spitze des neu gebildeten RegierungskoUe- 
^iums (regence du pays), aber schon wenige Monate später nahm 
Hassenpflug belastet mit dem Haß der Bevölkerung seine Ent- 
lassung. 

Hassenpflug in Luxemburg und Stifft im Haag, der am 28. 
August 1839 zum Geheimrat ernannt worden war, waren die 
beiden Männer, die aus politischen Motiven den Anschluß Luxem- 
hurgs an den Zollverein mit Hochdruck betrieben. Ihnen gesellte 
«ich der Bundestaggesandte Luxemburgs in Frankfurt, Lega- 
tionsrat Friedr. Heinr. Wilh. von Scherff, ebenfalls ein Deutscher. 

An den kommissarischen Verhandlungen im Oktober 1839 
in Berlin nahmen luxemburgischerseits der Legationsrat von 
Scherff, dem der Obersteuerinspektor Wahlen zur Seite stand, 
und preußischerseits der Geheime Oberfinanzrat Pochhammer, 
der Geheime Regierungsrat Westphal und der Wirkliche Geheime 
Legationsrat Eichhorn teil. * 

Die luxemburgischen Bevollmächtigten waren angewiesen, 
folgende Forderungen zu stellen: 

1. Aufnahme Luxemburgs als vollberechtigtes Mitglied in 
den Zollverein. 

2. Errichtung eines Hauptzollamtes in Luxemburg. 

8. Beteiligung Luxemburgs an den Zolleinkünften im Ver- 
hältnis zu seiner Bevölkerung. 

4. Einschränkung des Zollgrenzbezirkes unter Hinweis auf 
die geringe Tiefe des Großherzogtums in westöstlicher Richtung. 

Dagegen war Luxemburg bereit, alle bestehenden Zoll- 
vereinsbestimmungen und Verfügungen anzunehmen, auch sein 

^) Werther an Alvensleben am 30. Sept. 1839. 

*) Geboren 1794 zu Hanau, wurde 1832 kurhessischer Minister und 
kämpfte als solcher für den Absolutismus gegen die Landstände. 1837 mußte 
er das Land verlassen und fand zunächst in HohenzoUern-Sigmaringen, dann 
1839 in Luxemburg eine neue Stellung. Seine Rückkehr in die kurhessiache 
"Regierung im Jahre 1850 führte zur Flucht des Kurfürsten und seines Minis- 
:ters und zum Einrücken österreichischer und bayrischer Truppen. 
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Geldsystem dem der Zoll Vereinsstaaten anzupassen, doch^, 
wünschte es, das metrische Maß- und Gewichtssystem möglichst 
beizuhehalten. 

Der luxemburgische Bevollmächtigte wurde in Berlin mit 
der Erklärung empfangen, daß sowohl in Preußen wie auch beim 
Verein große Bedenken gegen einen Zollanschluß Luxemburgs 
bestünden, und daß es daher ratsam sei, diesen Gedanken aufzu- 
geben und statt dessen über einen Handelsvertrag zu verhandeln, 
der den Verkehr hüben und dtüben möglichst erleichtern würde, 
die Zollgrenze aber bestehen ließe, ähnlich den^jenigen Handels- 
vertrag, der 1829 zwischen Preußen und dem Größherzogtum 
Hessen einerseits, Bayern und Württemberg anderseits geschlos- 
sen wurde. ' 

Hierauf erklärten die Luxemburger, da Luxemburg bisher 
Handelsbeziehungen fast ausschli-eßlich mit Belgien und Frank- 
reich und kaum mit dem Zollyerein unterhalten habe, sei der vor- 
geschlagene Handelsvertrag praktisch wertlos. Komme der ange-, 
strebte Zollanschluß nicht zu stände, so bliebe Luxemburg nichts 
übrig, als seine Zollverwaltung, die es auf dem Fuße einer all- 
seitigen Absperrung seiner Grenzen auf die Dauer nicht beibe- 
halten könne, aufzulösen, wodurch das Land sich zum Sammel- 
punkt des Schmuggels an der Zollvereinsgrenze entwickeln würde. 

Da der preußische Vorschlag eines Handelsvertrags wahr- 
scheinlich ebensowenig ernst gemeint war wie die luxemburgische 
Drohung des Überganges zum integralen Freihandel, so kehrten 
die Unterhändler zum Anschlußplan zurück, und die preußische 
Regierung ließ durch ihre Bevollmächtigten einen ZoUanschluß- 
vertrag auf folgenden Grundlagen ausarbeiten. 

1. Luxemburg sollte kein selbständiges Ver^insmitglied, son-, 
dern im Verein durch Preußen vertreten werden. 

2. Das luxemburgische Zollwesen sollte der Steuerdirektion 
in Köln unterstellt werden und ein größerer Teil der luxembur- 
gischen Zollbeamten aus preußischen Staatsangehörigen bestehen. 

3. Luxemburg sollte die preußischen Verbrauchsabgaben bei 
sich einführen. 

Den Eindruck, den dieser preußische Vertragsentwurf auf 
dcQ König-Großherzog und seine Ratgeber machte, die bis dahin 
gehofft hatten, den Anschluß Luxemburgs an den Zollverein bis 
zum 1. Januar 1840 vollziehen zu können, erfahren wir aus 
einem Be.richt de.s preußischen Gesandten im Haag, des Kammer- 
herrn und Mfijor Grafen Hermann Friedrich von Wylich und 
Lottum, an seine Regierung vom 18. Januar 1840. Lottum 
schreibt, Stifft habe ihm bei einem Besuch erklärt, wenn der 
preußische Entwurf nicht wesentliche Modifikationen erfahre, 
sei dar Anr.ihiuß Luxemburgs ausgeschlossen. In diesem Falle 
würde der König-Großherzog, dem der Anschluß dringend am 
Herzen läge, durch eine unumwundene Veröffentlichung der Ver- 
handlungen Deutschland zeigen, daß es nicht seine Schuld sei, 
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wenn ein deutsches Bundesland sich wirtschaftlich dem deut- 
schen Interesse nicht so anschließen könne, wie es in seiner Ab- 
sicht gelegen habe. 

In einer Note, die am 3. Februar 1840 in Berlin überreicht 
wurde, nahm der König-Großherzog offiziell Stellung zu dem 
preußischen Vertragsentwurf: Der Vorschlag, Luxemburg das 
Stimmrecht in den Zollvereinsberatungen vorzuenthalten, sei zur 
Not annehmbar, falls Luxemburg im übrigen als Mitglied des 
Vereins aufgenommen und angesehen werde. Unannehmbar sei 
dagegen der weitere Gedanke, das Großherzogtum in Zollsachen 
der preußischen Steuerdirektion in Köln zu unterstellen. Das 
Großherzogtum sei vielmehr, um eine selbständige Zolldirektion 
zu erhalten, zu folgenden Konzessionen bereit: 

1. Der ersternannte Zolldirektor in Luxemburg sollte auf den 
Vorschlag Preußens vom König-Großherzog ernannt werden. 

2. Ebenso sollte in jeder .Zollbrigade bei der ersten Ernen- 
nung je ein Mann von der preußischen Regierung präsentiert 
werden. 

Fünf Hauptpunkte waren es, um die sich die weiteren 
preußisch-luxemburgischen Zollanschlußverhandlungen drehten: 

1. Die Stellung Luxemburgs als Zollvereinsmitglied und ins- 
besondere dessen Teilnahme an den General-Konferenzen des 
Zollvereins. 

2. Die Organisation der Zollverwaltung in Luxemburg. 

3. Die Einführung der preußischen Verbrauchsabgaben in 
Luxemburg. 

4. Die Regelung des luxemburgischen Geldsystems in tJb&r- 
einstimmung mit dem der Vereinstaaten. 

5. Besondere handeis- und verkehrspolitische Abmachungen 
für einzelne Waren. 

L Die Stellung Luxemburgs ah ZoUvereinsmitgUed. 

Die grundsätzliche Frage, über die in den Verhandlungen 
zuerst Klarheit geschaffen werden mußte, war, ob Luxemburg 
dem Zollverein als ein gleichberechtigtes, selbständiges oder als 
ein unselbständiges Mitglied beitreten sollte, d. h. was die prak- 
tische Seite dieser Angelegenheit betrifft, ob Luxemburg zu den 
periodischen Generalkonferenzen des Zollvereins als stimmberech- 
tigtes Mitglied zugezogen werden sollte oder nicht. 

Die Generalkonferenz, die das oberste Organ des Zollvereins 
bildete, war die Vereinigung der Bevollmächtigten aller als 
selbständige Mitglieder in den Verein aufgenommenen Staaten. 
Die Bevollmächtigten waren an die Instruktionen ihrer Regie- 
rungen gebunden, die Generalkonferenz daher eine politische Kör- 
perschaft, eine Art Bundesrat der dem Verein angeschlossenen 
Bundesstaaten in Zollangelegenheiten. Die Generalkonferenz 
sollte jährlich im Juni zusammentreten unter Verlegung des 
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« 

Sitzes der Tagung der Reihe nach in die Hauptstädte der Ver- 
«einsstaaten. In Wirklichkeit fanden die Generalkonferenzen etwa 
alle zwei Jahre statt. 

Die allgemeine Aufgabe der Generalkonferenzen war die wei- 
tere Entwicklung des Zollvereins. Zu ihren Befugnissen gehörte 
im einzelnen: 

1. Feststellung des Zolltarifs, der Zollverfügungen und An- 
ordnungen. 

2. Kontrolle der Organe der Zollverwaltung. 

3. Abrechnung über die Vereinseinnahmen. 

Für die allgemeinen Zoll Verwaltungsangelegenheiten bestand 
in Berlin ein ständiges Zentralbureau, wohin jeder Staat einen 
Vertreter entsandte und das mit den einzelnen Zolldirektionen in 
Verbindung stand. Jedes Vierteljahr sandten die Vereinsstaaten 
vdem Zentralbureau ihre Abrechnungen über die Zolleinnahmen, 
und auf Grund dieser Abrechnungen besorgte das Zentralbureau 
üie Gesamt Jahresabrechnung der Vereinsstaaten unter einander. 

Gemäß dem obersten Grundsatz des Zollvereins der völligen 
Gleichberechtigung seiner Mitglieder mußte die Generalkonferenz 
ihre Beschlüsse ausnahmslos nicht durch Stimmenmehrheit, son- 
dern durch Einstimmigkeit fassen. Das war eine weitgehende 
Konzession an die Kleinstaaten, da die Stimme eines einzigen 
-Mitgliedes der Konferenz genügte, um einen Antrag zu Fall zu 
bringen, eine Konzession, die aber nötig gewesen war, um die von 
Mißtrauen gegen Versuche politischer Vergewaltigung durch 
Preußen erfüllten Kleinstaaten für den Zollverein zu gewinnen. 
Über die Wirkungen dieses Einstimmigkeitsprinzips, das darauf 
hinaus lief, auch dem kleinsten stimmberechtigten Mitglied ein 
unbedingtes Vetorecht einzuräumen, urteilt Weber: *) 

«Diese Einrichtung hat in der Folge zu sehr bedenklichen 
Differenzen und Mißständen geführt und deshalb auch in spä- 
teren Jahren fast allgemeinen Tadel gefunden. Sie hat in Zeiten 
großer industrieller Aufregung und im lebhaften Kampfe ent- 
gegenstehender System^ jeden formellen Beschluß verhindert und 
mitunter einzelneh Vereinsmitgliedern von untergeordneter kom- 
merzieller Bedeutung die Möglichkeit geboten, der besseren Ein- 
sicht der größeren Vereinsstaaten erfolgreich zu widerstreben und 
hartnäckig an vermeintlichen Sonderinteres^n und Ansichten 
zum offenbaren Nachteile des Ganzen festzuhalten. 

Gleichwohl wäre es unrecht, um deswillen die im Jahre 1833 
getroffene Einrichtung an und für sich zu verdammen. Sie war 
unter den gegebenen Umständen die einzige mögliche. Keine der 
damaligen Vereinsregierungen, die kleinen so wenig wie die grö- 
ßeren, würde — wie der Verlauf der Darmstädter Verhandlungen 
vom Jahre 1820 bis 1823 zur Genüge gezeigt hatte — sich zu Ma- 
joritätsbeschlüssen verstanden oder denselben ohne das lebhafteste 
^Viderstreben gefügt haben. 



*) Der deutsche Zollverein, Leipzig 1871, Seite 144. 
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Allerdings würden vielleicht in den ersten Jahren des Be- 
standes des Zollvereins bei Einführung von Majoritätsbeschlüssea 
•einige Verwaltungsfragen von untergeordneter Bedeutung rascher 
geordnet worden sein, als es in der Wirklichkeit der Fall war; 
allein bei der damals noch unentwickelten Natur des Vereins, bei 
den in allen Vereinsstaaten vorherrschenden übertriebenen An- 
sichten von Partikular-Souveränität und dem hartnäckigen Fest- 
halten an Sonderinteressen würde sicherlich bei der ersten Frage 
von Wichtigkeit, in welcher sich diese Ansichten oder Interssen 
schroff gegenüber standen, ein Kampf entbrannt sein, der nicht 
nur diese Institution, sondern auch den ganzen Verein in Frage 
gestellt hätte. 

Auf der anderen Seite hat gerade die Selbständigkeit und die- 
Gleiehberechtigung, die durch das angenommene System voll- 
ständig gewahrt erschien, nicht bloß manche Vorurteile gegen den 
Verein beseitigt, sondern auch das Interesse der einzelnen Regie- 
rungen an demselben wach erhalten und dieselben zur größtea 
möglichen Tätigkeit, zur Entwicklung ihrer Industrie und der 
eigeilen Geltung angespornt, ein Wettkampf, der schließlich zum, 
allgemeinen Besten ausgefallen ist und dem Zollverein die unge- 
teilte lebendige Zustimmung und Anerkennung der Bevölke- 
rungen wie der Regierungen erworben hat, die ihm fast allein, 
unter allen deutschen Schöpfungen aus der Bundestagsperiode za 
Teil geworden ist.» 

Aus dieser Konstruktion des obersten Organs des Vereins« 
ergab sich das Bestreben aller Mitgliedstaaten^ vor allem natürlichi. 
der größeren, die Zahl der Teilnehmer an den Generalkonierenzen. 
nicht anwachsen zu lassen, jedenfalls nicht jedem dem Vereia 
neu beitretenden Mitglied ohne weiteres Sitz und Stimme einzu- 
räumen, da je größer die Zahl der Stimmen, desto schwieriger die 
Erzielung der bei jedem Beschluß notwendigen Einstimmigkeit 
wurde. 

Es wurde daher bei allen Kleinstaaten, die erst nach der 
Bildung des Zollvereins im Jahre 1833 diesem beitraten, der Vor- 
such gemacht, ihnen das Stimmrecht in den Generalkonferenzen, 
vorzuenthalten. 

So beim Anschluß der freien Stadt Frankfurt a. M., der 
Preußen 1835 in dem Entwurf des Zollanschlußvertrages vor- 
schlug, keinen eigenen Bevollmächtigten zu den Generalkonfe- 
renzen zu entsenden, sondern einen der übrigen Bevollmächtigten 
nach freier Wahl mit der Vertretung ihrer Interessen zu beauf- 
tragen. Frankfurt hat sich aber schließlich doch das Recht der 
Teilnahme an der Generalkonferenz und überhaupt alle Rechte 
eines selbständigen Vereinsmitgliedes gesichert, jedoch so, daß es 
verpflichtet war, in gewöhnlichen Fällen dem nassauischen Be- 
vollmächtigten seine Vertretung in der Generalkonferenz zu über- 
tragen. 

Auch dem 1836 beigetretenen Herzogtum Nassau gegenüber 
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wurde, wenn auch ohne Erfolg, versucht, ihm im Hinblick auf 
«eine geringe Bevölkerung die selbständige Stimme in den Gene- 
ralkonferenzen zu verweigern. 

1839 gab es im Zollverein 9 Stimmen: Preußen, Bayern^ 
Sachsen^ Württemberg, Baden, Kurhessen, Großherzpgtum Hes- 
sen, Thüringischer Verein und Nassau, dem Frankfurt in Tarif- 
sach^i als beratende Stimme beigefügt war. 

Auch Luxemburg stellte selbstverständlich den Antrag auf 
Sitz und Stimme in der Generalkonferenz mit der Begründung,, 
daß wenn der freien Stadt Frankfurt mit bloß 64.000 Einwohnern 
eine Stimme prinzipiell zugestanden worden sei, sie wohl dem 
Großherzogtum mit 160.000 Einwohnern nicht verweigert werden 
könne. Diesem Anspruch wurde preußischerseits mit dein Ein- 
wand begegnet, daß Luxen/burg durch seine Personalunion mit 
Holland und durch die Abhängigkeit seiner Regierung von der 
holländischen — was bei den damals noch unentwickelten staat- 
lichen Einrichtungen Luxemburgs nicht völlig bestritten werden^ 
konnte — in Wirklichkeit kein selbständiger Staat, sondern ein 
Anhängsel der Niederlande sei, und daß es deshalb bei der Gegen- 
sätzlichkeit mancher Zollvereins- und holländischer Interessen 
nicht angängig sei, den Niederlanden durch eine luxemburgische^ 
Stimme Einblick in die Interna und Einfluß auf die Entschei- 
dungen des Zollvereins zu geben, einen Einfluß, der um so mehr 
ins G'ewicht falle, als ja die Einstimmigkeit der Beschlüsse im 
Zollverein erfordert sei. Dieser gegebene politische Zustand, wo- 
nach Luxemburg als ein Teil der Besitzungen des Königs von Hol- 
land erscheine, müsse daher zu einer ähnlichen Lösung führen, 
wie sie bezüglich derjenigen Staaten, die Exklaven in Staaten be- 
saßen, die dem Verein beigetreten waren, getroffen worden sei. 
Diese Staaten seien mit diesem exklavierten Teil ihres Gebietes- 
dem Zollverein mittelbar in der Weise beigetrcjten, daß sie sich 
dem Zollsystem eines der unmittelbaren Vereinsglieder an- 
schlössen. 

In einer solchen Lage befanden sich beim Anschluß Luxem- 
burgs an den Zollverein Teile von Lippe, Mecklenburg, Hessen- 
Homburg, Hannover, Braunschweig und Oldenburg, die an Preu- 
ßen angeschlossen, ferner das Fürstentum Waldeck und die drei 
anhaltischen Herzogtümer, die sich mit ihrem ganzen Gebiete dem* 
Zoilsystem Preußens angeschlossen hatten; sodann die beiden 
Hohenzollernschen Fürstentümer, die sich Württemberg, und ein 
Teil von Hessen-Homburg, das sich dem Großherzogtum Hessen 
angeschlossen hatte. Ähnlich sollte auch Luxemburg dem Zoll- 
verein mittelbar durch Zollanschluß an Preußen beitreten, und 
diesem seinem einzigen deutschen Nachbarn, dessen Rheinpro- 
vinz ohnehin ähnliche wirtschaftliche Verhältnisse aufwies, wie- 
sie im Großherzogtum bestanden^ seine Vertretung im Zollverein 
übertragen. 

Abweichend jedoch von der finanziellen Abfindung der eben 
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•erwähnten Staaten und Staatenteile, deren Einwohnerzahl bei 
der Verteilung der Einkünfte des Zollvereins Preußen zugerech- 
net wurde, welches dafür diesen Staaten besonders vereinbarte 
Anteile gewährte, sollte Luxemburg, wie die anderen Vereins- 
staaten, unmittelbar an den ZoUrevenuen teilnehmen. • 

Gegen diese Argumente war wenig einzuwenden, und Luxem- 
burg mußte die Forderung auf Aufnahme als selbständiges Ver- 
•einsmitglied mit dem Recht der Teilnahme an den Generalkonfe- 
-renzen fallen lassen. 

IL Die Organisaiion der Zollverwaltung in Luxemburg, 

Die zweitwichtigste Frage war die Organisation der Zollver- 
waltung in Luxemburg: Sollte das Großherzogtum wie jedes 
.selbständige Vereinsmitglied seine eigene Zollverwaltung nach den 
.allgemeinen Grundsätzen des Vereins einrichten dürfen, oder soll- 
ten ihm darin Einschränkungen in Gestalt einer besonderen Kon- 
trolle und Mitwirkung, sei es durch Organe des Vereins, sei es 
durch die preußische Zollverwaltung auferlegt werden? 

Nach den Zollvereinsverträgen stand die Organisation und 
^die Ernennung der Zollbehörden jedem Staat für sein Gebiet zu. 
Die Kosten dafür hatte jeder Staat zu tragen. Nur solche Kosten, 
welche denjenigen Vereinsstaaten, die Grenzen gegen das Zoll- 
ausländ zu bewachen hatten, an diesen Grenzen und in dem dazu 
gehörigen Grenzbezirk für die Zollerhebung, Zollkontrolle und 
''Grenzwache entstanden, wurden ihnen in vereinbarten Pauschal- 
summen in der Weise vergütet, daß die betreffenden Staaten diese 
Kosten an den von ihnen für gemeinsame Rechnung vereinnahm- 
ten Zöllen vorweg abziehen durften. 

Im Interesse einer gegenseitigen Kontrolle der Zollverwal- 
H;ung hatte jeder Vereinsstaat das Recht, an die Hauptzollämter der 
übrigen Staaten Stationskontrolleure und an deren Zolldirek- 
tionen sog. Vereinsbevollmächtigte zu entsenden, um Einblick in 
den Geschäftsgang dieser Amter zu nehmen. So bestellte Bayern 
einen Vereinsbevollmächtigten bei der preußischen Zolldirektion 
in Köln, der als solcher später auch bei der Zolldirektion in Lu- 
xemburg zu fungieren hattie. 

Diese allgemeinen Grundsätze des Vereins wurden aber, ähnr 
lieh wie das Prinzip der Gleichberechtigung aller Vereinsstaaten, 
zu Ungunsten der Kleinstaaten zuweilen durchbrochen, indem 
darauf hingewiesen wurde, daß diese kleinen Staaten, teils wegen 
ihrer geringen Bevölkerung keine vollständig ausgebaute Zoll- 
"Verwaltung einrichten konnten, teils in der Zusammensetzung 
ihrer Beamtenschaft keine Gewähr für eine zuverlässige Zollver- 
waltung boten, was- an dem gerade in diesen kleinen Staaten ein- 
-gerissenen Schmuggel augenscheinlich sei. 

So hatte schon Frankfurt beim Anschluß an den Zollverein 
sich solche Eingriffe in seine Zollverwaltung gefallen lassen müs- 
-flen. Die Frankfurter Zolldirektion bestand aus einem Direktor 
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und zwei Mitgliedern. Der Direktor und eines der Mitglieder soll- 
ten von den angrenzenden Vereinsstaaten, Kurhessen und Groß- 
ierzogtum Hessen, präsentiert und vom Senat der Stadt Frank- 
furt ernannt werden, während die Ernennung des dritten Direk- 
lionsmitgliedes dem Senat freigestellt war. Preußen stellte den 
Vereinsbevollmächtigten bei der Frankfurter Zolldirektion und 
Sachsen den Meßinspektor, der zugleich Vorstand des HauptzoU- 
.amtes war. Nach ähnlichen Prinzipien wurde auch das ünterper- 
Äonal ernannt, das teils aus Frankfurtern und teils aus Hessen 
bestehen sollte. 

In den Erörterungen über die Organisation der Zollverwal- 
tung in Luxemburg wurden drei Fragen aufgeworfen: 

1. Sollte Luxemburg überhaupt eine Zolldirektion erhalten 
oder der Kölner Zolldirektion unterstellt werden? 

2. Gesetzt der erste Fall, sollte diese luxemburgische Zoll- 
direktion aus luxemburgischen Beamten bestehen, sollte insbe- 
sondere der Chef ein Luxemburger sein? 

3. Sollte das Unterpersonal aus * Luxemburgern rekrutiert 
werden? 

Von dem Leitgedanken ausgehend, daß die Zollverwaltung 
in Luxejnburg volle Gewähr für die genaue Ausführung der Zoll- 
regiemente bieten müsse, machte Preußen den Vorschlag, die ge~ 
««mten Zollbehörden in Luxemburg der Provinzialsteuerverwal- 
tung in Köln anzugliedern. Auf dieser Grundlage stand der von 
vden preußischen Kommissarien ausgearbeitete Entwurf des Zoll- 
anschlußvertrages, wobei Luxemburg zur Wahrung seiner Inter- 
essen die Berechtigung erhalten sollte, einen Kommissar und 
einen Zollrat an die Kölner Direktion abzuordnen. 

Letztere Konzession fand lebhaften Widerspruch beim Ge- 
neral-Steuerdirektor in Berlin, da ein solcher luxemburgischer 
Rat Diener des Königs der Niederlande bleibe, und selbst bei 
.^größter Vorsicht nicht zu vermeiden sei, daß er mehr erführe, als 
dem preußischen Interesse zuträglich sei. 

Die von den preußischen Kommissarien ausgearbeiteten 
Grundzüge zu den Verabredungen wegen Abordnung eines 
luxemburgischen Kommivssars zu der Kölner Steuerdirektion 
lauteten : 

1. Gedachter Kommissarius ist bestimmt, von den Geschäften 
bei der Provinzial-Steuerdirektion in Köln, soweit dieselben die 
Zollverwaltung im Großh. Luxemburg speziell betreffen, Kenntnis 
.^u nehmen. 

2. Zu dem Ende werden demselben alle Verfügungen, welche 
der Provinzial-Steuer-Direktor an das Hauptzollamt in Luxem- 
burg oder den Obcrzollinspektor daselbst erläßt, im Konzept zur 
Einsicht mitgeteilt werden. Auf Verfügungen, welche als Zirku- 
lar an sämtliche Hauptämter des Verwaltungbezirkes , einschließ- 
lich des Hauptzollamtes in Luxemburg, erlassen werden, erstreckt 
sich dievSe Mitteilung nicht. Die ihm mitgeteilten Konzepte hat der 
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Kommissarius ohne alle Verzögerung zurückzugeben, nachdem 
solche von ihm mit dem Vermerk der geschehenen Kenntnis- 
nahme versehen worden. 

3. Findet der Kommissarius bei dem Inhalt der ihm mitgeteil- 
ten Konzepte etwas zu erinnern oder ^u bemerken, so ist er be- 
fugt, seine Erinnerungen oder Bemerkungen dem Provinzial- 
Steuer-Direktor mündlich oder schriftlich vorzutragen. Dies muß 
jedoch ohne den mindesten Aufenthalt geschehen, und es bleibt 
sodann der Erwägung und Beurteilung des Provinzial-Steuer- 
Direktors vorbehalten, ob und wiefern die ihm vorgetragenen Be- 
merkungen zur Berücksichtigung geeignet sind, 

4. Den Sessionen der Provinzial-Steuer-Direktion wird der 
Kommissarius in der Regel nicht, sondern nur dann beiwohnen, 
wenn er dazu von dem Direktor besonders eingeladen wird. 

0. Insofern der Frovinzial-Steuer-Direktor sich veranlaßt 
findet, die Prüfung eines oder des anderen der, von der Groß- 
herzogl. obersten Verwaltungsbehörde zur Anstellung in der Zoll- 
verwaltung des Großherzogtums bezeichneten Individuen bei der 
Povinzial-Steuer-Direktion selbst vornehmen zu lassen, ist der 
Kommissarius berechtigt, einer solchen Prüfung beizuwohnen, 
ohne jedoch an derselben teilzunehmen. 

6. Der Kommissarius ist verpflichtet, sich auf Reguisition 
des Provinzial-Steuer-Direktors mit den betreffenden großherzog- 
lichen Behörden zum Vollzuge derjenigen Maßregeln in Korres- 
pondenz zu setzen, welche der gedachte Direktor im Interesse 
der gemeinschaftlichen Zollverwaltung, in Antrag zu bringen, für 
nötig findet. ^ 

7. Zu den Befugnissen des Kouimissarius gehört auch die an 
Ort und Stelle vorzunehmende Prüfung des Grenz- und Aufsichts- 
dienstes auf der Zollinie und der Geschäftsführung bei den ZoU- 
erhebungs- und Kontrollbehörden im Großh. Luxemburg. Er ist 
jedoch nicht berechtigt, bei solchen Bereisungen den Zollbeamten 
Anweisungen zu erteilen oder Änderungen in der Verwaltung zu 
treffen, vielmehr kann er nur seine Bemerkungen über die etwa 
von ihm wahrgenommenen Dienstmängel dem Provinzial-Steuer- 
Direktor mitteilen und bei demselben die Abstellung der letzteren 
in Antrag bringen. 

8. Aus den auf die Zollverwaltung im Großherzogtum Luxem- 
burg sich beziehenden Spezialakten wird bei der Provinzial- 
Steuer-Direktion in Köln eine besondere Registraturabteilung ge~ 
bildet werden. Dem Kommissarius steht die Einsicht dieser 
Akten, sowie der Registratur, Bücher und Rechnungen der Zoll- 
erhebungsstellen im Großherzogtum Luxemburg, soweit solche bei 
der Provinzial-Steuer-Direktion vorhanden sind, zu. Auf andere 
Akten, Register, Bücher, Rechnungen und sonstige schriftliche 
Verhandlungen erstreckt sich die Befugni« des Kommissarius» 
von deren Inhalt Kenntnis zu nehmen, nicht. 

9. Die Kosten der Abordnung des gedachten Kommissarius. 
trägt die Niederländische Regierung. 
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Die üruiidzüge zu den Verabredungen wegen Anstellung eines 
Großherzogl. -luxemburgischen Beamten als Rat bei der Provin- 
zial-S teuer -Direktion in Köln hatten folgende Fassung: 

1. Die Großh.-luxemb. Regierung ernennt einen Beamten, 
welcher als Rat bei der Provinzial-Steuer-Direktion in Köln 
fungiert. 

2. Dieser Beamte ist hauptsächlich dazu bestimmt, die bei 
der Provinzial-Steuer-Direktion vorkommenden, die Zollverwal- 
tung im Großh. Luxemburg speziell betreffenden Sachen zu bear- 
beiten; es bleibt jedoch dem Provinzial-Steuer-Direktor unbenom- 
men, die Bearbeitung solcher Sachen nach seinem Ermessen ent- 
weder selbst zu übernehmen oder einem der andreren Räte zu 
übertragen, welchenfalls dem Großh.-luxemburgischen Rat die 
Konzepte der erlassenen Verfügungen zur Kenntnisnahme und 
Mitzeichnung vorgelegt werden. Die Zurückgabe solcher Kon- 
zepte von Seiten des gedachten Beamten muß ohne alle Verzöge- 
rung geschehen. 

3. Ob dem Großh.-luxemburgischen Rat die Bearbeitung auch 
anderer, als der das Großh. Luxemburg betreffenden Zollsachen 
2:uzuteilen sei, bleibt der Bestimmung des Provinzial-Steuer- 
Direktors überlassen. 

4. — 6. wie beim großh.-luxemburgischen Kommissar. 

7. Der großh.-luxeraburgische Rat wird, gleich den übrigen 
Bäten der Provinzial-Steuer-Direktion, dazu verwendet werden, 
von Zeit zu Zeit in einzelnen Teilen des Direktionsbezirks an Ort 
und Stelle von dem Zustande des Dienstes und der Geschäftsfüh- 
rung der Zoll- und Steuerbehörden Kenntnis zu nehmen. Er ist 
jedoch nicht berechtigt, bei solchen Bereisungen den Zollbeamten 
Anweisungen zu erteilen oder Anordnungen in der Verwaltung 
zu treffen, viehiiehr kann er nur die etwa von ihm w^ahrgenom- 
menen Dienstmängel in dem an den Provinzial-Steuer-Direktor zu 
erstattenden Reisebericht zur Sprache bringen. 

Die nähere Bestimmung wann, wohin und auf wie lange der- 
:gleichen Geschäftsreisen vorzunehmen, bleibt lediglich dem Pro- 
vinzial-Steuer-Direktor anheimgestellt. 

8. wie beim großh.-luxemburgischen Kommissar. 

9. Die durch die Anstellung des gedachten Rates entstehenden 
Kosten werden von dem Gesamtverein bestritten und aus der Pro- 
vinzial-Steuerkasse in Köln vorschußweise gezahlt. 

Im Widerspruch zu den preußischen Vorschlägen verlangte 
Luxemburg die Organisation einer eigenen Zollverwaltung nach 
den Grundsätzen des Vereins, sowie die Errichtung einer Zoll- 
direktion und eines Hauptzollamts in Luxemburg und hielt im 
Laufe der Verhandlungen an dieser Forderung, die ihm zur 
Wahrung seiner Selbständigkeit wesentlich erschien, fest. Die 
luxemburgische^ Regierimg wies besonders darauf hin, daß durch 
eine solche Unterordnung unter die Kölner Direktion ihr An- 
-sehen in dem kaum wMeder erlangten Lande empfindlich ge- 
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schwächt würde. «Das Gewicht dieses Einwandes konnte dies- 
seits umso weniger verkannt werden, hieß es in einem Ministe- 
rialbericht an den König von Preußen vom 16. Juni 1840, als es- 
sich um das Ansehen einer zum Deutschen Bunde gehörenden 
Regierung handelt, an deren Erhaltung auch die übrigen Staa- 
ten des Zollvereins besonderen Anteil nehmen.» Und so gewährte 
Preußen schließlich Luxemburg die gewünschte Zolldirektion, 
deren Tätigkeit aber dadurch wirksam kontrolliert werden sollte^ 
daß die Leitung einem Preußen anvertraut werden mußte, und 
daß in wicJitigen Entscheidungen unter äußerlicher Wahrung der 
Selbständigkeit der luxemburgischen Regierung in der Sache da» 
preußische Finanzministerium den Ausschlag geben sollte. 

Hinsichtlich der übrigen Zollbeamten beanspruchte Preußen 
zuerst, daß die Hälfte davon aus Preußen bestehe, um auf diese 
Weise die luxemburgische Zollverwaltung tatsächlich in Händen 
zu haben, ohne jedoch den Luxemburgern den Eintritt und den 
Aufstieg in der Zollverwaltung ganz zu versperren, was sowohl 
für die Stellung der Bevölkerung zu den Zollbehörden als auch 
für den Diensteifer der luxemburgischen Zollbeamten von Vor- 
teil sei. 

Gegen diesen Anspruch hob Luxemburg hervor: 

1. Die Schwierigkeiten im täglichen Verkehr der fremden 
Zollbeamten mit einer Bevölkerung, die dem Anschliuß an den 
Zollverein nicht wohlgesinnt sei. 

2. Die Unvereinbarkeit einer solchen Ordnung mit der Stel- 
lung Luxemburgs als selbständiger Staat. 

3. Die Notwendigkeit, 200 luxemburgische Zollbeamten zu 
gunsten preußischer Beamten zu entlassen, deren Wiederanstel- 
lung in dem kleinen Lande ein Ding der Unmöglichkeit sei. Die 
Verhältnisse seien hierin in Luxemburg ganz andere als in Preus- 
sen, dem es mit seiner Bevölkerung von 14 Millionen und dem 
entsprechenden Beamtenheer nicht schwer sein könne, die bisher 
längs der luxemburgischen Grenze tätig gewesenen Zollbeamte^ 
anderswo unterzubringen. In diesem Punkte könne Luxemburgs 
nicht nachgeben. Vor die Alternative gestellt, diese überflüssig 
gewordenen preußischen Zollbeamten in seine eigene Zollverwal- 
tung zu übernehmen oder Preußen für diesen finanziellen Scha- 
den zu entschädigen, würde es das letztere wählen. «Geldopfer 
können zugestanden werden, aber nichts was dem Könige die 
Gemüter seiner Untertanen für immer abwendig machen 
würde». ^) 

Vor diesem unbeugsamen Widerstand ließ Preußen seinen 
Anspruch zum größten Teil fallen und ermäßigte ihn auf die 
Forderung der erstmaligen Besetzung sämtlicher Obergrenzkon • 
trolleurstellen mit preußischen Beamten, deren Zahl bei Neube- 
setzungen allmählich so vermindert werden sollte, daß die Hälfte 



*) Luxemburgisches Promemoria vom 1. Mai 1840. 
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der genannten Stellen Luxemburgern anvertraut würden, sofern 
sich nach dem Urteil des Zolldirektors befähigte luxemburgische" 
Anwärter meldeten. 

Der preußische Entwurf enthielt noch weitere Einzelbe-^ 
Stimmungen, die dem preußischen Finanzministerium erheblichen/ 
Einfluß auf die luxemburgische Zollverwaltung sichern sollten. 
Unter anderem wurde verlangt, daß von preußischen, in Luxem- 
burg angestellten Zollbeamten begangene gemeine Verbrechen 
und solche Vergehen, die eine gerichtliche Untersuchung und Be- 
strafung nach sich zogen, den preußischen Gerichten überwiesen 
werden sollten. Diese Klausel lehnte Luxemburg mit der Be- 
gründung ab, daß sie eine Verletzung der Vl^ürde des Landes- 
herrn, in dessen Namen Recht gesprochen werde, und der Rechte- 
seiner Untertanen bedeuten würde. 

III. Die Einführung der preußischen Verbratichsabgäben 

in Luxemburg. 

S^it 1819 hatte Preußen sein früheres komplizierte« Systenü 
von inneren Konsumsteuern vereinfacht und auf vier Artikel be- 
schränkt: Wein, Branntwein, Bier und Tabak. 

Diese Steuern wurden im Inlande beim Erzeuger erhoben 
und zwar die Branntweinsteuer nach dem Maischraum, die Bier- 
öteuer nach dem Malzquantum, die Weinsteuer nach dem Most- 
guantum und die Tabaksteuer nach dem bebauten Areal. Zur 
Ergänzung dieser Steuern wurden die genannten Artikel mit ent- 
sprechenden Zöllen belastet, wenn sie aus dem Ausland einge- 
führt wurden. Kamen sie aus einem Vereinsland, wo sie gar nicht 
oder niedriger als in Preußen besteuert waren, so wurde eine* 
Ausgleichsabgabe erhoben. 

Diesem preußischen System der Verbrauchsabgaben schlös- 
sen sich im Laufe der Zeit Sachsen, Thüringen, Kurheesen und 
sämtliche norddeutschen Staaten an, so daß 1833 bei der Grün- 
dung des Zollvereins nur noch Bayern, das Großherzogtum Hes- 
sen und Württemberg eine Sonderstellung einnahmen. Diese in- 
nerhalb des Zollvereins bestehenden Unterschiede in -den Steuer- 
systemen und Steuersätzen hatten die Beibehaltung von Aus- 
gleichsabgaben für den Verkehr mit steuerpflichtigen Verbrauchs- 
gegenständen nötig gemacht. Solche wurden gemäß dem Zoll- 
vereinsvertrag von 1833 erhoben: 

1. In Preußen und in den Anschlußstaaten der Steuerge- 
meinschaft vom Bier, Wein, Branntwein und Tabak. 

2. In Bayern und Württemberg vom Bier, Malz un(J 
Branntwein. 

3. Im Großherzogtum Heseen vom Bier. 

Die Höhe der Ausgleichsal)gaben sollte im Prinzip dem Ab- 
stand der Steuer im Bestiibimungäland von derselben Steuer im» 
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Produktionsland entsprechen. Da nun diese Abgaben sowohl vo^ 
.Staat zu Staat ^} als auch in ein und deniiselben Staat variierteo 
Je nach dem Staat, , aus dem der abgabepflichtige Gegenstand 
stammte, so ergab sich im Innern des Zollvereins ein ebenso kom- 
pliziertes wie lästiges System von Abgaben. 

Bei der ei^sten Erneuerung des Zollvereins im Jahre 1841 
wurde vereinbart, daß die Ausgleichungsabgaben den Charakter 
von Übergangsabgaben bekommen sollten, indem, statt der bis- 
herigen Erhebung einer Ausgangsabgabe durch den Produktions- 
staat, eine Eingangsabgabe durch den Staat erhoben würde, 
wohin die Ware ausgeführt wurde, wobei dem Produktionsetaat 
irei gestellt blieb, die Verbrauchsabgabe von der ausgeführten 
Ware zu erheben oder nicht. In den Übergangsabgaben sollte 
.auch der Grundsatz der gleichmäßigen Behandlung gewahrt wer- 
den, indem das Produkt eines andern Vereinsstaates nicht höher 
besteuert werden durfte als das inländische Erzeugnis oder das- 
jenige eines dritten Vereinsstaates. Bei demselben Anlaß wurde 
auch eine Gemeinschaftlichkeit der Runkelrübenzuckersteuer 
unter den Zollvereinsstaaten vereinbart. 

Für den Verkehr mit abgabepflichtigen Verbrauchs-Gegen- 
ständen innerhailb des Zollvereins wurden folgende Grundsätze 
aufgstelU: 

1. Von den innerhalb des Vereins erzeugten Gegenständen, 
welche nur durch einen Vereinsstaat transitieren, um entweder 
in einen anderen Vereinsstaat oder nach dem Ausland geführt zu 
•werden, dürfen innere Steuern weder für Rechnung des Staats, 
noch für Rechnung von Kommunen oder Korporationen erhoben 
werden. (Diese Bestimmung richtete sich auch gegen die städ- 
tischen Oktroiabgaben, wie sie zu Luxemburg erhoben wurden). 

2. Vereinsstaaten, welche von einem inländischen Erzeugnis 
keine inneren Steuern erheben, dürfen auch das gleiche vereins- 
ländische Erzeugnis nicht besteuern. 

3. Diejenigen Staaten, in welchen innere Steuern von einem 
Konsumtionsgegenstand bei dem Kauf oder Verkauf oder bei der 
Verzehrung desselben erhoben werden, dürfen die Steuern von 



*) So gao es 1842 in dem Augenblick, als Luxemburg dem Zollyeroin 
beitrat: 

a) bezüglich der Besteuerung des Biers 7 verschiedene Steuern iu' Bay- 
ern (rechts des Rheines), in Württemberg, in Baden, in Kurhessen, im Großh. 
Hessen, in der freien Stadt Frankfurt und in der Biersteuergemeinschaft 
Preußen, Sachsen und Thüringen; 

b) bezüglich der Besteuerung des Malzes zwei verschiedene Steuern in 
Bayern und Württemberg; 

c) bezüglich der Besteuerung des Branntweins 4 verschiedene Steuern 
in Bayern (rechts des Rheines), in Württemberg, in Kurhessen und in den 
Staaten der SteuergemeinaKjhaft Preußen, Sachsen und Thüringen. 

Nur hinsichtlich der in Preußen, Sachsen, Thüringen und Kurhessen, 
Ijestehenden Besteuerung des Tabaks sowie deis Weines bestan'den einheit- 
liche Steuern. 

(Vgl. Verordnungs- und Verwaltungsblatt des Großh. Luxemburg 1842, 

•Seite 354). 
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den aus anderen Vereinsstaaten herrührenden Erzeugnissen der 
nämlichen Gattung nur in gleicher Weise fordern; sie können da- 
gegen die Abgabe von den nach anderen Vereinisstaaten über- 
sehenden Gegenständen unerhoben oder ganz oder teilweise zu- 
rückgeben lassen. 

4. Diejenigen Staaten, welche innere Steuern auf die Her- 
vorbringung oder Zubereitung eines Konsumtionsgegenstandes 
gelegt haben, können den gesetzlichen Betrag derselben bei der 
Einfuhr des Gegenstandes aus anderen Vereinsstaaten voll er- 
heben, und bei der Ausfuhr nach diesen Staaten teilweise oder 
Ms zum vollen Betrag zurückerstatten lassen. 

5. Soweit zwischen mehreren zum Zollverein gehörigen Staa- 
ten eine Vereinigung zu gleichen Steuereinrichtungen besteht, 
werden diese Staaten in Ansehung der Befugnis, die betreffenden 
Steuern gleichmäßig auch von vereinsländischen Erzeugnissen zu 
^rhßben, als ein Ganzes betrachtet. 

6. Die Erhebung der inneren Steuern von den damit betrof- 
ienen vereinsländischen Gegenständen soll in der Regel in dem 
Land des Bestimmungsortes stattfinden, insofern solche nicht, 
nach besonderen Vereinbarungen, entweder durch gemeinschaft- 
Jiche Hebestellen an den Binnengrenzen, oder im Land der Ver- 
sendung für Rechnung des abgabeberechtigten Staates erfolgt. 
Auch sollen die, zur Sicherung der Steuererhebung erforder- 
lichen Anordnungen^ soweit sie die, bei der Versendung aus einem 
Vereinsstaat in den andern, einzuhaltenden Straßen und Kon- 
trollen betreffen, auf eine den Verkehr möglichst wenig beschrän- 
kende Weise und nur nach gegenseitiger Verabredung, auch, da- 
fern bei dem Transport ein dritter Vereinsstaat berührt wird, nur 
unter Zustimmung des letzteren getroffen werden. 

Preußen, Sachsen, Kurhessen und Thüringen hatten sich hin- 
sichtlich der Besteuerung des Weines, Traubenmostes und Ta- 
haks, Preußen, Sachsen und Thüringen außerdem noch hinsicht- 
lich der Besteuerung des Branntweins und Bieres zu gleichen Ein- 
richtungen dergestalt vereinigt, daß zwischen Preußen, Sachsen 
und Thüringen in den inneren Steuern ein völlig freier Verkehr, 
zwischen denselben Staaten und Kurhessen ein solcher freier Ver- 
3^ehr nur mit Ausschluß des Branntweins und Biers stattfand, von 
welch letzteren bei dem gegenseitigen Übergang einerseits von 
Preußen, Sachsen und Thüringen, anderseits von Kurhessen 
Übergangsabgaben erhoben wurden. Den übrigen Vereinsstaaten 
gegenüber waren songich hinsichtlich der Erhebung der Über- 
gangsabgaben von Wein, Traubenmost und Tabak, Preußen, 
-Sachsen, Kurhessen und Thüringen, hinsichtlich der Übergangs- 
abgaben von Branntwein und Bier, Preußen, Sachsen und Thü- 
ringen als ein Ganzes zu betrachten. 

Dieses System von Übergangsabgaben war eine wunde Stelle 
im Aufbau des Zollvereins, die aber wegen des Festhaltens Preu- 
äJens an seinem System von Verbrauchsabgaben noch recht lange 

7 
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erhalten blieb. Das Ganze verschwand erst im Verfolg des Han- 
delsvertrags Preußens mit Frankreich im Jahre 1862, in dem die 
Aufhebung aller Ubergangsabgabe stipuliert war. 

Für den Anschluß Luxemburgs an den Zollverein kamen hin- 
sichtlich der Frage der Verbrauchsabgaben zwei Lösungen in 
Betracht: 

1. Luxemburg behielt sein bisheriges Steuersystem unverän- 
dert bei, was die Erhaltung einer ßinnenzollinie an der preu- 
ßisch-luxemburgischen Grenze bedeutete. 

2. Luxemburg schloß sich, ähnlich wie die norddeutschen 
Staaten, in steuerlicher Hinsicht Preußen an. Unter Hinweis« 
auf die Unzweckmäßigkeit einer ßinnenzollinie für einige wenige 
Verbrauchsartikel sprach sich Preußen für diese Lösung aus, for- 
derte also von Luxemburg die Einführung der in Preußen be- 
stehenden Steuern auf Wein. Branntwein, Bier, Tabak und 
Rübenzucker. 

Zucker wurde in Luxemburg nicht produziert. Luxemburg 
erklärte sich grundsätzlich bereit, der zwischen den Vereins- 
Staaten bestehenden Übereinkunft in der Besteuerung des im Zoll- 
vereinsgebiete aus Runkelrüben bereiteten Zuckers beizutreten. 

Auch für den Fall, daß der geringfügige Tabaksbau in Lu- 
xemburg einen erheblichen Umfang erreichen sollte, — wobei als 
ein solcher die Bebauung einer Fläche von mehr als 50 preus- 
sischen Morgen bezeichnet war — , war Luxemburg bereit, die 
Besteuerung nach den preußischen Grun'dsätzen einzuführen. 

Die Blerstetier bestand bereits in Luxemburg und zwar mit 
höheren Sätzen als in Preußen. Luxemburg konnte sich daher 
leicht zu der Verpflichtung entschließen, die bestehende Bier- 
steuer nicht unter den Betrag der in Preußen bestehenden Steuer 
herabzusetzen. 

Erhebliche Schwierigkeiten stellten sich dagegen der Über- 
nähme der preußischen Steuei*n auf Wein und Branntwein in 
den Weg. 

In der Form einer Moststeuer war unter dem holländischen: 
Regime die Weifisteiier in Luxemburg derart unerschwinglich 
gewesen, daß in einzelnen Jahren die Produzenten kurzerhand, 
auf die Ernte verzichtet hatten. Dann hatte die belgische Ver- 
waltung in Luxemburg die Weinsteuer ganz abgeschafft, zugleich 
die Einfuhr ausländischer AVeine mit hohen Zöllen belegt, sodaß 
den Produzenten der inländische Markt reserviert blieb. Die 
Folge war, daß die Luxemburger Moselweine einen viel höheren 
Preisstand als die preußischen Moselweine erreichten. 

Nun mußte die Aufhebung der bisherigen luxemburgischen 
Weinzölle im Falle eines Anschlusses an den Zollverein schon 
gleich einen bedeutenden Preissturz der luxemburgischen Weine 
und damit eine entsprechende Entwertung der Weinberge zur 
Folge haben, die für manche Gemeinde, in der der Landbau aus- 
schließlich auf den Weinbau zugeschnitten war, geradezu eine 
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Katastrophe bedeuten würde. Schon diese erste Folge eines An- 
schlusses an den Zollverein war für die luxemburgischen Wein- 
bauern schlimm genug. Luxemburg erklärte sich daher außer- 
stande, diesen auch noch eine Steuer aufbürden zu können, we- 
nigstens nicht sofort, wohl aber wenn nach einigen Jahren die 
Weinpreise in Luxemburg und Preußen sich einigermaßen aus- 
geglichen hätten. Einen solchen Aufschub wollte Preußen aber 
nicht bewilligen, sondern verlangte die Einführung der Wein- 
steuer zugleich mit der Vollziehung des Zollanschlusses. Sollte 
aber Luxemburg sich der preußischen Weinsteuer nicht anschlies- 
sen, so sei preußischerseits die Erhebung einer Ausgleichsabgabe 
von dem aus Luxemburg in Preußen eingeführten Wein nicht zu 
umgehen. Diese Erhebung würde eine Binnenzollinie schaffen, 
die unverhältnismäßig hohe Kosten verursachen würde, ohne den 
Schmuggel bei der engen Nachbarschaft der luxemburgischen 
und preußischen Produktionsgebiete, die bloß durch den Lauf der 
Mosel von einander getrennt seien, wirksam einzudämmen. 

Eine solche preußische Maßnahme würde aber nur einem 
Teil- der berechtigten Beschwerden der preußischen Weinbauern 
aus der ungleichen Weiöbes teuer ung in Preußen und in Luxem- 
burg abhelfen, denn sie hätten nach wie vor den Nachteil, daß 
der nach Luxemburg ausgeführte preußische Wein durch eine 
Steuer verteuert sei, die der luxemburgische Konkurrent nicht 
zu tragen habe. Im übrigen könne die luxemburgische Regierung 
den Widerwillen der Bevölkerung gegen die Wiedereinführung 
der Weinsteuer leicht durch eine Ermäßigung der von den Wein- 
bauern zu entrichtenden Grundsteuer beseitigen. 

Schließlich hat sich dann Luxemburg mit der Einführung 
der preußischen Weinsteuer einverstanden erklärt. 

Die Branntweinsteuer war unter der holländischen Regie- 
rung für die luxemburgischen Brennereien, die keine Groß- 
betriebe mih ständiger Produktion, sondern kleine intermittierend 
arbeitende landwirtschaftliche Nebenbetriebei waren, besonders 
drückend gewesen. Die belgische Verwaltung hatte auf Grund 
belgischer Gesetze von 1835 und 1837 die Steuer auf das Brannt- 
weinbrennen aus mehligen Substanzen, wie Getreide, Kartoffeln, 
aus denen in Luxemburg der meiste Branntwein hergestellt 
wurde, erheblich herabgesetzt und die Steuer auf das Brennen 
von nicht mehligen Substanzen, insbesondere von Ob®t und Tres- 
tern ganz abgeschafft. Die Steuer vom Kartoffel- und Getreide- 
Branntwein wurde nach dem Inhalt der Gefäße und der Zahl der 
Arbeitstage berechnet. Kleine landwirtschaftliche Brennereien 
mit einem Kesselinhalt von weniger als 5 hl genossen eine Steuer- 
ermäßigung von lOVo, wenn der Besitzer mindestens 4 Stück 
Hornvieh hielt. : , 

Gegen die Übernahme der in Preußen bestehenden Brannt- 
weinsteuer bestanden in Luxemburg die größten Bedenken. Denn 
im Unterschied von den preußischen Verhältnissen gab es in 
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Luxemburg keine eigentliche Branntweinindustrie, sondern nur 
gelegentliches Branntweinbrennen im Hinblick auf die Gewin- 
nung von Futter für die Tierzucht, und infolgedessen gab es auch 
in Luxemburg keinen Branntweinexport wie in Preußen. Vor 
allem machte Luxemburg Bedenken geltend gegen die geforderte 
Abschaffung der Steuerfreiheit für die Herstellung des Brannt- 
lyeins aus Obst und Trestern. Mit den hohen preußischen Sätzen 
würde die Produktion dieser Branntweinart in Luxemburg wahr- 
scheinlich aufhören. Deshalb bat Luxemburg um einen Aufschub 
von einigen Jahren für die Einführung der Besteuerung des 
Branntweins aus nichtmehligen Substanzen. 

Dieser Antrag wurde von Preußen abgelehnt, das sich darauf 
berief, daß seine Branntweinbrenner hinisichtlich des Brennens 
von Obst und Trestern nicht ungünstiger' gestellt werden dürften 
als die luxemburgischen Konkurrenten. Wenn also Luxemburg 
diese Steuer nicht einführe, so müsse eine Zollinie für die Erhe- 
bung einer Ausgleichsabgabe von jedem aus Luxemburg nach 
Preußen gebrachten Branntwein errichtet werden, da sich die 
Art der Herstellung des Branntweins nicht feststellen lasse. Eine 
solche Zollinie widerspreche aber dem Gedanken des Zollanschlus- 
ses und sei auch aus finanziellen Gründen unangängig. 

Der preußischen Forderung auf unbedingte Einführung der 
Branntweinsteuer nach den preußischen Sätzen gegenüber er- 
klärte Luxemburg in einem Promemoria seines Bevollmächtigten 
von Scherff vom 1. Mai 1840 lieber zu den Kosten der von Preus- 
sen im Falle der Ablehnung als unvermeidlich betrachteten Bin- 
nenzollinie beitragen zu wollen, als die Steuer auf Wein und 
Branntwein einführen zu müssen. Im übrigen sei eine Bewachung 
dieser Zollinie gar nicht nötig, denn Preußen erhebe solche Aus- 
gleichungsabgabeü an allen Grenzen des Rheinlandes gegen 
Bayern, Nassau, das Großherzogtum und Kurfürstentum Hessen 
ohne eine Grenzbewachung eingeführt zu haben, wie es denn 
überhaupt nirgends im Zollverein Bewachimgen zur Sicherung 
von Ausgleichsabgaben gebe. 

Da Preußen jedoch von seiner Forderung nicht abging, 
mußte Luxemburg die aus der holländischen Zeit in schlechter 
Erinnerung stehende Steuer auf Branntwein aus Obst und Tres- 
tern wieder einführen. Da ferner die luxemburgische Steuer 
auf Branntwein aus mehligen Substanzen umgekehrt in Luxem- 
burg höher war als in Preußen, und Luxemburg zur Entlastung 
seiner Brennereien von der Möglichkeit Gebrauch machen wollte, 
diese letztere Steuer zu ermäßigen, so mußte es sich, ähnlich wie 
bei der Biersteuer verpflichten, die Steuer auf Branntwein aus 
mehligen Substanzen nicht unter die Sätze der preußischen Steuer 
herabzusetzen. 

Abgesehen von diesen Vereinbarungen über die damals in 
Preußen und den ihm angeschlossenen Staaten bereits bestehen- 
den Verbrauchsabgaben auf Wein, Branntwein, Bier und Tabak 
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mußte sich Luxemburg noch im voraus verpflichten, für den Fall, 
daß Preußen Verbrauchsabgaben auf weitere Waren einführen 
sollte, auch diese übereinstimmend mit Preußen zu besteuern, 
allerdings mit dem einschränkenden Zusatz «insoweit die Inter- 
essen der eigenen Untertanen dieses irgend gestatten werden». 

Diese Klausel bezog sich auf die damals schon geplante, aber 
erst später eingeführte Steuer auf Runkelrübenzucker. 

IV. Die Ordnung des luxemburgischen Geldwesens ^) 
in Übereinstimmung mit dem Geldsystem der Vereinsstaaten. 

Den Ausgangspunkt für die wechselnde Gestaltung des 
luxemburgischen Geldwesens im Laufe des 19. Jahrhunderts bil- 
det daß grundlegende französische Münzgesetz vom 28, März 1803 
(7. germinal an XI), welches sich auf den Boden des reinen Bime- 
tallismus «stellte. Die Einheit war der Franken, eine Silbermünze 
im Gewicht von 5 g und mit einem Feingehalt von ®*^Viooo; das 
Wertverhältnis zwischen Gold und Silber betrug 1 : 15,5; es be- 
stand, freie Prägung und unbeschränkte gesetzliche Zahlungs- 
kraft beider Edelmetalle. 

• Dieses Münzrecht galt selbstverständlich auch im Wälder- 
departement, und der dadurch geschaffene münzpolitische Zu- 
stand blieb solange unverändert, als Luxemburg das politische 
Schicksal Frankreichs teilte, d. h. bis zu den ersten Tagen des 
Jahres 1814. Es braucht kaum erwähnt zu werden, daß sich diese 
bequeme, einfache, nach dem Dezimalsystem eingerichtete Fran- 
kenwährung auch über die Grenzen Frankreichs hinaus leicht 
Eingang verschaffte. 

Mit der Einführung der neuen Frankenwährung mußten die 
bis dahin in Luxemburg kursierenden Münzen nach der neuen 
Geldeinheit tarifiert werden; dies geschah in den französischen 
Münztarifen vom 18. August 1810 und 30, November 1811, welche 
den Kurs festsetzten, zu welchem die sonstigen umlaufenden 
Münzsorten von den Staatskassen angenommen und ausgegeben 
werden durften. 

In den ersten Tagen des Jahres 1814 besetzen die Verbün- 
deten das Wälderdepartement. Als deren Vertreter in Luxem- 
burg fungierte Preußen, welches das ehemalige Wälderdeparte- 
ment dem Mittelrheinischen Gouvernement administrativ zuteilte. 
Schon am 5. Februar 1814 erließ diese Verwaltungsbehörde einen 
neuen «Münztarif, nach dem die im Gouvernement des Mittel- 
rheins kursierenden Münzen vom 1. März 1814 an bei den öffent- 
lichen Kassen angenommen werden sollen» ^), der die hervor- 
ragende Stellung der Frankenwährung als der gesetzlichen Wäh- 
rung Luxemburgs jedoch in keiner Weise berührte, was schon 
daraus hervorgeht, daß die Tarifsätze in Franken lauteten. 



*) Siehe meine ausführliche Schrift: Das Geldsystem des Großherzogtnms 
Luxemburg, Leipzig 1907. 

*) Journal officiel du Departement des Forets, Nr. 2 vom 25. Mai 1814. 
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Nach der Errichtung des Königsreichs der Vereinigten Nie- 
derlande befaßte sich die neue Regierung schon am 14. Mai 1815 
mit der Regelung des Münzwesene durch den Erlaß eines neuen 
Münztarifs ^), der mit einer Ergänzung vom 4. September 1815 
die französischen Münztarife vom 18. August 1810 und 30. No- 
vember 1811 wieder in Kraft setzte. Diese neuen Tarife waren nur 
insofern bemerkenswert, als ihre Sätze immer noch in Franken 
lauteten, da die 1803 in Luxemburg eingeführte Frankenwährung 
immer noch zu Recht bestand. Dieser Zustand sollte aber nicht 
mehr lange dauern. 

Das neue Königreich der Niederlande war aus zwei Gebieten, 
Holland und den ehemaligen österreichischen Nieiderlantden, zu- 
sammengesetzt worden, die einander nicht nur in kultureller und 
in religiöser, sondern auch in wirtschaftlicher, ganz besonders 
aber in währungspolitischer Hinsicht, ganz fremd waren — im 
Norden galt die Guldenwährung, im Süden das französische Geld. 
Letzteres zugunsten des Gulden zu verdrängen und dem Reiche 
eine einheitliche Geldverfassung zu geben, galt nun als das vor- 
nehmste Ziel der Währungspolitik der niederländischen Re- 
gierung. 

Der Feldzug, den die niederländische Regierung nunmehr 
gegen die Frahkenwährung inszenierte, begann mit dem nieder- 
ländischen Münzgesetz vom 28. September 1816, dem wichtigsten 
niederländischen Münzgesetz der Neuzeit. Der Zweck dieses Ge- 
setzes war in den Motiven zum Entwurf folgendermaßen um- 
schrieben:^) «Die Einführung einer einheitlichen und einfachen 
Währung für das ganze Königreich, so daß nur eine einzige Geld- 
art in allen Provinzen umläuft, wird die Handelsbeziehungen be- 
deutend erleichtern und die Bande der Union immer enger schlie- 
ßen.» Das gesteckte Ziel sollte nun damit errei-cht werden, daß 
der Silberguklen, der seit einem Jahrhundert als Landesmünze in 
den nördlichen Provinzen, d. h. in Holland zirkulierte, nunmehr 
allen Teilen der Monarchie aufoktroyiert und zur Grundlage der 
neuen Münzverfassung gemacht wurde. 

So entstand das niederländische Münzgesetz vom 28. Sep- 
tember 1816, welches die Doppelwährung mit dem Wertverhältnis 
zwischen Gold und Silber von 1 : 15,873 einführte. Beide Metalle 
hatten unbeschränkte Zahlungskraft, die Silberprägung war frei, 
die Goldprägung aber, in der Absicht, nur eine beschränkte Menge 
von Goldmünzen zu prägen, um eine Verdrängung des Silber- 
geldes, welches die Grundlage der Währung bildete, durch das 
Gold zu verhüten, der Regierung vorbehalten. 

Wenn gleich es zweifellos in der Absicht der niederländischen 
Politik lag, den Gulden zum alleinigen gesetzlichen Zahlungsmittel 
der Monarchie zu erheben, so konnte dieses Ziel doch nur nach 
einer t'bergangsperio'de erreicht werden. Der Gesetzgeber durfte 



*) Journal officiel du Departement des Forets, Nr 39 vom 25. Mai 1815. 
-) Pasinoinie beige. 1832, 2e serie, Tome 3. p. 422. 
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sich der Erkenntnis nicht verschließen, daß der Gulden nur in 
Holland bekannt war, während der Süden, d. h. Belgien und 
Luxemburg, andre Zahlungsmittel besaß. Diese Tatsache muß- 
ten die Motive des Entwurfs auch unumwunden anerkennen: 
«Die französische Münze, Franken genannt, hat in den südlichen 
Provinzen 0- deren ursprüngliche Münzen allgemein ersetzt und 
läuft dort seit einigen Jahren als Landesmünze um» ^). Die neue 
Münzverfass'ung mußte daher versuchen, die beiden widerstre- 
benden Gesichtspunkte, nämiich den politischen, der für die 
Stärkung und die Ausbreitung der holländischen Guldenwährung 
eintrat, und den wirtschaftlichen Gesichtspunkt, der durch das 
Organ der Interessenten die Erhaltung der Frankenwährung in 
den südlichen Provinzen einstimmig forder'te, mit einander zu 
vereinigen. Es galt, die richtig Basis zu finden für einen Kom- 
promiß, indem sowohl dem Gulden als auch dem Franken, we- 
nigstens für die daran interessierten Teile der Monarchie, die 
Eigenschaft eines gesetzlichen Zahlungsmittels verliehen, resp. 
«rhalten, und die gesetzliche Münzparität zwischen Gulden und 
Franken zweckmäßig bestimmt wurdi?. 

Das Münzgesetz erkannte denn auch außer dem Gulden auch 
den Franken als gesetzliches Zahlungsmittel, aber nur in den 
südlichen Provinzen an. Die gesetzliche Wertrelation zwischen 
Oulden und Franken betrug 1 Fr. = 0,47V4 fl. 

Das grundlegende niederländische Münzgesetz von 1816 
hatte die Gulden und die Franken im Geldverkehr der südlichen 
Provinzen einander gleichgestellt. Diese Gleichberechtigung des 
Franken sollte aber nicht lange aufrecht erhalten bleiben. Die 
politische Tendenz der niederländischen Regierung, die Institu- 
tionen der nördlichen Provinzen im ganzen Königreich zu ver- 
breiten, konnte ein so wirksames Werkzeug des wirtschaftlichen 
und des politischen Einflusses wie das Geld nicht außer Acht 
lassen. So begann seit 1816 zur Verdrängung der Frankenwäh- 
rung eine mit allen Mitteln der Gesetzgebung und der Verwal- 
tung unterstützte Akklimatisation des Guldens in Belgien und in 
Luxemburg. 

Die erste Maßnahme in dieser Richtung war ein Regierungs- 
beschluß vom 19. November 1816, welcher den öffentlichen Be- 
hörden den ausschließlichen Gebrauch des Guldens als Rech- 
nungseinheit vorschrieb. Diese Vorschrift war ein schwerer Ein- 
•griff in die Sitten des Südens, das Aufdrängen einer Rechnungs- 
^inheit, die den Behörden und dem Volke fremd war. 

Bald darauf erfolgte der entscheidende Schritt. Ein Gesetz 
vom 25. Februar 1825 entzog allen französischen Münzen — 
sowohl denjenigen des ancien regime, als auch denjenigen der 
Prankenwährung — die gesetzliche Zahlungskraft, so daß vom 



Die südlichen Provinzen waren Belgien und Luxemburg, die nörd- 
lichen das heutige Königreich der Niederlande. 
^) Pasinomie beige, a. a. 0. S. 422. 
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14. Juni 1825 ab nur noch die Gulden und die noch umlaufenden: 
alten Landesmünzen als gesetzliche Zahlungismittel gelten sollten^ 

Damit war die seit 1816 erstrebte Einheit im Münzweöen des- 
Königreichs erzielt worden. Diese radikalen, die wirtschaftlichen 
Interessen der mit Frankreich in engen Handels- und Verkehrs- 
beziehungen stehenden südlichen Provinzen schädigenden Maß- 
nahmen stießen aber auf einen energischen Widerstand bei allen 
Bevölkerungsklassen. 

Mit dem Ausbruch der belgischen Revolution (1830)- trennt 
sich die Münzpolitik Hollands von derjenigen Belgiens und 
Luxemburgs. 

Während der belgischen Aera (1830 — 1839) war die Wäh- 
rungspolitik des neuen Königreichs Belgien auch diejenige Lu- 
xemburgs; denn es wurden während dieser Zeit seitens der 
niederländischen Behörden, welche seit dem Ausbruch der Revo- 
lution nur noch die Hauptstadt verwalteten, sowie von den am 
1. Januar 1831 eingesetzten stadtluxemburgischen Verwaltungs- 
behörden keine Verfügungen über das Münzwesen erlassen; viel- 
mehr galten mehr oder weniger auch in der Hauptstadt die 
bezüglichen belgischen Verordnungen. 

Bereits am 5. Juni 1832 entstand das grundlegende belgische 
Münzgesetz, das eine Kopie des französischen Dekrets vom 7 ger- 
minal an XI war: es führte die französische Doppelwährung 
mit dem Wertverhältnis 1 : 15,5 auch in Belgien ein. Außerdem 
enthielt dieses Gesetz noch Übergangsbestimmungen, welche die 
bisherigen Zahlungsmittel, nämlich die holländischen Gulden, die 
alten Landesmünzen und ^die französischen Franken betrafen. 

1. Die holländischen Gulden. 

Die Silbermünzen der Guldenwährung von 1816 blieben 
gesetzliches Zahlungsmittel wie vorher; sie wurden gesetzlich mit 
47 V4 Gents pro Franken tarifiert (Art. 19). 

Das gleiche galt für die Goldmünzen der Gulden Währung (10 
und 5 Guldenstücke), aber nur bis zum 31. Dezember 1832; tat- 
sächlich bewahrten die Goldgulden ihre Eigenschaft als gesetz- 
liches Zahlungsmittel in Belgien bis zu dem Gesetz vom 19. Juni 
1850, welches sie aus dem Geldverkehr ausschloß. Diese Maß- 
nähme war infolge des Übergangs Hollands von der Doppel- zur 
Silberwährung im Jahre 1850 notwendig geworden. 

2. Die Münzen der französischen Frankenwährung, die einen 
bedeutenden Teil des Geldumlaufs in Belgien ausmachten, erhiel- 
t-en die Eigenschaft eines gesetzlichen Zahlungsmittels in . dem- 
selben Umfange wie die belgischen Franken (Art. 23). 

Schließlich führte das belgische Münzgesetz den Franken an 
Stelle des Guldens als Rechnungseinheit ein (Art. 26) und hob 
damit den niederländischen Beschluß von 1824, der so viel böses 
Blut gemacht hatte, auf. Eine Übergangsbestimmung (Art. 25) 
verfügte, daß die in Gulden lautenden Obligationen in Zukunft 
zum Kurse von 47 V4 in Franken umzurechnen und entsprechend 
zu erfüllen seien. 
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Als der König-Großherzog 1839 die Zügel der Regierung in 
Luxemburg wieder ergriff, hatte er sich zunächst über die zu- 
künftige Geltung der von den belgischen Behörden erlassenen 
Gesetze und Verordnungen — darunter auch der belgischen 
Münzgesetze — , die bis dahin im ganzen Lande mit Ausnahme 
der Hauptstadt gegolten hatten, auszusprechen, mit andern 
Worten, zu entscheiden, ob die neue Regierung von dem 1839 
bestehenden staatsrechtlichen Zustand ausgehen, oder aber ob sie 
auf den Rechtszustand vor dem Ausbruch der Revolution (1830) 
zurückgreifen sollte. Ein Königlich-Großherzoglicher Beschluß 
vom 11. Juni 1839 versuchte diese Rechtsfrage mit der Bestim- 
mung zu lösen: Die Verw^altung hat vorläufig zu erfolgen «nach 
den zur Zeit der Besitznahme bestehenden Gesetzen und Verord- 
nungen, welche daher für die Behörden und Einwohner vorläufig 
verbindend bleiben, mit Ausnahme jedoch derjenigen gesetzlichen 
Bestimmungen, insofern deren bestehen, welche dem Zustand 
von Feindseligkeiten zwischen den Niederlanden und Belgien . . . 
. . . ihren Ursprung verdanken» ^). 

Dieser Beschluß, der Klarheit schaffen sollte, erzeugte im 
Gegenteil eine gefährliche Unsicherheit in vielen Staats- und 
verwaltungsrechtlichen Fragen, aus welcher in der Folge zahl- 
reiche Kontroversen entstanden, da die «zur Zeit der Besitz- 
nahme bestehenden Gesetze und Verordnungen» auf dem von den 
belgischen Behörden von 1830 — 1839 verwalteten Lande andere 
waren, als in der dem Herrscher treu gebliebenen Hauptstadt. 
Insbesondre erzeugte dieser Beschluß eine Konfusion im Luxem- 
burger Münzrecht. Welches war nun das Grundgesetz der Luxem- 
burger Münzverfassung? Das holländische Münzgesetz von 1816, 
welches in der Hauptstadt Luxemburg bis dahin stets gegolten 
hatte, oder das belgische Münzgesetz von 1832, welches das übrige- 
Großherzogtum angenommen hatte, oder gar beide? 

Diese wichtigen Rechtsfragen sind nie in unzweideutiger 
Weise gelöst worden, und es hätte auch schwer gehalten, eine der 
beiden Auffassungen mit triftigen Argumenten zu verfechten. 
Die Gesetzgebung hat es in der Periode 'von 1839 — 1848, als eine- 
Neuordnung der Luxemburger Währung eintrat, mit Fleiß unter- 
lassen, sich zugunsten der Gulden oder der Franken auszu- 
sprechen; insbesondre blieb die Frage offen, ob auch die Franken 
noch gesetzlich Zahlungskraft besäßen oder nicht. 

Wir finden in der Zeit von 1839 — 1842 nur zwei das Geld- 
wesen betreffende Verordnungen. 

1. Ein Beschluß von 1839 setzte den Wert des Franken für 
die Einnahmen und die Ausgaben der öffentlichen Kassen auf 
47 Cents holländischer Währung fest. Die Fassung dieses Be- 
schlusses ^) war aber so undeutlich, daß man darüber streiten 



*) Memorial legislatif et administratif du G.-D. de Luxbg., 1839, S. 35. 

2) Wortlaut: «Der Wert, zu welchem der Franken vom 1. September d. J. 
ab an allen öffentlichen Kassen Unseres Großherzogtums zu empfangen und' 
auszugeben ist, wird auf 47 Gents festgesetzt.» 
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Jkonrite, ob er als Ergänzuag das niederländischen Münzgesetzes 
von 1810 in dem Sinne aufzufassen war, daß der Franken wieder 
einen Kassakurs für die Staatskassen erhielt, oder aber, ob er 
>eine Korrektur der im belgischen Münzgesetz von 1832 enthalte- 
.nen Tarifierung des Guldens mit 47V4 Gents pro Franken enthielt. 

2. Das gleiche gilt von einem Beschluß vom 20. August 1841, 
welcher den obigen Kurs von 47 auf 47V4 erhöhte ^). 

Diese Beschlüsse waren weit davon entfernt, Klarheit im 
Münzwesen zu schaffen, .und so begegnen wir den seltsamsten 
Widersprüchen in den Äußerungen maßgebender Kreise jener 
Zeit über die Luxemburger Münzverfassung. So w^irde 1848 in 
der Kammer der Abgeordneten in der Diskussion über den An- 
.trag, den jährlichen Etat zukünftig in Franken, statt in hollän- 
dischen Gulden wie bisher, aufzustellen^), von einem Abgeord- 
neten verlangt, es sollte dem Franken der Charakter eines gesetz- 
lichen Zahlungsmittels verliehen werden, während andre Abge- 
ordnete der Ansicht waren, der Franken besitze diese Eigenschaft 
noch von früher her. 

Wie hatte nun« der Verkehr die schwebende Rechtsfrage 
gelöst? 

Zunächst war der Gulden seit 1839 wiederum als Rechnungs- 
-einheit in allen öffentlichen Verwaltungen eingeführt worden; 
.den niederländischen Regierungsbeschlüssen von 1816 und 1824 
gemäß lauteten alle öffentlichen Urkunden, Bekanntmachungen, 
Marktberichte, der jährliche E^tat usw. wiederum in Gulden. Hin- 
gegen wurden alle Zahlungen im privaten Verkehr in Franken 
festgesetzt. Der Geldumlauf setzte sich sowohl aus Goldmünzen 
der Guldenwährung, als auch aus französischem und belgischem 
Silbergeld zusammen, und diese Münzarten wurden als gleich- 
berechtigte Zahlungsmittel angesehen; auch die in immer grös- 
sej'cm Maße kursierenden deutschen Taler genossen eine Art Tole- 
ranzkursus. Diese Verkehrssitte führte in der Folge dazu, daß 
die Auffassung, sowohl der Gulden, als auch der Franken seien 
gesetzliche Zahlungsmittel, und es gelte in Luxemburg nicht nur 
das niederländische Münzgesetz von 1816, sondern auch das 
belgische von 1832, immer mehr an Boden gewann, und schließ- 
lich von der Regierung angenommen wurde. Bei Gelegenheit 
»einer großen münzpolitischen Debatte in der Kammer der Abge- 
ordneten über den Antrag eines Mitgliedes, die Taler als gesetz- 
liches Zahlungsmittel anzuerkennen — ein Antrag, der verwor- 
fen wurde — , führte der Finanzdirektor nämlich folgendes aus:^) 

«Die Basis unsers gegenwärtigen Münzrechts ist das (nieder- 
ländische) Gesetz von 1816, welches den Gulden als Münzeinheit 



*) Wortlaut: «Der Wert, zu welchem usw ,^wird auf 47V4 Cents 

'festgesetzt.» 

^) Goniipte-rendu des seances de la Ghairtbre des Peputes, 1848, S. 681 ff. 
^Dieser Antrag wurde angenommen. 

*) Compte-rendu des seances de la Ghambre de« Deputes 1850, S. 996 ff. 
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annimmt. Dieses Gesetz blieb in Luxemburg bis zum Jahre 1832 
in Kraft, an welchem Zeitpunkt das belgische Gesetz hinzutrat, 
welches den Franken als Münzeinheit annahm. Letzteres Gesetz 
.galt in ganz Luxemburg mit Ausnahme der Stadt Luxemburg, 
in welcher das Gesetz von 1816 nach der 1839 eingetretenen 
Trennung (Luxemburgs von Belgien) in Kraft verblieb. Das 
Großherzogtum Luxemburg besaß also eine Zwittergesetzgebung 

(legislation bätarde) , ein andres (Münz-)Recht für die 

Landgemeinden als für die Stadt Luxemburg. 1839 bestimmte 
der internationale (Londoner) Vertrag, daß alle im Lande be- 
stehenden Gesetze bis auf weiters in Kraft bleiben würden. Beide 
(Münz-)Gesetze sind also im (Großherzogtum) Luxemburg gel- 
tend geblieben.» 

Die von der luxemburgischen Regierung angestellten Erwä- 
gungen über den Zollanschluß des Grqßherzogtums mußten auch 
die Frage einer Ordnung des Geldsystems berühren. Hassenpflug 
und Stifft hatten sich gegen einen Anschluß an die französische 
aind belgische Frankenwährung ausgesprochen und die Zustim- 
mung des König-Großherzogs erlangt. In Frage kam deshalb 
nur noch der Anschluß an die holländische oder an die preus- 
sische Währung. Während aber die Übernahme des holländischen 
Geldsystems Luxemburg währungspolitisch von seinen Nachbarn 
ganz isoliert hätte, war, für den Fall, daß der erstrebte Anschluß 
an den Zollverein zustande kam, die Übernahme der preußischen 
Währung eine Selbstverständlichkeit, und so war Luxemburg in 
den Anschlußverhandlungen ohne weiteres bereit, eine Umwand- 
lung seiner GeldverhältniSvSe nach dieser Richtung hin zu konze- 
dieren. 

Welches war die Lage des deutschen Geldwesens in dem 
Augenblick, als sich Luxemburg dem deutschen Wirtschaftsgebiet 
anschloß, und eine Annäherung Luxemburgs an das deutsche 
Münzwesen infolgedessen notwendig erschien und ihm zur Pflicht 
gemacht wurde? 

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts gelangte Deutschland 
durch Verkümmerung des Goldumlaufs zur reinen Silberwäh- 
rung ^). Das Silber war im deutschen Münzwesen zu Anfang 
des 19. Jahrhunderts so maßg^end gew^orden, daß die noch zu 
erörternden Münzkonventionen von 1837 und 1838 die Gold- 
münzen überhaupt nicht erwähnten, obgleich solche geprägt wur- 
den und im Geldverkehr umliefen, wo sie allerdings mehr als 
Handelsmünzen aufgefaßt wurden. 

Ein an^lres charakteristisches Merkmal des deutschen Geld- 
wesens um das Jahr. 1830 war die große Münzzersplitterung, eine 
Folge der politischen VieKstaaterei. Doch hatte das preußische 
Münzsystem die Führerrolle in Norddeutschland übernommen. 
Der 1750 in Preußen eingeführte friederizianische 14 Talerfuß 



^) Nur Bremen baUe Goldwährung. 
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hatte sich allmählich auf Nord- und Mitteldeutschland ausge- 
dehnt und war der wichtigste deutsche Münzfuß geworden. Die 
vom Deutschen Bunde anerkannte Souveränität der einzelnen 
deutschen Staaten und die damalige Auffass/ung des Münzregals 
als eines wesentlichen Souveränitätsrechts, erschwerten die all- 
gemein als notwendig anerkannte einheitliche Regelung des deut- 
schen Münzwesens in hohem Maße. Ein Zusammenwirken auf 
diesem Gebiete erschien aber immer mehr als unahweisbar. 1837 
schlössen sich die süddeutschen Staaten zusammen und nahmen 
in der Münchner Konvention den 24 V2 Guldenfuß an. 1838 einig- 
ten sich alle Zollvereinsstaaten in der Dresdener Münzkonvention 
über die Einführung von 2 Münzfüßen, den 14 Talerfuß im Nor- 
den und den 24V2 Guldenfuß im Süden 0. Eine neue Münze, 
der Vereinstaler, sollte den Zusammenhang zwischen den beiden 
Prägungssystemen herstellen, .indem diese Münze im Werte von 
2 Talern oder 3V2 Gulden' in allen Vereinsstaaten übereinstim- 
mend geprägt und in allen gesetzliche Zahlungskraft besitzen 
sollte'^). Abgesehen von den Vereinstalern war keiner der kon- 
trahierenden Staaten verpflichtet, selbst die nach demselben 
Münzfuß geprägten Münzen der übrigen Vereinsstaaten in seinem 
Geldverkehr zuzulassen; doch machte keiner von der ihm recht- 
lich zustehenden Befugnis, die Münzen der andern Vereinsstaaten 
auszuschließen, Gebrauch. Das war der münzpolitische Zustand 
der Zollvereinsstaaten in dem Augenblick, als Luxemburg dem 



Dresdner Münzkonvention vom 30. Juli 1838. 

Art. 1. «Als Grundlage d«s gesamten Münzwesens in den Landen der 
hohen kontrahierenden Teile soll in allen Münzstätten einerlei Münzmark 
angewendet werden, deren Gewicht.... auf 233,855 Gramm festgesetzt wird.» 

Art. 2. «Nach dieser gemeinsamen Grundlage soll das Münzwesen in 
den sämtlichen Landen der kontrahierenden Staaten geordnet werden und 
zwar in der Art, daß, jenachdem darin die Taler- und Groschen- oder die 
Gulden- und Kreuzerrechnung hergebracht oder den Verhältnissen entspre- 
chend ist, 

entweder: der Vierzehntalerfuß, bei welchem die Mark feinen Silbers 
zu 14 Talern ausgebracht wird, mit dem Wertverhältnis des Talers zu IV* 
Gulden, 

oder: der 24 V2 Guldenfuß, bei welchem aus der Mark feinen Silbers 
24V2 Gulden geprägt werden, mit dem Wertverhältnis des Guldens zu V? 
Taler, als Landesmünzfuß gelten wird.» 

Art. 3 bestimmte genau, welche Staaten — Luxemburg fehlte dabei — 
die Taler- und welche die Guldenwährung beizubehalten resp. einzuführen 
hatten. 

^) Art. 7. «Zur Vermittlung und Erleichterung des gegenseitigen Ver- 
kehrs unter den kontrahierenden Staaten soll eine, den beiden im Art. 2 
gedachten Münzfüßen entsprechende gemeinschaftliche Hauptsilbermürize — 
Vereinsmünze — zu einem Siebenteile der Mark fein Silbers ausgeprägt wer- 
den, welche sonach den Wert von 2 Talern oder 3V2 Gulden erhalten wird 
und zu diesem Werte im ganzen Umfange der kontrahierenden Staaten, bei 
allen .... öffentlichen Kassen, sowie im Privatverkehr, .... unbeschränkte 
Gültigkeit .... haben soll.» 

Art. 11. «Die Feststellung des Wertverhältnisses, nach welchem zum 
Behuf e des Überganges zu dem neuen Landesmünzfuße (Art. 3) die Münzen 
des bisherigen Landesmünzfußes eingelöst, oder im Umlauf gelassen werden 
sollen, bleibt jedoch einer jeden beteiligten Regierung vorbehalten.» 
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Zollverein und auch dem Münzverein, d. h. der Dresdner Münz- 
ionvention, beitrat^): Deutschland hatte zwar einen Münzverein, 
der sich mit dem Zollverein deckte, aber keine Münzeinheit; zu- 
dem war die Vereinsmünze unhandlich, sie gelangte daher nie 
zu großer Bedeutung. 

Das Resultat der Verhandlungen war, daß Luxemburg sich 
bereit erklärt, sich einem der beiden deutschen Geldsysteme an- 
.zuschließen. 

V. Besondere handeis- und verkehrspoUtische Abmachungen, 

Außer den erwähnten grundsätzlichen Anschlußfragen gab 
^s noch solche, die sich aus den speziellen Bedürfnissen und Be- 
fürchtungen Luxemburgs und Preußens hinsichtlich des Schutzes 
ihrer durch die Beseitigimg bestehender Zollmauern infolge des 
Anschlusses und in Luxemburg durch die Übernahme des Zoll- 
vereinstarifs gefährdeten Erwerbszweige ergaben. Die besonde- 
ren luxemburgischen Wünsche , betrafen das Roheisen, das 
Eisenerz und die Lohrinde, die preußischen das Leder. 

Im Zollverein bestanden Ausfuhrzölle auf die Rohstoffe, die 
•einen Druck in der Richtung der gewinnbringenden Weiterbe- 
^rbeitung dieser Stoffe im Zollinland ausüben sollten. Nun er- 
jzeugte Luxemburg drei Rohstoffe, die für seinen Export von 
größter Wichtigkeit waren: Eisenerz, Roheisen und Lohrinde. 
Für diese wollte Luxemburg in Abweichung vom Vereinstarif die 
zollfreie Ausfuhr bewilligt bekommen. 

Der Eisenerzexport Luxemburgs an die nahe seiner Grenze 
gelegenen belgischen Hüttenwerke war bedeutend. Mehr noch: die 
zollfreie Ausfuhr dieser Erze nach Belgien war die ausdrückliche 
Bedingung gewesen, unter der Belgien Luxemburg im ZoUver- 
^ünstigungsgesetz die erleichterte Einfuhr luxemburgischen Guß- 
und Schmiedeeisens bewilligt hatte. Luxemburg hatte also ein 
hervorragendes Interesse an der Beibehaltung der zollfreien Erz- 
ausfuhr, denn, wenn die Ausfuhr luxemburgischen Eisens nach 
Belgien auch unerheblich war, so stand doch fest, daß die Erhe- 
bung eines Zolles von den ausgeführten luxemburgischen Eisen- 
erzen die sofortige Aufhebung des ganzen belgischen Vergün- 
stigungsgesetzes zur Folge haben würde. 

Für die freie Ausfuhr des Roheisens sprach der Umstand, 
daß Luxemburg sein Roheisen hauptsächlich nach Belgien expor- 
tierte — der Export nach Preußen war gering — , und dieser 
freie Export somit auch nach dem Anschluß an den Zollverein 
eine Lebensfrage für seine Eisenindustrie blieb.* 

Es gelang Luxemburg, in den Verhandlungen seine Wünsche 
durchzusetzen: «Zur Erleichterung des Grenzverkehrs» wurde 

Die durch die Dresdener Konivention von 1838 geschaffene Münz- 
•verfassung der Zollvereinsstaaten blieb bis zum Wiener Vertrag von 1857 un- 
verändert. Das Münzkartell vom 21. Oktober 1845 befaßte sich lediglich mit 
der Falschmünzerei u. dgl. Münzrerbrechen. 
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ihm die freie Ausfuhr des Eisensteines und des Roheisens «aus- 
nahmsweise» zugebilligt. 

Viel schwieriger wurde die Einigung der einander schroff 
gegenüber stehenden luxemburgischen und preußischen Inter- 
essen in Bezug auf die beiden zusammenhängenden Artikel: Gerb- 
stoff und Leder. 

Luxemburg war auf Grund seiner ausgedehnten Eichen- 
schälwälder (Lohhecken) ein Hauptproduzent der Lohrinde un4 
befürchtete für den Fall des Zollanschlusses von dem im Zoll- 
verein bestehenden Ausfuhrzoll auf diesen Gerbstoff eine Schmä- 
lerung seines bedeutenden Exportes in Lohrinde nach Belgien. 
Dem FBegehr Luxemburgs nach unveränderter freier Ausfuhr der 
Lohrinde im Falle eines Anschlusses stand das Interesse des Zoll- 
vereins an der V^ermeidung jeglicher Ausnahmevergünstigungen 
an den einzelnen Vereinsstaat, vor allem aber der lebhafte Wider- 
stand Preui3ens im Wege, da die Fortdauer der freien Ausfuhr 
der luxemburgischen Lohrinde nach Belgien geeignet war,, durch 
Steigerung der Nachfrage den Preis eines Gerbstoffes zu er- 
höhen, auf den die rheinischen Gerbereien angewiesen waren. 
Denn die Lederindustriellen in Malmedy und St. Vith bezogen 
von jeher die Lohrinde ausschließlich aus Luxemburg, und wäh- 
rend die luxemburgischen Gerber diesen Stoff vor der Tür fan- 
den, mußten die preußischen Gerber Transportkosten bezahlen,, 
die für die damals zur Gerbung einer Haut nötigen 4 bis 5 Bür- 
den 25 Silber groschen betrugen. 

Solange nun Luxemburg und Preußen nicht im Zollanschluß 
standen, fiel dieser Preisunterschied im Gerbstoff nicht so sehr 
ins Gewicht und war auch auf keine Weise zu beseitigen. Die 
Sachlage änderte sich aber, falls Luxemburg sich dem Zollverein 
anschloß, denn dann fielen die Lederzölte weg, die bisher dem 
luxemburgischen Leder den Eingang nach Preußen erschwert 
hatten. 

Die rheinischen Lederfabrikanten waren rührig, sie gingen 
scharf ins Zeug und hatten das Ohr des Königs von Preußen. 
Die Wirkung ihres Feldzuges bekam Luxemburg sehr bald in 
den Verhandlungen zu fühlen. 

Weit davon entfernt, die begehrte freie Ausfuhr der luxem- 
burgischen Lohrinde nach Belgien bewilligen zu wollen, ver- 
langte Preußen vielmehr von Luxemburg besondere Ot)fer zu 
Gunsten der rheinischen Gerbereien. Um diesen den Bezug das 
Gerbstoffes zu verbilligen, stellte Preußen die Forderung, Lu- 
xemburg soUte .aaif eigene Kosten eine Kunststraße von Ettel- 
brück durch das ganze die Lohrinde proiduzierende Gebiet bi& 
zur preußischen Grenze bei WeisWampach bauen, — eine For- 
derung, die nichts anderes bedeutete als die Förderung der 
preußischen Gerber und die Schädigung der luxemburgischen auf 
Kosten des luxemburgischen Staates. Die Verlängerung dieser 
Straße von der luxemburgischen Grenze bis Malmeidy stellte 
Preußen in Aussicht. 
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Im weiteren Veriauf der Verhandlungen ging Preußen nocb 
einen Schritt weiter und stallte im Oktober 1840, als sich die Ver- 
handlungen mühsam dem AbscMuß näherten, plötzlich den An- 
spruch auf Erhebung einer Ausgleichungsabg^abe auf das in 
Preußen eingeführte luxemburgische Leder, also trotz des Zoll- 
anschlusses die Errichtung eines Schutzzoliles zu Gunsten seiner 
Gerbereien. 

Gegen diesen Anspruch machte Luxemburg geltend: 

1. Daß nachdem Preußen Luxemburg zum Verzicht auf die^ 
Ausgileichungsabgaben, die Luxemburg in Preußen eingeführt 
wissen wollte, um die preußischen Wein- u. Branntweinsteuern^, 
die den luxemburgischen Weinbau unid die Brennereien empfind- 
lich schädigten, nicht einführen zu müssen, mit der Begründung 
bewogen habe, daß solche Abgaben dem freien Verkehr und so- 
mit dem Geiste des ZoWvereins widersprächen — dasselbe Preu- 
ßen jetzt zu Gunsten seiner Lederfabrikanten den gegenteiligen 
Standpunkt einnehme. Die von Preußen geplante Ausg^leichungs- 
abgabe auf luxemburgisches Leder stelle somit die Einführung: 
der preußischen Wein- und Branntweinsteuer in Luxemburg,, 
über die eine Einigung bereits erzieilt sei, wieider in Frage. 

2. Nach den Grundsätzen des Zollvereins hätten die Aus- 
gleichungsabgaben lediglich den Zweck, Unterschiede in der Be- 
steuerung auszugleichen, nicht aber als Schutzzoll zu dienen. Die* 
Erhebung eines Schutzzolles aber, als den die preußitsöhe Aus- 
gleichungsabg2ibe auf luxemburgisches Löder, das weder in Lu- 
xemburg noch in Preußen steuerpflichtig, anzusprechen sei, sei: 
innerhalb des Zollvereins undenkbar. 

3. Wenn die luxemburgiischen Gerber den Vorteil des billigen 
Gerbstoffbezuges besäßen, so sei dies ein natürlicher Vorteil, dem: 
der natürliche Vorteil, den die rheinischen Gerber in dem Besitz 
der günstigen Absatzwege besäßen, gegenüberstünde. 

4. Wenn der ZollanscMuß Luxemburgs an Preußen den 
luxemburgischen Gerbern den Vorteil der Beseitigung des bis- 
herigen Lederzolles bei der Ausfuhr nach dem Zollverein bringe.. 
So würden zugleiöh die preußischen Gerber den luxemburgischen 
Gerbstoff ohne die bisherige Entrichtung des luxemburgischen- 
Ausfuhrzolles beziehen können. 

Das Endergebnis der Verhandlungen war, daß sowohl Lu- 
xemburg aul seinen Anspruch auf freie Ausfuhr des Gerbstoffes 
nach Belgien als auch Preußen auf die Erhebung einer Abgabe- 
auf das importierte luxemburgische Leider verzichtete, Luxem- 
burg aber die Verpflichtung des Baues einer Chaussee von Ettel- 
brück nach Weiswampach übernahm, die Preußen sich seiner- 
seits verpflichtete, bis nach M'almedy zu verlängern. 

Bei der großen Tragweite der berührten Probleme kamen die* 
Verhandlungen zwischen Preußen und Luxemburg über den Zoll- 
anschluß nur langsam voran. 
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Während Luxemburg ziemlich rasch den Anspruch auf das 
Stimmrecht in den Generalkonferenzen des Zollvereins fallen ge- 
lasisen hatte, kämpfte es um so hartnäckiger gegen die Einfüh- 
rung der preußischen Wein- und Branntweinsteuer und gegen 
das von Preußen geforderte dauernde Recht der Präsentation des 
Zolldirektors in Luxemburg, indem es zuerst einen preußischen 
ZoHdirfektor nur für die zwei ersten auf den Anschluß folgenden 
Jahre, d. h. bis zur Ausbildung eines luxemburgischen Anwär- 
ters, und dann später nur den nach dem Anschluß ernannten 
ersten preußischen Zolldirektor, solange dieser im Amte sein 
würde, annehmen wollte. 

Im Ju'li 1840 war man soweit, daJ3 Luxemburg in den drei 
Hauptpunkten — Vertretung Luxemburgs im Zollverein durch 
Preußen, Kontrolle der luxemburgischen Zollverwaltung durch 
Preußen, insbeisondere durch Annahme preußischer Beamten, 
und Einführung d-er in Preußen bestehenden Verbrauchsabgaben 
— den preußiscähen Forderungen entsprochen hatte, und ihm 
anderseits die freie Ausfuhr von Eisenerz und Roheisen zuge- 
standen worden war. Schwebend waren noch verhältnismäßig 
unbedeutende Fragen, wie die Abgabenfreiheit der preußischen 
Garnison in Luxemburg un'd die Mosjplschiffahrtsabgaben. 

Bei diesem Stand der Dinge bat Luxemburg nunmehr um 
schleunigen Abschluß der Verhandflungen, da der zurzeit in Lu- 
xemburg geltende, aus der belgischen Zeit stammende und seit- 
dem provisorisch beibehaltene Zolltarif die Einfuhr Ainentbehr- 
Jicher Fabrikate fast unmöglich mache, und die infolge dieses 
Mangels durch die Steigerung der Preise für die täglichen Ver- 
brauchöartikefl eingetretene Not die Bevölkerung immer mehr 
dem Schleichhandel zuführe. Die preußischen Minister waren 
auch bereit abzuschließen, als im letzten Augenblick der König 
Friedrich Wilhelm IV. wenige Tage nach seiner Thronbesteigung, 
am 27. Juli 1840, unerwartet die Minister anwies, einen Kom- 
missar nach Malmedy unid St. Vith zu entsenden, um die Be- 
schwerden der Gerber über den bevorstehenden Zollanschluß Lu- 
xemburgs zu untersuchen, und, falls diese berechtigt seien, durch 
die Stipulation einer Ausgleichungsabgabe auf das luxembur- 
gische Leder oder, falls dies nicht zu erreichen sei, durch Gewäh- 
rung steuerlicher Erleichterungen an die Gerbereien Abhilfe zu 
schaffen. 

Diese Instruktionen bedeuteten einen Rückschritt in den 
Verhandlungen, zum mindesten eine Verzögerung devS bevor- 
stehenden Zollanschlusses. Inzwischen drängte aber die luxem- 
burgische Regierung fortwährend auf Abschluß des> Vertrags, 
woran die in Luxemburg einsetzende Agitation gegen den An- 
schluß an den Zollverein und für den Anschluß an Belgien nicht 
fremd war. Die luxemburgische Regierung hatte ursprünglich ge- 
hofft, den Anschluß an den Zollverein zum 1. Januar 1840 voll- 
ziehen zu können und deshalb den den Verhältnissen des Groß- 
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Herzogtums gar nicht entspreohemden bölgischen Zolltarif zu- 
nächst beibehalten. Als sie nun im Juni 1840 glaubte annehmen 
2VL können, der Anschluß an den Zollverein zei zumindest zum 
1. Januar 1841 gesichert, führte sie zur Erleichterung des Über- 
ganges und auch, um vor dem Anschluß eine Lage zu schaffen, 
die ihr gestatten würde, beim Zollverein die Bitte auszusprechen, 
von einer Nachbesteuerung der im Zeitpunkt des Anschlusses in 
Luxemburg vorhandenen, nach dem Vereinstarif zoUpflidhtigen 
Waren abzusehen, einen neuen Zolltarif ein. Da der luxembur- 
gischen Regierung der Widerstand nicht unbekannt war, den der 
Gedanke des Anschlusses Luxemburgs an den Zollverein, teils aus 
politischen, teils aus wirtschaftlichen Gründen bei der Bevöl- 
kerung fand, war sie mit Recht bemüht, diesen Widerstand nicht 
noch zu stärken durch die Einleitung des Zollanschlusses mit 
einer Nachverzoillung, die, wie die Geschichte des Anscihlusses 
anderer Bundesstaaten schon gezeigt hatte, leicht zu inquisi- 
torischen und vexätorischen Maßnahmen führen konnte, die die 
dem Anschluß schon 'an sich nicht geneigte Bevölkerung noch 
mehr dagegen aufbringen würden. 

Diesem Zweck sollte vor allem der durch Kgl.-Großh. Be- 
schluß vom 20. Juli 1840 ^) eingeführte neue luxemburgische 
Zolltarif dienen, der mit den Worten begann: «In Erwägung, 
daß die Vorarbeiten zur Einführung eines den dermaligen Ver- 
hältnissen Unseres Großherzogtums angemessenen Zollsystems 
noch nicht zu dem gewünschten Ziele geführt haben, daß es 
jedoch notwendig erscheint, schon jetzt Maßregeln zu nehmen, 
wodurch die mannigfalltigen Schwierigkeiten, welche der jetzt 
bestehende Zolltarif darbietet, so viel tunlich aus dem Wege 

geräumt werden » Durch diesen Beschluß wur'de der geltende 

belgische Zolltarif abgeschafft und ein neuer Tarif eingeführt, 
der am 10. August 1840 in Kraft treten sollte. Dieser neue Tarif 
entsprach vollkommen dem geltenden Zollvereinstarif von 1839 
mit Ausnahme einiger Zollermäßigungen zur Erleichterung des 
preußisch-luxemburgischen Verkehrs, die aber nur eingeräumt 
wurden, wenn der Nachweis erbracht war, daß die betr^eff enden 
Waren in einem Zollvereinsland erzeugt oder in dieses zollfrei 
eingeführt worden waren. Mit diesem neuen Zolltarif hatte sich 
Luxemburg vom Zollvereinsausland genau so abgesperrt, als 
^enn es bereits zum Zollverein gehört hätte. 

Bei diesem Anlaß hatte die luxemburgische Regierung in 
dem Entwurf des Tarifs die auf Taler lautenden Zollsätze in 
Franken umgerechnet, worauf ihr der König-Großherzog am 21. 
Juli 1840 mitteilte, daß keine Veranlassung zu einer solchen Um- 
rechnung vorläge, da der Franken wefder der in Luxemburg gül- 
tige, noch ein im Zollverein zulässiger Geldfuß sei. Daraufhin er- 
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folgte die Umrechnung der Zollsätze 'des Vereinstarifs in hollän- 
dische Gulden. 

Mit diesem neuen Zolltarif fand aber die luxemburgische Re- 
gierung nirgends Anklang. 

r Holland, das im Juni 1839 Luxemburg die freie Einfuhr ge- 

f * wisser Fabrikate bewilligt hatte, zog diese Vergünstigung mit dem 

c Inkrafttreten des neuen Tarifs am 10. Aug. 1840 wieder zurück. 

Belgien beschwerte sich über die ihm gegenüber eingetre- 
tenen Zoilerhöhungen 'und drohte mit der Abschaffung des Ver- 
günstigungsgesetzes 

l^nd die luxemburgischen Kaufleute, Fabrikanten und 
Grundbesitzer richteten am 8. August 1840 eine Bittschrift an den, 
König-Großherzog, in der sie den Herrscher um eine neue Unter- 
suchung der Frage baten, ob es nicht zweckmäßig sei, Luxemburg: 
wieder mit Belgien wirtschaftlich zu vereinigen, im Fall aber^ 
daß dieses nicht zu erreichen sei, für den möglichst sofor.tigen An- 
schluß an den Zollverein eintraten. Sollte endlich dieser letztere- 
Anschluß nicht sofort, sondern vielleicht erst nach einigen Mona- 
ten vollzogen werden können, dann sollte der neue luxemburgische* 
Tarif unverzüglich dahin abgeändert werden, daß alle Waren^ 
die in Luxemburg nicht erzeugt wurden, zollfrei aus Deutschland 
bezogen werden konnten. 

Dieser letztere Wunsch war im höchsten Maße berechtigt^ 
denn es kann keinem Zweifel imterliegen, daß der neue Tarif den 
luxemburgischen Interessen nicht entsprach, daß er, wie der 
preußische Kommissar Eichhorn sich ausdrückte, gej-adezu ab- 
surd war. Denn er war eine Abschrift des geltenden Zollvereins- 
tarifs, der das für das große, mit Ausnahme weniger übersee- 
ischen Produkte sich selbst versorgende, wirtschaftlich selbstän- 
dige Zollverein sgebiet richtige handelspolitische Ziel verfolgte, die 
Ausfuhr der Rohstoffe durch Ausfuhrzölle und die Einfuhr der 
fremden Fabrikate durch EinfuhuEÖUe zu verhindern. Die 
Übertragung der einem solchen Grundsatz dienenden Zölle auf 
einen Staat von 160 000 Einwohnern, der nur weniges selbst er- 
zeugen konnte, die meisten Fabrikate aus dem Ausland beziehen 
und anderseits Rohstoffe exportieren mußte, weil er aus Mangel 
an anderen Waren, wie Kohlen, Chemikalien usw. nicht in der 
Lage w^ar, sie im Inland weiter zu verarbeiten, schuf einen un- 
haltbaren Zustand. So w^urde beispielsweise nach diesem Zoll- 
tarif die Einfuhr der Kohle mit einem Zoll belegt, als hätte Lu- 
xemburg nicht diese Kohlen bitter nötig gehabt, sondern wie 
Preußen Kohlen-Bergwerke gegen die ausländische Konkurrenz: 
schützen müssen, und umgekehrt wurden die Holzkohlen, die Lu- 
xemburg in einem seinen Bedarf gewaltig überragenden Quan- 
tum produzierte und daher exportieren mußte, mit einem einfach 
widersinnigen Ausfuhrzoll belastet. Weiter: Der deutsche Zoll- 
verein erzeugte im Inland nicht genügend Eisen und hatte des- 
halb die Roheispnausfuhr durch einen Wertzoll von 16®/o er- 
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Schwert. Luxemburg hingegen produzierte jährlich 7000 t Roh- 
eisen oder ca. 5000 t Eisen, wovon es im InJande nicht einmal 
den zehnten Teil zu verbrauchen im Stande war. Daher wurde — 
die Roheisenausfuhr ebenfalls durch einen Wertzoll von 16% 
nach Kräften erschwert! Wenn nun aber infolge dieses Ausfuhr- 
zolles das Roheisen im Lande blieb, was sollte weiter damit ge- 
schehen? Offenbar sollte es dort weiterverarbeitet werden, aber 
auch dann kam es schließlich zur Ausfuhr als Eisenfabrikate. 
Auch dieser Fall war in diesem merkwürdigen Zolltarif vorge- 
sehen — dann galt nämlich ein Ausfuhrzoll von 50%! 

Die Gewerbetreibenden waren nicht die einzigen Opfer dieser 
verfehlten Zollpolitik. Die Konsumenten, d. h. die ganze Bevöl- 
kerung, erfuhr sehr bald an allen Gegenständen des täglichen Be- 
darfes, was es hieß, wenn einer so beschränkten eigenen In- 
dustrie die ausländischen Fabrikate durch hohe Eingangszölle 
verteuert wurden. Empfindlich wurde auch die Verteuerung der 
bisher zu billigen Sätzen aus. Belgien bezogenen Kolonialwaren 
— hätten auch hier nicht die Wohltaten des Schleichhandels die 
Folgen des Unverstandes der Regierung gemildert. 

Die Wirkungen des neuen Zolltarifes blieben nicht aus. Als 
er fast ein Jahr in Kraft gewiesen war, schilderte im Juni 1841 
eine Eingabe der luxemburgischen Kaufleute und Fabrikanten 
an den König-Großherzog Wilhelm IL, der inzwischen auf den 
Thron gelangt war, bei seinem ersten Besuch in Luxemburg 
dessen Ergebnisse wie folgt: 

«Ge tarif a eprouve une resistance incontestable, mais que 
nous deplorons, dans l'exercice patent et manifeste de la fraude; 
cette preuve du Systeme vicieux que ce tarif consacre, n'est certes 
pas la moins digne de consideration, puisque l'atteinte qui en re- 
sulte pour la morale publique ne peut manquer d'inspirer de 
tristes reflexions au gouvernement de Votre Majeste. Mais il en 
est d'autres qui ressortent plus specialement de nos besoins eco- 
nomiques. En prenant la respectueuse liberte de les enumerer de 
nouveau sous les yeux de Votre Majeste, nous remplirons un 
devoir que la conservation de nos plus precieux interets nous 
commande imperieusement. 

Les provenances de l'etranger les plus indispensables, Celles 
que les necessites les plus usuelles de la vie exigent chaque. jour, 
sont frappees de droits enormes. 

Les merceries, les quincailleries, les cotonnades et les mar- 
chandises manufacturees dont le pays etait approvisionne lorsque 
le tarif fut mis en vigueur, sont consommees depuis longtemps. 
Leur remplacement est subordonne ä des conditions tellement 
genantes que tous, le riebe comme le pauvre, en sentent le poids, 
et que Tacquisition de ces marchandises, au prix auquel Timpot 
les eleve, devenant presque impoz^sible, la violation de la loi de- 
vient une speculation commune. 

Les materiaux indispensables pour les metiers et pour les 
usines sont places sous la meme defaveur, et necessairement deux 
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cousequeiices s'ensuiveiit: la iabricatioii doit s'arreter et, si eile 
äubit les mipöts du tarif, le prix de revient des fabricats les met 
hors de la portee des consouiuiateurs, et c'est I'etranger qui en 
Profite au desespoir des industriels laborieux et probes du pays 
ineme.» ^) 

Wenn aber Wilhelm 1. und seine Ratgeber geglaubt hatten, 
mit dem neuen Tarif Preußen und diem Zollverein einen Gefallen 
zu erweisen, so hatten sie sich getäuscht. Der Tarif hatte nämlich 
im Verkehr mit Preußen für mehrere Waren, unter anderen für 
Eisen-, W^oll-, Baumwoll-, Glas-, Töpferwaren, Gara, Ol und 
Seide, ohne Rücksicht auf die Herkunft ermäßigte Eingangszölle 
vorgesehen. Die Folge w^ar, daß solche Waren nunmehr aus 
Frankreich und Belgien über Preußen, wo sie bloß einem Durch- 
^angszoU unterworfen wurden, zum ermäßigten Zoll nach Lu- 
xemburg zur Einfuhr gelangten. Die preußische Regierung sah 
diese Ansammlung von Waren in Luxemburg vor dem Zoll- 
anschluß mit mißtrauischen Augen an in der Befürchtung, daß 
sich ein großer Teil davon beim Anschluß an den Zollverein der 
Nachsteuer entziehen würde. 

Der luxemburgische Zolltarif vom 20. Juli 1840 war ein Ka- 
binettstück einer volksfremden und unwissenden Bureaukratie 
und einer Regierung, die kein anderes Ziel kannte, als dem Lande 
gegen seinen Willen einen Anschluß an den Zollverein aufzu- 
oktroyieren und den zu erwartenden Protesten gegen diesen An- 
schluß durch die rasche Schaffung einer vollzogenen Tatsache 
vorzubeugen. Der König und seine Ratgeber glaubten mit der 
Einführung des Zollvereinstarifs den ersten unwiderruflichen 
Schritt zum Anschluß getan zu haben. Eine solche Maßnahme 
wäre allenfalls einige Tage und Wochen vor dem im übrigen 
unter den verhandelnden Regierungen bereits vereinbarten Da- 
• tum der Vollziehung des Anschlusses berechtigt gewesen, um der 
Ansammlung von zollpflichtigen Waren in Luxemburg vorzu- 
beugen, die unweigerlich einer streng durchgeführten Nachbe- 
steuerung unterworfen worden wären, nicht aber zu einem Zeit- 
punkt, wo das Ende der Verhandlungen noch nicht mit Bestimmt- 
heit vorausgesehen werden konnte. 

Die Einführung des neuen Tarifs war aber mehr als eine 
Episode, mehr als ein Irrtum. Ich glaube vielmehr, daß die in 
der Folge in Luxemburg bekuiudete lebhafte Antipathie gegen den 
Beitritt zum Zollverein, soweit sie nicht bloß auf politischen, son- 
dern auf wirtschaftlichen Befürchtungen "beruhte, und die gerade 
seit dem Erlaß dieses neuen Zolltarifs in der Öffentlichkeit so sehr 
bemerkbar wurde, nicht zum geringen Teil auf diesen Mißgriff 
zurückzuführen ist.* Denn es war ja allgemein bekannt, daß der 
neue Zolltarif den Anschluß an den Zollverein vorbereiten sollte. 
Seine Wirkungen wurden deshalb von dem großen Publikum als 
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einen Vorgeschmack dessen empfunden, w^ der Zoll^nschluß in 
der Zukunft bringen wür'de. Hätten der König und seine beiden 
Ratgeber Hassenpflug und Stifft den Luxemburgern den Ge- 
danken des Beitritts zum Zollverein verleiden vyroUen, sie hätten 
kein besseres Mittel finden können als diesen Zolltarif, dessen Ein- 
führung übrigens nur dadurch möglich geworden w^ar, weil die 
Luxemburger weder in ihrer politischen Organisation noch in 
der Person der maßgebenden Kaufleute, Fabrikanten imd Land- 
wirte zu Rate gezogen, sondern mit Beflissenheit über die Pläne 
und die Verhandlungen der Regierung in Unwissenheit belassen 
wnir^den. 

VII. Die Verhandlungen unter dem König-Groß- 
herzog Wilhelm IL bis zur Unterzeichnung 
des ersten Anschlußvertrages an den Zoll- 
verein vom 8. August 1841. 

Wenige Monate nach der Einführung des Zollvereinstarifs in 
Luxemburg 'dankte Wilhelm I. im Oktober 1840 zu Gunsten 
seines Sohnes Wilhelm II., des bisherigen Prinzen von Ora- 
nien, ab. 

Dieses Ereignis bedeutete einen Aufschub der preußisch- 
luxemhurgischen Zollanschlußverhandlungen, da der neue König- 
Großherzog, bevor er den Verhandlungen ihren Lauf ließ, ange- 
sichts der lebhaften Klagen der Luxemburger über den geplanten 
Eintritt in den Zollverein, die Angelegenheit erst prüfen wollte, 
um sich eine eigene Meinung zu bilden. Als er nun seinerseits 
sich bereit erklärte, die Verhandlungen zu beendigen, da wurde 
wieder im letzten Augenblick von Preußen, oder gena-uer gesagt 
vom König Friedrich Wilhelm IV. — Friedrich Wilhelm Hl. war 
inzwischen am 7. Juni 1840 gestorben — der Schutz der preu- 
ßischen Gerber nochmals in die Debatte geworfen. 

Am- 14. Oktober 1840 wies der König die beiden Minister der 
Finanzen und der auswärtigen Angelegenheiten an, zu «ver- 
suchen» eine mäßige Übergangsabgabe auf luxemburgisches Le- 
der, wenn auch nur als transitorische Maßnahme für einige Jahre 
in den Verhan'dlungen mit Luxemburg durchzusetzen, den Bau 
der Straße von Ettelbrück nach Weiswampach aber zur uner- 
läßlichen Bedingung für den Anschluß zu machen. Die beiden 
Minister waren von diesem Auftrag wenig erbaut, und sie berich- 
teten dem König am 10. Dezember in vorsichtigen Worten über 
den «lebhaften Eindruck», den die unerwartete Forderung auf 
die luxemburgischen Kommissare gemacht hätte, welche diese 
denn auch als unannehmbar bezeichnet hätten. Sie entwickelten 
nochmals dem König eindringlich die Gründe ^egen eine solche 
Forderung und sagten rund heraus, daß sie sich dem- Gewicht der 
Argumente der Luxemburger nicht entziehen könnten. Sie baten 
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um Vollmacht, den Vertrag auch ohne die Bewilligung der Über- 
gangsabgaße auf Leder abschließen zu dürfen, um so mehr als 
Luxemburg die Verpflichtung zum Bau der geforderten Straße 
angenommen hätte. 

Statt die Vollmacht zu erteilen, beauftragte der König den 
Minister des Auswärtigen am 31. Dezember 1840 vorerst noch im 
Haag vorsichtig anzufragen, ob der Zollanschluß Luxemburgs 
dort noch gewünscht werde. Die Veranlassung zu dieser Anfrage 
war einmal die mittlerweile in Luxemburg dem jungen König- 
Großherzog gegenüber immer lauter gewordenen Stimmen gegen 
den Anschluß an den Zollverein, dann aber auch die dem neuen 
niederländischen König zugeschriebene Absicht, sich den Belgiern 
zu nähern, auf Grund seiner Popularität König Leopold aus dem' 
Sattel zu heben und die Wiedervereinigung Hollands mit Beilgien 
zu erzielen, in welchem Falle der Anschluß Luxemburgs an den 
Zollverein nicht nur gegenstandslos geworden wäre, sondern ge- 
radezu ein Hindernis für die Wiedererrichtung des Königreichs 
der Vereinigten Niederlande gebildet hätte. 

Auch die von Wilhelm II. an seinen Bevollmächtigten in 
Berlin erteilte Anweisung, das Berliner Kabinett zu ersuchen, die 
Auswechselung der bereits unterzeichneten Postfconvention 
zwischen Preußen und Luxemburg etwas zu verschieben, ließ 
solche Absichten vermuten. Von Scherff hatte nämlich seit 1839 
mit dem Preußischen Generälpostamt wegen einer Postkonvention 
verhandelt, die die luxemburgische Postverwaltung der preus- 
sischen Regierung übertragen hätte. Auch diese Konvention war 
ein Bestandteil der Politik Wilhelmis I. gewesen, der ein günstiges 
Angebot Belgiens, die luxemburgischen Posten zu verwalten^ ab- 
gelehnt hatte, da er sie nur einem deutschen Staat, d. h. Preußen 
anvertrauen wollte. 

Dann hatte WilheHm II. dem Geheimrat Stifft die Frage vor- 
gelegt, ob denn die Luxemburger über den betriebenen Zoll- 
anschluß gefragt worden seien, und auf dessen verneinenden 
Bescheid eine Kommission von 3 Luxemburgern, den Präsiden- 
ten der Rechnungskammer de Lafontaine, Regierungsrat Baltia 
und Staatsanwalt Anton, mit dem Auftrag eingesetzt, nach pro- 
tokollarischer Vernehmung von 48 Sachverständigen aus allen 
Ständen und Parteien ein Gutachten abzufassen. Das Ergebnis 
dieser rasch vorgenommenen Enquete lautete: Ein autonomes 
Zollsystem ist wegen der Kosten undurchführbar, und da Schutz- 
zölle nicht zu entbehren sind, muß ein Zollanschluß gefunden 
werden. Nur der Anischluß an den Zollverein ist praktisch mög- 
lich. Luxemburg muß aber verlangen, daß durch diesen Anschluß 
die Beibehaltung des belgischen Vergünstigungsgesetzes von 1839 
nicht gefährdet wird. 

Dieses Gutachten legte der König einer Kommission von vier 
nioderländischen Ministern vor, bestehend aus dem Minister des 
Auswärtigen Baron Verstolk van Soelen, dem Vizepräsidenten 
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des Staatsrates Baron, v. Doorn van Westcapelle, dem Kultus- 
minister van Zuylen van Nyevelt und dem Finanzminister von 
Hochussen. Am 29. Januar 1841 erstatteten diese einen Bericht, 
in dem sie sich einstimmig ebenfaHs^für den Beitritt Luxemburgs 
^um Zollverein aussprachen. 

Nun gab Wilhelm II. Anweisung, die Verhandlungen in 
Berlin wieder aufzunehmen. Zur selben Zeit berichtete der preus- 
^sische Gesandte im Haag Lottum am 3. Februar 1841 seiner Re- 
gierung, daß der König «bei der jüngsten Beurteilung der frag- 
lichen Angelegenheit und der dieserhalb zu fassenden Entsohlies- 
^ung den Gesichtspunkt des näheren Anschlusses Luxemburgs an 
Deutschland mehr ins Auge gefaßt zu haben scheint, als es S. M. 
der König Wilhelm Friedrich getan und daß hierbei die von dem 
Herrn Geh. Rat Stifft j^egen den König ausgesprochenen Ansich- 
ten gewiß nicht ohne Einfluß gewesen sein dürften.» 

Die Quelle dieser Information war Stifft, der es mit seinem 
Charakter als Berater des König-Großherzogs für vereinbar hielt, 
den preußischen Gesandten auf das genaueste über die hoBlän- 
disch-luxemburgischen Ansichten und Absichten, Beratungen, 
Entschließungen und Verhandlungen mit den fremden Gesandten, 
z. B. mit dem französischen zu informieren, und bei dieser Gele- 
genheit dem preußischen Gesandten den niederländischen Finanz- 
minister von Rochussen als eine Persönlichkeit bezeichnete, die 
angeblich den ZoUanscMuß Luxemburgs nach außen zu fördern 
-ierkläre, in Wirklichkeit aber ihn nach Kräften verhindere. Diese 
Mitteilung Stiffts, die offenbar vor 'allem dem Zwecke diente, 
.seine eigenen Bemühungen um die Wahrung der preußisch- 
deutschen Interessen ins rechte Licht zu stellen, war wahrschein- 
lich unwahr, da Rochussen zu der Kommission gehörte, die ein- 
stimmig den Beitritt Luxemburgs zum Zollverein empfahl und 
derselbe später im letzten Augenblick und in kritischer Stunde, 
wie noch zu berichten sein wird, entscheidend an dem Zustande- 
kommen des Zollanschlußvertrages mitwirkte. Außerdem wurde 
in einer Instruktion Werthers an Lottum vom 2. Sept. 1841 neben 
Scher ff, «nach dessen oft ausg^prochener Überzeugung für das 
^roßherzogtuili kein anderes Heil zu finden sei als in dem An- 
schluß an den deutschen Zollverein», auch der Finanzminister 
Rochussen als ein Freund derselben Idee bezeichnet, da er den 
Zollverein und dessen Verhältnisse zu den Nachbarländern genau 
kenne. 

Im März 1841 war von Scherff in Berlin im Besitz neuer 
Instruktionen und einer durch den Wechsel auf dem niederlän- 
dischen Thron benötigten neuen Vollmacht. Er erklärte der 
preußischen Regierung, Luxemburg sei bereit, auf die freie Aus- 
fuhr der Lohrinde nach Belgien zu verzichten, auf keinen Fall 
aber zur Annahme der Übergangsabgabe auf Leder im luxembur- 
gisch-preußischen Verkehr. Auch der Bau der schon längst 
nötigen Straße von Ettelbrück nach der Nordgrenze sei gesichert, 
doch lehne Luxemburg die vertragliche Verpflichtung zum Bau 
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binnen einer bestimniten Frist ab. Falls Preußen die Anschluß- 
Strecke in Angriff nehme, sei Luxemburg zu einer besondereix 
Abmachung, aber außerhalb des Zkyllanschluß Vertrages, bereit^ 
ebenso wie es auch geneigt sei, bei der Führung der Straße auf 
luxemburgischem Gebiete die preußischen Wünsche zu berück- 
sichtigen. 

Die Ablehnung der Forderung der preußischen Gerber durcli 
Luxemburg veranlaßte Friedrich Wilhelm IV., seinen beidea 
Ministern durch Kabinettsordre vom 21. April 1841 den Befehl 
zu erteilen, die Verhandlungen abzubreöhen. Die ob dieser Wen- 
dung erstaunten Minister hielten dem König vor *), dies werde- 
das erste Mal sein, daß der von Preußen geschaffene Zollverein, 
mit Rücksicht auf die pai-tikularen Interessen eines Mitglied- 
staates, eben Preußens, einem Bundesstaat den nachgesuchten. 
Beitritt verweigere. Der Fall werde großes Aufsehen erregen und 
das Vertrauen der Regierungen und Völker in den Gemeinsina 
des Zollvereins bedenklich erschüttern. Sie betonten nochmals^ 
daß die Ubergangsabgabe auf Leder Luxemburg gegenüber eine 
unbillige Forderung und eine Verletzung der Grundlagen des. 
Zollvereins sei. Die Forderung sei auch gegen die Regierungen 
der Mitglieder des Zollvereins nicht zu rechtfertigen. Es sei nicht 
unbedenklich gewesen, den Vereinsmitgliedern den die Übergangs- 
abgabe auf luxemburgisches Leder enthaltenden Entwurf des 
Vertrags mit Luxemburg vorzulegen, in weit höherem Maße 
aber sei es bedenklich, diesen Regierungen darzulegen, daß Preus- 
sen wegen der Versagung dieses besonderen Zugeständnisses den 
Vertrag, dessen Abschluß der ganze Zollverein bestimmt und mit 
Interesse erwarte, ablehnen wolle. Sie erinnerten den König an 
seine Kabinettsordre vom 14. Oktober vorigen Jahres, in der er 
bloß von einem «Versuch», die Ubergangsabgabe auf Leder durch- 
zusetzen, gesprochen, dagegen den Bau der Straße als Bedingung: 
gestellt habe. Letzterer Forderung habe Luxemburg entsprochen. 

Endlich machte der Minister des Auswärtigen den König 
noch auf die pditischen Bedenken seiner Haltung aufmerksam. 
Der luxemburgische Souverän habe die größten Anstrengungen 
gemacht, um den Anschluß zu erreichen, «trotzdem die materiel- 
len Interessen Luxemburgs vielleicht mehr für einen anderen 
Anschluß sprächen.» Auch habe er Preußen in der Zollverwal- 
tung große Konzessionen gemacht. Komme der Anschluß nicht 
zustande, so würden Beilgien und Frankreich sich freuen, Deutsch- 
land aber den Mißerfolg zu bedauern haben. 

Zu guter Letzt versuchten die Minister noch den König durch 
ein Argument ad hominem umzustimmen: Scheitere der Anschluß, 
so würden die rheinischen Gerber die ersten Leidtragenden sein, 
denn Luxemburg würde nicht zögern, die Zurückweisung seines 
Leders durch die Erschwerung oder gar durch das Verbot der 
Ausfuhr der Lohrinde nach Preußen zu beantw^orten. 

Bericht an den König vom 28. April 1841. 
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Inzwischen hatte sich in Deutschland und im Ausland das 
Gerücht verbreitet, die Verhandlungen seien abgebrochen. Der 
in wirtschaftlichen Angelegenheiten nach Paris entsandte Zivil- 
gouverneur von Limburg, der niederländische Geheimrat von 
Gericke hatte aus dem Munde Königs Louis-Philippe die Mittei- 
lung erhalten, «es sei endlich Zeit, auch für Luxemburg an eine 
Handolsverbindung mit Frankreich zu denken, wie es in Holland 
der Fall ist.» Zugleich hieß es, die Reise des französischen 
Thronfolgers, des Herzogs von Orleans nach Metz und Straßburg 
sei so eingerichtet, daß er beim bevorstehenden Besuch des Königs 
der iSiederlande in Luxemburg mit diesem dort zusammen- 
konune^). Zur selben Zeit setzte der französische Gesandte im 
Haag, Graf Bois le Gomte, Stifft die Vorteile auseinander, die sich 
aus einer Verbindung Luxemburgs mit Frankreich ergeben wür- 
den, wovon dieser sich beeilte, dem preußischen Gesandten getreu- 
lieh Kunde zu geben. Auch eine spätere etwas naive Äußerung 
des belgischen Gesandten Prinzen von Ghimay an Stifft «qu'il ne 
saurait nier d'etre arrive ici pour embrouiller un peu les affaires 
luxembourgeoises, berichtete Stifft dem preußischen Gesandten^). 

In Berfin, wo der König und seine Minister nicht einig waren, 
stockten die Verhandlungen. Die niederländische Regierung, die 
den Grund der Verzögerung nicht kannte, drängte immer wieder 
auf den Abschluß des Vertrages, fand die Verschleppung unbe- 
greiflich und benachrichtigte schließlich das Berliner Kabinett 
offiziell am 11. Juni 1841, daß, falls nicht die Gewähr gegeben 
werde, daß der Anschluß baldigst vollzogen werde, die luxem- 
burgische Regierung den zur Vorbereitung des Beitritts zum Zoll- 
verein im vorigen Jahr eingeführten Zolltarif vom 20. Juli 1840- 
außer Kraft setzen müsse, da Luxemburg mit diesem nicht länger 
bestehen könne. Hierauf reagierte der preußische Finanzminister 
am 29. Juli 1841 mit der Erklärung, daß, wenn Luxemburgs den 
Vereinstarif aufgebe, im Falle des Anschlusses die Nachbesteue- 
rung unbedingt gefordert würde. Als immer noch keine Bewe- 
gung in die Verhandlungen kam, erklärte von Scherff, daß, falls 
preußischerseits binnen 3 Wochen keine definitive Antwort erteilt 
würde, die Verhandlungen als abgebrochen zu betrachten seien.^) 

Friedrich Wilhelm IV. hielt immer noch unentwegt an dem 
Zollschutz der rheinischen Gerber fest und wies am 7. Juli 1841 
den Finanzminister an, weitere Gutachten über die Notwendigkeit 
und die Modalitäten dieses Zollschutzes von den Provinzialbehör- 
den einzuholen. Erst als diese eingelaufen waren, erklärte der 
König, nunmehr über die Art beruhigt zu sein, in der den rhei- 
nischen Gerbern auch ohne Übergangsabgabe beim Anschluß' 

*) Generalleutnant du Moulin, Kommandant der Bundesfestung Luxem- 
burg am 20. Mai 1841 an den preuß. Minister der auswärtigen Angelegen- 
heiten Freiherrn von Werther. 

*) Lottum an Werther am 12. September 1841. 

') Verstolk an Scherff am 15. Juli 1841. 
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Luxemburgs geholfen werden könne, und befahl den Ministern 
ram 3, August 1841, den Vertrag unter Verzicht auf die Über- 
^angsabgabe, aber Festhaltung an der von Luxemfburg bereits 
"konzedierten Straße, abzuschließen. 

Für den Fall, daß der Anschluß Luxemburgs bewerkstelligt 
werde, wies der König im Interesse der Gerber den Finanzmiuis- 
ter an, ihm Vorschläge zu machen über eine den Gerbern von 
Malmedy auf einige Jahre zu gewährende Einfuhrprämie auf die 
AUS Luxemburg eingeführte Lohrinde, ferner den Bau der preus- 
•sischen Anschlußstrecke an die Luxemburger Straße von Ettel- 
brück bis Malmedy sowie den Ausbau der Straße von Malmedy 
nach Goblenz einzuleiten und eine neue Straße von Malmedy nach 
Eupen durch das Hohe Venu in Erwägung zu ziehen — alles 
Straßen, die dem Absatz der Gerber dienen so'llten. Dann sollte 
ihm der Minister auch über Mittel und Wege zur Pflege und 
Ausdehnung der Lohhecken in den preußischen Staats- und Ge- 
meindewaldungen berichten und mit Belgien über die bequemere 
Einfuhr der Lohrinde aus Belgien verhandeln. 

Mittlerweile war eine neue Schwierigkeit in den luxembur- 
,gisch-preußischen Verhandlungen aufgetaucht. 

Seit 1834 verhandelte Belgien mit Preußen bezw. dem Zoll- 
verein über einen Handelsvertrag. Die Verhandlungen kamen 
aber nioht recht in Fluß aus mehreren Ursachen, zu denen auch 
das ungeklärte Verhältnis Belgiens zu Luxemburg gehörte. Als 
nun diese letztere Angelegenheit durch die Teilung Luxemburgs 
er*ledigt war, legte Belgien im August 1839 Preußen einen Han- 
dels- und Schiffahrtsvertrag vor. Im Laufe der Verhandlungen 
^über diesen Entwurf machte nun Belgien im Mai 1841, also zu 
dem Zeitpunkt, als die Zollanschlußverhandlungen mit Luxem- 
burg durch das Verhalten Friedrich Wilhe^lms IV. ins Stocken 
-geraten waren, der niederländischen Regierung die Mitteilung, 
daß, wenn der Zollanschluß Luxemburgs an den Zollverein er- 
folge, es das Vergünstigungsgesetz von 1839 zurücknehmen würde, 
falls nicht: 

1. die Ausfuhr der luxemburgischen Eisenerze nach Belgien 
nach wie vor freigegeben wer'de (diese Bedingung hatte Luxem- 
'iurg damals bei Preußen schon durchgesetzt); 

2. eine Verminderung des Eisenzolles auf Stangen und Band- 
eisen (fers fendus et en bandes) auf 5% des Wertes oder 2 Fr. 
für 100 kg erfolge; 

3. eine Verminderung des Eingangszolles für die aus Belgien 
nach den Vereinsländern ausgeführten Eisenwaren bewilligt 

^-werde und 

4. die Aufhebung oder mindestens die ansehnliche Herab- 
setzung der Durch- und Ausfuhrzölle für die nach Belgien be- 
stimmte Wolle verfügt werde. 

Belgien, das von dem neuen luxemburgischen Zolltarif vom 
20. Juli 1840, der gegen Belgien die Zollvereinssätze, gegen 



— 123 — 

-Preußen dagegen ermäßigte Sätze eingeführt hatte, mit Recht 
-wenig erbaut war, suchte sich jetzt schadlos zu halten, indem es 
im Falle des Beitritts Luxemburgs zum Zollverein für die Er- 
haltung seiner Zollvergünstigungen an Luxemburg, teils von 
diesem, teils vom gesamten Zollverein Vergünstigungen forderte, 
iür die es seinerseits bereit war, dem Zollverein gegenüber die 
-Eingangszölle auf Wein und Seidenwaren zu ermäßigen. 

Diese Forderungen der belgischen Regierung gaben den 
-Anlaß zu einem schweren politischen Konflikt, durch den die 
Frage 'des Anschlusi^es Luxemburgs an den Zollverein eine hohe 
.politische Bedeutung erlangte, die die wirtschaftlichen Gesichts- 
punkte in den weiteren Verhandlungen völlig in den Hinter- 
;^rund drängte. Bevor wir den Gang der preußisch-niederlän- 
disch-luxemburgischen Verhandlungen weiter verfolgen, ist es 
daher nötig, einige Monate zurückzuschauen, um die in Luxem- 
l)urg inzwischen eingetretenen politischen Änderungen zu über- 
ilicken. 

Mit der Abdankung König Wilhelms I. war in Luxemburg 
^in Kurswechsel eingetreten. 

Zu den Luxemburgern war Wilhelm I, während seiner 26- 
jährigen Regierung in kein näheres Verhältnis getreten. Für 
seine luxemburgischen Untertanen war er auch nach 1839 der 
König von Holland geblieben, den er von 1815 bis 1830 tatsäch- 
lich für sie gewesen war. Dies hatte seinen Grund in der gleich 
unrechtmäßigen wie unpolitischen Behandlung Luxemburgs als 
niederländische Provinz von 1815 bis 1830 — eine Handlung, die 
Wilhelm I. denn auch mit dem Verlust der größeren Hälfte des 
-Großherzogtums 1839 hatte büßen müssen. Denn hätte er das 
»Großherzogtum seinerzeit nicht gleich den belgischen Provinzen 
verwalten- lassen, so hätte Luxemburg sich kaum der belgischen 
Revolution angeschlossen, und es wäre den wallonischen Luxem- 
burgern kaum gelungen, den Mächten die Anerkennung ihrer 
Zugehörigkeit zu Belgien abzuringen. 

Als König von Holland hatten die Luxemburger Wilhelm i. 
ferner verantwortlich gemacht für die vexatorischen finanziel- 
len Maßnahmen der holländischen Behörden, für die Übergriffe 
ihrer Beamten, für die Veräußerung der ausgedehnten luxem- 
burgischen Staatswaldungen im Interesse der Tilgung der nieder- 
iändischen Staatsschulden und für die Versuche, eine Fremd- 
tiprache, das Niederländische, als Staatssprache in Luxemburg 
einzuführen. Der innerpolitische Kurswechsel Wilhelms L, der 
seit 1830 sein Programm der Verholländisierung Luxemburgs 
zu Gunsten einer Germanisierungspolitik aufgegeben und im Zu- 
sammenhang damit Luxemburgs Schicksal in die Hand zweier 
Ausländer, Hassenpflugs und Stiffts gelegt hatte, hatte ebenfalls 
Jteinen Anklang in Luxemburg gefunden. 

Vom Schicksal gebeugt, legte Wilhelm I. am 7. Oktober 1840 
freiwillig die Krone in die Hand seines ältesten Sohnes Wilhelm, 
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nahm den Titel eines Grafen von Nassau an und zog sich nach 
Berlin zurück, wo er am 12. Dezember 1843 starb. 

Wilhelm II. war schon als Prinz von Oranien durch seinen 
spanischen Feldzug unter Wellington, durch seine Teilnahme an 
der Schlacht bei Waterloo, wo er das niederländische Heer befeh- 
ligte und verwundet wurde, durch seine Rolle während der bel- 
gischen Revolution, als ihm mit Recht oder Unrecht die Absicht 
zugeschrieben wurde, seine persönliche Beliebtheit bei den Bel- 
giern auszunutzen, um die Rebellen dadurch zu legitimieren, daß 
er sich als König der Belgier an ihre Spitze stellte, und endlich 
durch seinen Feldzug gegen das belgische Heer, das er 1831 in 
10 Tagen so entscheidend schlug, daß Belgien verloren war, wenn 
Frankreich ihm nicht beigesprungen wäre, — durch alles das 
war er schon vor seiner Thronbesteigung eine europäische Be- 
rühmtheit geworden. Für die folgenden Ereignisse war ferner 
nicht ohne Bedeutung, daß er der Jugendfreund und als Sohn 
der Schwester Friedrich Wilhelms III. der leibliche Vetter des 
nur kurze Zeit vorher auf den preußischen Thron gelangten Kö- 
nigs Friedrich Wilhelm IV. war. 

Wilhelms II. erste Tat war die Entlassung Hassenpflugs sun 
26. Oktober 1840. Während dieser in Deutschland als der Mi- 
nister «von Haß und Fluch» und als «Hessen-Fluch» berühmt 
wurde, verliehen die Luxemburger Weinbauern dem Weine des 
Jahres 1840, einem abscheulichen, sauren Krätzer, wie er seit 
Menschengedenken nicht bekannt geworden war, den Namen 
Hassenpflug. 

Die zweite Tat war die oben erwähnte erstmalige Heran- 
ziehung von Luxemburgern zur Äußerung über die Zweckmäßig- 
keit des Beitrittes zum Zollverein im Dezember 1840. Die da- 
durch gewonnenen Informationen genügten jedoch dem neuen 
Großherzog von Luxemburg noch nicht. Er beschloß, sich durch 
den Augenschein von den Verhältnissen in Luxemburg und nicht 
zuletzt von der Loyalität der Bevölkerung, die von Hassenpflug, 
um dessen Diktatur zu rechtfertigen, in den dunkelsten Farben 
geschildert worden war, zu überzeugen. Sein Aufenthalt in 
Luxemburg dauerte vom 20. bis 25. Juni 1841. 

In zahllosen Reden und Adressen aus den verschiedensten 
Ortschaften und von den verschiedensten Körperschaften wurde 
ihm auf dieser Reise der Dank ausgesiprochen für die Entlassimg- 
Hassenpflugs und ihm die politischen und wirtschaftlichen An- 
liegen der Luxemburger ans Herz gelegt. 

In politischer Hinsicht: 

1. Erlaß einer Verfassung und Schaffung einer Landes- 
vertretung. 

2. Ausschließliche Berufung von Einheimischen zu den 
Staatsämtern. Insbesondere Entlassung des obersten luxembur- 
gischen Beamten des Geh. Rat Stifft, der kein Verständnis habe 
für die Bedürfnisse und die Sitten der Bevölkerung. 
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In wirtschaftlicher Hinsicht enthielten sich die meisten Ein- 
gaben und Reden, so auch die der Fabrikanten, Kaufleute und 
Grundbesitzer direkter Forderungen, abgesehen von der Bitte, 
dem unhaltbaren handelspolitischen Provisorium ein Ende zu 
machen und irgend einen Zollanschluß schleunigst zu vollziehen. 
Nur vereinzelt wurde der präzise Wunsch geäußert, dem Zoll- 
verein nicht beizutreten, da dieser Anschluß den Ruin des Lan- 
des bedeute 0. Anzustreben sei in erster Linie ein Handelsver- 
trag mit Frankreich und, falls dies nicht möglich sei, mit Bel- 
gien^), wogegen eine Deputation der Eisen-, Gerberei-, Porzel- 
lan- und Papierindustriellen unter der Führung Pescatores in 
einer Denkschrift darlegte, das Interesse des Landes erheische 
den Anschluß an den Zollverein. 

Die politischen Wirkungen dieser Fühlungnahme blieben 
nicht aus. Am 3. August 1841 berief Wilhelm II. eine außer- 
ordentliche Kommission von 9 luxemburgischen Notabein nach 
dem Haag zur Beratung der Landesangelegenheiten, insbesondere 
einer Verfassung, im alleinigen Verkehr mit dem König-Groß- 
herzog, d. h. unter Ausschaltung Stiffts und der niederländischen 
Minister. 

Mitglieder dieser Kommission waren: 

1. de Lafontaine, Präsident der Rechnungskammer. 

2. Willmar, Generalstaatsanwalt am Obergerichtshof, ein 
Sohn des ehemaligen luxemburgischen Gouverneurs und Bruder 
des belgischen Gesandten in Berlin. 

3. Gelle, Mitglied des Regierungsrates, der seit dem Rück- 
tritt Hassenpflugs interimistisch als (^hef des Zivildienstes fun- 
gierte. 

4. Dams, Grundbesitzer in Remich, früherer Friedensrichter, 
der seinerzeit als Mitglied der belgischen Kammer für den Aus- 
schluß der or^inischen Dynastie vom belgischen Thron gestimmt 
hatte. 

5. Jurion, Bürgermeister von Diekiroh. 

f3. Theodor Pescatore, Kaufmann in Luxemburg. 

7. Witry, Bürgermeister von Echternach, der seinerzeit als 
Notar zu Echternach unter Wilhelm I. aus politischen Gründen 
abgesetzt worden war. 

8. Baron von Blochausen aus Birtringen, Kammerherr des 
Großherzogs, der als der Urheber der Kommissioji und als der- 
jenige galt, der die Mitglieder vorgeschlagen hatte. 

9. Emmanuel Servals, Rechtsanwalt in Luxemburg, ^in 
Hauptparteigänger der belgischen Revolution. 

Am 12. Oktober 1841 wurde die Verfassung auf Grund der 
Arbeiten der außerordentlichen Kommission veröffentlicht. 



*) Rede des Bürgermeisters von Grevenmacher. 

*) Adresse des Bürgermeisters von Diekirch Jurion im Namen der Ge- 
meinderäte des Kantons Diekirch und Adresse von N. Metz im Namen des 
Kantons Luxemburg. 
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Die Kommission hatte auch Gelegenheit, sich mit der Zoll- 
ansehluüfrage zu befassen, die eben eine kritische Wendung: 
genommen hatte. Denn am 8. August war der Vertrag über den 
Anschluß Luxemburgs an den Zollverein von den luxembur- 
gischen und preußischen Bevollmächtigten in Berlin unterzeich- 
net worden und am 12. August haUe die Kommis-sion ihre Ar- 
beiten im Haag aufgenommen. 

Als die niederländische Regierung Kenntnis von den oben 
erwähnten belgischen Bedingungen für die Erhaltung des Ver^ 
günstigungsgesetzes von 1839 erhielt, wies sie von Scherff an, 
in Berlin auf die schweren Nachteile hinzuweisen, die Luxemburg 
aus dem Verlust der belgischen Zollvergünstigungen erwachsen 
würden — in einem -Promemoria vom 5. Juli 1841 gab von 
Scherff den Wert der luxemburgischen Ausfuhr nach. Belgien 
auf Grund des Vergünstigungsgesetzes auf fast 2 Millionen Fran- 
ken jährlich an — , doch sollte hierdurch kein Stillstand in den 
Verhandlungen eintreten, der Abschluß vielmehr dem dringenden 
Bedürfnis Luxemburgs gemäß nach Kräften beschleunigt werden. 
Gleichzeitig erklärte der niederländische Minister des Auswär- 
tigen, Verstolk van Soelen, dem preußischen Gesandten am 2. Au- 
gust, daß die wichtige Frage der Beibehaltung des belgischen 
Vergünstigungsgesetzes für Luxemburg «zwar keinen Einflußv 
auf den Abschluß des Zollvertrags selbst üben könne, wohl aber 
zu berücksichtigen sein dürfte, bevor die Ratifikation dieser Kon- 
vention erfolge» und deutete allerdings nur mit einem Wort die 
Möglichkeit der Verweigerung der Ratifikation an^). 

Endlich erinnerte Verstolk van Soelen am 3. August Scherff 
an seine Instruktion vom 15. Juli über den Abschluß oder Ab- 
bruch der Verhandlungen und fügte die Bemerkung hinzu, daß^ 
falls eine unvorhergesehene Schwierigkeit dem Abschluß in den 
Weg trete, die irgend eine neue Korrespondenz mit dem Haager 
Kabinett voraussehen lasse, er Berlin zu verlassen und sich auf 
seinen Posten beim Bundestag in Frankfurt zu begeben habe. 

Als nun von Scherff am 1. August 1841 von den preußischen 
Kommissarien die Erklärung erhielt, daß die belgischen Forde- 
rungen abgelehnt würden, glaubte er sich, auf. Grund der In- 
struktionen, die er bis dahin erhalten hatte und die ihn zum 
sofortigen Abschluß verpflichteten, berechtigt, nunmehr den An- 
schlußvertrag zu vollziehen. Nachdem er mit den beiden preus- 
sischen Kommissarien den Vertrag am 8. August 1841 vorbehalt- 
los unterzeichnet hatte, erhielt er von seiner Regierung, die die- 
Zurückziehung des belgischen Vergünstigungsgesetzes als Folge- 
der preußischen Ablehnung der belgischen Forderungen befürch- 
tete, die Weisung, Preußen zu erklären, der Vertrag, der den 
Zollanschluß zum 1. Oktober 1841 vorsah, werde nicht ratifiziert 
«als bis dieser Gegenstand näher verhandelt worden sei.» Scherff 
hatte nämlich am 2. August den ablehnenden preußischen Be- 



*) Bericht des Gesandten Grafen Lottiim vom 8. August 1841 
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scheid nach dem Haag mitgeteilt. Sein Brief kam am 7. dort 
an und am selben Tag schickte ihm Verstolk van Seelen die eben, 
erwähnte Erklärung, die am 10., d. h. zwei Tage nach der Unter- 
zeichnung des Veiirags, ui Berlin eintraf. 

Den erhaltenen Befehl führte von Scherff in einem Pro- 
memoria an die preußische Regierung vom 12. August 1841 aus,,. 
worauf ihm die preußischen Kommissarien am 15. August ant- 
worteten, sie seien überrascht, daß ein so schwer zustande ge- 
kommener, bereits vollzogener Vertrag wieder in Frage gestellt 
und von einer schwierigen Verhandlung abhängig gemacht werde. 
Sie suchten der niederländischen Regierung eine goldene Brücke- 
zu bauto durch den Hinweis, daß die jüngsten. Instruktionen aa 
den niederländisch-luxemburgischen Bevollmächtigten in Berlin, 
zu einem Zeitpunkt gegeben worden seien, als die Unterzeich- 
nung des Vertrags im Haag noch nicht bekannt gewesen sein 
konnte. In der Sache selbst 'könne der Zollverein gerade jetzt 
Belgien keine Zugeständnisse machen, das die Vorschläge des 
Zollvereins für einen Schiffahrts- und Handelsvertrag abgelehnt 
habe und nun mit Frankreich über einen Handelsvertrag ver- 
handle. Preußen wünsche Luxemburg die Beibehaltung der bel- 
gischen Zollvergünstigungen, könne aber für deren Sicherung, 
keine Opfer bringen. Die diesbezügliche luxemburgische For- 
derung sei in letzter Stunde erhoben, niemals als unerläßliche- 
Bedingung für den Abschluß des Vertrages bezeichnet worden,, 
und übrigens sei deren Ablehnung durch Preußen dem Herrn, 
von Scherff bei der Unterzeichnung des Vertrags bekannt gewe- 
sen. Eine Verweigerung der Ratifikation aus einem solchen. 
Grunde sei mit den freundschaftlichen Beziehungen Luxemburgs 
zu den Zollvereinsstaaten, besonders zu Preußen unvereinbar, 
und sie bedeute eine schwere Verletzung völkerrechtlicher Grund- 
sätze, ohne deren gewisse Beobachtung Verhandlungen und, 
Verträge unter Staaten nicht möglich seien. 

Im Besitze der Ablehnung der belgischen Forderungen durch. 
Preußen versuchte nun die niederländisch-luxemburgische Re- 
gierung, Belgien zu einer Ermäßigung seiner FOTderungen zu 
bewegen und erreichte auch, daß Belgien sich bereit fand, andere^ 
Waren anzugeben, mit deren begünstigter Einfuhr es sich be- 
friedigt erklären würde. Dieser neue belgische Vorschlag wurde* 
dann von Scherf in Berlin als Vorschlag Luxemburgs unterbrei- 
tet, aber von Preußen ebenfalls abgelehnt. 

Damit war der Stoff zu einem Streit um die Ratifikation des. 
Vertrags vom 8. August 1841 gegeben. 

VIII. Die Verweigerung der Ratifikation 
des Vertrages vom 8. August 1841. 

Die Eindrücke der Reise in Luxemburg hatten bei Wil- 
helm II. starke Zweifel aufkommen lassen, ob der Anschluß an: 
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den Zollverein den Interessen des Großherzogtums zuträglich sei. 
Er benutzte daher die Anwesenheit der am 12. August im Haag 
A>ingetroffenen luxemburgischen Kommission, um deren Ansicht 
über die Fiage za hören. 

Emmanuel Servals, der der Kommission angehörte, berichtet 
in seinen Memoiren, von den 9 Mitgliedern der Kommission seien 
4 Orangisten, d. h. Anhänger der Personalunion Luxemburgs 
mit Holland, und 5 Anhänger der politischen Verbindung Lu- 
xemburgs mit Belgien gewesen. Die 5 letzteren waren wohl, 
^ußer Servals selbst, Witry, der sich für einen Handelsvertrag 
Luxemburgs mit Frankreich erklärte, Jurion, Theodor Pesca- 
tore — der gegen den Anschluß an den Zollverein war, während 
die anderen Mitglieder dieser Familie, Jean, Anton, Franz, Josef 
und vor allem Guillaume Pescatore ^) für diesen Anschluß ein- 
traten, und P. E. Dams, der in einer im März 1841 erschienenen 
kleinen Schrift (Quelles sont les relations commerciales qui con- 
viennent au G.-D. de Luxembourg? Arlon 1841) sich auf das 
entschiedenste gegen den Anschluß an den Zollverein und für den 
Anschluß an Belgien ausgesprochen hatte. Sein Urteil faßte er 
dahin zusammen: 

«La reunion du Grand-Üuche avec TAllemagne, je la regarde 
comme une calamite pour nion pays. 

Gette reunion je la regarde comme le Signal de la ruine de 
notre agriculture; j'y vois le tombeau de nos principales Indus- 
tries; j'ai la conviction intime que rien ne viendra compenser des 
pertes aussi cruelles. 

La reunion avec l'Allemagne, c'est la misere, c'est la demo- 
ralisation du Grand-Duche.» 

Unter den Orangisten war Blochausen ein eifriger Gegner 
des Beitritts zum Zollverein, ohne dafür ein Anhänger des Zoll- 
Anschlusses an Belgien oder an Frankreich zu sein. Seine Stel- 
lung war lediglich durch die politische Erw^ägung bestimmt, daß 
für die Zulassung Luxemburgs zum Zollverein Preußen in Lu- 
xemburg Konü'ollrechte beanspruche, die mit der Selbständigkeit 
des Landes und der Würde des Großherzogs als eines unabhän- 
gigen Herrschers unvereinbar seien. 

Über die Stellungnahme der Kommission zu der Zoll- 
anschlußfrage berichtet Servai-s: 

«Un des Premiers objets qui furent soumis aux deliberations 
de la Commission, ce fut la question de savoir s'il y avait lieu 
ä ratifier le traite qui avait ete conclu au sujet de l'accession du 
Grand-Duche ä l'Union douaniere allemande. Nous nous pro- 
nongämes contre cette ratification, conformement au sentiment 
presque unanime de nos.concitoyens; ceux-ci preferaient le re- 



Das Journal de Luxembourg hatte am 22. und 25. September mit S 
(Servals?) unterzeichnete Artikel gebracht, die die Nichtratifikation des Ver- 
trags Tom 8. August begrüßten. Eine Entgegnung Guillaume Pescatores auf 
diese Artikel wurde von der Zensur abgelehnt und daher als Flugschrift, in 
der der Verfasser für den Anschluß an den Zollverein eintrat, verbreitet. 
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tablissement des relations commerciales libres avec la Belgique, 
qui leur avaient ete avantageuses, ä une union commerciale avec 
TAlleraagne, pays relativement peu riebe, oü ils ne croyaient pas 
trouver les deboucbßs faciles pour leurs produits. Des conside- 
rations politiques determinerent aussi le vote de quelques-uns 
d'entre nous, et notamment ceux des membres orangistes de la 
commission.» 

Am 21. August 1841 ersiittete die Kommission einen Bericht 
an den König-Großberzog über die wirtschaftliche und die poli- 
tische Seite der Angelegenheit. 

In wirtschaftlicher Hinsicht war die Kommission, ein Spie- 
gelbild der einander widerstrebenden Interessen der verschiede- 
nen Erwerbszweige, zu keiner einhelligen Meinung gekommen. 
Entsprechend ihrer Zusammensetzung und im Einklang mit der 
Mehrheit der Bevölkerung sprach die Mehrheit die Überzeugung 
aus, daJ3 die Ausführung des am 8. August in Berlin unterzeich- 
neten Zollanschlußvertrages die Lebensinteressen Luxemburgs 
verletze, daß der Vertrag die Landwirtschaft — die Haupt- 
erwerbsquelle der Bevölkerung — und mehrere Industrien 
schwer schädige und den Uutergang des Weinbaues bedeute. 
Nur die völlige wirtschaftliche Abschließung vom Ausland könne 
für Luxemburg ^ein größeres Unglück sein als der Anschluß an 
den Zollverein. 

In der politischen Frage war die Kommission einer Ansicht: 
Die Separatartikel, die den Kern des Vertrages enthielten und 
jzuweilen die allgemeinen Bestimmungen des offenen Vertrags 
geradezu in das Gegenteil umkehrten, bedeuteten eine unerträg- 
liche Einschränkung der souveränen Rechte des Großherzogs 
und den Untergang der Unabhängigkeit des Landes. 

Entscheidend aber für die Mitglieder der Kommission war 
«in im Gutachten nicht ausgesprochener Gedanke: die felsenfeste 
Hoffnung, daß Belgien das Großherzogtum auf keinen Fall im 
Stiche lassen würde und daß, nachdem BMgien schon 1839 dem 
Oroßherzogtum /mwHtflf Zollvergünstigungen eingeräunjt hatte, 
es sich gewiß nicht weigern könnte, Luxemburg auf Antrag einen 
Zollanschluß unter annehmbareren Bedingungen zu gewähren 
als dies von selten Preußens geschehen war. «Nous pensions que 
la Belgique nous ouvrirait fraternellemeni ses frontieres», sagte 
.später das Kominissionsmitglied Jurion in der hixemburgischen 
Kammersitzung vom 22. Dezember 1849. Daß diese Hoffnung 
eiiie eitle war, sollte die Zukunft bald zeigen. 

Der Bericht der außerordentlichen Kommission bestärkte 
Wilhelm IL in seinem Entschluß, den Vertrag vom 8. August 
nicht zu ratifizieren. Er hielt sich nicht für verpflichtet, einen 
Vertrag zu ratifizieren, der seinen Untertanen schaden würde, 
wenn er auch unglücklicherweise, erst kurz bevor der Vertrag 
Ton seinem Bevollmächtigten in Berlin angenommen wurde, zur 
-vpllen Erkenntnis des Schadens, den die Ausführung des Ver- 

9 
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trags Luxemburg brächte, gelangt war. Er verkannte aber auch: 
nicht, daß der Gegenkontrahent einen gewissen Anspruch auf 
Ratifikation des unterzeichneten Vertrages besaß und glaubte 
.daher einen Ausweg aus dieser schwierigen Lage zu finden, wenn 
er an den ihm nahe verwandten König von Preußen die Frage- 
richte, ob sich dieser verletzt fühlen würde, falls der König-Groß- 
herzog, einer gebieterischen Notwendigkeit weichend, das wider- 
rufen würde, was in seinem Namen ajj^eschlossen worden war.. 
Bei diesem Schritt nahm Wilhelm II. nicht mit Unrecht an, daft 
auch Friedrich Wilhelm IV. zuguter letzt froh sein w^ürde, den 
Vertrag im Interesse der rheinischen Gerber aufzuheben. 

Demgemäß schickte Wilhelm II. am 25. August den General- 
major Nepveu nach Potsdam mit einem Brief, in dem er seinen. 
Vetter bat, wegen des lebhaften Einspruches der Luxemburger 
von der Ratifikation des Vertrags vom 8. August entbunden zu 
werden. Als Lottum von diesem Brief durch Stifft erfuhr, beeilte* 
er sich, seinerseits dem König von Preußen das Festhalten an 
der Forderung der Ratifikation dringend ans Herz zu legen. 

Ohne die Minister der auswärtigen Angelegenheiten und der 
Finanzen zu befragen, antwortete Friedrich Wilhelm seinem. 
Vetter und Jugendfreund am 28. August 1841. Dieser Briefe 
der später eine besondere Bedeutung erlangen sollte, lautete: 

«Certes, mon eher et excellent Guillaume, je ne me forma- 
liserai pas et ne Vous tirerai pas la langue si Vous ne ratifiez 
pas le traite d'agglomeration du Luxembourg au Zollverein. Ce- 
traite me pese quoique je l'aye signe. Malmedy, St-Vith, tous ces 
tanneurs d'abord et beaucoup de monde jette les hauts cris sur 
les consequences du traite. En un mot, pour nous autres, Votre* 
non-rectification est commode. 

Mais eomme Votre fidele ami et du fond de ma conviction,. 
il faut que je vous dise: prenez garde! Ton vous trompe. La pre- 
miere commission Vous a rapporte le veritable sentiment du 
pays, ou pour le moins a compris les veritables interets du Lu- 
xembourg. La seconde commission (j'en ai ete averti depuis. 
longtemps) a ete arrangee (expres) de maniere ä ce que le mau- 
vais parti, le parti frauQais, le parti beige, trouve son organe. 
G'est ce parti qui (soutenu par des gens ä la Haye) a porte ua 
coup terrible au Luxembourg en chassant Hassenpflug de son 
poste, l'homme qui, suivant les ordres de votre pere, devait ger- 
maniser ce pays que Ja revolution avait degermanise — et c'est 
Sans contredit la seule bonne chose qu'on puisse faire pour le« 
pays. Ce parti, pensez-y hien, a detache le Luxembourg du roy- 
aume, l'a maintenu en rebellion pondant huit ans. — Ce parti 
Vous trahira a la premiere occasion et trame sans nul doute* 
dans ce moment contre Vous! La composition de la deuxieme 
commission est une de ces trames, croyez-le-moi, eher Guillaume. 
D'ailleurs la Saxe, le Wurtemberg etc. etc. etc. prouvent ce que* 
c'est que l'opinion publique en fait.de traites de commerce et de« 
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häute fikance. Avant la ratificatiori ori y jetait les hauts cris sur 
cette niesure. Aujourd!hui tout le nionde sans exception dans 
ces pays reconnait que c'est leiir salut que ce traite, que c'est la 
source de rimmense prosperite qui leur est veriue. Le parti dont 
je parle veut tout boiinement (je le sais) urie reunion douaniere 
avec la Belgique ou la France, ou avec les deux royaunies. Je 
sais bien que Vous, eher Guillaume, vous ne commettrez Jamals 
ce peche irreniissible envers la Gonfederation germanique; mais 
ön fera tout au monde pour Vous mettre dedans, peu ä peü, par 
des traites de commerce que Ton tächera d'elargir de temps en 
temps et Vous serez dans Tanti-germanisme sans que Vous vous 
en doutiez. Gar, ne \'^)us trompez pas, le Luxembourg dans le 
statiis quo nieurt, doit necessairement mourir d'inactlon. 

In Summa: La non-ratification nous sera fort agreable et 
sera un malheur pour le Luxembourg et une intarissable source 
de deboires pour Vous. 

Dieu Vous benisse, cherissime Guillaume. 
' Mettez-moi aux pieds d'Anna Regina et aimez toujours un 
peu votre plus fidele ami et cousin Fritz. y> 

Dem preußischen Gesandten im Haag aber wurde der Inhalt 
der Antwort des Königs durch Werther in einer Depesche vom 
2. September mit den Worten mitgeteilt: «In der Allerhöchsten 
Antwort wird darauf hingewiesen sein, daß Preußen in dem An- 
schluß des Großherzogtums an den Zollverein für sich nicht 
finanzielle und kommerzielle Vorteile, sondern im Gegenteil be- 
sonders in letzterer Beziehung Nachteile gesehen, daß der An- 
schluß aber auf Wunsch und im Interesse der Großh. Regierung 
bewilligt worden sei, um ein deutsches Land nicht von Deutsch- 
land noch mehr zu entfremden und Frankreich oder Belgien zu- 
zuführen, daß diejenigen, welche in S. M. den König der Nieder- 
lande dringen, um ihn zu bewegen, den soeben auf seinen Befehl 
unterzeichneten Vertrag nicht zu ratifizieren. Freunde des Kö- 
nigs und des Landes nicht sein könnten und sich dieses zur Zeit 
der Gefahr nur zu sehr bewahrheiten werde.» Sodann fügte der 
Minister hinzu, «es sei einleuchtend, daß Preußen den König der 
Niederlande von der Ratifikation des Vertrags nicht entbinden 
könne, da Preußen nicht bloß in seinem Namen, sondern im 
Namen aller seiner Zollverbündeten abgeschlossen hat.» Der 
König von Preußen habe den Vertrag am 27. August bereits 
Ratifiziert, allerdings unter der Voraussetzung, daß die Frage 
der Abgabenfreiheit der preußischen Garnison in Luxemburg 
noch vor der Auswechselung der Ratifikationen reguliert werde, 
wie dies im Schlußprotokoll bereits vereinbart und in der dem 
luxemburgischen Kommissar bei der Unterzeichnung des Ver- 
trags überreichten Note näher hervorgehoben sei. 

Da der ganze Unterhalt der preußischen ^Garnison in Luxem- 
burg von Preußen bestritten wurde, verlangte dieses, daß die 
bisher steuerfreie Konsumtion der Garnison nicht zum Vorteil 
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Luxemburgs besteuert werde, d. h. daß alle aus dem V^rbrauck 
dieser Truppen fließenden gemeinschaftlichen Zolleinnahmen und 
Verbrauchsabgaben ihm zu gute kommeü sollten. £s gelang aber 
nur wegen des Salzes eine Vereinbarung zu treffen, wonach das 
Salz für die Garnison und ihre Angehörigen von Preußen gelie- 
fert werden sollte. Auf eine Vereinbarung bezüglich der anderen 
Verbrauchssteuern wollte Luxemburg nicht eingehen mit der Be- 
gründung, dies sei eine preußisch-luxemburgische Angelegen- 
heit, die nicht in den Zollanschluß vertrag gehöre, sondern zum 
Gegenstand eines besonderen Vertrages zu machen sei. Immer- 
hin wurde ins Schlußprotokoll des Zollanschlußvertrages eine 
dem luxemburgischen Kommissar bei der Unterzeichnung über- 
gebene Note erw^ähnt, in welcher «die bestimmte Erwartung .aus- 
i^esprochen ist, die Angelegenheit werde noch in der Zeit bis zum 
Austausch der Ratifikationen zur Zufriedenheit Preußens regu- 
liert werden.» 

Die Mitteilung des preußischen Ministers der auswärtigen- 
Angelegenheiten an den preußischen Gesandten beim niederlän- 
dischen Hof vom 2. September über den Inhalt des Antwort- 
schreibens Friedrich Wilhelms an Wilhelm II. war vor ihrer 
Absendung dem König vorgelegt w;orden, der daraufhin Thjele 
ausdrücklich beauftragte, Werther mitzuteilen, er sei mit dem 
Inhalt der, Depesche «völlig einverstanden» ^). Diese Depesche 
Avar aber dem Wortlaut wie dem Geiste nach etwas ganz anderes 
als das, was Friedrich Wilhelm am 28. August geschrieben hatte, 
als er seinem Vetter mitteilte, es freue ihn geradezu, den Vertrag 
nicht ratifizieren zu müssen. Dieser • Widerspruch bleibt uner- 
klärlich, w^enn man nicht annehmen will, daß Friedrich Wilhelm 
ohne jegliche Überlegung in aller Eile dem Freunde seine persön- 
liche Empfindung mitteilte, wobei ihm erst später die Tragweite 
der Ratifikationsverweigerung, in die er zuerst so freudig einge- 
willigt hatte, klar und er sich des Umstandes bew^ußt wurde, daß 
der fragliche Vertrag nicht bloß zwischen Luxemburg und Preus- 
sen, sondern auch mit den Zollvereinsstaaten geschlossen sei, 
denen gegenüber die Wahrung der .Sonderinteressen der Gerber 
von Malmedy und Umgebung wohl nicht als eine genügende Be- 
gründung für den Verzicht auf die Ratifikation eines abgeschlos- 
senen Vertrages erscheinen würden. 

Was den Minister der auswärtigen Angelegenheiten, der die 
Depesche abgefaßt hatte, selbst betrifft, so steht fest, daß ihm der 
Wortlaut des fraglichen Briefes weder bei seiner Abfassung noch 
auch später mitgeteilt wurde. So schrieb Werther noch am 29. 
Sept. 1841, als der politische Konflikt aus Anlaß der Nichtratifi-r 
kation schon den Höhepunkt erreicht hatte, in einem Bericht an 
den König, er, der Minister der auswärtigen Angelegenheiten, 
habe von dem Inhalt des königlichen Briefes an den König der 
Niederlande nur sehr unvollständig und allein nach der Erinne- 



Thiele an Werther* am 6. Sept. 1841, 
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rung des Staatsministers von Thiele, dem Friedrich Wilhehn den 
Brief unterbreitet hatte, Kenntnis. 

In der ministeriellen Instruktion vom 2. September, die erst 
am 8. im Haag eintraf, war Lottum ferner angew^iesen vsrorden, 
die Angelegenheit mit den einflußreichsten niederländischen 
Staatsmännern zu besprechen, jedoch keine offizielle Erklärung 
abzugeben^ da diese die preußischerseits gehegte Befürchtung 
offiziell hätte aussprechen müssen, der König-Großherzog wolle 
«sein gegebenes Wort nicht halten und mithin einen wahrhaft 
beleidigenden Charakter für dessen Person gehabt hätte» ^). 
Lottum begnügte sich daher damit, die Ministerialdepesche vom 
2. September, die die Ratifikation des Vertrages verlangte, dem 
niederländischen Minister des Auswärtigen Verstolk van Soelen 
vorzulesen, ohne sie aus den Händen zu geben, so daß sie dem 
ß^önig-Großherzog nicht vorgelegt werden konnte. Auch eine 
zweite Berliner Depesche, die ebenso unbedingt die Ratifikation 
verlangte, w^urde vom preußischen Gesandten im Haag ebenfalls 
nur vorgelesen. 

Bei diesem Verhalten des preußischen Gesandten hielt sich 
Wilhelm II. für ermächtigt, keine Rücksicht auf dessen Mittei- 
lungen zu nehmen, sondern sich an das Schreiben Friedrich Wil- 
helms zu halten. Dies um so mehr, als General Nepveu ihm be- 
richtete, er habe aus seiner Unterredung mit dem König von 
Preußen ersehen, daß dieser sich durch die Verweigerung der 
Ratifikation nicht verletzt, sondern im Gegenteil erleichtert ge- 
fühlt habe. 

Der Widerspruch zwischen dem Brief Friedrich Wilhelms 
und den ministeriellen Depeschen an den preußischen Gesandten 
blieb letzterem nicht lange verborgen. Denn auch Lottum gegen- 
über hatte Nepveu den Erfolg seiner Mission hervorgehoben und 
^n der Erleichterung gesprochen, mit der der König von Preus- 
sen die Nichtratifikation angenommen habe. 

In Berlin aber blieb der Widerspruch merkwürdigerweise 
ungeklärt. Der König teilte den beiden Ministern den Wortlaut 
des Briefes nicht mit, wiewohl diese in fast jedem Bericht das 
eingetretene Mißverständnis unterstrichen. So war Werther und 
infolgedessen auch Lottum genötigt, in den folgenden offiziellen 
Auseinandersetzungen den Standpunkt einzunehmen, der Brief 
des Königs von Preußen an den König der Niederlande sei eine 
private, keine offizielle diplomatische Mitteilung. 

Im Besitze des Briefes Friedrich Wilhelms teilte Wilhelm IL 
der luxemburgischen im Haag versammelten Kommission mit, 
er habe nunmehr die Möglichkeit, den unterzeichneten Vertrag 
nicht zu ratifizieren. Er ersuchte aber die Kommission, noch 
einmal die Frage genau zu untersuchen, ob der Anschluß an den 
Zollverein durch die Ratifikation des Vertrags vom 8. August 
vollzogen werden sollte oder nicht. Da es nun nach dieser Mit- 



^) Lottum an den König von Preußen am 14. Sept. 1841, 
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teiluiig sehr nahe lag, daß die Kommission noch mehr geneigt 
sein würde, sich ge^eii den Anschluß an den Zollverein auszu- 
sprechen, redete ihr der König-Großhorzog ins Gewissen, warnte 
die Mitglieder vor jedem Partei- oder Interessenten-Standpunkt 
und machte sie für ihr Gutachten verantwortlich. 

Er unterstrich besonders die Tatsache 

J. daß der Vertrag nur für 4 Jahre*) geschloss^ sei, dal^ 
somit die Möglichkeit bestünde, während dieser Zeit wegen eines 
Zollanschlusses mit Frankreich oder Belgien zu verhandeln, und 
daß .diese Verhandlungen, solange Luxemburg dem Zollverein 
angehöre und hi^r den Rückhalt einer Verlängerung des An- 
schlusses besitze, sogar leichter sein würden, als wenn Luxeni- 
burg die Verhandlungen in völliger wirtschaftlicher Isolierung 
iühren müsse; 

2. daß die sicheren finanziellen Vorteile des Anschlusses an 
den Zollverein jetzt, wo die Organisation der öffentlichen Ämter 
und des Bundeskontingents die luxemj)urgischen Finanzen einer 
starken Belastung aussetzen würden, besonders zu schätzen seien. 

Am 12. September ejstattete die Kommission einen zweiten 
Bericht, dessen Ergebnis mit dem des ersten übereinstimmte. 
Damit stand bei Wilhelm U. der Entschluß fest, den Vertrag vom 
8. August 1841 nichi zu ratifizieren. 

Ihn für den Fall eines Beitritts zum Zollverein die unange- 
nehme Nachbesteuerung der im Zeitpunkt des Anschlusses in 
Lu:?cemburg befindlichen und dort gegen geringere Zollabgaben 
als sie für diese Waren im Zollverein bestanden, eingeführten 
Waren zu vermeiden, hatte Luxemburg seit dem August 1840 im 
wesentlichen den Zollvereinstarif eingeführt und eine verstärkte 
Bewachung seiner Grenzen gegen Frankreich und Belgien durch- 
geführt. Deshalb war Luxemburg im Zollanschluß-Vertrgj^^g vom 
8. August 1841 die Nach Verzollung erlassen worden, aber dafür 
in Artikel 14 des Separatvertrags, um das Interesse des Zoll- 
vereins in dieser Hinsicht zu wahren, eine Beihe von Verpflich- 
tungen auferlegt worden. Insbesondere war vorgesehen, daß- 
längstens 14 Tage nach der Unterzeichnung des Vertrages, also 
am 22. August mit der Organisation der gemeinschaftlichep 
Zollverwaltung in Luxemburg durch die von beiden Seiten zu 
ernennenden Kommissarien begonnen werden sollte. Diese Be- 
stimmung bezweckt in kürzester Frist eine Beorganisation der 
luxemburgischen Zollverwaltung nach den Grundsätzen des 
Vereins und eine verstärkte Grenzbewachung gegen Frankreich j 

und Belgien unter der Aufsicht preußischer Beamten herzustellen. 
Das an sich ungewöhnliche Verfahren, daß mit der Ausführung 
eines Vertrages begonnen werde, bevor er ratifiziert sei, wurde in 
diesem Falle preußischerseits dadurch begründet, daß der bewil- 
ligte Erlaß der Nachverzollung eine sofortige scharfe Kontrolle 







Nach Art. 22 des offenen Vertrags für die Bauer vom l. Oktober 1841 
bis 31. Dezember 1845. 
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der Grenzen verlange, bevor 4as Publikum den Abschluß des Ver- 
trages erführe, und luxeniburgischerseits" durch den Wunsch, den 
Zollanschluß zum frühesten zulässigen Termin, d. h. schon zum 
I. Oktober 1841 zu vollziehen, da die Abrechnungen des Vereins 
seinen Anschluß nur zu Beginn eines^ Vierteljahres ermöglichten. 

Diese Klausel war es pun, die den Konflikt zunächst weiter 
entwickelte. 

Preußen, das auf dem Standpunkt stand, der König-Groß- 
herzog müsse den Vertrag ratifizieren, verlangte Einhaltung des 
Art. 14 des Separatvertrags, und Lottum drängte auf die Ernen- 
nung des luxemburgischen Kommissars, da das Gerücht des An- 
schlusses Luxemburgs an den Zollverein und zwar unter Erlaß 
.der Nachbesteuerung sich bereits verbreitet hatte, und der Han- 
del sich sofort anschickte, die Konjunktur zum Scha,den der 
Vereinskasse auszunutzen. Am 20. August teilte Lottum Verstolk 
Tan Soelen mit, daß der Provinzialsteuerdirektor Helmentag in 
Köln zum preußischen Kommissar ernannt worden sei, und er 
ersuchte um schleunige Angabe des luxemburgischen Kom- 
missars. 

Schon gleich nach der Unterzeichnung des Vertrags hatten 
die niederländischen Minister, besonders der Minister des Aus- 
wärtigen Verstolk van Soelen, den Standpunkt vertreten, der 
Anschluß vertrag müsse unbedingt ratifiziert werden. Sie hatten 
in diesem Sinne, seitdem die Auseinandersetzungen mit Preußen 
begonnen hatten, auf den König eingewirkt, und sie veranlaßten 
ihn jetzt zur Ernennung eines luxemburgischen Zollkommissars 
in der Person des Regierungs- und Obersteuerrates Tock in Lu- 
xemburg, der gemeinsam mit dem preußischen Kommissar die 
luxemburgische Zollverwaltung gemäß den Abmachungen des 
Vertrags organisieren sollte, jedoch unter dem ausdrücklichen 
Vorbehalt, daß diese Ernennung den Herrscher in keiner Weise 
hinsichtlich der Ratifikation des Vertrags binde. Die Ernennung 
«ei auch nicht als der Beginn der Ausführung des Vertrags vom 
'8. August anzusehen, sondern als eine Maßnahme, die für den 
Fall der späteren Ratifikation lediglich bezwecke, Luxemburg 
"äen bewilligten Erlaß der Nachbesteuerung zu sichern. 

|n diesem Stadium der Dinge machte von Scherff, der in- 
zwischen aus Berlin nach dem Haag zurückgekehrt war, um den 
König-jGrroßherzog zu einem anderen Entschluß in der Ratifika- 
tionsfrage zu bringen und namentlich um ^eit zu gewinnen, dem 
preußischen gesandten den Vorschlag, die Ratifikation des Ver- 
trags bis zu dem Zeitpunkt auszusetzen, wo Preußen der Versuch 
gelungen sei, durch an Belgien zu gewährende Konzessionen dem 
Großherzogtum die Vorteile des belgischen Gesetzes von 1839 zu 
erhalten. Diese Verzögerung }>e^rün(}ete Scherff durch die preus- 
sisc]ierseits vor Auswechselung der Ratifikation verlangte, bis 
dahin aber noch nicht erfolgte Verständigung wegen der Garni- 
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soll zu Luxemburg.^ Auf die Meldung dieser Vorschläge erhielt 
Lottum am 8. September von seiner Regierung den Auftrag, 
Verstolk mündlich zu eröffnen, daß die Andeutung, daß von der 
Vor Handlung wegen der Zugeständnisse an Belgien die Ratifi- 
kation des Anschluß Vertrags abhängig gemacht w^erden solle, 
bereife früher von Preußen zurückgewiesen worden sei. Diese 
Eröffnung machte Lottum Verstolk und auch den anderen nieder- 
ländischen Staatsmännern am 13. September. 

Nun drang Verstolk beim König auf sofortige Erteilung der 
Ratifikation, da er als verantwortlicher Minister nicht zugeben 
könne, daß die längere Verweigerung nachteilig auf die deutsch- 
holländischen Beziehungen wirkten. Hierauf erhielt Verstolk noch 
am Abend des 13. September seine Entlassung. 

«Le refus de ratifier eut lieu contre Tavis du Gouvernement 
des Pays-Bas; in engagea meme le ministre des affaires etran- 
geres a donner sa demission. «Qu'il aille se promener, nous dit 
le Roi, en nous annonga^pt cette nouvelle.» Mit diesen Worten be- 
richtet Servals über den Vorfall. 

Das erledigte niederländische Portefeuille des Auswärtigen 
übernahm interimistisch Baröii van Zuylen. Aus diesem Anlaß 
wurde, um nicht nochmals in Zukunft die auswärtigen Be- 
ziehungen der Niederlande durch Verwicklungen zu belasten, in 
die Luxemburg geraten könnte, die niederländischen und die 
luxemburgischen auswärtigen Angelegenheiten — die einzigen, 
mit denen sich als Überbleit^el eines früheren Regimes die nieder- 
ländischen Minister noch zu befassen gehabt hatten — vollständig 
getrennt. Diese Maßnahme war sehr gerechtfertigt, sie lag im 
beiderseitigen Interesse und hätte eigentlich schon im Juni 1839 
erfolgen sollen. Denn Luxemburg und Holland waren zwei ver- 
schiedene Staaten mit abweichender Verfassung, zwar mit ge- 
meinsamem Herrscher, aber mit verschiedener Erbfolge im Herr- 
scherhaus. 

Der besondere Anlaß zu diesem Schritt war allerdings, daß 
Wilhelm II. sich den Remonstrationen seiner den Generalstaaten 
verantwortlichen Minister entziehen wollte, und deshalb liebei* 
die luxemburgischen Angelegenheiten in der Person des Chefs 
der luxemburgischen Kanzlei im Haag, des Geheimrats Stifft, 
einem Beamten anvertraute, der lediglich seine Befehle auszu- 
führen hatte. 

Zugleich mit der Übertragung der luxemburgischen aus- 
wärtigen Angelegenheiten wurde Stifft von Wilhelm II. beauf- 
trage, ein Gutachten darüber auszufertigen, ob die am 12. August 
von Scherff in Berlin abgegebene Erklärung,- der Anschlußver- 
trag werde nicht ratifiziert bis über die Zu.Teständnisse an Bel- 
gien verhandelt worden sei, einen Grund zur Vertagung der 
Ratifikation darböte. Stifit verfehlte nicht, sein Gutachten, bevor 
er es dem König-Großherzog übergab, voreist — dem preus- 



*) Bericht Lottums an Friedrich Wilhelm vom 14. Sept. 1841. 
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sischen Gesandten vorzulegen, der befriedigt nach Berlin melden, 
konnte: «Dasselbe ist durchaus korrekt, erblickt in der Erklärung 
des Herrn von Scherff keinen Grund zur Verweigerung der Ra- 
tifikation, sondern dringt auf eine sofortige Erteilung derselben,, 
anführend, daß nachdem dieselbe erfolgt, die Verhandlungen 
mit Belgien wegen der Fortdauer des Gesetzes vom 6. Juni 1839- 
viel leichter denn vorher zu führen sein würden.» Gleichzeitig 
meldete aber Lottum, Stifft erwarte seine Entlassung — eine^ 
Erwartung, die jedenfalls nicht unbegründet war. 

Stiffts Gutachten hatte keinen Einfluß auf die Entscheidung" 
des Königs-Großherzogs, und -so mußt-e sich Stifft am 14. Sep- 
tember der Aufgabe unterziehen, Berlin den Entschluß Wil- 
helms II. mitzuteilen, den Vertrag nicht zu ratifizieren, nachdem 
von Scherff, unter Hinweis darauf, daß er den Vertrag vom 
8, August unterzeichnet hatte, sich geweigert hatte, diese Er- 
klärung persönlich nach Berlin zu überbringen. " 

In diesem Pro Memoria war ausgeführt, bei der kürzlich- 
stattgefundenen Informationsreise des König-Großherzogs im 
Großherzogtum hätten sich, dem Herrscher selbst unerwartet,. 
vieje Stimmen gegen den Anschluß an den; Zollverein erhoben, 
und das habe ihn bewogen, die im Haag versammelte außer- 
ordentliche Kommission um ihre Ansicht in dieser Sache zu 
befragen. Inzwischen sei aber der Vertrag in Berlin am 8. Au- 
gust unterzeichnet worden. Hierbei sei aber preußischerseits in 
einer Note erklärt worden, die Auswechselung der Ratifikationen, 
könne nicht erfolgen, bis die noch schwebende Regelung der 
durch den Vertrag berührten besonderen Verhältnisse der preus- 
sischen Garnison in Luxemburg gemäß den preußischen Anträgen 
erledigt sei. In gleicher Art war dem luxemburgischen Bevollmäch- 
tigten noch vor dem Schluß der Unterhandlungen die Weisung 
erteilt worden — die ihn jedoch erst nach der Unterzeichnung 
erreichte — zu erklären, die Auswechselung der Ratifikationen 
würde nicht erfolgen, wenn nicht die beantragten Erleichterun- 
gen für den Grenzverkehr mit Belgien bewilligt würden. Darauf- 
hin habe sich der König-Großheizog an den König von Preußen 
gewand.t und von diesem den Bescheid bekommen, die Nicht- 
ratifikation sei ihm angenehm. Deshalb habe, nachdem sich die^ 
luxemburgische Kommission einstimmig gegen den Vertrag aus- 
gesprochen hatte, der König-Großherzog keine Bedenken mehr 
getragen, die Ratifikation zu versagen. «Indem dieses jedoch 
geschieht, sind Seine Majestät nicht minder entschlossen, das^ 
Großherzogtum Luxemburg auch ferner als eiii zum Deutschen 
Bund gehöriges Land zu regieren und für dasselbe keine Ver- 
bindung solcher Art einzugehen, welche den von Allerhöchstihren 
übernommenen und heilig gehaltenen Bundespflichten wider- 
sprächen . . . Allerhöchstdieselben seien einzig und allein bemüht 
und bedacht, das Ihrer Regierung anvertraute Großherzogtum 
durch sorgsame Berücksichtigung der eigenen Wünsche und In- 
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^teressen seiner Bewohner mit dem ihm von der Vorsehung be- 
stimmten Los stets zufriedener und glücklich zu machen. Da nun 
die Bewohner dos Großherzogtums den projektiert gewesenen 
AnschluJ] an den Zollverein nicht nur als nachteilig fiir ihre 
materiellen Interessen, sondern auch als eine Schmälerung ihrer 
Unabhängigkeit, ihrer Nationalität und der freien Bewegung 
ihres inneren Staatshaushaltes betrachten, so glauben S. I^. der 
König-Großherzog die höheren Zwecke des Deutschen Bundes zu 
fördern, indem Sie diesen Ansichten nicht gewaltsam entgegen 
treten. Eine den Luxemburgern aufgedrungene Verbindung 
würde gewiß nicht geeignet sein, ihre vermeintliche Neigung zu 
Belgien oder Frankreich zu vermindern . . . .» 

Stifft aber, der fortfuhr, seine eigene Politik zu betreiben, 
veranlagte Lottum zu folgendem Telegramm an Werther vom 
17. September: «Monsieur Stifft m'a dit en confiance qu'il desi- 
rait lui-meme que Monsieur le baron de Werther ne fit aucui^e 
attention ä la lettre qu'il lui a adressee. Monsieur Stifft perdrait 
son posto si son opinion transpirait». Der letztere Satz erübrigt 
^eine Charakteristik des Verhaltens dieses merkwürdigen «öe- 
heimrats für die luxemburgischen Angelegenheiten». 

9 

Mit demselben Kurier, der die Note vom 14. September nach 
Berlin brachte, ging ein zweiter Brief vom 15. September an 
Friedrich Wilhelm ab, in dem Wilhelm dem Freunde für dessen 
Zustimmung zur Nichtratifikation des Vertrags vom 8. August 
-dankte und dessen Bedenken über die politischen Wirkungen 
dieses Schrütes zu verscheuchen suchte. Dieser Brief hatte fol- 
gen dj^n Wortlaut: 

«Mon eher Fritz, 

Merci de tout coeur pour Votre lettre amicale du 28 aoüt que 
Je General-Major Nepveu m'a rapportee en reponse ä la mienne, 
qu'il vous avait remise de ma part. Vous m'y dites en vous resu- 
mcvnt «/w Summa: La npn-rafification nous sera fort agreabte 
et sera un malheur pour le Luxemhourg et une intarissable 
source de deboires pour Vous». — 

Je vois donc avec un veritable plaisir que non seulement 
Vous ne me tirerez pas la langue, mais que ma non-ratification 
Vous sera fort agreable etant avantageuse ä vos sujets; de sorte 
que vos interets et les miens s'unissent dans la non-ratification, 
et c'est ce qui m'a finalement determine ä ne pas ratifier le traite 
du 8 aoüt; car, quant ä votre opinion que cela sera le malheur 
du J^uxembourg et une intarissable source de deboires pour moi, 
ceci sont deux points qui sont exclusivement du ressort de ma 
propre responmhilite, mais il faut esperer que sous ce rapport 
•votre prediction ne se realisera pas. 

Ne craignez point que je vais pour cela me jeter dans les 
bras de la France, car un tiaite de commerce avec cette puis- 
'Sance ou bien avec la Belgique, n'indiquerait p<|$ une atUßnce, 
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3iiais vsimplement un echange de produits internationuux qui n'a 
4e valeiir qu'en temps de paix. 

Eüsuite je suis convaincu que les Luxembourgeois ne de- 
viendront AUeniands (|e coeiir qu'apres un certain laps de temps, 
•cfuand ils se sentiront contents de 'leur Position et qu'ils auront 
le sentiment do leur independance protegee, mais pas genee par 
rAllemagne, dans cette Position que je desire leur donner, ils 
oublierönt la Belgique et 'la France et seront allemands par inte- 
ret, pour ne plus redevenir province, mais rester Etat indepen- 
dant . . . .» 

Im Haag setzte sich das diplomatische Quiproquo fort. Wil- 
helm U., der schon ajs Prinz von Oranien den preußischen 
Ministern die bittersten Vorwürfe gemacht hatte, durch ihre Un- 
tätigkeit den Verlust Belgiens 1830 mitverschuldet zu haben, und 
denen er auch als König nichts weniger als freundlich gesinnt 
war, glaubte jetzt auf Grund (Jes- Briefes Friedrich Wilhelms den 
Beweis in Händen zu Jiaben, c^aß die preußisclien Minister hinter 
dem Bücken ihres Königs den König der Niederlande vergewal- 
tigen wollten, und *daß sie sich hierzu des preußischen Gesandten 
im Haag bedienten, cjem sie Instruktionen geschickt hätten, (^ie 
im Widerspruch mit den Absichten des Königs von Preußen 
standen. 

Er schickte den Legationsrat zu Frankfurt, von Scherff, der 
:seit Ende August von Berlin nach dem Haag zurückgekehrt war 
und den er durch Beschluß vom 9. September zum außerordent- 
lichen Gesandten und bevollmächtigten Minister für das Groß- 
herzogtum bei der deutschen Bundesversapimlung ernannt hatte, 
zum österreichischen Gesandten, um ihm den Brief Friedrich 
Wilhelms im Original zu zeigen, und, da der preußische Ge- 
-sandte fortfuhr, seinen scharfen Tadel über die Nichtratifikatioii 
auszusprechen, schickte er ihm am 17. September den nieder- 
ländischen Legationsrat Mazel, der den ersten und den Schluß- 
satz des Briefes Friedrich Wilhe-lms vorlas, welche Stellen, wie 
der preußische Gesandte seinem König berichtete, «wohl aller- 
dings als eine Billigung der Nichtratifikajion angesehen werden 
könnten.» 

Die an sich nicht sehr bedeutende Angelegenheit der Batifi- 
kation eines preußisch-luxemburgischen Vertrages wurde all- 
mählich zu einer internationalen Frage, mit der sich alle euro- 
päischen Kanzleien beschäftigten. Von diesem Augenblicke an 
war aus dem Zollanschlußvertrag eine hochpolitische Angelegen- 
heit geworden, und es ist interessant zu sehen, wie verständnislos 
die eigenen holländischen Minister wie überhaupt das ganze 
diplomatische Corps im Haag dem Entschluß des König-Groß- 
herzogs, die Batifikation zu verweigern, gegenübervStanden. Daß 
nur das, nach übereinstimmender Ansicht mißverstandene In- 
teresse L]Lixernburgs dpi^ P^errscher zu jeinefn so inhaltsschweren 
Entschluß veranlaßt haben könnte, wurde als ganz ausgeschlos- 
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«en bezeichnet inid die eigentliche Veranlassung zii dem Ver- 
halten Wilhelms JI. ganz anderswo gesucht, nämlich in einer 
Hinneigung zu Frankreich oder gar in einem Geheimvertrag auf 
Teilung Belgiens zwischen Holland und Frankreich. 

Durch die luxemburgische Zollfrage war Wilhelm II. als 
König der Niederlande mittlerweile in große Verlegenheit gekom- 
men. Er fand seit dem Abgang Verstolks niemand, der da& 
niederländische Auswärtige Amt übernehraen wollte^). Die Be- 
sorgnis eines Bruches mit Deutschland wegen Luxemburg hatte 
auch die Generalstaaten ergriffen. 

in dieser schwierigen Lage machte Wilhelm 11. den Versuch, 
auch die preußische Regierung und durch diese die Regierungen 
der Zollvereinsstaaten zur Einwilligung in die Nichtratifikation, 
d. h. zur selben Stellungnahme zu bewegen, die, wie er annahm, 
der König von Preußen in seinem Brief vom 28. August bereits 
eingenommen hatte. Am 19. September schickte er von Scherff 
wieder nach Berlin, der dem König von Preußen ein drittes 
Schreiben überbrachte. Scherff hatte die Instruktion, auf freund- 
schaftliche Weise die förmliche Einwilligung Preußens und der 
Zollvereinsstaaten in die Nichtratifikation zu erlangen. 

Das private Schreiben WilHelms 11. an Friedrich Wil- 
helm IV. lautete: «Mon eher Fritz. J'ai pris le parti de Vous en- 
voyer M. de Scherff pour Vous expliquer officiellement ma con- 
duite dans l'affaire de la non-ratification du traite du 8 aoüt et 
pour tirer au clair la cause du desaccord qui existe entre Votre 
lettre du 28 aoüt et une communication verbale que le Gomte de 
Lottum doit avoir regu l'ordre de faire et qu'il communique ici 
ä tout le monde, mais dont moi seul je n'ai connaissance que par 
la voix publique, et qui lui sert d'instrument pour amenter toute 
la Haye cont're moi, avouez que ceci est agir dans un sens diame- 
tralement oppose au contenu de Votre lettre et que c'est faire 
bien pire que de me tirer la langue. — Tout s'etant pgisse entre 
Vous et moi confidentiellement et dans le plus parfait accord, il 
serait bien fächeux que les sous-ordres parvinssent ä brouiller 
los cartes et ä-mettre nos pays en desaccord ...» 

Gleich bei der Abreise von Scherffs hatte König Wilhelm 
den preußischen Gesandten veranlaßt, die preußische Regierung 
telegraphisch zu ersuchen, keine Entscheidung zu treffen, also 
insbesondere das luxemburgische Pro Memoria vom 14. Septem- 
her nicht eher zu beantworten, als bis von Scherff seine Mission 
in Berlin erfüllt habe. 

Von Scherff, der über Frankfurt am 28. September in Ber- 
lin ankan), fand dort kein Entgegenkommen. Die preußische 
Regierung erblickte in der Nichtratifikation des Vertrags vom 
8. August 1841 lediglich eine politische Frage, «einen Wende- 

*) Lottum an den König von Preußen am 15. September 1841. 
^) Erst am 5. Oktober wurde das Portefeuille von Baron von Katten- 
dyke übernommen. 
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punkt der Politik Niederlands, von seiner Abwendung von 
Deutschland, von seinem Anschluß an Frankreich» 0, außerdem 
einen Sieg der revolutionären, beilgisch-französischen Partei in 
Luxemburg, «die mit Frechheit ihr Haupt emporhebe». Die 
preußische Regierung bestand auf der Ratifikation, war aber 
bereit, die Empfindlichkeit Wilhelms II. zu schonen, wenn nur 
der "Hauptzweck erreicht wurde. 

Scherff hatte außerdem anzufragen, ob der Zollverein bereit 
wäre, einen Handelsvertrag mit Luxemburg abzuschließen und 
überreichte den Entwurf einer Konvention, wonach die Verhand- 
lungen über diesen Vertrag binnen zwei Monaten beginnen sollten, 
doch hatte er keinen Auftrag, über einen solchen Vertrag zu ver- 
handeln, noch weniger ihn abzuschließen^). Auch hierauf ging 
Preußen nicht ein, denn «es fehle dem Handelsvertrag die poli- 
tische Bedeutung, welche in dieser Angelegenheit überwiegend 
richtig erscheint» ^). 

Seinen Standpunkt gegenüber den Eröffnungen von Scherffs 
legte der preußische Minister des Auswärtigen in einem Bericht 
^n den König vom 29. September nieder, in dem es hieß: 

«Diese Mission (von Scherffs) hat zum Zweck, für die Rati- 
fikationsvetweigerung des König-Großherzogs die förmliche Ein- 
willigung Pi^eußens und des Zollvereins zu beschaffen, und des- 
halb allenfalls einen besondern Vertrag zu verhandeln. 

Die Handlungsweise des König-Großherzogs zeigt sich von 
neuem ebenso schwankend als inkonsequent. In seinem Auftrag 
hat- der zum Minister aller Angelegenheiten Luxemburgs ernannte 
Geheime Rat Stifft unter dem 14. d. M. die Nichtratifizierung des 
Zollahschluli^ertrags vom 8. vor. Monats erklärt, hat die Recht- 
mäßigkeit und Angemessenheit dieser Maßregel auseinander- 
zusetzen gesucht und 14 Tage darauf wird der Herr von Scherff 
hierher gesandt, um zu der schon erfolgten Ratifikationsversa- 
gung zunächst erst die Einwilligung Preußens und des Zoll- 
vereins zu erwirken, auch darüber zu verhandeln. 

Die Frage wirft sich von selbst auf: Warum ist denn der 
Herr von Scherff nicht vor der erklärten Ratifikationsverweige- 
rung früher gesandt, warum ist der Antrag, über die Einwil- 
ligung des Zollvereins dazu zu verhandeln, nicht sogleich ge- 
macht?» 

Diese Frage zeigt, daß, der Minister des Auswärtigen keine 
Kenntnis von dem Inhalt des Briefes Friedrich Wilhelms vom 
28. August und infolgedessen von dem Widerspruch besaß zwi- 
schen dem Inhalt dieses Briefes und dem Verhalten der preus- 
sischen Regierung zum König-Großherzog, in welchem Wider- 
spruch ja die Veranlassung zur Entsendung vo# Scherffs lag. 



^) Bericht Werthers an den König von Preußen vom 29. September 1841. 
^) Bericht von Maltzan über die Unterredung mit Scherff am 11. Okto- 
ber 1841. 

*) Werther an Lottum 18. Oktober 1841. 
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zwecks Erlangung der offiziellen Bestätigung durch den Zoll- 
verein der bereits vom König von Preußen privatim erteilten 
Einwilligung in die Nichtratifikation. 

Der Minister glaubte dabei- die Sache so zu erklären: 

«Es ergibt sich klar und Herr von Scherff selbst kann dies- 
nicht verhehlen, daß sich der König-Großherzog in einer großen 
Verlegenheit befindet. Die niederländischen Staatsmänner, welche 
das Vertrauen des vorigen Königs und das Vertrauen der Nation 
genossen haben, .... haben in dem Anschluß Luxemburgs an 
den Zollverein eine nähere Verbindung dieses Landes und ganz. 
Niederlands mit Deutschland und darin das einzige Heil der 
Niederländischen Politik gesehen; mit Recht befürchten sie von 
der Ratifikationsverweigerung eine Entfremdung Niederlands 
von Preußen und Deutschland und darauf ein unheilvolles und 
gajiz unpopuläres Hinneigen zu Frankreich, Diese Staatsmänner 
verweigern die Annahme des Ministeriums der auswärtigen An- 
gelegenheiten solange, bis der von ihnen befürchtete Bruch mit 
Deutschland, eine Folge der eingewilligten Maßregel des König- 
<jroßherzogs abgewandt ist; die Besorgnis eines solchen Bruches, 
hat sich auch der Generalstaaten bemächtigt, und jene Männer 
getrauen sich nicht als Minister vor demselben zu erst^heinen, bi& 
hierüber Beruhigung gewährt ist. Um diese zu Wege zu bringen,, 
ist der Herr von Scherff hierher gesandt und hat Euer Kgl. Ma- 
jestät Gesandter auf Ansuchen des König-Großherzogs bitten 
müssen, jede entscheidende Maßregel bis zur Ankunft des Herrn 
von Scherff auszusetzen.» 

Der Minister erklärte sich sodann entschieden gegen eine 
Einwilligung in die Nichtratifikation des V^ertrags vom 8. August. 
Vor allem aus politischen Gründen. Denn Luxemburg bedürfe 
eines Zollanschlusses, und komme dieser nicht mit Preußen zu- 
stande, so müsse er mit Belgien oder Frankreich abgeschlossen 
werden. Es handle sich um eine sehr ernste politische Frage- 
Ferner sei die Verweigerung der Ratifikation völkerrechtswidrig,, 
und endlich sei auch die Sicherheit der Bundesfestung Luxem- 
burg in Betracht zu ziehen, die durch einen Anschluß an Frank- 
reich oder Belgien gefährdet werde. 

Diese letzteren Besorgnisse hatte der Generalleutnant und 
Kommandant der Festung LuxjBimburg, du Moulin, in einem Brief 
vom 23. September ausgedrückt, in dem er den preußischen 
Minister des Auswärtigen «fast beschwor, seinen Einfluß dafür 
verwenden zu wollen, daß preußischerseits auf die Ratifikation 
des Vertrags bestanden werden möge.» Du Moulin beschuldigte 
die belgische und französische Partei, sich der Angelegenheit 
bemächtigt zu nahen, nicht der wirtschaftlichen Interessen wegen,, 
sondern um das Land systematisch von Deutschland zu trennen 
und den letzten Keim deutscher Sitte darin zu vernichten. In 
dem Moment, wo der König-Großherzog der luxemburgischen 
Kommission gegenüber seine Absicht geäußert habe, den Vertrag 
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nicht zu ratifizieren, seien vom Haag aus die dringendsten Auf- 
forderungen nach Luxemburg ergangen, durch Dankadressen, 
den Souverän in dieser Ansicht festzuhalten. 

Um aber Wilhelm II. einen andern Entschluß zu erleichtern,, 
sprach sich Werther in seinem Bericht an den König dafür aus, 
das materielle Interesse der Luxemburger noch mehr zu berück- 
sichtigen als bisher durch die Bewilligung von Konzessionen, die- 
ihnen die Verkehrserleichterungen mit Belgien erhalten würden. 

Endlich unterzog sich der Minister der selbst für einen Diplo- 
maten gewiß schwierigen Aufgabe nachzuweisen, daß die von 
ihm befürwortete Stellungnähme nicht im Widerspruch stünde- 
mit dem ihm, übrigens wie er selbst sagte, nicht genau bekannten 
Brief Friedrich Wilhelms vom 2S. August. Er gelangte hierbei zu 
dem Ergebnis, Wilhelm IL habe keine offizielle Erklärung im.< 
Namen des Zollvereins auf sein vertrauliches Schreiben an seinen 
Freund und Verwandten erwarten können. Die Antwort Frie- 
drich Wilhelms sei daher kein diplomatisches Aktenstück «und 
die dem Zusanimenhang entrissenen Anführungen daraus in dem 
Stifftschen Memoire yom 14. September seien ebenso indiskret ais- 
ungenau.» 

Den am 14. September 1841 gefaßteii Entschluß, den Vertrag 
nicht zu. ratifizieren, hatte Wilhelm II. sofort der im Haag ver- 
sammelten 'luxemburgischen außerordentlichen Kommission mit- 
geteilt. In Luxemburg entfesselte diese Nachricht eine gewaltige* 
Bewegung. Die Überraschung über die Nichtratifikation war 
dort um so größer, als die Bevölkerung bereits die ersten An- 
zeichen der Ausführung des Vertrags vom 8. August in der An- 
wesenheit hoher preußischer Zollbeamten und in der Versetzung, 
der bisher an der Grenze gegen Preußen stationierten luxem- 
burgischen Zollbeamten nach der französischen und der bel- 
gischen Grenze wahrgenommen hatte. Namentlich war in Aus- 
führung des bereits erwähnten Separatartikels .14 des Vertrags- 
zur Reol'ganisation der luxemburgischen Zollverwaltung nach 
den Grundsätzen des Vereins als preußischer Zollkommisar der 
Geheime Finanzrat und Provinzialsteuerdirektor Helmentag aus 
Köln und mit ihm eine Anzahl preußischer Obergrenzkontrolleure' 
nebst berittenen Zollwächtern auf Anweisung des preußischen 
Finanzministers in Luxemburg erschienen. 

Als die offizielle Nachricht, der König-Großherzog lehne die- 
Ratifikation ab, in Berlin eintraf, erteilte der Finanzminister am 
24. Septeml^er Helmentag den Befehl, Luxemburg mit seinen 
Beamten sofort zu verlassen und dem luxemburgischen Zollkom- 
missar zur Begründung der Abreise mitzuteilen, «es seien Um- 
stände eingetreten, durch welche die Ausführung des Vertrags 
vom 8. August 1841 eine Verzögerung erleide und mindestens 
zum 1, Oktober d. J. nicht stattfinden könne».. Diese Erklärung 
wahrte Heümentag und seinen Beamten die Möglichkeit, jederzeit 
nach Luxemburg zurückzukehren und die abgbrochene Organisa- 
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tionsarbeit wieder aufzunehmen. Gleichzeitig aber verfügte das 
preußische Finanzministerium die Aufhebung aller einstweilen 
angeordneten Verkehrserleichterungen zwischen Luxemburg und 
der Rheinprovinz, 

Als nun Friedrich Wilhelm IV. diese Maßnahmen erfuhr, 
ließ er am 4. Oktober den Finanzminister wissen, die Abberufung 
der preußischen Beamten aus Luxemburg entspreche nicht seinen 
Absichten, und er wünsche, daß diesen Beamten telegraphisch 
Gegenbefehl erteilt werde. Auf den neuen Befehl kehrten die 
Beamten, die Luxemburg mittlerweile schon verlassen hatten, 
wieder dorthin zurück, besetzten aber ihre Posten an der Grenze 
nicht, sondern hielten sich zur Disposition in der Stadt Luxem- 
burg auf. Durch diese Demonstration gegen das voreilige Vor- 
gehen des Finanzministers wollte Friedrich Wilhelm bekunden, 
daß die Beziehungen preußischerseits nicht abgebrochen seien. ^) 

Die Verweigerung der Ratifikation des Zollanschlußvertrags 
fand in Luxemburg stürmische Zustimmung bei der großen Mehr- 
heit der Bevölkerung, Mißbilligung bei den wenigsten. 

Die Stadt Luxemburg erklärte in einer Eingabe an den 
Landesherrn vom 21. September 1841 «ihre lebhaften Dank- 
gefühle» für die Nichtratif ikation : «Votre Majeste a manifeste 
Sa Sympathie eclairee pour les vrais interets materiels du Grand- 
Duche, Elle a compris en meme temps que le bien-etre moral de 
-ses habitants et la dignite politique de la Gouronne grand-dueale 
<3ommandaient de soustraire le pays a toute influence etrangere». 
Doch hatten sich zwei Mitglieder der städtischen Körperschaft 
(conseil de regence) bezeichnenderweise ein Papierfabrikant 
(Lamort)'und ein Gerber (Paquet) geweigert, diese Erklärung zu 
unterzeichnen. 

In ähnlicher W^eise wurde in zahlreichen Eingaben der Kan- 
tone und der Gemeinden unter HiuM^eis auf die befürchtete Schä- 
digung der inateriellen Interessen und vor allem der politischen 
Selbständigkeit dem König-Großherzog der Dank der .Bevölke- 
rung für die Nichtratifikation ausgesprochen. In Grevenmacher 
w^urde auf die Kunde der Nichtratifikation unter der Parole «Ist 
die Gefahr am höchsten, so ist die Hülfe am nächsten» die Glocken 
geläutet, die Ortschaft beflaggt, mit Böllern geschossen und ein 
großes Bankett veranstaltet^). 

Aber auch die Freunde des Anschlusses an den Zollverein 
— es waren vor allem die Industriellen — rührten sich. ' 

Eine Versammlung von 133 Fabrikanten der Leder-, Eisen-, 
Fayencerie-, Handschuh- und Papierindustrie in Luxemburg am 
30. September 1841 erklärte in einer Eingabe an den König-Groß- 
herzog «que nulle autre combinaison commerciale ne garantit les 
inlerets des soussignes ä un aussi haut degre que l'accession du 
Grand-Duche ä ITTnion douaniere allertiande», die Nichtratifika- 



*) Staatsminister von Thile an den Finanzminister von Alvensleben. 
2) Journal de la Haye, 21. Sept. 1841. 
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lion eines Vertrags, auf den sie ihre Hoffnungen gesetzt hatten, 
eröffne düstere AusMicke in die Zukunft und erschiene ihnen 
auch unverständlich, da für Luxemburg keine Möglichkeit be- 
stünde, einen ebenso günstigen Anschlußvertrag mit Belgien oder 
mit Frankreich einzugehen. Der Vertrag mit dem Zollverein sei 
lediglich als eine wirtschaftliche Angelegenheit anzusehen, denn 
«le soi-disant interet moral», auf den sich dessen Gegner beriefen, 
«ne consiste encore qu'ä denaturer tous les faits et ä representer 
u nos campagnards le traite dii 8 aoüt comme n'ayant d'autre 
but que de nous imposer 1' Organisation communale et militaire 
de la Prusse, sinon le gouvernement tout entier de ce pays» ^). 

Dieser Eingabe der Industrie-Interessenten schlössen sich 
aus der Reihe der öffentlichen Körperschaften zwei Gruppen mit 
entsprechenden Eingaben an den Herrscher an. 

Einesteils waren es Eingaben aus den Ortschaften an der 
preußischen Grenze, , so aus Echternach, das «seine Rettung ein- 
zig und allein von der Aufhebung der Grenzsperre gegen Deutsch- 
land», d. h. von dem Beitritt zum Zollverein erhoffte, und aus 
dem Moseltal, wogegen Grevenmacher, wie bereits erwähnt, dem 
König-Großherzog für die Nichtratifikation seinen Dank aus- 
jsprach. 

Anderseits waren es Eingaben aus industriellen Ortschaften, 
wie Wiltz und Glerf. Wohl unter dem Einfluß der mächtigen 
Cerber bezeichnete der Gemeinderat von Wiltz die Handlungs- 
weise des König-Großherzogs als eine Kalamität für das Land. 
Die Eingabe von Glerf bezeichnete die Freudenkundgebungen aus 
Anlaß der Nichtratifikation des Zollvertrags als politische Mache: 
«La plupart de ces demarches ne furent ni spontanees, ni dictees 
par l'interet public; un petit nombre d'intrigants ont remue les 
populations par toutes sortes de moyens pour donner cours ä 
leurs passions politigues et ä leurs tendances anti-germaines .... 
Nous ne concevons pas gue l'intervention d'un petit nombre d'em- 
ployes de la grande association douaniere pour le contröle du 
.Service des douanes sur les frontieres du Grand-Duche puisse 
preter le moindre pretexte ä faire craindre quelques detriments 
auxv droits de souverainete et prerogations royales grand-du- 
cales.» Dios-elbe Eingabe erwähnte auch, daß auf Grund des im 
August 1840 bereits eingeführten, dem Zollverein im wesentlichen 
angepaßten luxemburgischen Zolltarifs Getreide und Vieh mit 
Vorteil nach Preußen exportiert worden seien, womit bewiesen 
sei, daß der Anschluß an den Zollverein der Landwirtschaft nicht 
schaden würde. 

Auch die durch Beschluß vom 1. Oktober 1841 errichtete 
Handelskammer in Luxemburg kam zu keiner einhelligen Stel- 
lungnahme in der Frage der Ratifikation des Zollvertrags, spal- 
tete sich vielmehr je nach den Vor- und den Nachteilen, die die 
einzelnen Gewerbe von einem Anschluß an den Zollverein erwar- 



^) Journal de la Ville et du G.-D. de Luxembourg vom 2. Oktober 1841. 
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teten ^). Mit 12 Stimmen gegen 6 begrüßte die Handelskammer 
in einer Andresse an den Landesherrn die Nichtratifikation und 
sprach dafür ihren Dank aus, wogegen die 6 in der Minderheit 
gebliebenen Mitglieder ebenfalls in einer Eingabe die Nichtrati- 
fikation als den Ruin ihrer Betriebe und das Unglück ihrer Ar- 
beiterschaft bezeichneten. 

Nachdem schon früher Lottiim ohne Erfolg Werther den 
Gedanken einer Urlaubsreise suggeriert hatte, die im Haag al& 
Warnung vor dem drohenden Abbruch der diplomatischen Be- 
ziehungen wirken sollte, wurde allmählich die Lage Lottums dem 
König gegenüber so unerquicklich, daß er am 21. September eine 
Reise .nach Deutschland antrat. Da die sechswöchentliche Rati- 
fikationsfrist des Vertrages vom 8. August gerade am 20. Sep- 
tember abgelaufen war, erregte die wohl nicht unbeabsichtigter 
Weise gerade am darauffolgenden Tage erfolgte Abreise Lottums 
im Haag ungeheure Sensation. Am 2. Oktober kehrte Lottum, 
aber schon auf seinen Posten zurück. 

Den Übergang der auswärtigen Angelegenheiten Luxemburgs 
an die luxemburgische Kanzlei, vertreten durch Stifft, hatte die- 
ser unkorrekterweise selbst dem preußischen Gesandten im Haag 
angezeigt. Lottum lehnte den Empfang dieser Mitteilung und 
ebenso die amtliche Benachrichtigung des Legationsrates Mazel 
vom nieder'ländischen Auswärtigen Amt mit der formalen Be- 
gründung ab, daß er beim niederländischen Hof akkreditiert sei 
und deshalb offizielle Mitteilungen nur vom niederländischen 
Ministerium des Auswärtigen anzunehmen habe, die zudem von 
dem nach der holländischen Verfassung verantwortlichen Minis- 
ter gegengezeichnet sein müßten. 

Lottum war wenig geneigt, die Abzweigung der luxembur- 
gischen von den niederländischen auswärtigen Angdegenheiten 
anzuerkennen. Er meinte, es sei ein unerträglicher Zustand, daß' 
das als «Äquivalent für den an Belgien abgetretenen wallonischen 
Teil Luxemburgs in den Deutschen Bund aufgenommene Herzog- 
tum Limburg, das von Bundeswegen mit Luxemburg eine Einheit 
bildete und dessen sämtliche Angelegenheiten nach wie vor von 
der nieder'ländischen Regierung bearbeitet wurden, fortan einer 
anderen Leitung der auswärtigen Angelegenheiten unterstehen 
sollte als Luxemburg. 

Diese Argumente bildeten aber nur den Vorwand für die 
feindselige Stellungnahme des preußischen Gesandten gegen die 
reinliche Scheidung der luxemburgischen und der niederlän- 
dischen Angdegenheiten. Der wahre Grund seiner Haltung war 
derselbe, der Wilhelm II, zu dieser Maßnahme bewogen hatte. Wie 



*) Die Kammer bestamd aus 21 Mitgliedern. Von diesen verti>aten 10 
Mitglieder den Handel und 11 die Industrie. In dieser letzteren Gruppe 
waren die Tuch-, die Steingut-, die Eisen-, die Tabakfabrikation, die Spin- 
nereien, die Handschuhmaoherei, die Papier-, die Getreidemühlen und die 
Webereien mit je einem, die Gerlaereien mit 2 Mitgliedern vertreten. 
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Wilhelm II. verhindern wollte, daß seine den Generalstaaten ver- 
antwortlichen und lediglich auf die Wahrung der hdländischen 
Interessen verpflichteten holländischen Minister ihm in den 
luxemburgischen Angelegenheiten wie bisher Schwierigkeiten 
machten, ebenso sehr war Lottum bestrebt, die Ingerenz der hol- 
ländischen Staatsmänner in die Angelegenheiten des Großherzog- 
tums zu erhalten, denn diese hatten sich in dem Ratifikationß- 
streit als seine zuverlässigen Verbündeten bewährt, und er wollte 
deshalb für die Zukunft eine so wirksame Waffe, wie die Nöti- 
gung des Großherzogs von Luxemburg durch den König von Hol- 
land, nicht aus der Hand geben. 

Löttum trat daher mit dem österreichischen Gesandten im 
Haag, Grafen Senfft, in Beziehung, um diesen zu veranlassen, 
mit ihm den formalen diplomatischen Verstoß bei der Mitteilung 
der Verselbständigung der Leitung der auswärtigen Angelegen- 
heiten Luxemburgs zu benutzen, um, indem die erhaltenen Noten 
Stifft und Mazel zurückgeschickt würden, diese Abzweigung nicht 
anzuerkennen, bis die Regierungen der beiden deutschen Groß- 
mächte im Einvernehmen mit einander über ihre Stellung in 
dieser Sache entschieden hätten. Senfft lehnte es ab, einem 
Formfehler solche Folgen zu geben, erbat sich aber aus diesem 
Anlaß Instruktionen seiner Regierung, da die luxemburgische 
Zol'lanschlußfrage, die bisher eine preußische Angelegenheit bezw. 
eine solche des Zollvereins gewesen war, drohe, eine deutsche 
Angelegenheit zu werden, an der Österreich als deutsche Groß- 
macht Anteil zu nehmen haben würde. 

In seiner Antwort vom 18. September erklärte zwar Fürst 
Metternich dem Grafen Senfft, in der zwischen Wilhelm II. und 
Preußen strittigen Ratifikationsfrage keine Stellung nehmen zu 
wollen, betonte aber, daß eine so außergew^öhnliche Maßnahme 
wie die Ratifikationsverweigerung ihm unter den gegebenen Um- 
ständen nicht gerechtfertigt erscheine, daß ein Zollanschluß ^ 
Luxemburgs an Frankreich öder an Belgien wegen der Bundes- 
festung Luxemburg ausgeschlossen bleiben müsse, der Anschluß 
an Belgien aber ganz besonders «Unzuträglichkeiten und Gefah- 
ren zeitigen würde, auf die hinzuweisen zweifellos genüge». Der 
österreichische Gesandte solle alles tun, um den Anschluß Luxem- 
burgs an den Zollverein zu fördern, und zu diesem Zwecke dem 
niederländischen Minister des Auswärtigen Lektüre von dieser 
Depesche geben. Als die Depesche Metternichs im Haag eintraf, 
war Verstolk van Soelen abgegangen, und so wurde sie Stifft 

' bekannt gegeben. 

In der Frage der Trennung der luxemburgischen von den 
niederländischen Angelegenheiten erkannte Metternich in einer 
Depesche vom 27. September an den österreichischen Botschafter 
in Berlin, Grafen von Trauttmannsdorff, das uneingeschränkte 
Recht Wilhelms II. an, seine luxemburgischen Angelegenheiten 
so zu ordnen, wie ihm beliebe. Auch der Einwand wegen der 
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Veibi'idung von Limburg mit Luxemburg als Bundesland sei 
rechtlich unhaltbar, da die Bundesversammlung seinerzeit aner- 
kannt habe, daß das Herzogtum Limburg unter dieselbe Verfas- 
sung und Verwaltung zu stellen sei wie das Königreich der Nie- 
derlande. Zur Verwaltung gehörten aber auch die auswärtigen 
Angelegenheiten. 

Auch ^ev preußische Minister der ausw?.rtigen Angelegen- 
heiten hatte schon vorher Lottum gegenüber es abgelehnt, sich 
dessen Standpunkt in dieser Frage zu eigen zu machen. 

Kach Österreich t^at auch England für die Ratifikation des 
Vortrages ein. In einer in starken Ausdrücken verfaßten De- 
pesche an den englischen Gesandten im Haag Sir Edward Dis- 
browe wies ihn Lord Aberdeen an, Wilhelm IL auf die schweren 
Folgen seines Entschlusses, die seine Ehre wie auch das Interesse 
seines Landes bedrohten, aufmerksam zu machen. Der Rat Eng- 
lands, die Ratifikation zu erteilen, müsse ihm um so unverdäch- 
tiger erscheinen, als England «niemtals den Zollverein mit gün- 
stigen Augen angesehen habe.» Luxemburgs Stellung als deut- 
sches Bundesland sei unvereinbar mit einer kommerziellen Ver- 
bindung mit Frankreich oder Belgien. Nachdem seine t;reuesten 
Diener den König verlassen bezw. sich geweigert hätten, die Ver- 
antwortung für seine Handlunsweise zu übernehmen, habe sich 
der König «absurdly and wantonly» in eine peinliche Lage ver- 
setzt. Er möge sich deshalb die Frage, ob er nicht ratifizieren 
wolle, noch einmal gründlich überlegen. 

Der englische Gesandte hielt es für zweckmäßig, diese De- 
pesche dem König Wilhelm zunächst nicht in die Hand zu. geben, 
sondern sich mit einem Gespräch im Siiine derselben, das am 2. 
Oktober stattfand, zu begnügen, teilte aber Lottum mit, er werde 
sich der Depesche be*dienen, sobald die Antwort auf das luxem- 
burgische Pro Memoria vom 14. September aus Berlin eingetrof- 
fen sei, um den preußischen Wünschen Unterstützung angedeihen 
zu lassen. Als Antw^oft teilte Wilhelm IL dem englischen Ge- 
sandten den Brief Friedrich Wilhelms vom 28. August mit und 
erklärte ihm dasselbe, was schon früher von Fabricius, der Stifft 
zeitweilig vertrat, in seinem Auftrag dem österreichischen Ge- 
sandten mitgeteilt hatte, nämlich: 

1. Ein Zusammenstoß mit Preußen sei ausgeschlossen, da er 
die Einwilligung des Königs von Preußen in die Nichtratifika- 
tion besitze. 

2. Er denke nicht an einen Zollanschluß Luxemburgs an 
Frankreich oder an Belgien, w^ohl aber an Handdisver träge Lu- 
xemburgs mit beiden Staaten. 

3. Solche Handelsverträge berührten in keiner Weise die 
politische Lage des Großherzogtums. Er selbst werde immer sei- 
nen Gefühlen und Verpflichtungen als deutscher Bundesfürst 
treu bleiben. 

Einige Tage vor der Audienz Sir Edw^ards beim König- 
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Großherzog war auch der russische Gesandte von Maltitz aus An- 
laß seiner Rückkehr von einer ürlaubsreise in Audienz empfangen 
worden. Bei dieser Gelegenheit hatte der König d'as Gespräch auf 
die unbedeutende Angelegenheit gebracht, die ganz unnötiger 
Weise das Haager diplomatische Korps ^in Aufregung versetzt 
hatte, dem russischen Gesandten ebenfalls das Schreiben Frie- 
drich Wilhelms gezeigt, und sich ihm gegenüber über den Grafen 
Lottum und die preußischen Staatsmänner beschwert, die eine 
andere Sprache führten als die ihres Königs. Hierauf antwortete 
der russische Gesandte dem König, nach einem Bericht Lottums, 
den Maltitz über das Gespräch genau informierte, er sei über- 
zeugt, sein Hof werde den Schmerz (la douleur) teilen, die der 
österreichische und der preußische Hof über die Ratifikationsver- 
weigerung empfänden. 

Der Vorwurf Wilhelms II., die preußischen Minister und der 
preußische Gesandte im Haag hätten in der Ratifikationsfrage 
ihm gegenüber einen Standpunkt eingenommen, der mit -den 
Äußerungen ihres Königs unvereinbar sei, hatte den preu- 
ßischen Gesandten sehr verletzt, der in diesem Vorwurf einen 
Versuch erblickte, ihn einzuschüchtei'n und von dem ihm von 
seinen Vorgesetzten vorgeschriebenen Verhalten abzulenken. Die 
Folge war eine persönliche Animosität zwischeji dem König der 
Niederlande und dem bei ihm akkreditierten preußischen Ge- 
sandten. . 

Weit davon entfernt, das Mißverständnis zu beseitigen und 
die Schwierigkeiten zu g^lätten, suchte der preußische Gesandte 
einerseits das diplomatische Corps im Haag und die niederlän- 
dischen Minister gegen den König aufzubringen und anderseits 
durch gereizte Berichte an den König von Preußen und an dessen 
Minister des Auswärtigen diese scharf zu machen. Der Minister 
Werther ging aber auf die Anregungen des Gesandten nicht ein, 
machte vielmehr Lottum ein konziliantes Benehmen und die Ver- 
meidung eines allzu kategorischen offiziellen Schrittes zur Pflicht. 
Insbesondere wurde am 31. Oktober von Berlin aus Lottum ein- 

s 

geschärft, König Wilhelm nicht ohne Not zu reizen, er habe sich 
jeder Äußerung darüber zu enthalten, ob der Gebrauch, den Wil- 
helm II. von dem vertraulichen Schreiben Friedrich Wil- 
hehns IV. gemacht hatte, entsprechend sei, und sich überhaupt 
unter Unterdrückung seiner Empfindlichkeit in wohlwollendem 
und versöhnendem Sinne zu betätigen. 

Während der im Oktober 1841 in Geheimsitzung stattge- 
fuhdenen Debatten in der zweiten Kammer der hoilländischen Ge- 
neralstaaten wurde ein Antrag auf Trennung der niederlän- 
dischen und der luxemburgischen Krone gestellt, wobei ein Sohn 
des Königs als Großherzog von Luxemburg proklamiert werden 
sollte. Die Mehrheit verwarf zwar den Antrag, doch besichloß die 
Kammer in d^ie Adresse an den König folgenden Satz aufzuneh- 
men, der in unverfänglicher Form den deutlichen Wink an d6n 
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König enthielt, die niederländischen Interessen Luxemburgs 
wegen nicht länger zu gefährden: «Niedf^rland erwartet von der 
Billigkeit und Gerechtigkeit der fremden Mächte, 'daß Verwick- 
lungen, in welche Luxemburg gerate, keinen Einfluß auf die 
freundlichen Beziehungen mit Nieder land üben werden.» 

Hierin gaben sich aber die Holländer einer Täuschung hin. 
Denn, wenn auch durch die Errichtung der luxemburgischen 
Kanzlei im Haag die luxemburgischen Angelegenheiten von den 
niederländischen ganz getrennt worden waren, so gehörte doch 
auch Holländisch-Limburg zum deutschen Bundesstaat Luxem- 
burg. Da aber Limburgs Angelegenheiten nach wie vor nieder- 
ländische blieben, so konnte Holland sich auch in Zukunft nicht 
völlig von den Angelegenheiten des Bundeslandes Luxemburg 
desinter essier en . 

Die eiiiniütigo und ausgesprochene Stellungnahme der nieder- 
ländischen Regierung und der Generalstaaten gegen den König 
wird dadurch erklärlich, daß um dieselbe Zeit Niederland in 
schwierigen Verhandlungen mit dem Zollverein wegen der Er- 
neuerung des Handelsvertrags von 1839 stand, der Ende 1841 
ablief. Die Holländer hatten nicht Unrecht, gerade zu- diesem Zeit- 
punkt außerordentlichen Wert auf gute Beziehungen zu ihrem 
östliclien Nachbarn zu legen, denn schon freuten sich ihre Ham- 
burger Konkurrenten in der Hoffnung, Preußen werde den Ver- 
trag mit Nieder land nicht erneuern, der den Hamburger Zucker- 
import aus Havanna für Niederland zu Gunsten des direkten 
Imports durch holländische Häfen um 30 Millionen Pfund ver- 
ringert hatte.^) 

In Berlin hatte Werther schon am 21. September eine Ant- 
wortnote auf die luxemburgische Note vom 14. September ent- 
worfen, mit der der König, dem sie zur Grenehmigung vorgelegt 
wurde, so zufrieden war, daß er sich nach dem Urheber des Ent- 
wurfes erkundigte.^) Zugleich erteilte er Werther folgende An- 
weisungen für die weitere Behanälung der Angelegenheit:*) 

1. Die Angelegenheit i^t womöglich durch .Osterreich an den 
Bundestag zu bringen und nur auf diplomatischem Wege auf die 
eine oder die andere Weise zu erledigen. 

2. Die Angelegenheit soll dem österreichisichen Gesandten in 
Berlin Grafen von Trauttmannsdorff als eine deutsche Sache 
unterbreitet und Österreich bewogen werden, seinen Einfluß auf 
die deutschen Bundesstaaten im preußischen Sinne auszuüben. 

3. Der Provinzial-Steuer-Direktor Helmentag und seine Be- 
amten sollen von Luxemburg nicht eher abberufen werden, als 
bis die Verhandlungen diplomatisch zu Ende gebracht worden 
sind. 



i 

^) Bericht des preußischen Gesandten in Hamburg vom 7. Oktober 1841. 
^) Diese Note wurde erst später durch liOttum im Haag überreicht. Ich 
kojnme auf deren Inhalt im nächsten Abschnitt zurück. 

') Graf Anton zu Stolberg an Werther 1. Oktober 1841. 
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In Übereinstimmung mit der Stellungnahme seiner Regie- 
rung erteilte Friedricii Wilhelm seinem Vetter privatim in 
jeinem aus Erdmannsdorf in Schlesien datierten Brief vom 30. 
-September Bescheid, bei dessen Abfassung er den Brief Wilhelms 
vom 19. September, in dem sich dieser über Lottum beschwerte, 
noch nicht in Händen hatte. Der Brief hatte folgenden Inhalt: 

«Gher et excellent Guillaume, Merci mille fois pour Votre 
aimable lettre du 15 qui, par une confusion inexpliguee jusqu'ä 
present, a f ait deux fois le voyage de Silesie avant de me parvenir. 

Je vois par cette lettre que Vous Vous etes decide pour la 
non-ratificationi J'avoue que je serais bien malheureux si quel- 
ques expressiions de ma lettre par le gener al Nepveu en etaient la 
.cause; car ce serait un mauvais Service dans la force du terme, 
<iue je Vous aurais jendu lä. 

lila lettre toute confidentielle, toute d'ami ä ami devait Vous 
.expliquer pourquoi, apres une si longue hesitation, j'avais pour- 
tant ratifie le traite sur le Luxembourg. L'explication de Thösita- 
tion c'etait la crainte vivement exprimee du commerce de nos 
provinces rhenanes et surtout -des tanneries de Malmedy et de St- 
Vith; Celle de ma ratification mon sentiment du devoir envers la 
cause germanique et l'ardent desir que j'ai de resserrer, autant 
que je puis, les liens qui doivent necessairement unir toutes les 
parties de la grande unite allemande, de laqueUe, fen suis bien 
intimement convaincu, dependent les destinees de VEurope, Ce 
dont je. n'ai pas parle dans ma' lettre, parce que oela s'entend de 
.€oi-meme, c'est du role que les autres parties contractantes du 
fraite ont le droit de jouer dans la question de la non-ratifica- 
tion. C'est la Taffaire de nos Cabinets respectifs. Pourtant, je re- 
:grette amerement de n'avoir pas touche cette oorde diplomatique. 
II m'est impossible de faire les frais de la condescendance des 
autres Gours et si j'ai parle du commodum qu'une partie des 
Etats de Prusse auraient de la non-ratification et <jue j'en eprou- 
verais moi-meme, il etait sous-entendu que je ne m'opposerais 
pas si Votre Gabinet voulüt entamer des negociations avec les 
notres (du teutsche Zollverein) teridantes ä les per®uader, que les 
considerations majeures vous faisaient desirer la non-ratification. 
MdL lettre, ecrite dans la plus grande häte, a ete Sians nul doute 
par sa brievete et par le manque de travail pour bien friser 
•chaque expression et leur donner la clarte diplomatique, la cause 
d'un mesentendu. (sie!). II faut donc, eher et exceUent Guillaume, 
cfue je dteline ici de la maniere la plus solenneUe toute respon- 
'sabilite de la non-ratification (q^ue Vous meditez) envers les 
autres Gabinets du Zollverein. D'apres le peu de science que j'ai 
de la diplomatie, 11 me parait que la dite non-ratification ne peut 
se faire crude et nude mais seulement par suite de negociations 
Ä entamer. 

En v'lä (sie!) assez de ce qui concerne la politique exterieure. 
■En fait de politique Interieure, Dieu ^ait que ce que Vous me dites 
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daiis Votre lettre est vrai. Voiis seiil etes responsable de l'effet que 
la non-ratiflcation aura sur Vos sujets du Grand-Duche. Mala 
ramitie fera toujours un devoir ä ceux qui Vous aiment tendre- 
ment de Vous avertir des dangers dans lesquels cette responsa- 
bilite meme pourrait Vous precipiter. Pour l'acquit de ma cons- 
eience il faut que je Vous repeie que le parti qui Vous pousse ä la 
non-ratification est le parti rebelle (et rebelle avec succes et per- 
severance pendant huit ans), le parti franco-belge, II vous 
brouillera d'abord aveo tous les Gouvernements de la Gonfede- 
ration germanique et avec ceux du Zollverein en particulier — je 
n'en excepte pas le mien ä Texception toutefois de son chef — . 
Vous pouvez en etre bien sür, eher et excellent Guillaume. Mais 
n'oubliez pas, eher ami, qu'il regne dejä en Allemagne une- 
grande et triste mefiance contre le Gouvernement des Pays-Bas. 
par suite de certaines mesures prises du temps de Votre pere. AhF 
eher Guillaume, puissiez-vous jouer le grand et beau role de re- 
conciliateur. Je crains, et mon coeur en souffre, que la mesure en 
qnostion n'ontre pas trop bien dans ce role. 

Mais je sens que je Vous ennuie et je finis. N'est-ce pas, eher 
ami, les debats de Gabinet ne changeront jamais rien ä notre 
vieillo amitie qui est de la bonne trempe .... ^ 

P. S. — - J'ai oublie de Vous dire que la mission de Scherff 
est une veritable consolation pour moi, qu'elle me parait une idee 
tres opportune et que dans cette mesure je vois le moyen de tout 
reclresser.» 

IX. Die luxemburgischen Zollverhandlungen 

mit Belgien 

(September und Oktober 1841). 

Mit der Verweigerung der Ratifikation des Vertrags vom S. 
August 1841 war die Zollfrage für Luxemburg wieder von Grund 
auf aufgeworfen worden. Sie mußte aber baldigst gelöst werden,, 
denn selbst in den Dankadressen an Wilhelm II. aus Anlaß der 
Nichtratifikation wurde die Unhaltbarkeit des gegenwärtigen Zu- 
standes betont und auf schleunigste Verhandlungen mit Frank- 
reich ,und Belgien hingewiesen. 

Schon während seiner Reise in Luxemburg im Juni 1841 
waren Wilhelm II. solche Verhandlungen nahe gelegt worden. Sa 
hatta ihm der Bürgermeister von Diekirch Jurion in der Be- 
grüßungsansprache gesagt: «Un traite de commerce avec la 
France eleverait notre commerce et notre industrie au plus haut 
degre de prosperite; et si des raisons cfu'il ne nous est pas donne- 
d'apprecier s'opposaient ä la realisation de ce voeu, nos interets 
nous porteraient ä reclamer un traite avec la Belgique. Le canal 
de Meuse*-et-MoseIle proraettait ä notre commerce un developpe- 
ment inconnu encore; il serait digne de Votre Majeste d'amener 
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raccomplissement de ce grand travail.»*) Und ebenso hatte N. 
Metz im Namen des Kantons Luxemburg vor dem König-Groß- 
herzog ausgeführt: Uni depuis des siecles ä la Belgique, le Lu- 
xembourg a cree toutes ses indiistries et toutes ses production& 
en rapport avec les besoins de ce pays .... Tous nos voeux, Sire^ 
sollt donc pour une reuniön commerciale avec la Belgique, ou un 
traite de commerce .avec la France, combine avec un traite de 
commerce avec la Hollande; et &'}, malheu reusement, Tun ou rau- 
tre ne pouvait avoir' Heu, la reunion aux douanes ällemandes 
plutot encore que Fisolement Qui nous accable. 

Si un traite de commerce avec la France n'etait p^as, poli- 
tiquement, impossible, Tinteret materiel des deux pays ne s'y 
opposerait pas. Nous demanderions ä livrer en France des cuirs, 
des fers seulement, pas de fontes, des bestiaux, des fa'iences et 
autres objets moins importänts. La consommation frangaise re- 
clame, depuis longtemps, contre le haut prix de ces marchandises, 
et nou« viendrait en aide pour obtenir cette faveur. La France 
nous fournirait, en retour, les cotons files, les tissus de coton, les 
draps fins, les soieries et les objets de mode. La compensation 
pour la France serait grande. La Hollande nous fournirait nos 
denrees coloniales, gui sont d'une consommation immense dan& 
le Luxemböurg, et eile prendrait en retour \es produit^ que nous 
ne placerions pas en France^). 

Nun richteten sich alle Blicke auf Belgien in der Erw^artungy 
der nächste Schritt in der Entwicklung der luxemburgischen 
Zollangelegenheit vsrerde zum mindesten ein Handelsvertrag mit 
Belgien, wenn nicht sogar eine Zollunion sein. Solche Erwartun- 
gen und Absichten bestanden bei der großen Mehrheit der Be- 
völkerung, bei der luxemburgischen Kommission im Haag und 
nicht zuletzt auch beim König-Großherzog. Denn während Wil- 
helm L der Gedanke einer Zollunion mit Belgien unerträglich 
gewesen war, dachte sein Sohn unbefangener. Da nun einmal 
von Preußen keine annehmbaren Bedingungen für einen Zoll- 
anschluß zu erlangen gewesen waren, und eine Handelsverbin- 
dung Luxemburgs mit Frankreich wegen der Zugehörigkeit 
Luxemburgs zum Deutschen Bunde ausgeschlossen blieb, so 
wollte Wilhelm IL es nun mit Belgien versuchen. Dieser Schritt 
war umso gerechtfertigter, als der belgische Gesandte im Haag^ 
Fürst von Ghimay, Stifft hatte wissen lassen, daß nach der Rati- 
fikationsverw^eigerung Belgien das Vergünstigungsgesetz von 
1839 nicht bestehen lassen könne, wenn der seit August 1840 in 
Luxemburg eingeführte Zolltarif, der die belgischen Erzeugnisse 
schlechter stellte als die preußischen, nicht abgeändert werde. 

Auf belgischer Seite aber war für diese Pläne keine Gegen- 
liebe zu erwarten, wie aus folgendem Zirkular des belgischen 
Ministers des. Innern, J. B. Nothomb, — selbst ein Luxemburger 



Joris, Notice biographiqiie siir Gnillaume TT, Seite 65. 
^) Joris, a. a. 0. Seite 75. 
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oind der führende Kopf des belgischen Kabinetts ^ — an den 
^Gouverneur der belgischen Provinz Luxemburg Baron de Steen- 
hault vom 22. September 1841 hervorgeht. Dieser wurde ange- 
wiesen, alle lokalen Demonstrationen in seiner Provinz, die 
gleichzeitig und veranlaßt durch die Kundgebungen im üroß- 
herzogtum wegen der Nichtratifikation dahin läuten sollten, einen 
Handelsvertrag oder einen Zollansfchluß Luxemburgs mit Belgien 
zu vollziehen, als unangebracht (deplacees) zu verhindern: «Or- 
ganiser un'vaste petitionnement dans Tun et l'autre Luxembourg, 
jeter l'alarme en Allemagne par la demande d'une union pure et 
simple avec la Belgique, faire peut-etre un appel ä la France, 
c'est se jeter dans un mouvement anti-germanique, irregulier, 
quasi-revolutionnaire et compromettre une Situation qui offre en 
efUe-meme les plus helles ressources.» 

Dieses Zirkular teilte Nothomb selbst dem preußischen Ge- 
-Äandten in Brüssel, von Arnim, mit, um die Unschuld Belgiens 
an der Nichtratifikation des Vertrags vom 8. August zu beweisen. 
«On peut aussi croire ä la sincerite de M. Nothomb, schrieb Ar- 
nim an Werther am 27. September 1841, lorsqu'il deplore, comme 

il le fait, Taveuglement des Luxembourgeois allemands et 

lorsqu'il exprime la conviction et l'espoir que malgre tout Tao- 
cession du Grand-Duche aux douanes allemandes s'effectuera 
tot ou tard.» Zugleich erklärte sich Nothomb Arnim gegenüber 
zur Beibehaltung des belgischen Vergünstigungsgesetzes von 
1839, ja selbst zu dessen Ausbau zu einem Handelsvertrag mit 
Luxemburg bereit, lehnte aber einen Zollanschluß strikt ab. 

Wie kam Belgien im September 184r zu einer solchen Poli- 
tik Luxemburg gegenüber, die in diametralem Gegensatz stand 
•zu seinem Verhalten bei* der Trennung von i839? 

Die eine Ursache wai" eine politische: die Furcht vor Wil- 
helm IL, vor Versuchen des Oraniers «durch Abtragung der 
Grenzen zwischen Belgisch-Luxemburg und dem Großherzogtum 
wieder Fuß in Belgien zu fassen: «Ges vues saines et ces bonneß 
dispositions (de M. Nothomb), meinte von Arnim, sont l'oeuvre 
du roi Guillaume 11 et de la peur qu'il inspire.» Diese Befürch- 
tungen waren vielleicht unbegründet, aber sie waren zum min- 
desten erklärlich, denn wenig» Tage nach der Stellungnahme 
Nothombs, am 31. Oktober 1841 wurde in Brüssel ein orangis- 
tisches Komplott ehemaliger Offiziere, darunter zweier Generäle, 
entdeckt. 

Die zweite Ursache, die das Verhalten Belgiens bestimmte, 
war handelspolitischer Natur. Auch Belgien suchte damals 
seine handelspolitische Orientierung und wollte es deshalb unter 
keinen Umständen,, selbst nicht Luxemburg zu liebe, mit Preußen 
und dem Zollverein verderben. 



*) Jean-Baiptiste Nothomb, geb. 1805 zu Messancy (Merzig) im deutsch- 
brechenden Teil Belgisch-Luxemburgs. 



— 155 — 

Belgien hatte schon 1833 durch den Minister Goblet seine 
Aufnahme in den Zollverein begehrt, die aber Preußen, daÄ für 
seine Industrie die belgische Konkurrenz fürchtete, unter dem 
Vorwand, der Eintritt in den Zollverein komme nur für deutsche 
Staaten in Betracht, abgelehnt hatte. 1836 stellte der Minister 
de Theux denselben Antrag zum zweiten Mal, aber mit demselben 
Mißerfolg. Im Juni 1839 war es der großherzoglich-hessische 
Minister Hoffmann, der die Aufnahme Belgiens in den Zoll- 
verein anregte. Auch diesmal wehrte Preußen ab. Nun mußte 
aber Belgien nach irgend einer Seite hin handelspolitischen An- 
schluß finden, um so mehr als auch ein seit Jahren in der 
, Schwebe befindlicher Schiff ahrts- und Handelsvertrag mit dem 
Zollverein nicht vom Fleck kam. Deshalb begab sich im Mai 
1841 der Minister van Prael nach Paris, um über eine Zollunion 
mit Frankreich zu verhandeln. Als diese Mission bekannt wurde, 
formulierten Österreich am 27. Juli und England am 13. August 
1841 einen scharfen Protest, der das Projekt zu Fall brachte. 
Schließlich stellte am 1. Oktober 1841 Belgien durch seinen Ge- 
sandten in Berlin General Willmar bei Preußen den Antrag auf 
Wiederaufnahme der Verhandlungen wegen eines Schiffahrts- 
und Handelsvertrags mit dem Zollverein. In dieser Lage Bel- 
giens erfolgten nun die luxemburgischen Annäherungsversuche. 

In den ersten Tagen des Oktober 1841 stellte Wilhelm II. in 
Brüssel den Antrag auf die Eröffnung von Verhandlungen wegen 
eines belgisch-luxemburgischen Handelsvertrages. Wie unange- 
nehm dieser Antrag Belgien auch war, besonders so lange der 
Streit Wilhelms II. mit Preußen wegen der verweigerten Ratifi- 
kation tobtö, und Belgien deshalb leicht verdächtigt werden 
konnte, bei dieser Nichtratifikation die Hand im Spiel zu haben, 
— der Antrag konnte nicht abgewiesen werden. Um Zeit zu 
gewinnen, ersuchte Belgien um bestimmte Vorschläge. 

Zu diesem Zweck bildete Wilhelm II. im Oktober aus der 
luxemburgischen außerordentlichen Kommission im Haag einen 
dreiköpfigen Unterausschuß — von Blochausen, Theodor Pescä- 
tore und de Lafontaine — zur Bearbeitung der Frage und zu 
Verhandlungen mit dem belgischen Kommissar Dujardin, der um 
dieselbe Zeit wegen eines Handelsvertrages zwischen Belgien und 
Holland im Haag weilte. 

Gleichzeitig wurde die am 1. Oktober 1841 errichtete Han- 
delskammer in Luxemburg zu gutachtlicher Äußerung über die 
zweckmäßigste Gestaltung der wirtschaftlichen Beziehungen zu 
Belgien aufgefordert. Die Kammer sprach sich in erster Linie 
für eine Zollunion mit Belgien aus, um den Zustand, wie er bis 
1839 bestanden hatte, wieder herzustellen, und für den Fall, daß 
ein solcher Anschluß nicht zu erreichen sei, für eine zollpolitische 
Annäherung an Belgien auf folgender Grundlage 0: 



*) Statistique historique. La Situation ^^ rindustrie et du commerce, 
Seite 16. . 
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1. Luxemburg würde gegenüber Preußen und Frankreich 
den belgischen Zolltarif anwenden. 

2. Im Verkehr zwischen Belgien und Luxemburg: 

a) Gegenseitiger freier Verkehr der für die beiderseitigen 
Gewerbe nötigen Rohstoffe, somit also auch ungehinderte Ver- 
sorgung der belgischen Eisenindustrie mit luxemburgischen 
Erzen. 

h) J3esgleichen freier Verkehr für die landwirtschaftlichen 
Produkte, sowie freie Einfuhr oder allenfalls nur mäßige Be- 
lastung des luxemburgischen Weins und Essigs in Belgien. 

cj Freie Einfuhr folgender luxemburgischen Fabrikate in 
Belgien: Papier, Leder, Handschuhe, Steingut, verschiedener 
Textil- und Eisenwaren. 

8. Falls ein Handelsvertrag zwischen Belgien und Frank- 
reich zustande komme, sei Luxemburg auch in diesen Vertrag 
einzuschließen. 

Außerdem war bei der Ernennung der Mitglieder der Han- 
delskammer jedem Mitglied auferlegt worden, sich über daa 
wünschenswerte handelspolitische Verhältnis vom Standpunkt 
dos von ihm vertretenen Gewerbes zu äußern. Ich bringe nun 
das Ergebnis dieser Enquete. 

Lüiidtvirtschaft. 

Bisher war die Landwirtschaft in Belgisch-Luxemburg und 
im Großherzogtum auf den freien Austausch in der Weise einge- 
richtet, daß die großherzoglichen Landwirte, die Weizen und 
G(?rste nach Belgien brachten, Roggen, Hafer und Kartoffeln aus 
den belgischen Ardennen als Rückfracht erhielten. Insbesondere 
war die Festung Luxemburg ein Hauptabnehmer für den wallo- 
nischen Roggen. 

In der Viehzucht bestand ein ähnlicher Austausch, indem 
das magere Vieh, besonders Schafe, aus den belgischen Ardennen 
nach dem Großherzogtum verkauft wurde, von wo es dann -später 
als Schlachtvieh hauptsächlich nach Frankreich gelangte. 

Die freie Ausfuhr des Getreides aus dem Großherzogtum 
nach Belgisch-Luxemburg gereiche sowohl dem ersteren, das auf 
diese Weise seinen Überschuß absetze, als auch dem letzteren 
zum Vorteil, das ja Getreide einführen müsse und das luxembur- 
gische Getreide viel billiger bekomme als das Getreide aus dem 
übrigen Belgien. Da nun Belgien im ganzen nicht Gesitreide genug 
erz(M]ge, solches vielmehr aus Übersee einführen müsse, so würde 
die freie Einfuhr des luxemburgischen Getreides, das wegen der 
hohen Frachten nicht über die Ardennen hinaus nach den ande- 
ren belgischen Provinzen gelangen könne, die belgische Land- 
wirtschaft in keiner Weise schädigen. 

EiHeNkraren. 

Trotz des belgischen Zollvergünstigungsgesetzes, das die 
freie Einfuhr luxemburgischer Eisenwaren gestatte, könnten 
diese mit den belgivschen Eisenwaren nicht konkurrieren. 
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Leder. 

Belgien sei für den Bezug der Lohrinde auf Luxemburg ange- 
wiesen, und die luxemburgischen Gerbereien würden allerdings 
den belgischen eine erfolgreiche Konkurrenz machen. 

Papier. 

Belgien habe keine nennenswerte Papierindustrie. Den 
Konkurrenzkampf würde daher das luxemburgische Papier in 
Belgien mit dem französischen aufzunehmen haben. 

Steifigut. 

Das Absatzgebiet dieser luxemburgischen Produkte in Bel- 
gien sei begrenzt durch die im Verhältnis zum Wert sehr hohen 
Frachtkosten. Die luxemburgischen Waren würden in Belgien 
meist mit den aus England importierten konkurrieren. 

\ Wollwaren. 

\ Luxemburg produziere hauptsächlich grobe Tuchwaren und 

I Flanell die in Belgien mit englischen Waren in Wettbewerb zu 

\- treten hätten. 

[ Handschuhe. 

' Die luxemburgischen Fabrikate würden in Belgien nur den 

französischen den Markt streitig machen. 

Dagegen würde Luxemburg aus Belgien hauptsächlich Ko- 
lonialwaren, Salz, Baumwoll-, Kurz-, Eisenwaren, Schiefer, Vieh 
und Hafer beziehen. 

■ Kolonialwaren. 

Die Versorgung der luxemburgischen Konsumenten über 
Antwerpen sei für Belgien außerordentlich wertvoll und dies als 
eine Kompensation für die von Belgien^ begehrten Vergünstigun- 
gen anzusehen. 

Salz. 

Die luxemburgische Salzregie beziehe jetzt das Salz aus 
Dieuze in Lothringen. Eine Lösung dieses Vertrages würde ge- 
:statten,' die belgischen Salzwerke in Dinant als Salzlieferanten 
des Großherzogtums zu bestellen. 

Baumwollwaren. 

' Der ganze luxemburgische Verbrauch werde von Belgien 

gedeckt. 

Kurz- und Kleineisenwaren 

wurden bisher aus Frankreich und Deutschland bezogen. Eine 
zollpolitische Annäherung würde Belgien gestatten, diesen Markt 
zu erobern. 
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Schiefer. 

Der belgische Schiefer könne den französischen in Luxem- 
burg ganz verdrängen. 

Nach Ansicht der Kammer, würde auch ohne Zollunion» 
durch eine Zollannäherung, d. h. durch einen Zollvertrag, der 
die Zollinie zwischen Luxemburg und Belgien zwar bestehen 
ließe, aber durch die verbliebenen geringen Zollsätze den Anreiz, 
zum Schmuggel beseitige und damit die Kosten der Grenz- 
bewachung reduziere, den Interessen beider Länder entsprochen 
werden. 

Hier eine Übersicht der belgischerseits geschätzten jährlichen 
Ein- und Ausfuhr (in Franken) zollpflichtiger Waren im Ver- 
kehr zwischen Belgien und Luxemburg nach dem Staude vor 
der Trennung von 1839. 

Ausfuhr Belgiens nach Luxemburg 

Landwirtschaftliche Erzeugnisse 

Vieh 100 000 

Hörner 10 000 

Hopfen . 60 000 

Bier 10 000 

Branntwein 300 000 

Zucker 1500 000 

Textilwaren 

Bäumwolle 700 000 

Wolle ' • 200 000 

Hanf und Flachs^ 200 000 

Leinenzwirn . 500 000 

Wollgarn 50 000 

Baümwollgewebe 1 400 000 

Wollgewebe 600 000 

Vv^olltuch . 400 000 

Leinen 500 000 

Strumpf- und Strickwaren 300 000« 

Spitzen und Tüll 200 000 

Hüte 100 000 

Kurzwaren 150 000 

Wachstuch 15 000 

Teppiche 10 000 

Seile ^ . . 20 000 

Eisen, Metalle und Maschinen 

Gegossenes und bearbeitetes Eisen . . . 150 000' 

Verzinktes Eisenblech 200 000 

Bleche ^ 200 000 

Eisen- und Kupferdraht 100 000 

Schreibfedern 10 000 
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Waffen' 40 000 

Messerwareni 200 000 

Maschinen und Dampfkessel 25 000 

Bearbeitetes Blei 100 000 

Zink 100 000 

Sonstiges 

Kaffee '. 1200000 

Tabak 200 000 

Öl 400 000 

Seife 40000 

Chemikalien 60 000 

Alaun 20000 

Farben 15 000 

Krapprot ' 10 000 

Bücher 100 000 

Salz 200 000 

Wagen 12 00a 

Glas 300(XX) 

Schiefer 50 000 

Ausfuhr Luxemburgs nach Belgien 

Landwirtschaftliche Erzetighisse 

Holz 5000Ö 

Gerbstoff 150000 

Vieh 50000 

Obst und Gemüse 30 000 

Getreide und Mehl 800 000 

Teigwaren, Graupen, Gries 30 000 

Wein und Branntwein 150 000 

Weinessig 50 000 . 

Industrielle Erzeugnisse 

Leder und Häute ........... 950 000 

Handschuhe 350 000 

Leinen- und Hanftücher 40 000 

Gesponnene Wolle • • 40 000 

Wolltuch 500000 

Baumwollwaren 50 000 

Fayence '. 410 000 

Papier . .• 300 000 

Tabakwaren . 100 ()(K) 

Pfeifen 20 000 

Die Verhandlungen zwischen dem belgischen Kommissar 
und den luxemburgischen Vertretern im Haag nahmen von An- 
fang an keinen befriedigenden Verlauf. Belgien, dem an einem: 
Zollanschluß Luxemburgs nichts gelegen war, verhandelte nur 
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zum Schein. Während die Luxemburger Wohlwollen und Ent- 
gegenkommen von Belgien erwartet hatten, stellte dieses maßlose 
Forderungen. Es verlangte von Luxemburg Konzessionen schon 
bloß für die Beibehaltung des Vergünstigungsgesetzes von 1839 
und erst recht solche für den Ausbau dieses Gesetzes zu einem 
umfassenden Handelsvertrag, und zwar verlangte Belgien für die 
Ausdehnung des Vergünstigüngspesetzes auf Wein, Leder und 
Papier unter Beibehaltung der Kontingentierung des luxem- 
burgischen Exportes nach Belgien seinerseits Zollermäßigungen 
Luxemburgs für belgische Kolonial-, Eisen-, Textil-, Kurz-, Glas- 
w^aren und Salz und ferner zollfreie Einfuhr von Roheisen und 
Schiefer. Zur gemeinsamen Fertigstellung des seit 1830 aufge- 
gebenen Maas-Moselkanals war Belgien bereit. 

Diese Bedingungen und vor allem die Kontingentierung des 
industriellen Exports Luxemburgs nach Belgien, die jeden Auf- 
schwung der luxemburgischen Industrie paralysiert hätte, waren 
unannehmbar, trotzdem entschied sich die Mehrheit der luxem- 
burgischen Kommission im Haag für die Annahme eines Ende 
Oktober zustande gekommenen V^ertragsentwurfes. J3amit hatten 
die Verhandlungen ihr Ende erreicht, da nach der Rückkehr des 
belgischen Unterhändlers mit diesem Entwurf nach BrüsseL die 
belgische Regierung nicht mehr auf die Angelegenheit zurückkam. 

Dieses Verhalten Belgiens war nicht bloß für die luxembur- 
gische Kommission im Haag eine arge Enttäuschung, der das 
Kommissionsmitglied Jurion, der gewiß einem Anschluß an den 
Zollverein nichts weniger als freundlich gesinnt war, in der 
Sitzung der luxemburgischen Kammer vom 22. Dezember 1849 ') 
mit bitteren Worten Ausdruck gegeben hat: 

«Nous pensions que la Belgique nous ouvrirait fraternelle- 
ment ses frontieres. Cette Illusion s'est bientot dissipee. Apres le 
refus du Roi d'acceder ä ITInion douaniere, des negociations ont 
efe entamees avec la Belgique. A cette epoque, nous comptions 
et nous devions compter sur les sympathies si fraiches encore 
que ce pays nous avait temoignees lors de la Separation en 1839; 
nous n'avioiis pas un -instant de doute que ses frontieres ne nous 
fussent ouvertes. Notre confiance s'est bientot evänouie; vous 
savez tous les dures conditions qu'on a voulu nous imposer. Nous 
nous vimes abandonnes par ce pays auquel tant d'affections nous 
attachaient, vers lequel tous nos interets nous appelaient. Deux 
annees avaient suffi pour faire tout.oublier.» 

Servals, der ebenfalls der Kommission angehörte und zu den 
Vorkämpfern für die Vereinigung Luxemburgs mit Belgien nach 
1830 gehört hatte, äußert sich in seiner Selbstbiographie (Seite 14) 
über die Gründe der belgischen Politik dem luxemburgischen 
Antrag auf Zollanschluß gegenüber mit den Worten: 

«Les propositions qui nous furent soumises (par un envoye 
du ministere beige des affaires etrangeres) me parurent peu 

, *) Seite 919. 
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iserieiuses, tant je les considerais comme inacceptables. Elles 

.iurent aoceptees cependant par la commisßion contre la decision 
de laquelle je votai, raais resterent sans suite. Le gouvernement 

.beige ne fit plus de communication ä leur sujet apres le retour 

.a Bruxelles du negociateur qui avait ete envoye ä la Haye; au 
moins je n'ai eu connaißisaiice d'aucune; il ne voulait pas deplaire 
a la Prusse qui tenait beaucoup ä l'entree du G.-D. dans Tunion 
douaniere allemande, parce qu'il etait lui-meme en negociation 

-^vec eile pour la coaclusion d*uii traite de commerce. Un ministre 
beige que je vis ä Bruxelles, ä mon retour de la Haye, me dit: 
«Le traite avec le G.-D. est pour nous le pont par lequel nous 

^rriverons ä conclure un traite avec l'union douaniere allemande. 
Je crois que cet homme d'Etat se serait exprime plus exactement 

.et plus franchement, s'il avait dit que la non-conclusion du traite 
avec le G.-D. etait le pont qu'on voulait etablir; c'etait eile, en 

.effet, qui etait propre ä disposer favorableraent les hommes 
d'Etat prussiens en faveur de la Belgique.» 

An sich wäre Belgien und nicht zuletzt aus politischen Grün- 
rden sogar für einen Zollanschluß Luxemburgs zu erträglichen 
Bedingungen zu haben gewesen, obgleich es selbst damals han- 
delspolitischen Ausschluß suchte und sich in einer ähnlichen un- 
.erquicklichen wirtschaftlichen Notlage wie Luxemburg befand, 
.aber Preußen ließ Belgien wissen, daß Luxemburg einen nach 
^seiner Ansicht bindenden Anschlußvertrag an den Zollverein am 
'8. August geschlossen habe, dessen Ratifikation bestimmt erwar- 
tet werde, daß somit Luxemburg nicht mehr fähig sei, selbständig 
einen Handelsvertrag mit einem dritten Staat abzuschließen. Vor 
^diesem Einspruch ließ Belgien die mit Luxemburg im Haag be- 
.gonnenen Verhandlungen fallen. 

Die Zeitungsnachrichten über belgisch-luxemburgische Han- 
d^lsvertragsverhandlungen hatten nämlich Lottum veranlaßt, am 
12. Oktober unter Hinweis auf den bestehenden Vertrag vom 8. 
August den niederländischen Staatsrat von Fabricius, der Stifft 
.als Chef der luxemburgischen Kanzlei vorübergehend vertrat, 
um Aufklärung zu bitten, in der Absicht, die erworbenen Rechte 
des Zollvereins aus dem Vertrag vom 8. August zu wahren. Die 
Antwort Fabricius' an Lottum vom 13. Oktober war ein glattes 
Dementi, dessen Inhalt mit der Wahrheit nicht gut zu verein- 
.baren war. «Die Nachricht von der Ernennung einer luxembur- 
^schen Kommission für die Unterhandlung eines* Handelsver- 
trags mit Belgien sei gänzlich unbegründete» Aus Anlaß der An- 
wesenheit des belgischen Konsuls in Hamburg und Hannover 
Dujardin, der mit als belgischer Kommissar mit den Nieder- 
landen über einen Handelsvertrag verhandle, hätte lediglich eine 
Besprechung mit dem belgischen Gesandten und einzelnen Mit- 
•^liedern der luxemburgischen Kommission über gegenseitige Ta- 
Tifermäßigungen zur Beibehaltung des belgischen Vergün- 
^tigüngsgesetzes von 1839 stattgefunden. 

11 
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In einer offiziellen Note vom 15. Oktober sprach dann Lot- 
tum Fal;)ricius gegenüber den Vorbehalt aller Rechte, die Preußen 
und dem Zollverein aus dem Vertrag vom 8. August gegen Lu- 
xemburg zuständen, aus. Auch der belgische Gesandte im Haag. 
Fürst von Ghimay v^rurde offiziell von Lottum benachrichtigt, daß 
Preußen Wilhelm II. von der Ratifikation des Vei^trages nicht 
entbunden habe. 

Fast zur selben Zeit hatte Nothomb am 18. Oktober dem bel- 
gischen Gesandten in Brüssel von Arnim mündlich mitgeteilt, die 
Hauptmission Dujardins im Haag sei die Erv^reiterung und Um- 
wandlung der Luxemburg seitens Belgiens 1839 gewährten Zoll- 
vergünstigungen in einen Handelsvertrag, worauf ihm Arnim die 
Kopie der Antwort Fabricius' an Lottum vom 13. Oktober vor- 
legte. Arnim, dessen diplomatische Bericht-e sich durch eine- 
Frische auszeichnen, die den feierlichen, trockenen Verlaut- 
barungen der Diplomaten sonst nicht eigen zu sein pflegt, be- 
richtet über den Vorfall an Friedrich Wilhelm IV. am 19. Okto- 
ber wie folgt: «Lorsque M. Nothomb y a trouve l'assurance don- 
nee au Ministre Lottum qu'il n'etait nullement guestion de la 
combinaison d'un traite de. commerce concernant le Luxembourg,. 
il n'a pu cacher sa surprise et son etonnement de cette mauvaise 
foi. Apres l'etonnement est venu la reflexion et M. Nothomb m'a 
paru s'adresser la question aussi naturelle qu'importante: Qui 
trompe-t-on ici?» 

Wäre es bisher Belgien mit den Verhandlungen wegen einer 
handelspolitischen Annäherung Luxemburgs ernst gewesen, so 
hätte jetzt sein Vertrauen in die Ehrlichkeit seines Partners ver- 
schwinden müssen, da es nun annehmen mußte, Luxemburg 
wolle es lediglich gegen den Zollverein ausspielen, um von diesem 
nachträglich bessere Bedingungen zu erlangen. Von diesem 
Augenblick an war der Versuch Luxemburgs, sich wirtschaftlich 
Belgien anzulehnen, definitiv gescheitert. 

Auf diese Nachrichten hin teilte das Berliner Kabinett dem 
Brüsseler mit.O der Zollverein erwarte von Luxemburg die Ra- 
tifikation des Vertrags vom 8. August. Es handle sich nun um 
eine wichtige Angelegenheit der deutschen Politik, nicht mehr 
bloß um eine Zollvereinsangelegenheit. Verhandliingen Luxem- 
burgs wegen eines Handelsvertrags mit einer anderen Regierung 
seien nur geeignet, diese zu kompromettieren. Aus Anlaß der 
schwe'bendeif Verhandlungen des Zollvereins mit Belgien wegen 
eines Schiffahrts- und Handelsvertrags werde sich der Zoll- 
verein bemühen, vorausgesetzt daß die Ratifikation des Vertrags 
vom 8. August erfolgt sei, Luxemburg die gewünschten Erleich- 
terungen von belgischer Seite zu sichern. 

Als der englische Gesandte im Haag von den belgisch-luxem- 
burgischen Verhandlungen erfuhr, unternahm er einen zweiten 
Schritt, um Wilhelm II. zur Ratifikation zu bewegen, indem er- 
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ihm die erwähnte Depesche Aberdeens zur Kenntnis gab. Die 
Antwort, die Sir Edward vom König erhielt, war nicht befrie- 
digend, und so schrieb er diesem einen Brief, in dem er ihn bei 
seiner königlichen Ehre aufforderte, die Ratifikation nicht länger 
zu verweigern, nachdem festgestellt sei, daß der König von 
Preußen ihn von der Ratifikation nicht entbunden habe, Wil- 
helm IL vielmehr einige vertrauliche Äußerungen Friedrich 
Wilhelms unrichtig verstanden und ausgelegt habe. 

Die belgisch-luxemburgischen Verhandlungen veranlaßten 
die preußische Regierung, nunmehr ihre Antwortnote auf die die 
Verweigerung der Ratifikation enthaltende luxemburgische Note 
vom 14. September, deren Absendung durch die Ankündigung 
der Ankunft von Scherffs in besonderer Mission verzögert wor- 
den war, im Haag zustellen zu lassen. 

Diese preußische Note vom 18. Oktober gab zuerst einen 
Überblick über den Gang der bisherigen Zollanschlußverhand- 
lungen wegen Luxemburgs. «Niederland suchte (gleich nach der 
Rückkehr eines Teiles des Großherzogtums unter die Botmäßig- 
keit des König-Großherzogs) den Anschluß des Großherzogtums 
an den Zollverein nach im Interesse der Produktion, der Indus- 
trie und des Handels dieses Landes und berief sich darauf, daß 
Luxemburg zum Deutschen Bunde gehöre.» Dann wurde der 
nicht unbegründeten Befürchtungen der Gerber von Malmedy 
Erwähnung getan. «Allein nach reiflicher Erwägung waren 
S. M. der König entschlossen, hier ein partikulares Opfer zu 
bringen, um nicht aus einem partikularen Interesse Verhand- 
lungen aufzugeben, welche im gemeinsamen Interesse Deutsch- 
lands, des Zollvereins und Niederlands geführt wurden. ?> 

Nach völkerrechtlichen Grundsätzen sei es nicht gestattet, 
einen Vertrag, der von den beiderseitigen Bevollmächtigten 
instruktionsgemäß' abgeschlossen war, nicht zu ratifizieren. Der 
luxemburgische Bevollmächtigte habe den Vertrag am 8. August 
unterzeichnet, nachdem die von ihm im Hinblick auf die Erhal- 
tung des belgischen Vergünstigungsgesetzes verlangten Konzes- 
sionen, bis auf die zollfreie Ausfuhr des Eisenerzes, schon am 
1. August ausidrücklich ahgelehnt worden waren. Auch der Hin- 
w^eis auf den von den preußischen Kommissarien gemachten 
Ratifikationsvorbehalt wegen der preußischen Garnison zu Lu- 
xemburg sei hinfällig, da dieser Vorbehalt seit Jahr und Tag 
bekannt war, und man sich über diese Art der geschäftlichen 
Behandlung geeinigt hatte. 

Die Ratifikationsverweigerung hänge mit der Tätigkeit der 
luxemburgischen außerordentlichen Kommission im Haag zu- 
sammen. Daß diese sich gegen den Zollanschluß ausgesprochen 
habe, sei nicht auffällig, da sie aus Männern jener Partei bestehe, 
welche jede nähere Vereinigung Luxemburgs mit Deutschland 
und jede Entfernung von den Institutionen, die bis 1839 dort 
bestanden hatten, bekämpfe. 
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«Mit tiefem Bedauern wird aber ganz Deutschland verneh- 
«nen, daß in einem Verein, worin so viele deutsche Staaten, so 
viele deutsche Stämme die Förderung ihres Handels, ihrer Ge- 
werbe, eine Kräftigung ihrer Unabhängigkeit und ihrer Natio- 
nalität und eine wesentliche Verbesserung ihres Staatshaushalts 
gefunden haben, die Bewohner des Großherzogtums Luxemburg, 
in Wahrheit aber nur eine Partei dieisfes Landes nur eine Schmä- 

Jerung ihrer materiellen und politischen Interessen sehen 

Diese (Zollvereins-) Staaten und in Sonderheit Preußen haben 
(bei dem Anschluß Luxemburgs) auch ein materielles Opfer 
nicht gescheut und hätten auch bei dem beklagenswerten End- 
resultat der Verhandlungen, die beruhigende Überzeugung, daß 
ährem Verhalten der Beifall aller Wohlgesinnten in Deutschland 
nicht entstehen wird.» 

Nach dieser Versicherung einer wirtschaftlichen Uneigen- 
nützigkeit von preußischer Seite, die der unparteiische Beurtei- 
ler der Verhandlungen nicht wird bestätigen können, schloß die 
Note mit der zuversichtlichen Erwartung, die luxemburgische 
.Regierung «werde das Mißtrauen, welches ihr gegen den Vertrag 
vom 8. August von einer Partei im Großherzogtum eingeflößt 
wird, aufgeben, sie werde der Stimme des Völkerrechts, den 
wahren Interessen ihrer Luxemburger Untertanen, endlich den 
Ratschlägen ihr befreundeter, um ihr Wohl besorgter Mächte 
f^Gehör geben und nicht länger anstehen, den Vertrag vom 8. Au- 
gust zu ratifizieren.» 

Am 18. Oktober wurde diese Note Lottum mit dem Auftrag 
zugesandt, sie dem österreichischen, englischen und russischen 
Botschafter im Haag mitzuteilen, um ihm auf diese Weise eine 
Genugtuung wegen des ihm von dem Legationsrat Mazel im Auf- 
trag Wilhelms II. gemachten Vorwurfs zu verschaffen, daß seine 
JErklärungen mit denen Friedrich Wilhelms in Widerspruch 
;stünden. In der Depesche vom 18. Oktober, die Lottum diese 
Instruktionen überbrachte, hieß es noch: «So entschlossen wir 
sind bei dem Vertrag vom 8. August zu beharren, so gern sind 
wir bereit, auf jeden uns von der Kgl. Großh. Regierung zu 
zeigenden Ausweg einzugehen, durch welchen jene Regierung 
glaubt, eine Kompromittierung bei ihren Luxemburger Unter- 
tanen vermeiden zu können, wenn wir nur unseren Hauptzweck 
•erreichen.» 

Gleichzeitig wurde diese Note vom 18. Oktober allen Zoll- 
vereinsstaaten durch eine Zirkularnote mitgeteilt, in der das 
politische Moment unterstrichen wurde: «In Luxemburg hat die 
Partei, welche im Jahr 1830 und in den folgenden Jahren gegen 
das Haus Oranien so tätig gewesen ist, mit Frechheit ihr Haupt 
erhoben; die Abneigung, man kann wohl sagen, die Feindschaft 
gegen Deutschland, die Neigung zu den nicht deutschen Nach- 
barn spricht sich unumwunden aus. Wie man die kommerzielle 
Einigung mit Deutschland verschmäht, so wünscht man die mit 
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den fremden Landen, und es ist unverkennbar, daß nicht die 
Sorge für den Schutz und die Förderung materieller Interessen, 
sondern leidenschaftliche politische Ah- und Zuneigungen die 
wahren Motive des Parteitreibens im Großherzogtum sind. Das 
Ziel dieses Treibens liegt nur zu klar vor Augen; es ist das. 
gänzliche Losreißen Luxemburgs von Deutschland .... Preußen 
und seine Zollverbündeten haben noch die große Beruhigung,, 
daß auch deis Kaiserl. Österreichische Kabinett, welchem die 
Verhandlungen des Zollvereins fremd sind, den Anschluß Luxem- 
burgs an den Zollverein nicht als eine Angelegenheit betrachtet, 
welche bloß Zollvereins-Interessen berührt, sondern als eine 
wesentlich deutsche Angelegenheit, von der Heil oder Unheil 
eines deutschen Landes, dessen Verbindung mit Deutschland oder 
seine Entfremdung davon, und in nicht geringem Maße die 
Förderung der Sicherheit von Deutschland öelbst abhängt.» 

Am 23. Oktober, zur selben Zeit als im Haag da» Gerücht 
entstand, der französische Gesandte Bois-le-Gomte habe aus 
Paris Vorschläge für eine Handelsverbindung Frankreichs mit 
Luxemburg mitgebracht, reichte Lottum im Auftrag seiner Re- 
gierung bei der luxemburgischen Kanzlei die Note vom. 18. Ok- 
tober ein. Am nächsten Tag überließ Lottum Stifft auch die 
Zirkularnote an die Zollvereinsstaaten zur Abschrift, damit sie 
zur Kenntnis des König-Großherzogs gelange. 

Bei dieser Gelegenheit konnte Stifft Lottum seine innere 
Überzeugung aussprechen, daß weder die Forderung Preußens 
noch die Ratschläge Österreichts und Englands den König-Groß- 
herzog zur Ratifikation' veranlassen würden, weil er an ernste 
Komplikationen nicht glaube und der französischen Unter- 
stützung sicher sei. Aber Stifft wußte noch Rat: «Nach der An- 
sicht des Stifft gibt es nur ein Mittel, den König-Großherzog von 

dem eingeschlagenen Irrwege abzubringen, den König von 

Holland durch Holland selbst zur Ratifikation zu zwingen.» 
Stifft riet daher Lottum zu einem Ultimatum mit der Androhung 
von Maßnahmen gegen den holländischen Handel in Deutsch- 
land — etwas worin die Holländer keinen Spaß verstünden — , 
falls die Ratifikation nicht vor Ablauf der gestellten Frist erfolgt 
sei. Das müsse aber schleunigst geschehen, damit nicht in der 
Zwischenzeit ein Vertrag Luxemburgs mit Frankreich oder Bel- 
gien zustande komme. 

Dies war Stiffts letzter Streich. 

Der König-Großherzog hatte schon seit einiger Zeit Stifft 
sein Vertrauen entzogen. Dieser wurde nur mehr zur Vollzieh- 
ung der Beschlüsse herangezogen, die der König nach Anhörung 
der luxemburgischen außerordentlichen Kommission, sowie — 
wie Lottum berichtete — einiger jungen Adjutanten faßte. Am 
6. November 1841 wurde Stifft die nicht nachgesaichte ehrenvolle 
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Entlassung mit Pension zugeteilt, nachdem er noch am Tag vor- 
her in einer zweistündigen Audienz Wilhelm II. zur Ratifikation 
unter einem Vorbehalt hatte bewegen wollen. An seine Stelle 
wurde Baron von Blochausen, ein Luxemburger und Hauptwort- 
führer der luxemburgischen außerordentlichen Kommission, 
zum interimistischen Staatskanzler für das Großherzogtum Lu- 
xemburg ernannt. 

Auf die preußische Note vom 18. Oktober erteilte Wilhelm II. 
am 25. eine ausführliche Antwort. Er verweigere nach wie vor 
die Ratifikation und verwahre sich dagegen, daß sein Entschluß 
mißverstanden werde, dessen einziger Grund das wirtschaftliche 
Wohl seiner .Untertanen sei. Jeder Herrscher dürfe frei Handels- 
verträge abschließen, ohne deshalb mit seinen anderen Nachbarn 
in Streit zu geraten. Die Beibehaltung des belgischen Vergüns- 
tigungsgesetzes sei eine Lebensfrage für Luxemburg, und des- 
halb sei von Scherff in einer Mitteilung, die ihm leider erst nach 
der Unterzeichnung des Vertrages, am 10. August erreichte, 
instruiert worden zu erklären, der Vertrag werde nicht ratifi- 
ziert, solange die Erhaltung des belgischen Gesetzes nicht ge- 
sichert sei. Darauf hätten die preußischen Kommissäarien erklärt: 
zuerst ratifizieren und nachher verhandeln. Wäre er darauf 
eingegangen, so hätte er für diese Verhandlungen seine Stellung 
als unabhängiger Fürst preisgegeben und sich im voraus dem 
Ergebnis der vom Zollverein mit Belgien über das Vergünsti- 
gungsgesetz geführten Verhandlungen unterworfen. Es sei keine 
Partei die in Luxemburg den Anschluß an den Zollverein be- 
kämpfe, sondern es sei umgekehrt eine Partei gewesen, die gegen 
die Majorität des Volkes diesen Anschluß betrieben habe. Diese 
Überzeugung habe er aus seiner Reis^ nach Luxemburg mitge- 
bracht, bevor die luxemburgische Kommission im Haag erschie- 
nen sei, die ihn lediglich in dieser Auffassung bestärkt habe. In 
völkerrechtlicher Hinsicht sei eine Ratifikation keine bloße 
Formsache. Er sei bereit, einen Handelsvertrag ebenso mit 
Preußen und dem Zollverein wie mit Belgien und vielleicht auch 
mit Frankreich zu verhandeln. Ein solcher Vertrag berühre 
nicht das politische System Luxemburgs und seines Souveräns, 
der nach wie vor ein treuer deutscher Fürst bleibe. Die Luxem- 
burger verlangten besonders einen Vertrag mit Belgien wegen 
der gemeinsamen Interessen des Großherzogtums und Belgisch- 
Luxemburgs, die seit Jahrhunderten vereinigt gewesen seien 
«et que le traite (de 1839) conclu pour les Pays-Bas par les 
Grandes Puissances ont separe par force majeure». Anknüpfend 
an die in der preußischen Note enthaltenen Wendungen «Nieder- 
land suchte den Anschluß des Großherzogtums Luxemburg an 
den Zollverein nach» .... «Unterhandlungen, welche im gemein- 
samen Interesse Deutschlands, des Zollvereins und Niederlands 
geführt würden....», zog er daraus den Schluß, daß Preußen 
die Tatsache bekannt sei, daß seit 1839 über Luxemburg, aber 
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*ohrie die Luxemburger verhandelt worden sei, dessen Geschicke 
'durch landesfremde und landesiunkundige Personen entschieden 
wurden. Eine grundsätzliche Änderung dieser Verhältnisse habe 
nicht wenig dazu beigetragen, ihn, den König-Großherzog, zu 
einer anderen Auffassung zu bringen. 

Während in der preußischen Note vom 18. Oktober der pri- 
vate Briefwechsel zwischen Friedrich Wilhelm und Wilhelm II. 
absichtlich nicht herangezogen worden war, gemäß der Auffas- 
sung der preußischen Regierung, daß diese Briefe keinen diplo- 
matischen Wert hätten, ging Wilhelm II. auf die Briefe ein. In 
seinem ersten Brief habe er mit Ojffenheit seine mißliche Lage 
bekannt, und bevor er einen Entschluß fassen Wollte, zum min- 
desten die stillschweigende Zustimmung des Königs von Preußen 
zur Nichtratifikation erbeten. «La reponse du Roi de Prusse ne 
pouvant etre interpretee que dans un sens parfaitement con- 
forme aux desirs du Roi-Grand-Duc, c'est alors seulement q\ie 
la resolution definitive de ne pas ratifier fut prise. Ce ne fut 
-^ue quelques semaines plus tard, et apres que la non-ratification 
avait ete officiellement notifiee au Gabinet de Berlin, qu'une 
seconde lettre de Sa Majeste Prussienne, explicative de la pre- 
miere, parvint au Roi-Grand-Duc, laquelle avait la tendance 
d'affaiblir le contenu de la premiere». 

Diese luxemburgische Note wurde am 28. Oktober fast dem 
ganzen Haager diplomatischen Corps durch eine Zirkular note 
mitgeteilt, in der dem preußischen Gesandten vorgeworfen 
wurde, daß allein durch sein Verhalten eine an sich unbedeu- 
tende Angelegenheit den Anschein einer fast europäische^ Wich- 
tigkeit erlangt habe. 

Auf die Note der preußischen Regierung vom 18. Oktober 
hin hatte Chimay Lottum erklärt, Belgien stelle die Verhand- 
lungen mit Luxemburg ein, solange der Vertrag vom 8. August 
nicht ratifiziert sei, worauf der französische Gesandte dem bel- 
gischen den Vorwurf machte, Belgien nehme gegen Wilhelm II. 
eine drohende Stellung ein und versuche ihn zu nötigen, den Ver- 
trag zu ratifizieren. Damit war der Plan einer belgisch-luxem- 
burgischen Zollunion auch offiziell definitiv erledigt, und der 
Graf von Maltzan, der die Leitung der auswärtigen Angelegen- 
heiten Preußens übernommen hatte, durfte mit Befriedigung am 
8. November seinem König berichten: «Großes Lob verdient das 
Verhalten des Kgl. Belgischen Gesandten (im Haag) und seiner 
Regierung; es ist sehr wichtig, daß Belgien auf den Antrag Nie- 
derlands ^) in Bezug auf das Großherzogtum einen Handelsver- 
trag abzuschließen, für jetzt nicht eingehen will.» 



^) Hätte eigentlich richtig heißen sollen: auf Antrag des König-Groß- 
'Jierzogs. 
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X. Der Abschluß des Anschlußvertrages 
an den Zollverein (8. Februar 1842). 

Die oben mitgeteilte versöhnlichere Instruktion, welche das* 
preußische Ministerium des Auswärtigen gleichzeitig mit der 
Note vom 18. Oktober dem Gesandten im Haag übermittelt, 
hatte und die sehr deutlich auf die Möglichkeit und Wünschbar- 
keit weiterer Verhandlungen hinwies, wurde, wohl auf die Ein- 
wirkung Friedrich Wilhelms, dem der Streit mit dem Freund, 
in der Seele zuwider war, in einer weiteren Instruktion Maltzana- 
an Lottum vom 25. Oktober verstärkt. Preußen wolle nach Er- 
teilung der Ratifikation nach Kräften bemüht sein, Luxemburg 
die Vorteile des belgischen Vergünstigungsgesetzes zu sichern,, 
und deshalb sollte Lottum unmittelbar mit den Mitgliedern der 
außerordentlichen luxemburgischen Kommission in Verbindung:, 
treien und diesen klar machen, daß Preußen es mit den mate- 
riellen Interessen des Großherzogtums in jeder Hinsicht wohl 
meine. 

Als diese Instruktion am Abend des 29. Oktober im Haag- 
eintraf, konnte die Lottum anbefohlene Annäherung keinen Ein- 
fluß mehr auf die Entscheidung ausüben, da schon am 25. Okto- 
ber die preußische Note vom 18. im. ablehnenden Sinn beant- 
wortet worden war. Zudem konnte Lottum seinen Auftrag nur 
indirekt ausführen, da es den Mitgliedern der luxemburgischen 
außerordentlichen Kommission bei ihrem Eintreffen im Haag 
vom König-Großherzog aufs strengste untersagt worden war,, 
weder mit den niederländischen Staatsministern noch mit dem. 
diplomatischen Corps Umgang zu pflegen, so daß Lottum kein 
einziges Mitglied auch nur dem Aussehen nach bekannt war^).. 

Nachdem die erneute Verweigerung der Ratifikation des. 
Vertrags vom 8. August in der luxemburgischen Note vom 25. 
Oktober dem Berliner Kabinett bekannt worden war, legte dies^ 
die Richtlinien seiner Politik gegenüber Wilhelm IT. als Groß- 
herzog von Luxemburg folgendermaßen .fest: 

1. Die Ratifikation des Vertrags vom 8. August könne von 
Preußen nicht als ein Recht verlangt werden. Wenn auch dieser 
Vertrag von dem luxemburgischen Bevollmächtigten instruk- 
tionsgemäß abgeschlossen worden sei, und wenn auch seit dem 
Abschluß nichts vorgief allen sei, was di-e luxemburgische Regie- 
rung ermächtigen könnte, die Ratifikation zu versagen, wenn 
man* daher preußischerseits nach völkerrechtlichem Gebrauchs 
und nach Treu und Glauben berechtigt sei, die Ratifikation zu 
verlangen, «so bliebe diese doch der Form nach vorbehalten.. 
Ohne die landesherrliche Ratifikation ist der Vertrag nicht per- 
fekt, und es ist daher von Verletzung, von Bruch eines Vertrag&i 
nicht die*Rede». 



^) Lottum an den König von Preußen, 1. November 1841. 
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2. Der luxemburgische Vorschlag auf Verhandlung eines? 
Handelsvertrags mit dem Zollverein sei abzulehnen, da dies- 
keinen vollgültigen Ersatz für den vereinbarten Anschluß Luxem- 
burgs an den Zollverein bedeute, und w^eil Luxemburg in diesem 
Falle die Absicht habe, einen ähnlichen Handelsvertrag vor 
Allem mit Belgien, vielleicht auch mit Frankreich abzuschließen. 

3. Daraus ergebe sich die Schlußfolgerung, die Angelegen- 
heit nicht mehr als eine wirtschaftliche, sondern als eine poli- 
tische, nicht mehr als eine solche des Zollvereins, sondern als 
eine Sache des Deutschen Bundes zu behandeln^). 

Das war der Gedanke, den Metternich bereits in seiner In- 
struktion an den Grafen Senfft ausgesprochen hatte, die Frage 
der Ratifikation von dem Boden des Zollvereins auj den Boden 
d^r deutschen Politik zu bringen. Demgemäß erhielt Graf Lot- 
tum von Berlin aus neue Instruktionen. «Ich führe die Verhand- 
lung vom Zollterrain auf das deutsche Terrain und nehme somit 
im Haag eine expektative und passive Haltung», schrieb ihm 
Maltzan am 9. November. 

Diesen Standpunkt brachte die preußische Regierung den 
Zoll Vereinsstaaten in einer Zirkularnote vom 17. November zur 
Kenntnis. Gleichzeitig teilte das preußische Kabinett dem öster- 
reichischen mit, der Zollverein glaube nicht das Recht zu haben, 
die Ratifikation des Vertrags von Wilhelm II. zu erzwingen, es 
sei aber im Interesse Deutschlands nötig zu verhindern, daß sich 
Luxemburg kommerziell mit Frankreich oder Belgien vereinige 
und deshalb Sache Deutschlands, den König-Großherzog von 
einer solchen Vereinigung abzumahnen. Demgemäß schlug Ber- 
lin eine gemeinsame Aktion im Haag vor. Es sollte kein be- 
stimmtes Verlangen an Wilhelm II. gestellt, sondern ihm ledig- 
lich eine Warnung vor jeder Verbindung Luxemburgs mit einem 
Nachbarstaat, die es Deutschland entfremden müßte, erteilt wer- 
den^). Da Belgien jetzt, besonders nach der Orangisten- Ver- 
schwörung, keine Lust mehr habe, sich weiter mit dem König^ 
der Niederlande einzulassen, so genüge es, durch einen solchen 
Schritt diesen von einer Verbindung mit Frankreich abzuhalten. 
Werde letzteres verhindert, so sei angesichts des dringenden BeT 
dürfnisses Luxemburgs nach einem Zollanschluß der Anschluß 
an den Zollverein und damit die Ratifikation des Vertrags un- 
vermeidlich. 

Auf diese Anregung ging Metternich nur zum Teil ein. Er 
lehnte eine Kollektivnote ab, auch wollte er Österreich lediglich 
als europäische Großmacht, die an den Zollvereinsfragen kein 
Interesse habe, und nicht als deutschen Bundesstaat im Haag 
sprechen lassen. Demgemäß schickte er nach dem Haag eine 
selbständige Note vom 19. November, die, in versöhnendem 



Bericht Maltzans an den König von Preußen vom 5. November 1841. 

*) Der preußische Minister der auswärtigen Angelegenheiten an den 

preußischen Gesandten in Wien, Freiherrn von Ganitz, am 8. November 1841. 
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Sinne abgefaßt, Wilhelm 11. die österreichische Vermittlung an- 
bot und ihm als demjenigen^ der sich durch die Verweigerung 
der Ratifikationsformel ins Unrecht gesetzt habe, nahelegte, die 
Initiative za einem Ausgleich mit Preußen zu ergreifen. 

Auch Rußland hatte sich für verpflichtet gehalten, zum 
zweiten Mal beim niederländischen König zu intervenieren. Am 
6. November übergab der russische Gesandte Baron von Maltitz 
Wilhelm II. einen Brief der russischen Kaiserin ^) und empfahl 
bei diesem Anlaß die Erteilung der Ratifikation mit einem Vor- 
behalt, der die Ausführung des Vertrages suspendierte, bis die 
von Preußen gewünschten Zusicherungen in Separatartikeln 
erteilt seien. Diesen Vorschlag, der Wilhelm II. nach Ansicht 
des russischen Gesandten aus der peinlichen Lage befreien sollte, 
in die er sich durch die Verweigerung der Ratifikation mut- 
willigerweise versetzt hatte, hatte dieser Gesandte vorher mit 
seinen österreichischen, englischen und preußischen Kollegen 
besprochen, die sich damit einverstanden erklärt hatten, letzterer 
allerdings vorbehaltlich der Zustimmung seiner Regierung. 

Der russische Gesandte gab noch eine zweite Anregung, über 
die er seiner Regierung mit den Worten berichtete: «J'ai cru 
pouvoir proposer au Roi de reiterer par une reserve annexee ä 
sa ratification au traite du 8 aoüt la demande comprise dans la 
depeche adressee ä M. de Scherff sous la date du 7 aoüt ^) parce 
que les dispositions favorables du gouvernement prusisien ä cet 
egard m'etaient connues par une communication du comte de 
Lottum. Tel n'etait pas le cas ä l'egard des articles separes con- 
cernant l'administration douaniere du Luxembourg, cfui refusent 
ä ce pays le droit d'exercer un vote au Zollverein. Mais peut- 
etre ces articles si blessants pour l'amour-propre de la nationa- 
lite luxembourgeoise, ces articles, qui forment peut-etre l'obsta- 
cle principal ä un rapprochement, pourraient-ils etre modifies de 
maniere ä appaiser les repugnances du Grand-Duc? Gel)endant 
je ne dissimulerai pas que M. le comte de Lottum, ä qui j'ai fait 
part de cette idee, la juge en son particulier tout ä fait impra- 
ticable.» " 

Über den Verlauf der Audienz wurde Lottum von Maltitz 
gleich informiert. Er berichtete sofort nach Berlin^): «Die 
herben Klagen des ehemaligen Prinzen von Oranien über Man- 
gel an Mut und Tatkraft, den die nordischen Mächte in der hol- 
ländisch-belgischen Verwicklung gezeigt, sind auch von dem 
nunmehrigen König ausgesprochen und haben dadurch eine 



^) Die Königin der Niederlande war die Schwester des russischen 
Kaisers Nikolaus und die Kaiserin von Rußland als Schwester Friedrich 
Wilhelms IV. die Cousine Wilhelms II. 

*) Gemeint ist die Depesche Verstolks an Scherff, wonaöh die Ratifi- 
kation nicht erfolgen könne, als bis über den Fortbes1>and der Verkehrs- 
erleichterungen an der helgischen Grenze näher verhandelt worden sei, die 
erst nach erfolgter Unterzeichnung des Vertrags in Berlin eintraf. 

') Bericht Lottums an den König von Preußen, 9. November 1841. 
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höhere Bedeutung erlangt. — Diese Klagen werden als Entschul- 
digung des bitteren Gefühls angeführt, welches den König-Groß- 
herzog gegen Deutschland im allgemeinen, aber vorzugsweise 
.gegen Preußen beseelt und welches Allerhöchstdieselben zu ver- 
bergen, auch nicht im mindesten bemüht sind JDas Resultat 

der langen Unterredung hat darin bestanden, daß der Monarch 
versprochen hat, die Papiere, welche sich auf die Luxemburger 
Zollanschluß-Angelegenheit beziehen, durchzulesen. S. M. gaben 
sich der Hoffnung hin, hierin einige Daten zu findem ^^^ ^^^ 
autorisieren, Allerhöchstihren Bevollmächtigten zu desavouieren 
und so auf vorgeschriebenem Wege sich seines gegebenen 
Fürsten Wortes als entbunden zu erklären. Die Audienz hat 
dajiiit geendigt, indem der König sagte: J'ecrirai ä TEmpereur 
et je vous ferai inviter lundi prochain ä venir prendre ma lettre, 
j'examinerai les pieces relatives ä la negociation ainsi que la 
proposition relative ä la rectiflcation sous reserve, mais, je vous 
en piöviens d'avance, n'esperez pas beaucoup.» 

Trotz all dieser Bemühungen und Vermittlungen hatte der 
Konflikt von seiner Schärfe nichts verloren. Denn am 13. No- 
vember sprach der niederländische Gesandte in Berlin Graf von 
Perponcher den Wunsch Wilhelms II. auf Abberufung des preus- 
sischen Gesandten im Haag wegen unzuläßiger Einmischung in 
die innere holländische Politik aus. Wilhelm II. beschuldigte 
nämlich Lottum und Disbrowe, die Generalstaaten gegen ihn auf- 
gehetzt zu haben. 

Diese Bitte des Königs der Niederlande konnte von Frie- 
drich Wilhelm nicht gut abgeschlagen werden, und anderseits 
wollte man in Berlin nicht den Anschein einer Maßregelung des 
Gesandten erwecken. Der preußische Minister des Auswärtigen 
schlug daher Friedrich Wilhelm vor, Lottum dienstlich nach 
Berlin kommen zu lassen, ohne ihn jedoch im Haag zu ersetzen. 
«Es ist wohl gewiß, schrieb der Minister an den König von Preu- 
ßen, daß mit ihm (Lottum) ein wesentliches Hindernis der Ver- 
mittlung und Aussöhnung vom Haag entfernt wird.» 

Friedrich Wilhelm war von der Spannung, die in den preu- 
ßisch-luxemburgischen und damit auch in den deutsch-nieder- 
ländischen Beziehungen eingetreten war, wenig erbaut. Er 
machte sich Sorgen um die Stellung des Oraniers als König der 
Niederlande und befürchtete eine Katastrophe für die ihm nahe 
verwandte königliche Familie, denn Wilhelm II. war nicht bloß 
sein Vetter, sondern auch der Schwager seiner Schwester. Er 
wollte daher einen Schritt zur Versöhnung tun und beschloß, 
trotz des Widerspruches seiner Minister Thile und Mältzan, sei- 
nen Adjutanten Generalleutnant von Luck mit einem Brief an 
König Wilhelm zu schicken. «Ich tue, was ich kann, schrieb 
letzterer an Lottum am 9. November 1841, bin aber genötigt, 
geschehene Dinge zu berücksidhtigen, die mir nicht immer ganz 
freies Spiel lassen.» 
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Dieser Brief Friedrich Wilhelms vom 4. November, derb 
Luck am 13. Novemher Wilhelm II. übergab, lautete: 

«... .Votre Gouvernement oublie vis-ä-vis du mien, ou plutöt 
des notres jusqu'aux formes requises par Ja diplomatie euro- 
peenne. Toute TAllemagne et bien au-delä des limites de la coa- 
lition douaniere, retentit d'un seul cri d'indignation. II n'y a pas 
de doutes que la Zollkonferenz qui va s6 reunir, ne demande des- 
niesures de retorsion. La Diete germanique meme agitera forte- 
ment la question luxembourgeoise. Et moi, dont l'influence aurait 
peut-etre pu calmer la trop grande agitation, moi, j'ai les mains 
liees. L'indiscretion commise par un ou deux de Vos trop zeles 
serviteurs, en montrant deux lignes du commencement et deux 
lignes de la fin de ma premiere lettre a Vous, eher et bon Guil- 
laume, me condamne ä l'inaction. Les convenances, le sentiment 
de* ma Position ne me permettent plus de m'opposer aux mesures^ 
que l'on demandera imperieusement, de peur de paraitre le 
complice et meme le moteur de la nonratification du traite du 8 
aoüt. Et Dieu sait! que quiconque aurait lu les neuf^dixiemes de 
Gette lettre ne pourrait croire u^ petit moment que j'eusse eu 
l'intention de Vous conseiller cette malheureuse non-ratification. 
En un mot, Votre Position peut devenir tres critique. — . . .Le- 
Premier moyen que je Vous ai propose, celui de la negociation^ 
Vous l'avez rejete. Aujourd'hui je crois^ en avoir trouve un antret- 
et comme le temps presse, je Vous envoie« mon idee toute chaude 
et j'en charge mon excellent Luck, qui partagemes sympathies 
pour Vous et que Vous, eher ami, avez toujours traite de bonne 
et ancienne connaissanee. II est instruit de tout, mais il n'ouvrira 
pas la bouebe si Vous ne la lui ouvrez lui-meme. Voiei mon idee. 
Vous enverriez un negociateur ici et Vous nous feriez dire: Ah 
Qa! entendons-nous. Votre traite etait pour 4 ans. Ce temps est 
trop long. J'ai eu les plus grands doutes sur son opportunite 
pour mon Grand-Duehe; ces 4 ans l'auraient peut-etre ruine. 
C'est pour ga que je ne le ratifierai jamais avec les quatre ans. 
Mais n'y aurait-il pas moyen de ehanger ces vilains quatre ans?' 
8i vous acceptez un an de duree, tout est ehange. Un an ne fera 
pas de mal au Luxembourg.' Donnez-moi un an et je signe. — 
Qu'en pensez-vous, eher Guillaume. Si vous adoptez ce mode et 
si vous reussissez (ce dont je ne doute pas), Vous etes dans une- 
belle Position. Vous direz au Luxembourg et aux Cabinets 
etrangers: Je suis content, car j'ai gagne ma cause. Le traite du 
8 aoüt reste aboli et 'Jen ai conclu un autre, aus welchem der 
Stein des Anstoßes, die vier Jahre Dauer, hinausgetan sind. — 
Vis-ä-vis de nous atitres, Vous rentrez de fait dans le traite, mais 
sous une autre forme et Vous avez toujours cette bienheureuse- 
annee qui vous donnera le loisir d'observe'r les suites du traite 
sur Votre Grand-Duehe. J'avoue que je nourris Tespoir qu'elles^ 
seront si benignes que ni Vous, ni le pays, ne voudront en sortir 
ä la fin de Tannee .... 
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Si au contraire Vous rejetez encore mes bonnes et loyales 
.intentions, je me trouverais au bout de mou latin. Je ne pour- 
rais plus faire prevaloir le oousin — cbose bien cruelle pour moa 
coeur — et je me trouverais dans la triste necesöite de ne plus 
me meler personnellement de l'affaire et d'en laisser faire une 
purement de Gouvernement ä Gouvernement ... Si Vous entrez 
dans mes vues, le Cousin se mettra en quatre pour faire adopter 
Vos propositions aux autres Cours du Zollverein. Tout en ne 
pouvant garantir le succes de mes bons Offices, je n'en doute 
pas . . . .» 

In einem Postscriptum vom 6. November fügte Friedrich 
Wilhelm noch hinzu: 

«J'ai fait parier depuis ä quelques gens du metier sur le 
•cote pratique d'un traite pour un an. Ils enoncent de grands 
doutes sur la bonne volonte d'y entrer des autres Etats du Zoll- 
verein. Gette circonstatnce ne me retient pas un moment de vous 
eiivoyer M. de Luck avec cette lettre: La chose principale est, que 
Vous renouiez avec nous autres. Prenez le motif d'un an ou 
bien celui de meilleures conditions pour la frontiere des deux 
Luxembourgs (chose plus faisable peut-etre) ou tout autre mo- 
tif, mais renouez, renouez, renouezü! avant que les clameurs des 
Hollandais ou les mesures du Zollverein et de la Diete de Franc- 
fort Vous y forcent. Je prie Dieu qu'Il garde Votre coeur et 
Vos pas.» 

Dieses vvrarmherzige Schreiben verfehlte seine Wirkung 
nicht. Wilhelm dankte seinem Freunde herzlich und erklärte 
isich bereit, den Vertrag für ein Jahr zu ratifizieren, wenn 
zugleich die Garantie der Erhaltung des belgischen Vergüns- 
tigungsgesetzes gegeben werden, obgleich er glaube, daß die Ver- 
.handlungen ergebnislos verlaufen würden. «Z^e droit de refuser 
la ratification d'un traite signe, est ä mes yeux inherent ä tout 
pouvoir souverain, j'aurais donc pu le faire tout simplement et 
cruement, mais comme il s'agissait des Etats du Zollverein dont 
Vous etes pour ainsi dire le Pere et le protecteur ne, qu'en outre 
Vous etes mon plus proche voisin, mon Cousin et ami, j'ai voulu 
faire plus que d'ordinaire et m'assurer en Vous avertissant de 
la Position oü je me trouvais que Vous ne m'en voudriez pas si 
j'usais de mon droit de ne pas ratifier; — car je sais et je savais 
que Ton en use rarement et que l'habitude de presque tout rati- 
fier est tellement prise que ma non-ratification etonnerait et 
paraUrait au premier dbord une action contraire au droit des 
gens, ce qu'elle n'est cependant d'aucune fa^on, surtout ma 
resolution ä cet egard n'ayant ete prise qu'apres la reception de 
Votre lettre dont je Vous envoie copie si par hasard Vous n*en 
aviez pas gardee; en lisant cette copie de Votre lettre du 28 aoüt 
Tous comprendrez aussi pourquoi je n'ai fait voir que le com- 
mencement et la fin de Votre lettre et non pas le milieu, je Tai 
-fait par amitie pour Vous afin de ne pas Vous compromettre 
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comme Roi de Prusse, par une lettre ecxite dans l'effusion de 
Tamitie qui contenait des expressions offensantes pour la France 
et la Belgique; ce n*est donc pas dans mon interet, mais unique- 
ment dans le Vötre que j'ai pense agir en communiquant par- 
tiellement Votre lettre. — J'ai longtemps cause avec Luck et lui 
ai prouve par des faits, dont il vous rendra un compte verbal, 
que je ne suis pas vendu d la France, mais mon pays a interet 
ä etre bien avet Elle, et je suis poli et rend les politesses que je 
regois, c'est la France qui a toujours fait le Premier pas, moi le 
second. — » Der Brief schloß mit der Bitte, Lottum ab- 
zuberufen. 

Aus diesem Briefwechsel ist hervorzuheben, daß während 
Friedrich Wilhelm von der Bedingung der einjährigen Dauer 
oder der Erhaltung der Vergünstigungen mit Belgien sprach, 
König Wilhelm beides beanspruchte. An di« Stelle der vorge- 
schlagenen Alternativbedingung setzte er Kumulativbe'dingungen. 

Durch das Entgegenkommen Friedrich Wilhelms uijd durch 
die Bemühungen der befreundeten und verwandten Höfe um 
eine Verständigung, um die sich besonders auch der König von 
Württemberg als Schwiegervater des niederländischen Kron- 
prinzen bemüht hatte, war eine für die Verhandlungen günsti- 
gere Atmosphäre geschaffen worden, die auch das preußische 
Ministerium des Auswärtigen zu einer anderen Auffassung der 
Dinge führte. 

In einem Expose des Auswärtigen Amtes ^ wurde gegen 
die in der deutschen Presse mit besonderer Schärfe vertretene - 
Auffassung Stellung genommen, die Nichtratifikation des Ver- 
trags vom 8. August durch den König-Großherzog sei eine Be- 
leidigung, die zur Forderung einer Genugtuung berechtige. «Eine 
Beleidigung liegt zuerst nicht in der Absicht; der eigentliche 
Grund der Nictjli*atifikation ist, daran läßt sich nicht zweifeln, 
das Geschrei im Großherzogtum gegen den Vertrag, die Meinung, 
er verletze die Interessen, die Gefühle der Luxemburger, er- 
mache sie preußisch, deutsch, und dsis wollen viele der Luxem- 
burger, eine große Partei, nicht sein .... Die Nichtratifikation 
ist eine Verletzung von Rücksichten, wie sie nur durch eigent- 
liche Not entschuldigt werden kann.» Es sei aber weiter zu 
bedenken: 

1. daß Wilhelm II. einen Adjutanten nach Berlin mit einem 
Brief geschickt habe, in dem er flehentlich bat, vom Vertrag ent- 
bunden zu werden, und 

2. daß er später zur freundschaftlichen Verständigung den 
Gesandten von Scherff entsandte; 

3. daß die Mission des Generals von Luck erkennen la«^«5«\ 



Die Urkunde trägt kein Datum. Aus ihrem Wortlaut ist aber an- 
zunehmen, daß sie in die Zeit zwischen der Rückkehr des Generals von Luck 
nach Berlin und der Ankunft von Scherffs in Berlin, also etwa zwischen, 
dem 20. und 25. November fällt. 
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daß der König von Preußen die Verweigerung der Ratifikation 
durch den König-Großherzog nicht als Beleidigung auffasse. 

In der Sache selbst sei der Anschluß Luxemburgs an den 
Zollverein in dem früheren Stadium der Verhandlungen mit 
Preußen nicht so wichtig gehalten worden wie jetzt. So seien 
durch Kabinettsordre vom 21. April 1841 die preußischen Mi- 
nister des Auswärtigen und der Finanzen angewiesen worden, 
die Verhandlungen abzubrechen, falls Luxemburg nicht in die . 
preußischerseits geforderte Übergangsabgahe auf Leder ein- 
willige. 

Aber auch jetzt dürfe die politische und die wirtschaftliche 
Bedeutung des Anschlusses nicht überschätzt werden. «Die 
Frage betrifft ein kleines Grenzland, das wesentlich durch die 
Hauptstadt, durch die Festung beherrscht wird, und diese ist 
beherrscht durch eine zahlreiche preußische Garnison. Durch 
einen Handelsvertrag sur une base large et acceptable, wie ihn 
Österreich vermitteln will, läßt sich dem Einfluß von Frankreich 
und Belgien kräftig entgegenwirken.» 

Scherff, der gleichzeitig mit der Ernennung Blochausens 
zum Kanzler seinen Frankfurter Posten wieder eingenommen 
hatte, wurde nach dem Haag gerufen, und am 23. November 
reiste er nach Berlin ab mit dem in dem obenerwähnten Brief 
Wilhelms 11. an Friedrich Wilhelm IV. enthaltenen Vorschlag, 
über die Modifikationen zu verhandeln, unter denen der König- 
Großherzog ohne Beeinträchtigung der moralischen und mate- 
riellen Interessen seiner luxemburgischen Untertanen den Ver- 
trag vom 8. August nachträglich ratifizieren könne. Hierzu sei 
Erfordert: 

1. daß die Dauer des Vertrags auf ein Jahr mit gegen- 
seitiger sechsmonatlicher Kündigungsfrist festgesetzt werde und 
(nicht oder) 

2. daß die Ausführung des Vertrags nicht eher beginne, als 
nachdem die belgische Regierung verbindlich zugesichert habe, 
während dieser Dauer das belgische Vergünstigungsgesetz vom 
6. Juni 1839 bestehen zu lassen. 

Gegen diesen Vorschlag machten die drei preußischen Mi- 
nister Thile, Maltzan und Alvensleben, die am 9. Dezember in 
Beratungen über die Scherffschen Vorschläge getreten waren, 
geltend, daß sich die Kosten, Mühen und Verluste eines An- 
schlusses für ein Jahr nicht lohnten. 

Schon in Bezug auf diesen ersten Punkt nahm also die 
preußische Regierung den Vorschlag nicht an, den Friedrich 
Wilhelm seinem Vetter als ein durchaus erreichbares Zugeständ- 
nis bezeichnet hatte, wenn dieser nur die Verhandlungen wieder 
anknüpfen wolle. 

Gegen die zweite luxemburgische Bedingung bestanden bei 
der preußischen Regierung vielleicht noch größere Bedenken, da 
Belgien Gegenleistungen, besonders ansehnliche Zollerleichterun- 
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;gen für große Quantitäten Eisen- und Eisenwaren verlangte. 
Ferner sei es ausgeschlossen, Opfer zu bringen, um Luxemburg 
eine belgische Vergünstigung zu sichern, die der Rheinpravinz 
nicht zukomme, die Entschädigung für den etwaigen Verlust des 
.belgischen Verkehrs habe Luxemburg in der Erlangung des 
freien Verkehrs mit Deutschland zu erblicken. Endlich lasse der 
Hinweis auf die «moralischen und materiellen Interessen Lu- 
xemburgs» die Absicht erkennen, den Vertrag vom 8. August 
insbesondere durch den Ausschluß preußischer Beamten aus der 
luxemburgischen Zollverwaltung zu modifizieren. 

Das Gesamturteil der drei preußischen Staatsminister lau- 
tete: Es ist unmöglich, . den Vereinsstaaten gegenüber solchen 
jnit der Würde und dem Interesse Preußens sowie des ganzen 
Zollvereins unverträglichen Bedingungen das Wort zu reden ^). 

Als diese Ansichten von Scherff eröffnet wurden, griff dieser 
eine Idee auf, die preußische rseits nebenbei in den Verhandlun- 
gen erwähnt worden war: Die natürlichste Lösung der Verwick- 
lung sei, den Vertrag vom 8. August 1841 aufzuheben, somit 
Wilhelm II. von der Ratifikation zu entbinden, jedoch unter der 
Bedingung, daß er während der im Vertrag vorgesehenen An- 
schlußdauer von 4 Jahren, d. h. bis 1. Januar 1846 weder mit 
Belgien noch mit Frankreich Zollanschluß- oder Handelsverträge 
-abschließe und den jetzt in Luxemburg neu eingeführten Zoll- 
tarif ohne Einwilligung des Zollvereins nicht verändere. 

In Luxemburg war inzwischen, als die Ratifikation verwei- 
gert worden war, um den lebhaften Klagen über das Fortbe- 
stehen des seinerzeit am 20. Juli 1840 zur Vorbereitung des An- 
schlusses an den Zollverein und vor allem zur Verhütung der 
Nachsteuer eingeführten sogenannten provisorischen Zolltarifes 
Einhalt zu tun, dieser durch Großh. Beschluß vom 31. Okt. 1841 
.abgeschafft und durch einen von der luxemburgischen Kommis- 
sion im Haag ausgearbeiteten neuen Tarif ersetzt worden, der 
für den Verkehr mit den drei Nachbarstaaten die gleichen Zoll- 
sätze einführte. Damit nahm das Großherzogtum im Hinblick 
»auf demnächstige Handelsvertragsverhandlungen nach allen 
Seiten hin gleichsam eine neutrale abwartende Haltung ein. 
Dieser am 12. November 1841 in Kraft getretene Zolltarif blieb 
nur kurze Zeit in Geltung. Schon am 6. Februar 1842 wurde 
^r wieder durch den sogenannten provisorischen (Zollvereins-) 
Tarif vom 20. Juli 1840 ersetzt. 

Der preußische Vorschlag bezweckte, Luxemburg von einer 
wirtschaftlichen Verbindung mit Frankreich oder mit Belgien 
abzuhalten, und zwar sollte dies auch für die Zukunft festgelegt 
werden durch einen in den Vertrag aufgenommenen Vermerk, 
«daß der König-Großherzog wiederholt erklärt habe, wie es sei- 
nen Bundespflichten zuwiderlaufen würde, wenn er für das 
deutsche Großherzogtum mit Frankreich oder Belgien einen 



*) Bericht Maitzans an den König vom 3. Januar 1842. 
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Zollvereinsvertrag abschlösse» 0. Wahrscheinlich werde auch 
Luxemburg seine isolierte wirtschaftliche Stellung nicht länger 
aushalten können und dann, vielleicht schon vor Ablauf der vier 
Jahre von selbst, da ilßn die anderen Möglichkeiten abgeschnit- 
ten seien, den Anschluß an den Zollverein, der jetzt nicht er- 
zwungen werden könne, begehren. 

In Ermangelung entsprechender Instruktionen nahm von 
Scherff den preußischea Vorschlag, der sich Ende Dezember zu 
einem Vertragsentwurf verdichtet hatte, ad referendum an. Er 
hielt persönlich den Weg durchaus für gangbar und war der 
unigohenden Annahme des preußischen Vorschlags durch seine 
Regierung so sicher, daß er sich gleich den Ratifikationsentwurf 
von der preußischen Regierung erbat. Bei der luxemburgischen 
Regierung fand jedoch der preußische Vorschlag, dessen Absicht 
durchschaut wurde, angesichts der Unmöglichkeit, Luxemburg 
noch weitere Jahre in dem bisherigen * handelspolitischen 
Schwebezustand zu belassen, keine Zustimmung. 

In diese Zeit fällt die Organisation einer effektiven luxem- 
J)virgischen Regierung, nachdem seit dem Abgang Hassenpflugs 
die luxemburgischen Geschäfte tatsächlich von Wilhelm II. ^it 
Hülfe des Geheimrates Stifft, der kürzlich durch den luxembur- 
gischen Kanzler von Blochausen ersetzt worden war, erledigt 
wurden. Am 12. Oktober 1841 hatte der König-Großherzog die 
luxemburgische Verfassung proklamiert imd am 21. Dezember 
1841 de Lafontaine zum Gouverneur, Gelle, Baltia, Ulveling und 
Theodor fescatore zu Regierungsräten und Charles Simons 
zum Sekretär des Regierungsrates ernannt. Somit war zum 
ersten Mal eine luxemburgische Regierung konstituiert, die mit 
Einschluß des Kanzlers von Blochausen ausschließlich aus 
Landeskindern bestand, während unter dem Regime Wilhelms L 
und Hassenpflugs, die sog. luxemburgische Regierung aus- 
schließlich aus Landesfremden zusammengesetzt war. 

Auf Vorschlag Blochausens verfügte der König-Großherzog, 
daß zur Unterstützung von Scherffs, der in Berlin erkrankt war, 
Mitglieder der luxemburgischen Regierung, nämlich Theodor 
Pescatore und der Sekretär des Regierungsrates und der Stände- 
versammlung Rechtsanwalt Charles Simons, mit dem Charakter 
von Legationsräten an den Zollanschlußverhandlungen teilzu- 
nehmen hätten. 

Als die beiden luxemburgischen Kommissarien, 'die über 
den Haag gereist waren, in Berlin ankamen, lag dort schon 
folgende empfehlende 'Charakteristik ihrer Persönlichkeit durch' 
das Militär-Gouvernement der Bundesfestung Luxemburg auf 
dem Verhandlungstisch vor: 

«Was zunächst an ihnen auffällt ist, daß sie «u der 
betreffenden Mission jedes Berufes zu ermangeln scheinen, denn 

^) Pro Memoria des preußischen Ministers der auswärtigen Angelegen- 
heiten vom 11. Dezember 1841. 
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nicht nur, daß beide nichts geltend machen können, was sie 
persönlich oder ihrer sozialen Stellung nach bis dahin ausge- 
zeic^hnet hätte, ist der erstere Jurist und als solcher den indus- 
triellen und kommerziellen Betrieben ganz fremd geblieben, 
auch von ihm nicht bekannt, daß er sich je dafür interessiert 
habe, während der andere im Grunde dies ebensowenig getan, 
wenngleich" er bei einer zur Exploitierung mehrerer gewerb- 
lichen Institute gebildeten Gesellschaft beteiligt ist. Außerdem 
gehört er einer nicht unangesehenen hiesigen Familie an, von 
welcher er indes wie das jüngste, so in aller Beziehung das am 
wenigsten versuchte und erfahrene Mitglied ist. 

Der Grund zu ihrer Wahl möchte daher auch nur darin 
liegen, daß die beiden — neben ihrer Eigenschaft als durch 
Umgang und durch übereinstimmende politische Neigungen 
vertraute Freunde des neu kreierten Kanzlers des Landes von 
Blochausen im Haag — systematische Gegner des Zollvereins 
und zugleich Wortfiihrer der gegen Förderung deutscher Sitte 
und Bildung im Lande gerichteten Bestrebungen sind; wobei 
sie sich schon früher als so entschiedene Anhänger der bel- 
gischen Sache bewiesen haben, daß der p. Simon zum damaligen 
Nationa:lkongreß in Brüssel erwählt, darin für die Exklusion 
der Nassau votiert hat, auch ihm, wie dem Theodor Pescatore, 
wegen ihrer tatsächlich kundgegebenen Sympathie für die Re- 
volution der Rücktritt in die Festung lange untersagt war.>*) 

Die luxemburgischen Kommissarien wiesen nun den letzten 
preußischen Vorschlag einer vierjährigen Sperrzeit zurück imd 
wollten nur die Bindung annehmen, bis 1. Januar 1843, also auf 
ein Jahr, keinen Handelsvertrag nait einem anderen Staat ab- 
zuschließen. Dieses Anerbieten lehnten die preußischen Kom- 
missarien mit dem Hinweis ab, daß eine so kurze Sperrzeit 
Luxemburg nicht verhindern würde, unmittelbar nach dem Ab- 
bruch der Verhandlungen mit Preußen neue Verhandlungen mit 
einem dritten Staat anzuknüpfen. Damit waren die Unterhand- 
lungen wieder auf einen toten Punkt angelangt. 

Die preußische Regierung beschloß, die luxemburgische 
Angelegenheit nunmehr dilatorisch zu behandeln in der An- 
nahme, daß mit der Zeit die erregte Stimmung in Luxemburg 
gegen den Beitritt zum Zollverein sich legen und Luxemburg 
je länger desto mehr seiner augenblicklichen Lage überdrüssig 
würde ^). Delmgemäß giab Preußen am 8. Januar den luxem- 
burgischen Kommissaren folgende Erklärung ab, die auch durch 
den preußischen Gesandten im Haag dem luxemburgischen 
Staatskanzler überreicht, ferner den Zoll Vereinsstaaten, dem 
Wiener, Petersburger und Londoner Kabinett mitgeteilt wurde: 
Das luxemburgische Anerbieten, ein Jahr lang keinen Handels- 

Militärgouverneur Prinz Friedrich zu Hessen an den preußischen 
Kriegsminister von Boyen am 18. Dezember 1841. 

*) Bericht der drei Minister an den König von Preußen vom 3. Jan. 1842. 
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vertrag zu schließen, wenn auf die Ratifikation des Vertrags vom 
8. August verzichtet werde, sei unannehmbar. Der König-Groß- 
h'erzog werde an seine .Verpflichtungen dem Deutschen Bunde 
gegenüber und an seine früheren Versprechungen erinnert, kei- 
nen Zollanschluß Luxemburgs an Frankreich oder an Belgien 
einzugehen. Der Zollverein werde Luxemburg auch späterhin 
die Aufnahme nicht verweigern imd Preußen selbst die Auf- 
nahme für ein Jahr befürworten, wenn versprochen werde, 
nachher vier Jahre hindurch keinen Handelsvertrag mit ande- 
ren Staaten einzugehen. 

Ihre Auffassung der durch den Abbrubh der Verhandlungen 
mit Luxemburg geschaffenen Lage und ihre Erwartungen 
drückte die preußische Regierung ihren Zollverbündeten gegen- 
über folgendermaßen aus: «Es liegen keine Anzeichen vor, daß 
für Luxemburg eine nähere Handelsverbindung mit Frankreich 
gedacht oder begründete Absicht sei, daß solche mit Belgien zu 
Stande komme. Nach den Äußerungen der Luxemburger Abge- 
ordneten* muß man vielmehr glauben, daß in diesem Lande di^ 
materiellen Interessen sich wieder mehr geltend machen, daß 
die im vorigen Jahre daselbst stattgefundene Aufregung und der 
Parteikampf gegen den Vertrag vom 8. August v. J. sich zu legen 
anfängt, und es ist nicht zu bezweifeln, daß luxemburgischerseits 
binnen kurzem neue Anträge werden gemacht werden, um in 
den Zollverein aufgenommen zu werden. Unter diesen Um- 
ständen erscheint es der preußischen Regierung angemessen, 
für jetzt keine weiteren Maßregeln zu ergreifen, sondern Luxem- 
burg Zeit zu lassen, um einen Entschluß zu fassen. > 

Diese Prognose war richtig, und sie verwirklichte sich viel 
früher als die preußische Regierung wohl geahnt hatte — vier 
Wochen später sollte der definitive Anschlußvertrag Luxem- 
burgs an den Zollverein Zustandekommen. 

Inzwischen war eine weitere Verschlechterung der handels- 
politischen Lage Luxemburgs eingetreten. Wie bereits oben 
erwähnt, war am 31. Dez. 1840 zwischen Luxemburg und Hol- 
land eine Vereinbarung über gegenseitige Zollerleichterungen 
zustande gekommen. Dieser Handelsvertrag lief am 31. Dezem- 
ber 1841 ab und die Handelskammer in Maastricht hatte sich am 
16. Dezember 1841 an den König mit der dringenden Bitte ge- 
wandt, den Vortrag mit Luxemburg in Ansehung des Schadens, 
den er der Limburger Industrie gebracht hatte, nicht zu er- 
neuern. Die Limburger beriefen sich auf die erdrückende Kon- 
kurrenz, die das ältere und erfahrenere luxemburgische Gewerbe 
mit seinen niedrigen Arbeitslöhnen ihrer aufkeimenden und mit 
gewaltigen Steuern belasteten Industrie mache. Zum mindesten 
forderten sie, daß die luxemburgische Einfuhr solcher Waren 
unterbunden werde, die Limburg oder eine andere holländische 



*) Note an die Zollvereinsstaaten vom 13. Januar 1842. 
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Pravinz selbst hervorbringe, diese Einfuhr somit auf Eisen, 
Handschuhe, Gips und Gerbstoff unter Ausschluß von Porzellaji, 
Papier, Tapeten, Tuch, Möbel und Leder beschränkt werde, wo- 
gegen niederländischerseits die freie Einfuhr von Seefischen, 
Butter, Käse, grüner Seife und Glaswaren nach Luxemburg be- 
ansprucht werden könne. 

Die Handelskammer in Luxemburg hingegen wünschte den 
Handelsvertrag mit Holland bis zum Abschluß der schwebenden 
Verhandlungen mit dem Zollverein erhalten zu sehen, und zwar 
unter folgender Kontingentierung der zollfreien Einfuhr luxem- 
burgischer Waren in Holland 

Papier und Tapeten, jährlich fl. 70 000 

Leder > 100 000 ^- • 

Tuch > 30 000 

Porzellan , » 100 000 

während die übrigen luxemburgischen Waren, gegen deren Zu- 
lassung hoUändischerseits keine Bedenken bestanden, ohne 
Höchstgrenze nach wie vor eingeführt werden dürften. Als 
Gegenleistung schlug die luxemburgische Handelskammer eine 
Ermäßigung des luxemburgischen Eingangszolles für Kaffee 
von 5 auf 3 Gulden für 100 kg und die Ausdehnung der zollfreien 
Einfuhr auf Bleiweiß und auf alle Fischereierzeugnisse, insbe- 
sondere Tran und Lebertran vor 0- 

-_ Wilhelm II. war gern bereit, einen billigen Ausgleich 
zwischen den Limburger und den Luxemburger Wünschen zu 
schaffen, ja sogar einen umfassenden Vertrag zwischen Luxem- 
burg und Niederland zu schließen, stieß aber damit auf den 
Widerspruch seiner holländischen Minister, die gerade um jene 
Zeit wenig geneigt waren, sich um Luxemburg noch mehr zu 
kümmern, als sie es bisher zu ihrem Xeidwesen hatten tun 
müssen. 

Das englische Herrscherpaar hatte den König von Preußen 
eingeladen, bei der Taufe des am 9. November 1841 geborenen 
zweiten Kindes und englischen Thronfolgers Albert Edward — 
des späteren Königs Edward VII. — die Patenschaft zu über- 
nehmen. In der Absicht, eine politische Demonstration gegen 
den König der Niederlande auszuführen, wählte Friedrich Wil- 
helm IV. den Reiseweg über Belgien, statt über Holland. 

Als diese Absicht im Haag bekannt wurde, erschien ein 
niederländischer Minister beim preußischen Geö^ndten Grafen 
Lottum mit der Erklärung, der Entschluß des Königs von Preus- 
sen, die Niederlande auf seiner Reise nach England zu um- 
gehen, würde ein um so peinlicheres Aufsehen hervorrufen, als 
jedermann annehmen müßte, daß nur ganz besondere Gründe 
den König von Preußen veranlassen konnten, seine Schwester 
Luise, die mit dem Bruder Wilhelms II. verheiratet war und 



^) Die Handelskammer an die Regierung (regence du ipays) anj 11. De- 
zember 1841 und an den König-Großherzog. 
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©einen königlichen Vetter und Freund im Haag nicht zu besu- 
chen. Es sei daher dem König Wilhelm geraten worden, dem 
König von Preußen eine Zusammenkunft in Köln oder in Aachen 
vorzuschlagen, abör es sei noch unbestimmt, ob- der niederlän- 
dische König dieser Anregung folgen werde. Jedenfalls sei ein 
solcher Schritt des Königs im niederländischen Interesse sehr 
erwünscht. Der niederländische Minister fügte noch hinzu, ob- 
gleich jetzt die luxemburgichen Angelegenheiten als solche anzu- 
sehen seien, die die Niecierlande nicht berührten, die Mitglieder 
des niederländischen Ministeriums den festen Entschluß gefaßt 
hätten,, dem König-Großherzog die energischsten Vorhaltungen 
wegen seiner luxemburgischen Politik zu machen, da diese ge- 
eignet sei, wenn auch nur indirekt, dem niederländischen Inter- 
esse zu schaden *). •• 

Der Druck der niederländischen Minister veranlaß te denn 
auch Wilhelm IL, seinen königlichen Vetter am 8. Januar einzu- 
laden, ihn wenigstens auf der Rückreise zu bösuchen oder, wenn 
das unmöglich sein sollte, in Aachen oder in Köln mit ihm zu- 
sammen zu treffen. 

Die Antwort auf diese Einladung war nicht die von Wil- 
helm II. erhoffte. Friedrich Wilhelm antwortete ihm am 12. 
Januar, er beabsichtige nicht, die Rückreise von England über 
den Haag anzutreten. Auch könne er dem Vetter nicht raten, 
ihn jetzt in einer Stadt des Rheinlandes zu besuchen, dagegen 
hoffe er, ihn im nächsten Herbst in der Rheinprovinz bei den 
Truppenmanövern zu sehen. Dann kam Friedrich Wilhelm auf 
den nicht ratifizierten Vertrag vom 8. August zu sprechen und, 
indem er nebenbei die beiden luxemburgischen Kommissare in 
Berlin, Pescatore und Simons, als «miserables» bezeichnete, die 
nach der belgischen Revolution für die Absetzung des Hauses 
Oranien in Brüssel gestimmt hätten — worauf Graf Senfft am 
25. Januar M6ttel*nich berichtete «ce n'est'pas exact en point de 
fait pour ces ^eux individus» (sie!) — , sprach er von Abände- 
rungen am Vertrag vom 8. August, über die man sich verstän- 
digen könnte. 

Am 19. Januar hatte Lottum, der den Befehl erhalten hatte, 
sich zum König von Preußen auf dessen Durchreise nach Aachen 
zu begeben, Gelegenheit, diesem seine Ansicht über energische 
Schritte zur Lösung des sch^^ebenden Konfliktes in der luxem- 
burgischen Frage zu entwickeln, und in der Nacht vom 19. auf 
den 20. setzte Lottum ein Resume der Instruktionen Friedrich 
Wilhelms auf, das am anderen Morgen vom König nach Bei- 
fügung einiger Bemerkungen genehmigt wurde. Den Inhalt 
dieses Schriftstückes teilte Lottum, nachdem er auf der Rück- 
reise nach dem Haag in Brüssel mit dem preußischen Gesandten 
von Arnim konferiert hatte, am 24. Januar dem niederländischen 
Minister des Auswärtigen Baron von Kattendyke in einer Note 

*) Berichte Lottums vom 5. und 6. Januar 1842. 
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mit: Dem König der Niederlande sei wegen der bestehenden Auf- 
regung der Gemüter in Deutschland gegen iha, nicht zu raten, 
während des Karnevals nach der Rheinprovinz zu kommen. 
«Bleibt die Spannung zwischen unseren Kabinetten bestehen, 
hinsichtlich welcher ich mir einen jeden fernerweiten Entschluß 
vorbehalte, so werde ich meine Reise über den Haag nicht neh- 
men und selbst, wenn ich durch Umstände veranlagt werden 
sollte, mit der englischen Escadre in die Maas einzulaufen, mei- 
nen Weg direkt durch Holland nehmen, ohne die Residenz zu 
berühren. Ein Erscheinen des Königs der Niederlande, sei es 
in Köln, sei es in Düsseldorf, würde ich unter diesen Umständen 
jedenfalls nicht wünschen. Äußern sie sich im Haag dahin, daß 
wenn der König der Niederlande die einfache Ratifikation des 
Traktats vom 8. August eintreten lassen will, während ich er- 
kläre, daß ich die Absicht habe, alles mögliche zu tun, um bei 
einem etwaigen Aufheben des belgischen Gesetzes vom 6. Juni 
1839 die Luxemburger Untertanen rücksichtlich der ihnen bei 
einer solchen Aufhebung erwachsenden Nachteile zufrieden zu 
stellen, ich meine Reise verlängern und selbst nach dem Haag 
kommen will, um dem König der Niederlande zu danken in 
meinem Namen, im Namen der Zoll Vereinsstaaten,, ja im Namen 
der zu Deutschland gehörigen Regierungen. Sagen Sie in mei- 
nem Namen dem Herrn von Kattendyke, daß an dem Gerüchte 
ihrer Abberufung vom Haag nicht ein wahres Wort sei.» 

Diese für den König-Großherzog in einer Luxemburg be- 
treffenden Angelegenheit bestimmte offizielle Note wurde ab- 
sichtlich nicht dem luxemburgischen Staatskanzler, sondern dem 
niederländischen Minister des Äußern überreicht. Diese Art der 
Notifikation war ein wesentlicher Bestandteil und zugleich ein 
Kennzeichen des Plans, den Lottum entworfen hatte. 

Lottum hatte seinen Souverän in Aachen für die scharfe 
Tonart gewonnen und diesen zu dem Entschluß gebracht, den 
König der Niederlande «nur in dem Fall zu sehen, wenn er sich 
bereit gezeigt, in die ihm durch Ehre und Pflicht so klar vorge- 
zeichnete Bahn zurückzukehren» 0- Dennoch fürchtete Lottum, 
daß der König von Preußen etwa unter dem Eindruck eines 
neuen Briefes seines Vetters wankelmütig werde und sich ver- 
leiten lasse, diesen dennoch zu besuchen. Er ließ deshalb den 
Adjutanten Friedrich Wilhelms, Grafen zu Stolberg wissen, daß 
in einem solchen Fall, die Lösung nicht allein schwieriger, «son- 
dern auch im Haag meine Stellung als Organ Seiner Majestät 
ganz unhaltbar werde.» Der Gesandte suchte also, unter An- 
drohung seines Rücktrittes den König durch den Hinweis auf 
die im Haag kategorisch zu dementierende Nachricht seiner Ab- 
berufung auf den scharfen Kurs festzulegen. In einem zweiten 
Schreiben an den Grafen zu Stolberg vom 24. Januar erwähnte 
Lottum nochmals das im Haag umlaufende hartnäckige Gerücht 

Lottum an Stolberg am 20. Januar 1842. 
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seiner Abberufung, die eintretendenfalls nach seiner Ansicht 
geeignet sei, den Glauben an eine bedauerliche Schwäche der 
preußischen Regierung zu erzeugen. In einem dritten Schreiben 
vom 25. Januar schärfte Lottum Stolberg nochnials ein, der 
König möge nur fest bleiben. Denn wenn anders als nach er- 
folgter einfacher Ratifikation Wilhelm II. ein Besuch erstattet 
würde, so würde dies in Deutschland' und besonders in der 
Rheinprovinz einen schlechten Eindruck erwecken. 

Für den Fall, daß die überreichte Note den König Wilhelm 
nicht zu einer Sinnesänderung bewegen sollte — und die Hoff- 
nung, daß der hartnäckige König einlenke, war bei Lottum nicht 
groß — , war dieser bereit, eine letzte Einwirkung des gesamten 
niederländischen Ministeriums auf den König zu veranlassen. 

Wilhelm II. war von der preußischen Note, deren Ton er 
drohend, gebieterisch und verletzend fand, betroffen. Auf seinen 
Befehl holte Blochausen den Rat des österreichischen Gesandten 
ein. Graf Senfft wies darauf hin, daß der König die Verweige- 
rung der Ratifikation mit der Notwendigkeit der Erhaltung der 
Vergünstigungen des belgischen Gesetzes von 1839 begründet 
habe, daß aber jetzt der König von Preußeü bereit sei, Luxem- 
burg die Erhaltung der Vorteile dieses Gesetzes nach Möglich- 
keit zu garantieren, also sei es konsequent, jetzt den Widerstand 
aufzugeben und zu ratifizieren. 

Über diese Unterredung mit Blochausen . berichtete Senfft 
an Metternich: «Quant aux avantages materiell de Taccession 
pour le Luxembourg, mon interlocuteur s'est trouve tout dispose 
ä les reconnaitre, mais il a ete d'autant plus tenace dans ses 
pfeventions contre les conditions imposees au Grand-Duche sous 
le rapport administratif et ä Tegar^i de sa Position vis^ä-vis des 
autres membres du Verein et j'ai ete tout etonne de rencontrer 
un amour-propre national luxembourgeois qui pretend s'elever 
au-dessus des populations de TAUemagne en raison de Teduca- 
tion politique regue sous les regimes f rangais, neerlandais et 
beige.» 

Die preußische Note hatte die Wirkung, daß Wilhelm II. 
den niederländischen Finanzminister von Rochussen und den 
früheren niederländischen Gesandten in Petersburg Baron van 
Heeckeren am 26. Januar zum König von Preußen nach London 
entsandte, um diesen nach dem Haag einzuladen und die luxem- 
burgische Zollfrage definitiv zu lösen. 

Eine Viertelstunde vor der Abfahrt waren die beiden Abge- 
sandten beim preußischen Gesandten gewesen, um ihm den 
Zweck ihrer Reise anzuzeigen und ihn gleich davon in Kenntnis 
zu setzen, daß ihre Instruktionen derart seien, daß der König 
von Preußen keinen Anstand nehmen werde, die Rückreise von 
England über den Haag zu 'nehmen, da sie bevollmächtigt seien, 
die einfache Ratifikation des Vertrags vom 8. August mit einem 
Vorbehalt bezüglich des belgischen Vergünstigungsgesetzes zu 
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yersprechen. Rochussen war, wie Lottum am 29. Januar an 
Stolberg schrieb, «einer der Vertrauten, mit denen er unumwun- 
den Rücksprache genommen hatte >, und so ist erklärlich, daß, 
als die Verhandlungen in London begannen, preußischßrseita 
genau bekannt war, daß Konzessionen nicht nötig seien. 

Die Audienz der beiden Abgesandten fand in der preus- 
sischen Gesandtschaft in London am 29. Januar 1842 in Gegen- 
wart des Adjutanten Grafen Stolberg imd des preußischen Ge- 
sandten am Hofe von St. James, Geheimrat Bunsen, statt. Die 
Niederländer schlugen eine Kürzung der Geltungsdauer des 
Vertrags vom 8. August von vier auf zwei, dann auf drei Jahre 
vor. Als dies abgelehnt wurde, erklärten sie sich für ermächtigt, 
die einfache Ratifikation des Vertrags vom 8. August 1841 auf 
die Dauer von 4 Jahren, jedoch unter Änderung tles Datums des 
Vertrags zuzugestehen ^). Das Ergebnis der Besprechung wurde 
• in einem Protokoll niedergelegt: 

«S. M. der König von Preußen nimmt die Ratifikation des 
Vertrags vom 8. August 1841 unter folgenden Bedingungen an: 

Daß besagter Vertrag für vier Jahre abgeschlossen wird und 
wörtlich erneuert wird bis auf die nötigen Änderungen des Da- 
tums usw. 

Daß in einem Schluß- oder Zusatzartikel die förmliche Ver- 
pflichtung beider vertragschließenden Parteien ausgesprochen 
wird, unmittelbar nach der Ratifikation sich zu verständigen 
über die von Preußen zu treffenden Maßnahmen, um so weit wie 
möglich den Grenzverkehr zwischen den beiden heute getrennten 
Teilen Luxemburgs zu erhalten, während S. M. der König von 
Preußen alles tun wird, was in seiner Macht liegt, um dön Inter- 
essen der Luxemburger zu entsprechen (pour venir au devant 
des interets des Luxembourgeois), falls diese benachteiligt wer- 
den sollten durch eine etwaige Abschaffung des belgischen Ge- 
setzes vom 6. Juni 1839 .... Da S. M. der König-Großherzog 
den Wunsch geäußert hat, daß die Zahl der preußischen Zoll- 
beamten, die in Luxemburg tätig sein sollen, vermindert und daß 
ihre Dienstzeit möglichst gekürzt werde, wird S. M. der König 
von Preußen dieser Bitte entsprechen, soweit sie mit dem Dienst 
und der Organisation des Zollvereins vereinbar ist.> 

Der Vertrag sollte im Heiag von dem preußischen Gesandten 
und dem luxemburgischen Staatskanzler während des in Aus- 
sicht genommenen Aufenthalts des Königs von Preußen in dieser 
Besidenz unterzeichnet werden. 

. Friedrich Wilhelm nahm seinen Rückweg über Belgien. Am 
5. Februar traf er mit König Leopold in Laeken zusammen und 
reifte sodann über Antwerpen nach Breda und dem Haag. In 
der Zusammenkunft mit dem König der Belgier wurde das 
handelspolitische Verhältnis Belgiens zu Deutschland besprochen, 
und bei diesem Anlaß ließ sich Friedrich Wilhelm von Leopold 



^) Bunsen an Staatsminister von Thile am 29. Januar 1842. 
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die Zusicherung geben, daß das belgische Vergünstigungsgesetz 
auch nach dem Beitritt Luxemburgs zum Zollverein bestehen 
bliebe. 

Zur Führung der Verhandlungen im Haag auf Grund des 
Londoner Protokolles waren von London aus der Geh. Ober- 
finanzrat Pochhammer als Vertreter des preußischen Finanz- 
ministeriums und der Geh. Legationsrat Michaelis als Vertreter 
des Auswärtigen Amtes nach dem Haag beordert. worden. Am 
7. Februar abends kamen beide dort an, um am anderen Morgen 
zu erfahren, daß der Vertrag schon in der verflossenen Nacht 
unterschrieben worden war. Wie Michaelis nach Berlin berich- 
tete, «hat der Baron Heeckeren wesentlich allein auf niederlän- 
disch-luxemburgischer Seite die Unterhandlungen geführt, wäh- 
rend der eigentliche Bevollmächtigte Baron Blochausen voll 
üblen Willens fast nur passiv dabei zugegen gewesen und haupt- 
sächlich durch laute Seufzer und zum Himmel geschlagene Blicke 
sich ausgesprochen haben soll. Baron Heeckeren hatte auch 
allein es über sich genommen, heute morgen um 2 Uhr vor das 
Bett seines königlichen Herrn zu treten und von diesem die Er- 
laubnis für Baron von Blochausen, den Vertrag zu unterzeich- 
nen, zu holen.» 

Am selben Tag, d. h. am 8. Februar ratifizierte Wilhelm II, 
den neuen Vertrag, während sein Gast in einer Erklärung vom 
«elben Datum den Vertrag genehmigte und erklärte, die Ratifika- 
tionsurkunde, sobald sie ihm nach seiner Rückkehr nach Berlin 
vorgelegt werde, vollziehen zu wollen. Der Vertrag mußte dann 
. noch von den übrigen 18 unmittelbaren Vereinsmitgliedern rati- 
fiziert werden.. ^ 

Den luxemburgischen Landständen wurde der Zollanschluß- 
vertrag zur Beschlußfassung nicht vorgelegt, da die Verfassung 
jede Änderung der .Straf-, Steuern- und Zolltarifgesetze von der 
Zustimmung der Stände abhängig machte, jedoch mit Ausnahme 
der infolge eines Handelsvertrags oder einer von dem König- 
Großherzog geschlossenen Übereinkunft nötig gewordenen Modi- 
fikationen der Zolltarife*). 

Der Text des neuen Vertrags vom 8. Februar 1842 wie» 
gegenüber dem Vertrag vom 8. August 1841 folgende Änderun- 
gen auf: 

A. Im offenen Vertrag. 

In formaler Hinsicht: 

1. In der Aufzählung der kontrahierenden Vereinsstaaten in 
der Einleitung des Vertrags war das Herzogtum Braunschweig 
hinzugefügt worden, das am 1. Januar 1842 dem Zollverein bei- 
getreten war. 

2. Die im Vertrag von 1841 preußischerseits genannten Be- 
vollmächtigten Eichmann vom Ministerium der auswärtigen An- 
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Gelegenheiten und Pochhammer vom Finanzministerium wurden 
idurch den außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten 
Minister am niederländischen Hofe Hermann Friedrich Reichs- 
i?rafen von Wylich und Lottum ersetzt. 

Ebenso trat luxemburgischer seits an die Stelle des Legation»- 
rates und Geschäftsträgers bei der freien Stadt Frankfurt Fri(&- 
drich Heinrich Wilhelm von Scherff der interimistische Staat»- 
ianzler für das Großherzogtum Luxemburg Friedrich Georg 
Prosper Freiherr von Blochausen. 

3. Der Vertrag bekam, um ihn formal als neuen Vertrag zu 
charakterisieren, das Datum des 8. Februar 1842. 

In materieller Hinsicht blieben die ersten 21 Artikel und 
«benso der lezte, die Dauer des Vertrags bestimmende Artikel, 
der im Vertrag vom 8. August 1841 die Nummer 22 und im 
neuen Vertrag die Nummer 23 trug, unverändert. 

Neu war somit lediglich ein neuer unter Nummer 22 in den 
Vertrag aufgenommener Artikel folgenden Wortlauts: 

«Die beiderseitigen hohen Kontrahenten sind darin überein- 
gekommen, daß dieselben sogleich nach Auswechselung der Ra- 
tifikationsurkunden sich über denjenigen Grenzverkehr und 
dessen Sicherung verständigen wollen, welcher zwischen dem 
Großh. Luxemburg einerseits, und dem in Gemäßheit des Trak- 
tats vom 19. April r839 dem Königreich Belgien verbliebenen 
Teil des gedachten Großherzogtums anderseits besteht, währenä 
S. M. der König von Preußen außerdem erklären, daß Aller- 
höchstdieselben die Absicht haben, alles Mögliche zu tun, um, 
wenn dsis kgl. belgische Gesetz vom 6. Juni 1839 etwa aufgehoben 
werden sollte, die Luxemburger Untertanen rücksichtlich der 
ihnen aus einer solchen Aufhebung erwachsenden Nachteile zu- 
frieden zu stellen. 

Und da S. M. der König-Großherzog den Wunsch geäußert 
haben, daß die Anzahl und die Dauer der Dienstzeit der im 
Oroßh. Luxemburg anzustellenden Kgl. Preußischen Douanen- 
Beamten möglichst beschränkt werde, so wollen S. M. der König 
von Preußen diesem Wunsch entsprechen, insoweit als dies mit 
dem Dienste und der Organisation des Zollvereins vereinbar ist.» 

Dieser Artikel 22 betraf im ersten Absatz dajs Verhältnis zu 
einem dritten Staat, Belgien, und im zweiten Absatz eine Verab- 
redung, die im Separatartikel 9 enthalten war, hätte also seinem 
Inhalt nach eigentlich in den Geheimvertrag, d. h. in die Sepa- 
ratartikel gehört. Wilhelm IL hatte aber gewünscht, gerade diese 
Klausel, die die äußersten Zugeständnisse enthielt, die er seit der 
Batifikationsverweigerung erlangt hatte, in den zur Veröffen^ 
lichung bestimmten offenen Vertrag aufzunehmen, damit sie zur 
Kenntnis der Luxemburger gelangten, um deren Besorgnisse 
wegen der Erhaltung des Handelsverkehrs mit Belgien und 
wegen der Anstellung zahlreicher preußischer Zollbeamten zu 
beschwichtigen. 
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B. Separat-Artikel. «o 

# 

An diesen wichtigen' Artikeln wurde, außer dem Datum und 
der Einfügung des Herzogtums Braunschweig als mitkontrahie- 
renden Staat, nichts geändert. 

C. Schlußprotokoll. 

Formale Änderungen betrafen das Datum und eine redak- 
tionelle Änderung unter Ziffer 9. 

Die einzige materielle Änderung bestand darin, daß zwischen 
den bisherigen Bestimmungen unter Nr. 10 und 11 eine neue 
Bestimmung mit der Nummer 11 eingeschoben wurde mit fol- 
gendem Wortlaut: 

«Um bei der stattgefundenen Aufhebung des seit dem Monat 
August 1840*) bestanden habenden, dem Vereins-Zolltarif in 
allen wesentlichen Punkten entsprechenden Zolltarifs im Großh. 
Luxemburg, die Ausführung der im Separat-Artikel XIV unter 
Nr. 3 festgesetzten Bestimmung hinsichtlich des freien Verkehrs 
möglich zu machen, wird von den beiderseitigen Bevollmächtig- 
ten hierdurch verabredet, daß die Ernennung der gegenseitigen 
Vollzugskommissarien noch am Tage der Unterzeichnung des 
Vertrags erfolgen und mit der im XIV. Separatartikel festgesetz- 
ten Organisation der gemeinschaftlichen Zollverwaltung im 
Großh. Luxemburg auf die im Art. 17 des offenen Vertrages 
verabredete Weise sofort vorgeschritten werden soll.» 

Diese Abmachung bezweckte, den freien Verkehr Luxem- 
burgs mit dem Zollverein zu dem im Vertrag vereinbarten Ter-, 
min vom 1. April 1842^ eintreten zu lassen, wozu der sofortige 
Beginn der Reorganisation der luxemburgischen Zollverwaltung 
erfordert war. Demgemäß hatte der König-Großherzog, schon 
zwei Tage bevor er den Anschlußvertrag unterzeichnet hatte, zur 
Sicherung der Vereinsinteressen und zur Vermeidung der Nach- 
verzollung der in Luxemburg befindlichen Vorräte zollpflichtiger 
Waren durch eine Verordnung vom* 6. Februar 1842*) den erst 
vor kurzem eingeführten Zolltarif vom 31. Oktober 1841 aufge- 
hoben und den sog. provisorischen Tarif vom 20. Juli 1840, der 
üh wesentlichen dem Zollvereinstarif entsprach, wieder einge- 
führt. 

Erwähnt sei noch, daß am Tag vor der Unterzeichnung des 
Vertrags vom 8. Februar 1842 der preußische Gesandte im Haag 
an den luxemburgischen Staatskanzler mit der Forderung der 
unbedingten Durchführung der Nachversteuerung im Großher- 
zogtum herantrat, worauf ihm Blochausen erklärte, falls Preu- 
ßen auf dieser Forderung bestünde, der Vertrag nicht unter- 



*) Gemeint war der luxemburgische, sog. provisorische Zolltarif vom 
20. Juli 1840, in Kraft getreten am 10. August 1840, außer Kraft gesetzt 
durch Beschluß vom 31. Oktober 1841 am 12, November 1841. 

^) Verordnungs- und Verwaltungsblatt des Großh. Luxemburg, Jahrg. 
1842. Seite 61. 
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zeichnet würde*). Darauf li^ Preußen diesen Anspruch fallen, 
was um so unbedenklicher war, als der gänzlich unerwartete 
Vertragsabschluß und die ebenso unerwartete sofortige Einfüh- 
rung des provisorischen Zolltarifs, durch den sich Luxemburg 
von Frankreich und Belgien genau so wie ein Zollvereinsland 
absperrte, das Publikum vollkommen überraschte. 

XL Der Inhalt des Anschlußvertrages 
an den Zollverein vom 8. Februar |1842. 

Der «Vertrag über den Anschluß des Großherzogtums Lu- 
xemburg an den Deutschen Zoll- und Handelsverein* vom 
8. Februar 1842 war abgeschlossen zwischen dem König der 
Niederlande, Großherzog von Luxemburg einerseits und ander- 
seits dem König von Preuß.en für sich und in Vertretung der 
übrigen Mitglieder des Zoll- und Handelsvereins, nämlich von 
Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Kurhessen, Großherzog- 
tum Hessen, den den Thüringischen Zoll- und Handelsverein 
bildenden Staaten (Gi^oßherzogtum Sachsen, Sachsen-Meiningen, 
Sachsen-Altenburg, Sachsen-Coburg und Gotha, Schwarzburg- 
Rudolstadt, Schwarzburg-Sondershausen, Reuß-Greitz, Reuß- 
Schleitz, Reuß-Lobenstein und Ebersdorf), Braunschweig, Nas- 
sau und der freien Stadt Frankfurt. 

An der Abmachung war aber der gesamte Zollverein betei- 
ligt, also nicht bloß die genannten unmittelbaren Vereinsmit- 
glieder, welche als Vertragskontrahenten in der Einleitung ge- 
nannt wurden, sondern auch diejenigen , Staaten, die mit ihrem 
ganzen Gebiet oder nur mit einem Teil dem Zollsystem eines 
unmittelbaren Vereinsmitgliedes beigetreten waren hinsichtlich 
dieses Teilgebietes. Das Schlußprotokoll enthielt unter Nr. 10 
eine Aufzählung dieser dem Zollverein mittelbar angehörigen 
Länder und Länderteile und zwar eine ungenaue Aufzählung. 
Die Eile beim Abschluß des Vertrags im Haag war nämlich so 
groß gewesen, daß, ohne die Ankunft der aus Berlin als Sach- 
verständige beorderten beiden Vertreter des preußischen Finanz- 
ministeriums und des Ministeriums der auswärtigen Angelegen- 
heiten abzuwarten, der Vertrag so abgeschlossen wurde, daß. die 
Abmachung unter Nr. 10 des Schlußprotokolles aus dem Ver- 
trag vom 8. August 1841 ohne w^eitere Nachprüfung übernom- 
men wurde. Die Folge war, daß in diesem Abschnitt eine Reihe 
von Zusätzen und Abänderungen unterlassen wurden, die sich 
aus mehreren in der Zeit seit dem 8. August 1841 abgeschlosse- 
nen Zoll Vereinsverträgen ergaben — nämlich des Vertrags vom 
18. Oktober 1841 mit dem Fürstentum Lippe (Ziffer 1), eines 
neuen Vertrags zwischen der großherzoglichen und der land- 
gräflichen hessischen Regierung (Ziffer 5a), eines Vertrags vom 

*) Blochausen an de la Fontaine am 18. Februar 1842. 
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17. Dezember. 1841 (Ziffer 7) — , während Ziffer 8 hätte ge- 
strichen wercilen müssen, da das herzoglich Braunschweigische 
Fürstentum Blankenburg usw. mit dem größeren Teil des Her- 
zogtums Braunschweig nunmehr ein Mitglied des Zollvereins 
bildete, und endlich auch der Vertrag vom 11. Dezember 1841 
mit Waldeck wegen des Anschlusses des Fürstentums Pyrmont 
hätte erwähnt werden müssen. 

Der Vertrag bestand aus drei Teilen: 

1. Dem Vertrag im engeren Sinne in der Folge als offener 
Vertrag bezeichnet. 

2. Den Separatartikeln, die, mehr als doppelt so umfang- 
reich wie der offene Vertrag, den wichtigsten Teil der Ab- 
machungen enthielten. Durch die Separatartikel erhielten erst 
die öfters sehr allgemein gehaltenen offenen Artikel einen ge- 
naueren Sinn und zwar derart, daß aus den Separatartikeln in 
den Einzelheiten nicht selten genau das Gegenteil dessen hervor- 
ging, wa^in den offenen Artikeln als Grundsatz proklamiert 
war. Die Separatartikel enthielten besonders diejenigen Be- 
stimmungen, die eine Einschränkung der Souveränität des 
Landesherrn bedeuteten, und deren Kenntnis man daher 
glaubte, den Untertanen vorenthalten zu müssen. 

•3. Dem Schlußprotokoll. 

Auch dieses war sehr umfangreich und berührte in seinen 
Einzelheiten Dinge, die' schon in den offenen und in den Sepa- 
ratartikeln behandelt waren. 

Infolge dieser Gliederung, wonach über ein und dieselbe 
Materie in einem offenen, einem Separatartikel und in einem 
Abschnitt des Schlußprotokolls Bestimmungen getroffen wurden, 
die sich gegenseitig teils ergänzten, teils einschränkten, bietet 
.das gesamte Traktat keine systematische Übersicht der Ab- 
machungen, wozu noch kommt, daß in einzelnen Artikeln, wie 
in dem schon erwähnten offenen Artikel 22, dann im Separat- 
artikel 1 ganz verschiedenartige Dinge zusammengefaßt er- 
scheinen. 

Ich gebe daher zunächst eine analytische Übersicht des In- 
halts des Vertrages von 1842 und bringe am Schluß dieses Ka- 
pitels den Wortlaut des Traktats. 

Von den drei Teilen des Vertrags war nur der offene Ver- 
trag zur Veröffentlichung bestimmt und ist denn auch in Nr. 12 
des Jahrganges 1842 des «Verordnungs- und Verwaltungsblat- 
tes des Großh. Luxemburg» abgedruckt worden. Separatai*tikel 
und Schlußprotokoll dagegen sollten geheim bleiben, sind aber 
später zusammen mit dem zweiten Zollanschluß-Erneuerungs- 
vertrag Luxemburgs vom 26./31. Dezember 1853 im Jahrgang 
1854 desselben Blattes, dsis inzwischen seinen Namen in «Me- 
\ morial des Großh. Luxemburg» abgeändert hatte, veröffentlicht 
worden, und zwar geschah diese Veröffentlichung in Ausfüh- 
rung eines luxemburgischen Gesetzes vom 23. Januar 1854, 
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welches bestimmte, daß die Regierung die verschiedenen Verord- 
nungen und Beschlüsse, die in Gemäßheit der Verträge für 
Luxemburg verbindlich waren oder werden sollten, veröffent- 
lichen müssu, damit sie im Großherzogtum Gesetzeskraft er- 
langten. 

In dem offenen Vertrag erklärte Luxemburg, dem Zoll- 
und Handels verein beizutreten (Art. 1) und verpflichtete sich^ 
die Eingangs-, Ausgangs- und Transitabgaben nach den Be- 
stimmungen des Zollvereins, wie sie zurzeit in der preußischen 
Rheinprovinz bestanden oder künftig bestehen sollten, zu er- 
heben und zu diesem Zweck die nötigen Gesetze, Tarife und Ver- 
ordnungen, die Separatartikel 1 im einzelnen bestimmte, zu 
erlassen und zu veröffentlichen (Art. 2). Insbesondere trat 
Luxemburg dem Zollkartell zwischen den Vereinsstaaten zur 
Bekämpfung des Schleichhandels ..und der Defraudationen bei 
(Art. 15). Hinsichtlich künftiger Änderungen der in der Rhein- 
provinz bestehenden zollgesetzlichen Bestimmungen ^ war für 
entsprechende Änderungen in Luxemburg die Zustimmung der 
luxemburgischen Regierung erfordert, die jedoch nicht verwei- 
gert werden konnte, wenn es sich um Änderungen handelte, die 
allgemein von den Vereinsstaaten getroffen wurden (Art. 3). 
Diese Verpflichtung dehnte Sep.-Art. 2 auch auf die zolladminis- 
trativen Maßnahmen, welche in der Rheinprovinz getroffen 
virerden sollten, aus und verpflichtete die luxemburgische Regie- 
rung, im besonderen die preußischen Bestimmungen über die 
Paßpflicht der in- und ausländischen Grenzbewohner und ihre 
polizeiliche Beaufsichtigung zu übernehmen. 

Sehr wichtig war der im Eingang des Sep.-Art. 9 (1. Ab- 
satz) ausgesprochene Grundsatz über das staatsrechtliche Ver- 
hältnis Luxemburgs zum Zollverein, wonach Luxemburg im 
Verhältnis zu den übrigen Vereinsstaaten von Preußen gleich 
den eigenen preußischen Landeli vertreten, ihm also insbeson- 
dere das Recht der Teilnahme an den Verhandlungen dieser 
Staaten vorenthalten wurde. Diese Bestimmung wurde später 
(1847) zu Gunsten Luxemburgs etwas modifiziert. 

In finanzieller Hinsicht jedoch wurde Luxemburg den übrigen 
Vereinsmitgliedern, abgesehen von den Präzipuen, welche einige 
wenige bezogen, völlig gleichgestellt. Art. 21 des offenen Ver- 
trages sprach Luxemburg einen Anteil an dem Ertrag der Ge- 
meinschaft der Einkünfte an Eingangs-, Ausgangs- und Durch- 
gangsabgkben nach dem Verhältnis der Bevölkerung zu, über 
deren Ermittlung Sep.-Art. 13 das Nähere besägte. Bei der jähr- 
lichen Hauptabrechnung sollte das preußische Finanzministe- 
rium im Namen der luxemburgischen Regierung die Übersichten 
zusammenstellen und für die Überweisung des luxemburgischen 
Anteils unter Mitteilung aller Verhandlungen an die luxem- 
burgische Regierung sorgen. 

Die Bevölkerungsziffer sollte alle 3 Jahre nach den in den 
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Vereinsstaaten für Volkszählung bestehenden Grundsätzen er- 
folgen, und zwar spUte die erste Volkszählung in Luxemburg 
Ende 1843 stattfindeh (Sehlußprotokoll Nr. 7). 

Kajssenverluste und Verluste aus Untreue oder Nachläßig- 
keit der Beamten hätte hinsichtlich der luxemburgischen Beam- 
ten die luxemburgische Regierung und hinsichtlich der von 
Preußen präsentierten, vormals preußischen Beamten Preußen 
zu tragen (Sep.-Art. 9 I A 12). 

Außerdem sollte Luxemburg, wie die übrigen Grenzländer 
des Zollvereins ein Pauschquantum für die Kosten der Zollerhe- 
bung und des Zollschutzes an den Außengrenzen erhalteiv (Sep.- 
Art. 9 I A Nr. 1). ^) 

Bei eintretender Dienstunfähigkeit sollten die aus dem 
preußischen Dienst in die luxemburgische Zollverwaltung über- 
nommenen Beamten von der preußischen Regierung pensioniert 
werden, die übrigen Beamten von der luxemburgischen Regie- 
rung und zwar nach den in Preußen geltenden Normen. (Sep.- 
Art. 9 I A Nr. 11). 

Eine Reihe von Artikeln (Art. 4 bis 9 des offenen Vertrags 
und Separatartikel 3 bis 6) betrafen die Herstellung der Über- 
einstimmung der Monopole , und der Verbrauchsabgaben im 
Interesse des freien Verkehrs zwischen Luxemburg und Preußen. 

Wegen der bereits in Luxemburg bestehenden Biersteuer 
und Steuer auf Branntwein aus mehligen Substanzen, welche 
höher waren als die entsprechenden preußischen Steuern, ver- 
pflichtete sich Luxemburg, keine Ermäßigung unter die in 
Preußen geltenden Sätze eintreten zu lassen. 

Wegen der noch nicht in Luxemburg eingeführten Besteue- 
rung des Branntweins aus Obst, Trestern und sonstigen nicht 
mehligen Substanzen, des Weines, des Salzes, des Tabaks und 
des Runkelrübenzuckers verpflichtet sich Luxemburg zur Ein- 
führung der preußischen Bestimmungen. (Art. 4 und 9). 

Außerdem übernahm Luxemburg die Verpflichtung, etwa in 
Zukunft in Preußen eingeführte weitere innere Verbrauchs- 
abgaben auf preußische Anforderung ebenfalls bei sich einzu- 
führen, allerdings nur soweit die Interessen der eigenen Bevöl- 
kerung es gestatteten. (Sep.-Art. 3.) 

In Bezug «auf die Erteilung von Patenten trat Luxemburg 
den GrundiSätzen bei, welche durch allgemeine Verabredungen 
zwischen den Vereinsregierungen bereits bestanden oder einge- 
führt werden würden (Sep.-Art. 4), ebenso den zwischen den 
Vereinsstaaten bestehenden Verabredungen über Ein-, Durch- 
und Ausfuhr von Salz (Art. 6), da Luxemburg seit 1839 das^ 
Salzmonopol besaß. Für die Versorgung der preußischen Gar- 
nison mit Salz, die sich Preußen vorbehielt, wurde im Schluß- 
protokoll unter Nr. 1 eine besondere Vereinbarung getroffen. 



*) Dieses Pauschquantum betrug 1842 zunächst 104 370 Taler. 
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Da in Luxemburg keine Steuern auf Spielkarten und Ka- 
lender bestanden, so wurden besondere Sicherheitsmaßregeln 
für den Verkehr mit solchen Gegenständen zwischen Luxemburg 
und Preußen, wo sie einer Steuer unterworfen waren bezw. als 
ausländische Spielkarten überhaupt nicht eingeführt werden 
durften, getroffen (Art. 7 und Sep.-Art. 5). • 

Es wurde bereits früher erwähnt,, daß infolge der ungleich- 
artigen inneren Verbrauchssteuern zwischen den Vereinsstaaten 
Übergangsabgaben bestanden. Da Luxemburg im wesentlichen 
seine Verbrauchssteuern dem preußischen Steuersystem anpaßte, 
so BQÜie hinsichtlich der Übergangsabgaben und der Rückver- 
gütungen Luxemburg den übrigen Vereinsstaaten gegenüber in 
dasselbe Verhältnis treten wie die preußische Rheinprovinz zu 
diesen Staaten (Art. 8 und Schlußprotokoll Nr. 2). 

Ebenso sollte für die Übergangsabgaben von Branntwein, 
Bier, Wein und Tabak zwischen Preußen und Luxemburg eine 
Gemeinschaft eintreten mit Verteilung nach dem Verhältnis der 
Bevölkerung. 

Von dem Grundsatz des völlig freien Verkehrs zwischen 
Luxemburg und den Zoll vereinsstaa ton gab es, außer den in der 
Natur der Dinge begründeten Ausnahmen für Gegenstände 
staatlicher Monopole, fiir Spielkarten und Kalender, für die 
Gegenstände, die einer Übergangsabgabe unterworfen waren und 
für patentierte Gegenstände (Art. 5) noch eine besondere Aus- 
nahme (Sep.-Art. 4) für einzelne Gegenstände beim Eintritt 
außerordentlicher Umstände (Krieg), und zur Abwehr gefähr- 
licher ansteckender Krankheiten für Menschen und Vieh. 

Gemäß Art. 11, ergänzt durch Sep.-Art. 7 und Schlußproto- 
koll Nr. 4, schloß sich Luxemburg den Verabredungen zwischen 
den Vereinsstaaten wegen eines gleichen Münz-, Maß- und Ge- 
vvichtssystems an und verpflichtete sich insbesondere den 14 
Talerfuß oder den 24V2 Guldenfuß als Landesmünzfuß zu über- 
nehmen. 

Art. 10 sah eine Beschränkung der Chaussee-, Pflaster-, 
Damm-, Brücken-, Fährgelder u. ä. vor, ebenso Art. 12 und 
Schlußprotokoll Nr. 3 der Schiffahrtsabgaben, sowie Art. 13 der 
Kanal-, Schleusen-, Hafen-, Niederlagegebühren usw. vor, für 
die außerdem gleichmäßige Behandlung der Angehörigen aller 
Vereinsstaaten vereinbart wurde. 

Art. 14 regelte die gegenseitige gleichmäßige Besteuerung 
und Behandlung der Handel- und Gewerbetreibenden, der Rei- 
senden, der Meß- und Marktbesucher, und durch Sep.-Art. 8 trat 
Luxemburg den allgemeinen Anordnungen, die zwischen den 
Vereinsstaaten zur Erleichterung des Handels und des Verkehr» 
und zur Förderung des Gewerbefleißes verabredet werden soll- 
ten, bei und verpflichtete sich, diese Anordnungen auf Einladung 
Preußens einzuführen. 
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Art. 19 statuierte die Kompetenz der luxemburgischen Ge- 
richte in Zollvergehen, soweit diese nicht einem administrativen 
Verfahren unterlagen. 

Die Geldstrafen und konfiszierten Gegenstände sollten der 
luxemburgischen Regierung nach Abzug der Hälfte zu Gunsten 
d^s Gratifikationsfonds der Zolldirektion zufließen (Sep.-Art. 11). 
Das Begnadigungs- und Strafverwandlungsrecht behielt der 
König-Großherzog (Art. 20) nach gutachtlicher Anhörung der 
Zolldirektion (Sep.-Art. 12). 

Der luxemburgischen Regierung wurde im offenen Vertrag 
(Art'. 18) das Recht eingeräumt, die Zollbeamten, soweit der 
Zolldienst es zuließ, auch mit der Erhebung der luxemburgischen 
Abgaben, insbesondere der Chaussee- und Vl^egegelder zu be- 
trauen, eine Befugnis, deren Ausübung aber Sep.-Art. 10 an die 
Zustimmung des preußischen Finanzministeriums knüpfte. 

Dann folgte der berühmte Art. 22, um dessen Inhalt ein 
halbes Dutzend europäischer Höfe in Aufregung geraten waren, 
der in zwei Absätzen zwei verschiedene Materien regelte. Der 
zweite, die Anstellung preußischer Beamten in Luxemburg be- 
treffende Absatz wird im Zusammenhang mit der Organisation 
der Zollverwaltung erwähnt werden. Der erste Absatz, dessen 
Wortlaut oben mitgeteilt wurde, betraf das Zollverhältnis Luxem- 
burgs zu Belgien, wobei eine wichtige diesbezügliche Bestim- 
mung sich merkwürdigerweise ziemlich versteckt am Schluß des 
Sep.-Art. 1 befand, wonach zur Erleichterung des Grenzverkehrs 
mit Belgien Luxemburg die freie Ausfuhr von Eisenerz und 
Roheisen ausnahmsweise eingeräumt wurde. Die freie Ausfuhr 
des Eisenerzes war bekanntlich eine belgische Forderung für die 
Beibehaltung des Vergünstigungsgesetzes von 1839 gewesen, und 
was die Luxemburg besonders bewilligte freie Ausfuhr des Roh- 
eisens betrifft, so wurde einige Jahre später der Ausfuhrzoll auf 
Roheisen im ganzen Zollverein überhaupt aufgehoben. Im Zoll- 
tarif von 1864 wurde das Eisenerz ebenfalls allgemein ^ aus- 
gangszollfrei. 

Art. 23 setzte die Dauer des Vertrages auf 4 Jahre, d. h. bis 
31. März 1846 fest. Sollte der Vertrag nicht spätestens 9 Monate 
vorher gekündigt sein, so galt er auf 6 Jahre und später in glei- 
cher Weise von 6 zu 6 Jahren als verlängert. 

Die in den Verhandlungen vereinbarte Straßenverbindung 
zwischen Ettelbrück und Malmedy über Weiswampach und St. 
Vith war im Schlußprotokoll Nr. 8 stipuliert. 

Schlußprotokoll Nr. 9 betraf die noch zwischen Luxemburg 
und Preußen schwebenden Finanzfragen bezüglich der preus- 
sischen Garnison in Luxemburg. 

Die Übergangsbestimmungen enthielten Sep.-Art. 14 und 
Schlußprotokoll Nr. 11. Es waren dies von Luxemburg sofort 
zu treffende Maßnahmen, um den Anschluß zum 1. April 1842 
ausführen zu können, und um zu verhindern, daß in der 

13 
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Zwischenzeit die Interessen des Zollvereins in Luxemburg ge- 
schädigt würden. 

Einen Hauptteil des Traktates bildeten die nunmehr im 
Zusammenhang darzulegenden umfangreichen Bestimmungen 
über die Organisation der luxemburgischen Zollverwaltung. 

Den ziemlich farblosen Grundsätzen, die hierzu Art. 16 auf- 
stellte, gab erst der umfangreiche in 4 Kapitel eingeteilte, 10 
Druckseiten des luxemburgischen Amtsblattes füllende Separat- 
artikel 9, um dessen Bestimmungen sich die späteren Verhand- 
lungen über die Anschlußerneuerungsverträge Luxemburgs mit 
dem Zollverein fast ausschließlich drehen sollten. Weitere Be- 
stimmungen über die Organisation der luxemburgischen Zoll- 
verwaltung enthielten noch Art. 18 nebst Sep.-Art. 10, sowie 
Nr. 5 und 6 des Schlußprotokolls. 

Grundsätzlich sollte die Zollverwaltung in Luxemburg eine 
luxemburgische Verwaltung sein, über die jedoch im Interesse 
der Sicherheit in der Erhebung der Abgaben und der genauen 
Ausführung der Zollgesetze Luxemburg sehr eingehende Vor- 
schriften über die Organisation und den Betrieb gemacht und 
dem preußischen Finanzministerium weitgehende Befugnisse in 
der Beaufsichtigung der Geschäftsführung eingeräumt wurden. 

Der grundsätzliche Charakter der Zollverwaltung als luxem- 
burgische Verwaltung kam zum Ausdruck: 

1. In der Einrichtung einer vollständigen Zollverwaltung 
einschließlich einer Zolldirektion in Luxemburg, an Stelle der 
früher geplanten Unterstellung der luxemburgischen Zollbehör- 
den unter die Zolldirektion in Köln, zur Vollziehung der gemein- 
schaftlichen Zollgesetze und zur Leitung des Dienstes (Art. 16, 
Sep.-Art. 9 13). 

2. Im Prinzip, daß alle Zollbeamten, gleichgültig ob In- 
oder Ausländer, vom Großherzog bezw. von der großherzoglichen 
Regierung ernannt wurden (Art. 16), soweit sie nicht als Unter- 
beamte, Grenzaufseher und Beamte, die nur mechanische Dienste 
leisteten und auf Kündigung angenommen wurden (Sep.-Art. & 
I B 18 und I G 21) von der Zolldirektion unmittelbar zu ernen- 
nen waren. 

Im einzelnen hatte dieses im Art. 16 prinzipiell formulierte 
Recht der Ernennung der Beamten durch den Großherzog bezw, 
durch die luxemburgische Regierung in den Separatartikeln 
Einschränkungen erfahren hinsichtlich des Zolldirektors, eines 
Beamten des Hauptzollamtes, der Grenzkontrolleure, vorüber- 
gehend auch der Grenzaufseher und in minderem Grad hin- 
sichtlich des Zollrates. 

Demgemäß wurden auch alle Beamten einschließlich de» 
Zolldirektors in ihrem Diensteid dem Großherzog verpflichtet 
(Sep.-Art. 9 T A 6 und I B 15). 

3. In. der Uniform der Beamten (Sep.-Art.^ 9 I-A 7), welche 
zwar der Uniform der preußischen Zollbeamten entsprechen^ 
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aber um Kragen, den Aufschlägen und der Kokarde die die 
luxemburgischen Beamten kennzeichnenden Merkmale tragen 
sollte. 

4. In dem in Sep.-Art. 9 I A 2 ausgesprochenen Prinzip, 
«daß die allgemeine Aufsicht über die Zollverwaltung und das 
dabei angestellte Personal der Großherzoglichen Regierung vor- 
behalten bleibe» und daß in Sonderheit die Zolldirektion eine 
luxemburgische Behörde sei, jedoch mit der Einschränkung, daß 
das preußische Finanzministerium der Zolldirektion gegenüber 
die Rolle einer Zentralstelle für das Zollwesen zu erfüllen habe. 

In Ausführung dieses Grundsatzes enthielt Sep.-Art. 9 IV 
1 bis 9 eine im einzelnen ausgearbeitete Darlegung des Wirkungs- 
kreises der luxemburgischen Regierung und des preußischen 
Finanzministeriums in ZpUangelegenheiten. Ferner war in Sep.- 
Art. 9 III 4 und 5 eine unmittelbare Geschäftsverbindung durch 
die Vermittlung der luxemburgischen Regierung zwischen der 
Zolldirektion in Luxemburg und dem preußischen Finanzminis- 
terium vorgesehen, und ebenso stand der luxemburgischen Zoll- 
direktion die unmittelbare Geschäftsverbindung mit der Pro- 
vinzial-Steuerdirektion in Köln zu (Sep.-Art. 9 III 6), wie ihr 
denn überhaupt die Befugnisse, die einer Provinzial-Steuer- 
direktion in Preußen zustanden, eingeräumt wurden (Sep.-Art. 
9 I 3). 

5. Im Prinzip, daß alle Zollbeamten Luxemburger sein 
mußten mit Ausnahme einzelner besonders erwähnter Stellen, 
die mit Ausländern zu besetzen waren. 

Über die Staatsangehörigkeit des Zolldirektors, des Chefs 
der gesamten -luxemburgischen Zollverwaltung, war nichts im 
Vertrag ausdrücklich vereinbart, sondern lediglich gesagt, daß 
er vom preußischen Finanzministerium nach vorgängiger Ver- 
fltändigung mit der luxemburgischen Regierung zur Ernennung 
durch den Großherzog zu präsentieren sei, aber es lag in der 
Absicht der Parteien, daJ3 dieser von Preußen präsentierte Be- 
amte, wenigstens bei der ersten Besetzung des Postens, ein 
Preuße sei, obgleich dies nicht ausdrücklich gesagt war, 
sondern nach dem Wortlaut des Sep.-Art. 9 I B 14 und 15 die 
Möglichkeit durchaus offen stand, daJJ das preußische Finanz- 
ministerium einen Nichtpreußen, etwa einen Luxemburger prä- 
sentierte, und dieser Eventualität trug auch die Fassung des 
Diensteides des Zolldirektors Rechnung (Sep.-Art. 9 I B 15). 
Tatsächlich haben während der 77jährigen Zugehörigkeit Lu- 
xemburgs zum Zollverein stets preußische Beamten diesen Posten 
bekleidet. 

Als luxemburgische Behörde stand die Zolldirektion zu der 
Landesregierung in demselben Verhältnis wie andere großher- 
zogliche obere Zivilbehörden, namentlich die Rechnungskammer 
(Sep.-Art. 9 1 A 2). Zugleich war sie der Aufsicht des preus- 
sischen Finanzministeriums als einer Zentralstelle für das Zoll- 
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wesen unterworfen, woraus sich für die Zolldirektion di^ Ver- 
pflichtung ergab, «in allen die Zollverwaltung betreffenden An- 
gelegenheiten, die ihr auf dem weiter unten bestimmten Wege 
zugehenden Anordnungen und Entscheidungen des Kgl. Preuß. 
Finanzministeriums zu befolgen und auszuführen» (Sep.-Art. 
9 I A Nr. 2). 

Mit einem Worte, der Zolldirektor hatte zwei Vorgesetzte: 
das mit dem Finanzdepartement betraute Mitglied der luxem- 
burgischen Regierung und der Finanzminister in Berlin. Diese 
nicht einfache Konstruktion trug den Keim von Verwicklungen 
und Kontestationen an sich, die denn auch später nicht ausge- 
blieben sind. 

Abgesehen von den Subalternbeamten sollte die Zolldirek- 
tion aus dem Zolldirektor und dem Zollrat bestehen. (Sep.-Art. 9 
I B 13.) Ersterer hatte in allen Beschlüssen die entscheidende 
Stimme und war überhaupt für die Zollverwaltung allein ver- 
antwortlich (Sep.-Art. 9 III 1). Letzterer hatte als landeskun- 
diger Beamter nur beratende Stimme. Seine Aufgabe war, die 
Verwaltung des Zolldirektors vom Standpunkt der luxembur- 
gischen Interessen zu beaufsichtigen. Die Stellung war ursprüng- 
lich als eine nebenamtliche gedacht, wurde aber im Laufe der 
Zeit im Hauptamt verwaltet. Im Unterschied von der Ernen- 
nung des Zolldirektors sollte die Wahl und die Ernennung des 
Zollrats ausschließlich durch die luxemburgischen Behörden er- 
folgen, wobei dem preußischen Finanzministerium jedoch die 
Möglichkeit gegeben werden sollte, etwaige Bedenken gegen die 
Person zu -erheben und eine Verständigung zu erzielen (Sep.- 
Art. 9 I B 16). Demnach sollte der zweithöchste Beamte der 
Zollverwaltung ein Luxemburger sein, obgleich auch dies nicht 
ausdrücklich vereinbart war. 

Bezüglich der übrigen Beamten der Zollverwaltung, insbe- 
sondere der Beamten des Hauptzollamtes, der Nebenämter und 
des Grenzdienstes, war ausdrücklich vereinbart, daß sie luxem- 
burgische Untertanen sein mußten (Sep.-Art. 9 I C 19 und 21). 

Von dieser Regel gab es zwei Ausnahmen: 

1. Beim Hauptzollamt war der Kontrolleur vom preußischen 
Finanzminister für diese Stelle zu präsentieren, woraus sich 
implicite ergab, daß dieser Beamte ein Preuße war (Sep.-Art. 9 
I C 19). 

2. Die Obergrenzkontrolleure, welche von der luxembur- 
gischen Regierung auf Vorschlag des preußischen Finanzminis- 
ters ernannt werden sollten ((Sep.-Art. 9 I G 20). Bei der ersten 
Besetzung dieser Stellen sollten nur preußische Beamten ernannt 
werden, und erst bei später eintretenden Vakanzen durften diese 
durch geeignete luxemburgische Beamte ersetzt werden, doch 
nur solange «bis die Zahl der mit luxemburgischen Beamten 
besetzten Obergrenzkontrolleur-Stellen die Hälfte der im Groß- 
herzogtum überhaupt vorhandenen Stellen dieser Art erreicht 
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haben wird, welches Verhältnis auch in der weiteren Folge maß- 
gebend bleiben soll.» 

In Ausführung des in Art. 22 des Vertrags aufgenommenen 
Versprechens des Königs von Preußen, die Zahl und die Dauer 
der Dienstzeit der in Luxemburg anzustellenden preußischen 
Zollbeamten möglichst zu beschränken, fand jedoch diese Be- 
stimmung der Separatartikel, soweit sie die erste Einrichtung 
betraf, keine Anwendung, indem von den 10 Obergrenzkontrol- 
leurstellen erstmalig nur 6 mit preußischen Beamten besetzt 
wurden. 

Für die spätere Besetzung dieser Posten hatte Luxemburg 
vor der Unterzeichnung des Vertrags den dringenden Wunsch 
geäußert, daß die Hälfte der Obergrenzkontrolleurstellen bereits 
nach Ablauf von zwei Jahren mit Luxemburgern besetzt würden 
und diesem Vl^unsch unter Ziffer 5 des Schlußprotokolles beson- 
deren Ausdruck verliehen, worauf preußischerseits lediglich die 
unverbindliche Bereitwilligkeit ausgesprochen wurde, den luxem- 
burgischen Wunsch zu berücksichtigen. 

Anderseits hatte Preußen, das zuerst die Hälfte aller Grenz- 
aufseherstellen mit preußischen Beamten hatte besetzen wollen, 
diesen Anspruch zurückgezogen, aber die bestimmte Hoffnung 
ausgesprochen, daß wenn aus der Besetzung aller Grenzaufseher- 
pösten mit Luxemburgern Nachteile für den Zolldienst erwach- 
sen sollten, die luxemburgische Regierung auch solche Aufseher 
anstellen würde, die ihr das preußische Finanzministerium vor- 
schlüge (Schlußprotokoll Nr. 6). Tatsächlich ist denn auch von 
dieser Abmachung Gebrauch gemacht worden, indem gemäß 
Sep.-Art. 14 den aus Preußen nach Luxemburg versetzten Ober- 
grenzkontrölleuren von dem preußischen Finanzministerium je 
ein berittener Grenzaufseher für die Dauer der ersten Organisa- 
tion des Dienstes beigeordnet wurde. 

Insgesamt sollte also die Zollverwaltung in Luxemburg, ab- 
gesehen von der Übergangszeit, aus Beamten luxemburgischer 
Nationalität mit Ausnahme des Zolldirektors, des Kontrolleurs 
beim Hauptzollamt und der Hälfte der Obergrenzkontrolleure, 
welch letztere 5 an der Zahl das Gros der luxemburgischen Zoll- 
beamten preußischer Staatsangehörigkeit bilden sollten. 

Diese aus dem preußischen in den luxemburgischen Zoll- 
dienst übergetretenen Beamten wurden zwar durch ihre Ernen- 
nung im Prinzip luxemburgische Beamte, blieben jedoch in ein- 
zelnen Punkten der preußischen Jurisdiktion unterworfen, in- 
dem Separatartikel 9 IT dem preußischen Staat und besonders 
dem Finanzministerium noch weitgehende Rechte auf diese Be- 
amten, insbesondere bezüglich ihrer Militärverpflichtungen, ihrer 
Zurückberufung, ihrer Entlassung und Suspension vom Amte, 
sicherte. 

Der Anschlußvertrag von 1842 ist mit nicht sehr umfang- 
reichen Abänderungijn durch die Zollanschluß-Erneuerungsver- 
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träge von 1847, 1853 und 1865 im großen und ganzen bis ziiux 
Ausscheiden Luxemburgs aus dem deutschen Zollverein unver- 
ändert geblieben. Hier der Wortlaut des Vertrages von 1842: 

Vertrag vom 8. Februar 1842, 

fiber den Anschluß des Großherz. Luxemburg 

an den Deutschen Zoll- und Handels-Verein. 

Nachdem Seine Majestät der König der Niederlande, Groß- 
herzog von Luxemburg, den Wunsch zu erkennen gegeben haben, 
dem Großherzogtum Luxemburg durch eine nähere Verbindung 
desselben mit dem deutschen Zoll- und Handels-Vereine die 
Vorteile eines möglichst freien gegenseitigen Verkehrs zuzu- 
wenden; so haben behufs der deshalb zu pflegenden Verhand- 
lungen, zu Bevollmächtigten ernannt: 

Einerseits 

Seine Majestät der König der Niederlande, Großherzog von 
Luxemburg, 

Allerhöchst Ihren Kammerherrn und interimistischen 
Staatskanzler für das Großherzogtum Luxemburg, Friedrich 
Georg Prosper, Freiherrn t'on Blochausen, Ritter von dem Stern 
des Großherzoglich-Luxemburgischen Ordens der Eichenkrone 
und des Königlich-Niederländischen Löw^en-Ordens. 

und Anderseits, 

Seine Majestät der König von Preußen, für sich und in 
Vertretung der übrigeJi Mitglieder des, Kraft der Verträge vom 
22. und 30. März und 11. Mai 1833, 12. Mai und 10. Dezember 
1835, 2. Januar 1836 und 8. Mai 1841, bestehenden Zoll- und 
Handelsvereins, nämlich: der Kronen Bayern, Sachsen und 
Würtcjnberg, des Großherzogtums Baden, des Kurfürstentums 
Hessen, des Großherzogtums Hessen, der den Thüringischen 
Zoll- und Handelsverein bildenden Staaten, — namentlich des 
Großherzogtums Sachsen, der Herzogtümer Sachsen-Meiningen, 
.Sachsen-Altenburg und Sachsen-Coburg und Gotha, und der 
Fürstentümer Schwarzburg-Rudolstadt und Schw^arzburg-Son- 
iershausen, Reuß-Greitz, Reuß-Schleitz und Reuß-jLobenstein 
und Ebersdorf, der Herzogtümer Braunschweig und Nassau, und 
der freien Stadt Frankfurt, 

Allerhöchst ihren Kammerherrn und außerordentlichen Ge- 
sandten und bevollmächtigten Minister am Königlich-Nieder- 
derländischen Hofe, Hermann Friedrich, Reichsgrafen von 
Wyltch und Lottmu, Ritter des König.-Preuß. roten Adler- 
Ordens 2ter Klasse mit dem Stern, des Johann iter-Ordens und 
des eisernen Kreuzes 2ter Klasse. 

Von welchen Bevollmächtigten, in Gemäßheit der denselben 
von ihren respectiven Souveränen erteilten speziellen Instruc- 
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tionen, unter der^ Vorbehalte der Ratification, folgender Vertrag 
abgeschlossen worden ist. 

Art. 1. — Seine Majestät der König der Niederlande, Groß- 
herzog von Luxemburg, treten mit Allerhöchst Ihrem Groß- 
herzogtume Luxemburg dem Zollsysteme des Königreiches 
Preußen und der mit diesem zu einem Zollvereine verbundenen 
Staaten bei. 

Art. 2. — In Folge dieses Beitritts werden Seine Majestät 
der König Großherzog, mit Aufhebung der gegenwärtig in dem 
gedachten Großherzogtume über Eingangs-, x^usgangs- u. Durch- 
gang^abgaben und deren Verwaltung bestehenden Gesetze und 
Einrichtungen, daselbst die Verwaltung der Eingangs-, Aus- 
gangs- und Durchgangsabgaben in Übereinstimmung mit den 
desfallsigen Gesetzen, Tarifen, Verordnungen und sonstigen ad- 
ministrativen Bestimmungen des Zollvereins, wie solche in den 
an das Gioßherzogtum angrenzenden preußischen Provinzen 
gegenwärtig bestehen oder künftig bestehen werden, einrichten 
und zu diesem Zwecke die erforderlichen Gesetze, Tarife und 
Verordnungen publizieren, sonstige Verfügungen aber, nach 
denen die Untertanen oder Steuerpflichtigen sich zu richten 
haben, durch die betreffende oberste Verwaltungs-Behörde zu 
Luxemburg zur öffentlichen Kenntnis bringen lassen. 

Art. 3. — Etwaige künftige Abänderungen der im vor- 
stehenden Artikel gedachten, in den aij das Großherzogtum an- 
grenzenden preußischen Provinzen bestehenden gesetzlichen Be- 
stimmungen, bedürfen der Zustimmung der Großherzoglichen 
Regierung; diese Zustimmung wird nicht verweigert werden, 
wenn solche Abänderungen in den Vereinsstaaten allgemein ge- 
troffen werden. 

Art. 4. — Um gleichzeitig mit dem Anschlüsse des Groß- 
herzogtums Luxemburg an das Zoll-System Preußens und der 
übrigen Staaten des Zollvereins, auch alle Hindernisse zu ent- 
fernen, welche einer völligen Freiheit des Verkehrs zwischen dem 
gedachten Großherzogtume und dem dasselbe angrenzenden 
Königlich Preußischen Gebiete in der Verschiedenheit der Ab- 
gabe vom Salze und der Besteuerung innerer Erzeugnisse ent- 
gegen stehen würden, ist ferner Folgendes verabredet worden: 

a) wegen des Branntweins aus mehligen Substanzen, und 

b) wegen des Biers, 

wollen Seine Majestät der König-Großherzog die dermalen 
schon von der Fabrikation dieser Getränke im Großherzogtum 
zu entrichtende Abgabe nicht unter den Betrag der dieserhalb in 
Preußen bestehenden Steuer herabsetzen. 

Was das Branntweinbrennen aus Obst und Trestern und 
allen sonstigen nicht mehligen Substanzen anlangt, so werden 
Seine Majestät dasselbe, nach Ratifikation des gegenwärtigen 
Vertrags, einer Steuer unterwerfen, deren Betrag nicht geringer 
als die dafür in Preußen bestehende sein wird. 
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c) Nicht minder werden Seine Majestät gleichzeitig eine Be- 
steuerung des Weinmostes in Übereinstimmung mit den deshalb 
in Preußen angenommenen Steuersätzen einführen. 

d) Wegen des Salzes erteilen Seine Majestät die Zusiche- 
rung, den Salzdebitpreis während der Dg^uer des Vertrages nicht 
unter den Betrag des Salzpreises in Preußen herabzusetzen. 

e) Für den Fall, daß im Großherzogtum Tabaksbau betrie- 
ben werden, und einen irgend erheblichen Umfang erreichen 
sollte, versprechen Seine Majestät die in Preußen bestehende 
oder eine derselben im Betrage gleichkommende Besteuerung des 
inländischen Tabaksbaues einführen zu lassen. 

Art. 5. — Mit der vollständigen Ausführung des gegenwär- 
tigen Vertrags hören die Eingangs-, Ausgangs- und 'Durchgangs- 
Abgaben an den Grenzen zwischen Preußen und dem Großher- 
zogtum Luxemburg auf, und es können alle Gegenstände des 
freien Verkehrs aus letzterm frei und unbeschwert in die preus- 
sischen und die mit Preußen im Zollvereine befindlichen Staaten 
und umgekehrt aus diesen in jenes, eingeführt werden, mit allei- 
nigem Vorbehalt: 

a) der zu den Staatsmonopolien gehörigen Gegenstände 
(Salz), in gleichen der Spielkarten und Kalender, nach Maßgabe 
der Art. 6 und 7; 

b) der im Innern der zu dem Zollvereine gehörigen Staaten 
mit einer Steuer belegten inländischen Erzeugnisse nach Maß- 
gabe des Art. 8, und endlich, 

c) solcher Gegenstände, welche ohne Eingriff in die von 
einem der kontrahierenden Staaten erteilten Erfindungs-Privile- 
gien (Patente) 'nicht nachgemacht oder eingeführt werden kön^ 
nen, und daher für die Dauer der Privilegien (Patente) von der 
Einfuhr in den Staat, welcher dieselben erteilt hat, ausgeschlos- 
sen bleiben .müßten. 

Art. 6. — In Betreff des Salzes treten Seine Majestät der 
König-Großherzog den zwischen den Mitgliedern des Zollvereins 
bestehenden Verabredungen in folgender Art bei: 

a) Die Einfuhr des Salzes und aller Gegenstände, aus wel- 
chen Kochsalz ausgeschieden zu werden pflegt, aus fremden, 
nicht zum Vereine gehörenden Ländern in die Vereinsstaaten, ist 
verboten, in so weit dieselben nicht für eigene Rechnung einer 
der vereinten Regierungen und zum unmittelbaren Verkauf in 
deren Salzämtern, Faktoreien oder Niederlagen geschieht. 

h) Die Durchfuhr des Salzes und der vorbezeichneten Gegen- 
stände aus den zum Vereine nicht gehörigen Ländern in andere 
solche Länder, soll nur mit Genehmigung der Vereinsstaaten, 
deren Gebiet bei der Durchfuhr berührt wird, und unter den 
Vorsichtsmaßregeln stattfinden, welche von selbigen für nötig^ 
erachtet werden. 

c) Die Ausfuhr des Salzes in fremde, nicht zum Vereine 
gehörige Staaten, ist frei. 
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d) Was den Salzhandel innerhalb der Vereinsstaaten betrifft^ 
so ist die Einfuhr des Salzes von einem in den andern nur in 
dem Falle erlaubt, wenn zwischen den Landesregierungen beson- 
dere Verträge deshalb bestehen. 

e) Wenn eine Regierung von der andern innerhalb des Ge- 
samtvereins aus Staats- oder Privat-Salinen Salz beziehen will, 
so müssen die Sendungen mit Pässen von öffentlichen Behörden 
begleitet werden. 

f) Wenn ein Vereinsstaat durch das Gebiet eines andern, 
aus dem Auslande oder aus einem dritten Vereinsstaate, seinen 
Salzbedarf beziehen, oder durch einen solchen sein Salz in 
fremde, nicht zum Vereine gehörige Länder versenden lassen 
will, so soll diesen Sendungen kein Hindernis in den Weg gelegt 
werden; jedoch werden, insofern dieses nicht schon durch früh- 
ere Verträge bestimmt ist, durch vorgängige Übereinkunft der 
beteiligten Staaten die Straßen -für den Transport und die erfor- 
derlichen Sicherheits-Maßregeln zur Verhinderung der Ein- 
schwärzung verabredet werden. 

Art. 7. — Hinsichtlich der Einfuhr von Spielkarten und 
Kalendern kommt der Grundsatz, wonach es in sämtlichen zu 
dem Zollverein gehörigen Staaten und Gebietsteilen bei den 
bestehenden Verbots- oder Beschränkungs-Gesetzen und Debits- 
Einrichtungen sein Bewenden behält, auch in Beziehung auf das 
Großherzogtum Luxemburg in Anwendung. 

Art. 8. — Indem die in dem Gebiete des Zollvereins in Be- 
treff der Innern Steuern, welche in den einzelnen Vereinsstaa- 
ten, teils auf die Hervorbringung oder Zubereitung, teils un- 
mittelbar auf den Verbrauch gewisser Erzeugnisse gelegt sind, 
so wie hinsichtlich des Verkehrs mit solchen Erzeugnissen unter 
den Vereinsstaaten vertragsmäßig bestehenden Bestimmungen 
auch auf das Großberzogtum Luxemburg in Anwendung kom- 
men, wird, in Rücksicht auf die Steuern, welche in letzterem auf 
innern Erzeugnissen haften, und auf die im Art. 4 deshalb 
getroffenen Verabredungen, zwischen Preußen und dem Groß- 
herzogtum gegenseitig von sämtlichen innern Erzeugnissen, bei 
dein Übergänge in das andere Gebiet, weder eine Rückvergütung 
der Steuern geleistet, noch eine Ubergangsabgabe erhoben wer- 
den, dagegen den übrigen Staaten des Zollvereins gegenüber das 
Großlierzogtum hinsichtlich der zu gewährenden Rückvergütun- 
gen und der zu erhebenden Übergangs-Abgaben in dasselbe Ver- 
hältnis wie Preußen, rücksichtlich der preußischen Rheinpro- 
vinz treten. 

Art. 9. — Seine Majestät der König-Großherzog treten der 
zwi.^cJien den Staaten des Zollvereins getroffenen Übereinkunft 
wegen Besteuerung des im Umfange des Vereins aus Runkel- 
.rünen bereiteten Zuckers bei, und erklären sich auch damit ein- 
vorstanden, daß, wenn die Fabrikation von Zucker öder Sirop 
aus anderen inländischen Erzeugnissen, als aus Runkelrüben, 
z. B. aus Stärke, im Zollvereine einen erheblichen Umfang ge- 
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winnen soilie, diese Fabrikation ebenfalls in sämtlichen Vereins- 
^staaten einer übereinstimmenden Besteuerung nach den für die 
Rüben-Zucker-Steuer verabredeten Grundsätzen zu unterwerfen 
sein würde. 

Art. 10. — Ghausseegelder oder andere statt derselben be- 
steh .mde Abgaben, ebenso Pflaster-Damm-Brücken- und Fähr- 
gelder, oder unter welchem anderem Namen dergleichen Ab- 
gaben bestehen, ohne Unterschied, ob die Erhebung für Rech- 
nung des Staates oder eines Privat-Berechtigten, namentlich 
einer Commune, geschieht, sollen sowohl auf Chausseen als auch 
auf allen unchaussierten Land- und Heerstraßen nur in dem 
Betrage beibehalten oder neu eingeführt werden können, als sie 
den gewöhnlichen Herstellungs- und Unterhaltungskosten ange- 
messen sind. 

Das in dem Preußischen Chausseegeldtarife vom Jahr 1828 
bestimmte Chausseegeld soll als der höchste Satz angesehen imd 
auch in dem Großherzogtum Luxemburg nicht überschritten 
werden. Besondere Erhebungen von Torsperr- und Pflaster- 
.geldern sollen auf chaussierten Straßen, da, wo sie noch bestehen, 
dem vorstehenden Grundsatze gemäß, aufgehoben^ und die Orts- 
pflaster der Chausseestrecke dergestalt eingerechnet werden, daß 
davon nur die Chausseegelder nach dem allgemeinen Tarife zur 
Erhebung kommen. 

Art. 11. — Seine Majestät der König-Großherzog schließen 
Sich für das Großherzogtum Luxemburg den Verabredungen an, 
welche zwischen den zu dem Zoll- und Handelsvereine gehörigen 
Regierungen wegen Herbeiführung eines gleichen Münz-Maß- 
und Gewicht-Systems getroffen worden sind, und treten insbe- 
sondere hiedurch der zwischen den gedachten Regierungen unter 

-dem 30. Jilli 1838 abgeschlossenen allgemeinen Münz-Konven- 
tion bei, indem Allerhöchstdieselben zugleich erklären, entweder 
den 14 Talerfuß oder den 24V2 Guldenfuß in dem Großherzogtum 

.als Landesmünzfuß annehmen zu wollen. 

Art. 12. — Die Wasserzölle oder auch Wegegeldgebühren 

.auf Flüssen, mit Einschluß derjenigen, welche das Schiffsgefäß 
treffen (Recognitionsgebühren) sind von der Schiffahrt aul sol- 
chen Flüssen, auf welche die Bestimmungen des Wiener Kon- 
gresses oder besondere Staats- Verträge Anwendung finden, 
ferner gegenseitig nach jenen Bestimmungen zu entrichten, in- 
sofern hieriroer nichts besonders verabredet wird. 

In letzterer Hinsicht erklären Seine Majestät der König- 

■ Großherzog, was insbesondere den Rhein und dessen Nebenflüsse 
betrifft, Ihr Einverständnis mit dem in den Art. 15 resp. 12 der 
ZoUvereinigungs- Verträge vom 22. März 1833, 12. Mai 1835 und 
2. Januar 1836 ausgesprochenen Zwecke, durch weitere Unter-- 
handlung zu einer Vereinbarung zu gelangen, in Folge derer die 
Ein-, Aus- und Durchfuhr der Erzeugnisse, der sämtlichen- 

"Vereinslande auf den genannten Flüssen in den Schiffahrts- 
Abgaben mit stetem Vorbehalte der Recognitions-Gebühren, wo 
nicht ganz befreit, doch möglichst erleichtert wird. 
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Alle Begünstigungen, welche ein Vereinsstaat dem Schiff- 
fahrtsbetriebe seiner Untertanen auf den eingangs gedachten 
-Flüssen zugestehen möchte, sollen in- gleichem Maße auch der 
Schiffahrt der Untertanen der andern Vereinsstaaten zu Gute 
kommen. Auf den übrigen Flüssen, bei welchen weder die 
Wiener-Kongreß-Akte noch andere Staatsverträge Anwendung 
iinden, werden die Vl^eisserzölle nach den privativen Anordnun- 
gen der betreffenden Regierungen erhoben. Doch sollen auch auf 
diesen Flüssen die Untertanen der kontrahierenden Staaten und 
deren Waren und Schiffsgefäße überall gleich behandelt werden. 

Die beteiligten Regierungen behalten sich vor, nach Maßgabe 
der vorstehenden Grundsätze über alle die Schiffahrt auf der 
Mosel und, so weit die Schiffbarkeit derselben solches erfordert, 
-avif der Sauer erleichternde und befördernde Maßregeln durch 
«ine auf völliger Reziprozität beruhende Übereinkunft sich wei- 
ter zu verständigen. 

Art. 13. — Kanal-, Schleusen-, Brücken-, Fähr-, Hafen-, 
Wage-, Krahnen- und Niederlagegebühren und Leistungen für 
Anstalten, die zur Erleichterung des Verkehrs bestimmt sind, 
sollen nur bei Benutzung wirklich bestehender Einrichtungen 
•erhoben, und für letztere nicht erhöht, auch überall von den 
Untertanen des andern kontrahierenden Teiles auf völlig gleiche 
Weise, wie von den eigenen Untertanen, erhoben werden. Findet 
«der Gebrauch einer Wage-Einrichtung nur zum Behufe der 
JZoll-Ermittelung oder einer zollamtlichen Kontrolle statt, so tritt 
'eine Gebühren-Erhebung nicht ein. 

Art. 14. — Von den Großherzoglich-Luxemburgischen Unter- 
tanen, welche in den Gebieten der zollvereinten Staaten Handel 
xmd Gewerbe treiben, oder Arbeit suchen, soll von dem Zeit- 
punkte ab, mit welchem der gegenwärtige Vertrag in Kraft 
treten wird, keine Abgabe entrichtet werden, welcher nicht 
:gleichmäßig die in demselben Gewerbsverhältnis stehenden 
eigenen Untertanen dieser Staaten unterworfen sind. 

Desgleichen sollen Fabrikanten und Gewerbetreibende aus 
dem Großherzogtum Luxemburg, welche blos für das von ihnen 
3)etriebene Geschäft Ankäufe machen, oder Reisende aus sel- 
l)igem, welche nicht Waren selbst, sondern nuT Muster derselben 
tei sich führen, um Bestellungen zu suchen, wenn sie die Be- 
rechtigung zu diesem Gewerbsbetriebe in ihrem Wohnorte durch 
Entrichtung der gesetzlichen Abgaben erworben haben, oder im 
Dienste solcher dortigen Gewerbetreibenden oder Kaufleuie 
stehen, in den andern Staaten des Zollvereins keine weitere 
Abgabe hierfür zu entrichten verpflichtet sein. 

Auch sollen bei dem Besuchen der MeSvSen und Märkte zur 
Ausübung des Handels und zum Absätze eigener Erzeugnisse 
Fabrikate, die Großherzoglichen Untertanen in jedem Vereins- 
«taate den eigenen Untertanen gleich behandelt werden. 

Auf ganz gleiche Weise soll es mit den Untertanen aus 
sämtlichen zum Zollvereine gehörigen Staaten in den vorer- 
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wähnten Fällen bei ihrem Verkehr in dem Großherzogtuna 
Luxemburg gehalten werden. 

• Art. 15. — Seine Majestät der König-Großherzog treten 
hierdurch dem zwischen den Gliedern des Zoll- und Handels- 
vereins zum Schutze ihres gemeinschaftlichen Zollsystems gegen 
den Schleichhandel, und ihrer Innern Verbrauchsabgaben gegen 
Defraudationen bestehenden Zollkartell bei, und werden die be- 
treffenden Artikel desselben gleichzeitig mit gegenwärtigem 
Vertrage in dem Großherzogtume publizier.en lassen; auch die 
übrigen Vereinstaaten werden die erforderlichen Anordnungen 
treffen, damit in den gegenseitigen Verhältnissen den Bestim- 
mungen dieses Zollkartells überall Anwendung gegeben werde. 

Art. 16. — Die Ernennung der Beamten und Diener bei 
den Bezirks- und Lokalstellen für die Zollerhebung und Aufsicht, 
welche nach gleichförmigen Bestimmungen, wie in den übrigen 
Vereinstaaten, anzuordnen, zu besetzen und zu instruieren sind, 
bleibt Seiner Majestät, dem König-Großherzog überlassen. 

Auch sind die Vereinsstaaten damit einverstanden, daß 
•die Vollziehung der gemeinschaftlichen Zollgesetze sowie die 
Leitung des Dienstes einer Zolldirektion in Luxemburg über- 
tragen werde. 

Da jedoch die Vereinsstaaten ein großes Interesse dabei 
haben, daß durch die mit der Aufnahme des Großherzogtums 
in den Verein eintretende Verlegung der Zollgrenze die Sicher- 
heit in der Erhebung der Abgaben nicht gemindert werde, so 
wollen Seine Majestät der König-Großherzog alle Einrichtungen 
der Verwaltung dergestalt treffen lassen, daß diese durch die 
Art sowohl ihrer Organisation, als ihrer Handhabung, den 
Vereinsstaaten eine volle Bürgschaft für die genaue Ausführung'" 
der Zollgesetze gewähren. Das Nähere hierüber soll in einer 
besonderen Übereinkunft verabredet werden. 

Art. 17. — Die Ausführung aller im gegenwärtigen Vertrage 
e?rithaltenen Verabredungen, namentlich derjenigen, welche auf 
die Einrichtung, Bestimmung und amtliche Befugnis der zur 
Erhebung und Abfertigung erforderlichen Dienststellen sich 
beziehen, ferner die Bildung des Grenzbezirks im Großherzogtum 
soll in gegenseitigem Einvernehmen mit Hülfe der von beiden 
\ Seiten zu diesem Behufe zu ernennenden Kommissarien, bewirkt 
werden. 
^ Art 18. — Der Großherzoglichen Regierung bleibt es 

vorbehalten, die für den Zolldienst angestellten Beamten in dem 
Großherzogtume, soweit es ohne Beeinträchtigung ihrer eigent- 
lichen Dienst-Obliegenheiten geschehen kann, auch mit der 
Erhebung der Kontrolle großherzoglich-privativer Steuern, 
ingleiohen der Chausse- und Wegegelder zu beauftragen. 

Art. 19. — Die Untersuchung und Bestrafung der im Groß- 
herzogtüm Luxemburg begangenen Zollvergehen erfolgt, insofern 
dabtu nicht ein administratives Verfahren eintritt, von den Groß- 
herzoglichen Gerichten. 
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Art. 20. — Die Ausübung des Begnadigungs- und Straf- Ver- 
wajidiungsrechtes über die wegen verschuldeter Zollvergehen von 
Luxemburgischen Gerichten verurteilten Personen bleibt Seiner 
Majestät dem König-Großherzog vorbehalten. 

Art. 21. — In Folge des gegenwärtigen Vertrages wird 
zwischen dem Königreiche Preußen nebst den mit ihm zu einem 
Zollverein verbundenen Staaten und dem Großherzogtum Luxem- 
burg eine Gemeinschaft der Einkünfte an Eingangs-, Ausgangs- 
und IJurchgangsabgaben stattfinden, und der Ertrag dieser Ein- 
künfte nach dem Verhältnisse der Bevölkerung geteilt werden. 

Art. 22. — Die beiderseitigen hohen Kontrahenten sind da- 
hin übereingekommen, daß dieselben sogleich nach Auswech- 
selung der Ratifikationsurkunden sich über denjenigen Grenz- 
verkehr und dessen Sicherung verständigen wollen, welcher 
zwischen dem Großherzogtum Luxemburg einerseits, und dem 
in Gemäßheit des Traktats vom 19. April 1839 dem Königreich 
Belgien verbliebenen Teile des gedachten Großherzogtums an- 
dererseits besteht, während Seine Majestät der König von Preus- 
sen außerdem erklären, daß Allerhöchstdieselben die Absicht 
haben, alles Mögliche zu tun, um, wenn das Königlich-Belgische 
Gesetz vom 6. Juni 1839 etwa aufgehoben werden sollte, die 
Luxemburger Untertanen rücksichtlich der ihnen aus einer sol- 
chen Aufhebung erwachsenden Nachteile zufrieden zu stellen. 

Und da Seine Majestät der König-Großherzog den Wunsch 
geäußert haben, daß die Anzahl und die Dauer der Dienstzeit 
der im Großherzogtum Luxemburg anzustellenden Königlich- 
Preußischen Douanen-Beamten möglichst beschränkt werde, so 
wollen Seine Majestät der König von Preußen diesem Wunsche 
entsprechen, insoweit als dies mit dem Dienste und der Orga- 
nisation des Zollvereins vereinbar ist. 

Art. 23. — Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welcher 
mit dem 1. April 1842 zur Ausführung gebracht werden soll, 
wird bis zum letzten März 1846 festgesetzt. Erfolgt sfpätestens 
neun Monate vor dem Ablaufe dieses Zeitraums keine Aufkün- 
digung von der einen oder der andern Seite, so wird der Vertrag 
als auf sechs Jahre, und in gleicher Weise stets weiter von sechs 
zu sechs Jahren verlängert angesehen. 

Derselbe soll alsbald sämtlichen beteiligten Regierungen vor- 
gelegt, und sollen die Ratifikationsurkunden mit möglichster Be- 
schleunigung, spätestens aber binnen sechs Wochen, zu Berlin 
ausgewechselt werden. 

So geschehen zu Haag, den 8. Februar 1842. 

(Unterzeichnet) 
frederiC'Georges-Prosper de Blochatisen, 

(L. S.) 
Hennann Friedrich, Reichsgraf von Wylich und Lottum. 

(L. S.) 
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Separat- Artikel zu dem Vertrage vom 8. Februar 1842. 

Bei dem heutigen Abschlüsse des Vertrages zwischen Preus- 
sen, Bayern, Sachsen, Würtemberg, Baden, KurheSiSen, dem 
Großherzogtum Hessen, den zu dem Thüringer Zoll- und Han- 
delsvereine gehörigen Staaten, den Herzogtümern Braunschweig' 
und Nassau und der freien Stadt Frankfurt einerseits, und dem 
Großherzogtum Luxemburg anderseits, wegen des Anschlusses 
des Großherzogtums an das Zollsystem Preußens und der übri- 
gen Staaten des Zollvereins, sind von den ernannten Bevoll- 
mächtigten noch folgende besondere Artikel, mit Vorbehalt der 
Ratifikation verabredet worden, welche, obwohl nicht zur öffent- 
lichen Bekanntmachung geeignet, dennoch dieselbe Kraft und 
Gültigkeit haben sollen, als wenn sie Wort für Wott in die Ar- 
tikel des offenen Vertrages eingerückt wären. 

Art. 1. 
(Zum Art. 2 des off enen _ Vertrages.) 

Seine Majestät der König der Niederlande, Großherzog voH[. 
Luxemburg, wollen in döm Großherzogtum Luxemburg zuna 
Zwecke der Erhebung und Verwaltung der künftig daselbst zu 
entrichtenden Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs- Abgaben: 

den anliegenden Zolltarif Nr. 1, 

das anliegende Zollgesetz Nr. 2, 

die anliegende Zollordnung Nr. 3, 

das anliegende Zollstrafgesetzbuch Nr. 4, 
nicht minder auch: 

die anliegenden gesetzlichen Bestimmungen wegen des 
Waffengebrauchs der Grenzaufsichtsbeamten Nr. 5, 
welche als integrierende Teile des gegenwärtigen Ver- 
trages angesehen werden sollen, mit letzterem publi- 
zieren lassen. 

Welche Verfügungen neben dieser Publikation sonst noch 
durch öffentliche Verkündigung zur Kenntnis der beteiligten 
Untertanen und Steuerpflichtigen zu bringen sind, wird bei Ge- 
legenheit der Vollziehung des gegenwärtigen Vertrages durch 
die zusammentretenden Kommissarien gemeinschaftlich be~ 
stimmt werden. 

Zur Erleichterung des Grenzverkehrs im Großherzogtum 
Luxemburg ist für dasselbe die freie Ausfuhr des Eisensteins 
und Roheisens ausnahmsweise verabredet worden. 

Art. 2. 
(Zum Art. 3 des offenen Vertrages.) 

Sobald etwaige künftige Abänderungen in den Bestimmun- 
gen der Vereins-Zollgesetze in den angrenzenden Preußischen 
Rhein-Provinzen zur Ausführung kommen sollen, werden die- 
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selben von der Königlich-Preußischen Regierung zur Kenntnis- 
der Großherzoglichen Regierung gebracht und von dieser dem- 
nächst im Großherzogtum verkündet und gleichmäßig ausgeführi 
werden. 

Eben so wie Seine Majestät der König-Großherzog im Art. 3- 
des Vertrages die Zustimmung zu solchen etw^aigen Abänderun- 
gen der zollgesetzlichen Bestimmungen oder Tarifsätze erteilt 
haben, welche in den an das^ Großherzogtum angrenzenden 
Preußischen Provinzen bestehen, so wollen Allerhöchstdieselben 
nicht minder alle diejenigen administrativen Maßregeln, weiche- 
in jenen Provinzen, gleichwie in andern Vereinslanden in An- 
wendung kommen, auch im Großherzogtume Luxemburg zur 
Ausführung bringen lassen. Da jedoch oft zu örtlichen adminis- 
trativen Anordnungen, Velche die Ausführung der Zollgesetze 
zum Zwecke haben, in diesem oder jenem Vereinsstaate ein Be- 
dürfnis sich kund gibt, so wollen Seine Majestät der König-Groß- 
' herzog Maßregeln solcher Art nach vorheriger Verständigung 
zwischen dem Königlich-Preußischen Finanz-Ministerium und 
der Luxemburgischen obersten Verwaltungs-Behörde, auch im 
Großherzogtum treffen lassen. Dahin gehören insbesondere die 
Bestimmungen und Anordnungen in Betreff der Paßpflichtigkeit 
der in- und ausländischen Grenzbewohner und der polizeilichen 
Aufsicht auf dieselben, von welchem das Preußische Regulativ 
vom 12. Januar 1839 handelt. Preußischerseits wird jedoch die- 
Zusicherung erteilt, daß hierbei in Beziehung auf das Großher- 
zogtum keine andere Maßregeln beabsichtigt seien, als welche 
unter ähnlichen Verhältnissen auch in Preußen örtlich entweder* 
schon bestehen, oder doch ohnfehlbar getroffen werden würden. 

Art. 3. 
(Zum Art. 4 des offenen Vertrages.) 

1. Zu Litt. E. Als ein erheblicher, die Einführung der in 
Preußen bestehenden Besteuerung erfordernder Tabaksbau soll 
angesehen werden, wenn die im Großherzogtum Luxemburg mit 
Tabak bebautö Fläche mehr als 13 Niederländische Bunder 
(Hektares = zirka 50 Preußischen Morgen) beträgt. 

2. Zum Zwecke der steten Aüfrechthaltung eines möglichst 
freien Verkehrs zwischen dem Großherzogtum Luxemburg und 
dem angrenzenden Preußischen Gebiete erklären Allerhöchst- 
dieselben ferner Ihre Bereitwilligkeit in dem Falle, daß in der 
Folge in den Preußischen Staaten, noch auf andere, dem grös- 
seren Handelsverkehr angehörige innere Erzeugnisse, als die im 
Art. 4 des offenen Vertrages benannten, Steuern gelegt werden 
sollten, deren gleichzeitige Einführung im Großherzogtum Preus- 
sischer Seits gewünscht würde, den desfallsigen Anträgen der 
Königlich-Preußischen Regierung insoweit zu entsprechen, ala 
die Interessen der eigenen Untertanen dieses irgend gestatten 
werden. 
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Art. 4. 
(Zum Art. 5 des offenen Vertrages.) 

Da Seine Majestät der König-Großherzog der zwischen den 
Mitgliedern des Zollvereins iDestehenden Verabredung beitreten, 
daß zur möglichsten Beseitigung des in den Erfindungspatenten 
■oder Privilegien liegenden Verkehrs-Hindernisses dergleichen 
Patente in keinem der zollvereinten Staaten auf Gegenstände 
bewilligt werden sollen, welche, den Komplex der gesamten 
Vereinsstaaten als ein Ganzes betrachtet, wöder neu noch eigen- 
tümlich sind, so wollen Allerhöchstdieselben in Beziehung auf 
die Erteilung von Patenten dieselben Grundsätze in dem Groß- 
herzogtum Luxemburg eintreten lassen, welche darüber auf 
Grund allgemeiner Verabredungen zwischen den Vereins-Regie- 
rungen, in den Preußischen Staaten bestehen oder eingeführt 
werden. 

Dagegen bleibt die Annahme solcher in den Preußischen 
Staaten bestehenden Grundsätze über das Patentwesen, welche 
nicht zwischen sämtlichen Vereinsstaaten vereinbart sind, von 
der Zustimmung der Großherzoglichen Regierung abhängig, 
welche dabei, soweit das Interesse des Landes es zuläßt, gern 
darauf Bedacht nehmen wird, daß die möglichste Übereinstim- 
mung der Gesetzgebung über das Patentwesen in dem Groß- 
herzogtum mit der in Preußen bestehenden erreicht und aufrecht 
erhalten werde. 

Nicht minder schließen Seine Majestät der König-'Großher- 
zog Sich der Verabredung an, daß die Freiheit des Handels und 
Verkehrs zwischen den kontrahierenden Staaten auch dann 
keine Ausnahme erleiden soll, wenn bei dem Eintritte außer- 
ordentlicher Umstände, insbesondere auch bei einem drohenden 
oder ausgebrochenen Bundeskriege, einer jener Staaten sich 
veranlaßt finden sollte, die Ausfuhr gewisser, im innern freien 
Verkehr befindlicher Erzeugnisse oder Fabrikate in d£is Ausland 
für die Dauer jener außerordentlichen Umstände zu verbieten. 

Sollte jedoch einer oder der andere dieser Staaten es seinem 
Interesse nicht angemessen finden, auch seinerseits jenes Ver- 
bot anzuordnen, so bleibt demjenigen cyder denjenigen Staaten, 
welche solches zu erlassen für nötig finden, die Befugnis vorbe- 
halten, dasselbe auch auf den Umfang des ihrem Beschlüsse 
nicht beitretenden Vereinsstaates auszudehnen. Ferner räumen 
die kontrahierenden Staaten sich gegenseitig das Recht ein, zur 
Abwehr gefährlicher ansteckender Krankheiten für Menschen 
und Vieh die erforderlichen Maßregeln zu ergreifen. Im Ver- 
hältnis von einem Vereinastaate zu dem andern dürfen jedoch 
keine hemmenderen Einrichtungen getroffen werden, als unter 
gleichen Umständen den innern Verkehr des Landes treffen, 
welches sie anordnet. 
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Art. 5. 
(Zum Art. 7 des- offenen Vertrages.) 

Da nach 'den, im Königreich Preußen bestehenden gesetz- 
lichen Bestimmungen, ausländische Spielkarten gar nicht, fremde 
Kalender aber nur gegen Entrichtung der gesetzlichen Stempel- 
Abgabe daselbst eingeführt werden dürfen, diese Bestimmungen 
jedoch nach Eintritt des freien Verkehrs zwischen Preußen und 
Luxemburg, ohne anderweite Sicherungsmaßregeln nicht auf- 
recht, zu erhalten sein würden, so verpflichtet sich die Großher- 
jsogliche Regierung, alsbald" nach erfolgter Ratifikation des Ver- 
trages die nachstehenden gesetzlichen Anordnungen publizieren 
und in Anwendung bringen zu lassen: 

1. Die Versendung von Spielkarten aus dem Großherzogtum 
luxemburg zum Absätze in andern Zollvereinsstaaten ist nur 
insoweit gestattet, als fremde Karten in dem betreffenden Ver- 
^insstaate zum Gebrauch im Lande überhaupt eingeführt wer- 
den dürfen. 

2. Sollten Spielkarten aus dem Großherzogtum Luxemburg 
durch die Königlich-Preußischen Staaten nach dem Auslande 
oder nach einem andern Vereinßstaate, wo deren Einfuhr erlaubt 
ist, versendet werden, so müssen die zur Versendung bestimmten 
Xarten dem nächsten, zur Begleitschein-Erteilung ermächtigten 
Zollamte zur Revision gestellt, unter Aufsicht desselben verpackt 
und unter Begleitschein-Kontrolle abgefertigt werden. 

3. Dasselbe Verfahren findet bei der Versendung von Ka- 
lendern' aus dem Großherzogtum Luxemburg nach andern Ver- 
einsstaaten oder durch dieselben nach dem Auslande statt. 

4. Wer Spielkarten oder Kalender auf andere, als die unter 
Nr. »2 und 3 vorgeschriebene Art in äas Preußische Gebiet ver- 
sendet öder einführt, verfällt in eine Geldbuße, welche bei Spiel- 
karten 10 Rthlr. für jedes Spiel betragen, und, bei Kalendern 
dem vierfachen Betrage der in Preußen ajiif fremden Kalendern 
ruhenden Stempel-Abgabe gleichkommen soll. 

Sollte im Großherzogtum Luxemburg eine Stempel-Abgabe 
von Spielkarten oder Kalendern eingeführt werden, so werden 
die Grundsätze, auf welchen die vo;:stehenden Bestimmungen 
l)eruhen, auch bei dem Verkehr mit Spielkarten und Kalendern 
aus den übrigen Vereinsstaaten nach dem Großherzogtum Lu- 
xemburg oder durch dasselbe in Anwendung gebracht werden. 

Art. 6. 
(Zum Art. 9 des offenen Vertrages.) 

Für den Fall, daß eine Fabrikation von Runkelrüben-Zucker 
in dem Großherzogtum Luxemburg vor dem 1. September 1844 
:stattfinden sollte, erteilen Seine Majestät der König-Großherzog 
die Zusicherung, Sich, nach vorgängiger Verständigung, den 

14 
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hinsichtlich der Erhebung und Kontrolle der Rübenzuckersteuei^ 
in Preußen bestehenden gesetzlichen Anordnungen anschließen:, 
zu wollen. 

Art. 7, 

(Zum Art. 11 des offenen Vertrages.) 

Der Beitritt Seiner Majestät des ILönigs-Großherzogs zu der 
allgemeinen Münzkonvention der zum Zoll- und Handelsvereine' 
verbundenen Staaten -erstreckt sich auf die zu dieser Konvention, 
gehörigen besondern Verabredungen, namentlich auf: 

A. Die Separat-Artikel zu der allgemeinen Münz-Konvention 
der zum Zoll- und Handelsvereine verbundenen Staaten, 
d. d, Dresden, 30. Juli 1838, 

und für den Fall, daß im Großherzogtum Luxemburg: 
der 14-Talerfuß angenommen werden sollte, auf die 

B. besondere protokollarische Übereinkunft zu der allgemeinen- 
Münzkonvention zwischen den nach dieser Konvention ,. 
zum 14-Talerfuße sich bekennenden Staaten von demselben 
Dato, welche sub Nr. VI und VII hier abschriftlich beige- 
fügt sind. 

Art. 8. 

(Zum Art. 14 des offenen Vertrages.) 

Seine Majestät der König-Großherzog wollen überhaupt die- 
jenigen allgemeinen Anordnungen zum Zwecke der Erleichte- 
rung des Handels und Verkehrs, sowie zur Beförderung der Ge- 
werbsamkeit, welche zwischen den sämtlichen Kontrahenten der 
bisherigen Zollvereinigungs-Verträge in weiterer Ausbildung: 
der Vereins-Verhältnisse verabredet werden sollten, Ihrerseits- 
auch in dem Großherzogtum Luxemburg auf desfallsige, von der 
Preußischen Regierung an die dortige oberste Verwaltungs-Be- 
hörde ergehende Einladung treffen lassen! 

Art. 9. 
(Zum Art. 16 des offenen Vertrages.) 

Nach der Aufnahme des Großherzogtums Luxemburg in* 
den Zollverein wird dasselbe im Verhältnis zu den übrigen 
Vereinsstaaten und in allen mit den letzteren vorkommenden 
Verhandlungen von der Königlich-Preußischen Regierung gleich 
den eigenen Preußischen Landen, vertreten werden. 

Was dagegen die Zollverwaltung im Großherzogtum selbst 
betrifft, so wird die deshalb im offenen Artikel 16 vorbehaltene* 
Übereinkunft getroffen, wie folgt: 
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I. Organisation der Zollverwaltung im Allgemeinen 
und in spezieller Beziehung auf das Personal. 

A. Im Allgemeinen. 

1. Nach denselben Grundsätzen, nach welchen für die an 
das Ausland grenzenden Vereinsstaaten besondere Pauschquanta 
für die Kosten der Zollerhebung und des Zollschutzes an den 
Außengrenzen vereinbart werden, wird auch für die Zollverwal- 
tung im Großherzogtum Luxemburg eine besondere Pausch- 
sumnae festgestellt, und bei derselben ein eigenes Etats- und 
Rechnungswesen eingerichtet. 

Die aus der gedachten Pauschsumme nicht zu deckenden 
Kosten der Verwaltung, insbesondere im Innern, ferner die Aus- 
gaben an Pensionen, die Freischreibungen, Beiträge zu den 
Quiescenz-Entschädigungen, Einnahme- Ausfälle und Verluste 
aUer Art, sind von der Großherzoglichen Regierung, wie von 
jedem anderen Vereinsstaate,, nach den deshalb allgemein be- 
stehenden Grundsätzen, aus eigenen Mitteln zu tragen. 

2. Die allgemeine Aufsicht über die Zollverwaltung und das 
dabei angestellte Personal bleibt der Großherzoglichen Regierung 
vorbehalten. 

Dabei steht die Zolldirektion, insbesondere deren Direktor^ 
zu dem Chef des Zivildienstes und der Landesregierung im Groß- 
herzogtum in demselben Verhältnisse, wie andre Großherzogliche 
obere Zivilbehörden, namentlich die Rechnungskammer. 

Da jedoch die Zolldirektion bei ihrer Geschäftsführung der 
Leitung und Kontrolle einer für das Zollwesen organisierten 
Zentralstelle bedarf, welche bei den übrigen Vereinsstaaten in 
dem Finanzministerium sich vorfindet, so werden die Funktionen 
dieser Zentralstelle für das Großherzogtum Luxemburg von 
Seiten Seiner Majestät des König-Großherzogs dem Königlich- 
Preußischen Finanzministerium übertragen. 

Obwohl daher die Zolldirektion, als eine Luxemburgische 
Behörde, unter der Aufsicht der obersten Verwaltungsbehörde 
des Großherzogtums steht, so ist sie doch in Folge der vorgedach- 
ten Übertragung verpflichtet, in allen die Zollverwaltung betref-r 
fenden Angelegenheiten, die ihr auf dem weiter unten bestimm- 
ten Wege zugehenden Anordnungen und Entscheidungen des 
Königlich-Preußischen Finanzministeriums zu befolgen und 
auszuführen. 

* 3. Die besondere Leitung des Zolldienstes im Großherzogtum 
steht der Zolldir«ktion, insbesondere deren Direktor und zwar 
mit denjenigen Befugnissen zu, welche den Provinzial-Steuer- 
Direktoren in Preußen beigelegt sind, jedoch Alles nach Maß- 
gabe der nachfolgenden Bestimmungen. 

4. Den kontrahierenden Vereinsgliedern steht es frei, inso- 
fern sie es im Interesse des Vereins für nötig halten, namens 
desselben einen Beamten zeitweise oder dauernd bei der Zoll- 
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direktion zu stationieren, um alle die Befugnisse auszuüben, und 
die Pflichten zu erfüllen, welche nach Maßgabe der frühern 
Vereinsverträge sowohl den bei den Hauptämtern stationierten 
Kontrolleuren, als den zu den Zolldirektionen anderer Vereins- 
staaten abgeordneten Kommissarien zustehen oder obliegen. 

W^ird ein solcher Beamte von Seiten Preußens abgeordnet, 
so steht demselben zu, auch hinsichtlich der Innern Steuern von 
Branntwein, Bier, Wein und Tabak, und der Salzregie-Einrich- 
tungefi, von der Ausführung und Handhabung der Gesetze 
nähere Kenntnis zu nehmen. 

5. Für die Beamten einer jeden Kategorie von Dienststellen 
soll, in gegenseitigem Einvernehmen der für die Ausführung des 
gegenwärtigen Vertrages zusammentretenden Kommissarien, 
eine Dienstinstruktion, auf den Grund der für ähnliche Verhält- 
nisse in den übrigen Vereinsstaaten, namentlich in Preußen be- 
stehenden Instruktionen entworfen werden. 

6. Sämtliche Beamte sind bei Gelegenheit ihres, Sr. Majestät 
dem König-Großherzog zu leistenden Diensteides insbesondere zu 
verpflichten, bei Ausrichtung ihres Amts die ihnen erteilte In- 
struktion genau als Richtschnur zu beobachten und alle ihnen 
danach obliegenden Pflichten treu und gewissenhaft zu erfüllen, 
^ie es dem Gesamt-Interesse des Vereins und insbesondere auch 
dem der Großherzoglichen Regierung zusagt und gemäß ist. 

7. Die Uniformierung und Bewaffnung der Grenzaufseher 
wird, mit Ausnahme der Kragen und Aufschläge, sowie der Ko- 
karde, als unterscheidendes Nationalzeichen dieselbe sein,. welche 
für die Königlich-Preußischen Zollbeamten eingeführt ist. 

8. Nicht minder wird die Besoldung sämtlicher, im Groß- 
herzogtum anzustellenden Beamten, nach den für die Beamten 
derselben Kategorie bestehenden, auf einer Verabredung aller 
Vereinsstaaten beruhenden Grundsätzen reguliert werden. 

9. In Absicht auf Dienstvergehen, deren sich Zollbeamte 
schuldig machen, tritt nach Verschiedenheit der Umstände ein 
administratives oder gerichtliches Verfahren ein. 

Dieselben Vorschriften, w^elche in Preußen bestehen, sowohl 
zur Beurteilung der Frage, wann und unter welchen Umständen 
ein administratives Verfahren stattfinde, namentlich wann und 
unter welchen Umständen ein solches Verfahren behufs der Ent- 
lassung eines Beamten einzuleiten sei, als auch über die Einlei- 
tung und den Gang des Verfahrens selbst sollen auch im Groß- 
herzogtum zur Anwendung komnien. Die zu diesem Behufe er- 
forderlichen Anordnungen werden von den zirsammentretendeii 
Vollziehungs-Kommissarien gemeinschaftlich vorbereitet un d 
demnächst von der Großherzoglichen Regierung in Ausführung 
.gebracht werden. 

Die über diesen Gegenstand in der Folge zu erlassenden 
Vorschriften sollen ebenfalls gegenseitig vereinbart werden. 

10. Ist gegen Beamte eine gerichtliche Untersuchung zu ver- 
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hängen, so fällt dieae, ingieichen die Ausführung des etwa er- 
gehenden Strafurteils und die Tragung etwaiger Untersuchungs- 
kosten, derjenigen Regierung anheim, deren Untertan der Be- 
amte vor seiner Anstellung im Luxemburgischen Zolldienste 
gewesen ist. 

Eine Ausnahme hiervon findet hinsichts "der gegen vormals 
Preußische Beamte einzuleitenden gerichtlichen Untersuchungen 
dahin statt, daß letztere den Preußisöhen Gerichten dann nicht 
überwiesen werden, wenn Luxemburgische Untertanen, sei es als 
Mitbeschuldigtey oder als Partie civile bei der Sache beteiligt sind. 

11. Die im Großherzogtum Luxemburg . angestellten ZoU^ 
beäinten werden bei eintretender Dienstunfähigkeit, soweit sie 
aus dem Preußischen Dienste übergegangen sind, ohne Unter- 
schied von der Königlich-Preußischen Regierung, sonst aber von 
der Großherzoglichen Regierung pensioniert, welche letztere 
dabei die in Preußen für dieselben Dienst-Kategorien bestehen- 
den Normen und Grundsätze in Anwendung bringen wird. 

12. Die Großherzogliche Regierung sorgt zwar für die Sicher- 
heit der Kassenlokale und Geldtransporte, übernimmt jedoch 
eine Vertretung erweislicher Kassenverluste nur rücksichtlich 
derjenigen Beamten, welche nicht aus dem Preußischen in den 
Großherzoglichen Dienst übergegangen sind. Ausfälle, welche 
an der Zolleinnahme erwiesenermaßen durch Untreue eines von 
ihr zu vertretenden Beamten entstehen, -werden von der Groß- 
herzoglichen Regierung allein gedeckt und von ihrem Anteile an 
den gemeinschaftlichen Zollrevenuen in Abzug gebracht. 

Wird dagegen durch Untreue oder Nachläßigkeit eines von 
der Königlich-Preußischen Regierung präsentierten, vormals • 
preußischen Beamten ein erweislicher Verlust an der Einnahme 
v^erursacht, so wird derselbe von dqr Königlich-Preußischen Re- 
gierung allein getragen. 

B. V n d e r Z 1 1 d i r e k t i n. 

13. Die Zolldirektion wird aus dem Direktor, einem Rate und 
dem nötigen Subalternen-Personal bestehen. Die Besoldung des 
Direktors wird auf 17(K) Rth. Preuß. Courant festgesetzt, außer- 
dem wird ihm noch eine Miets-Entschädigung von 300 Rth. 
Preußisch Courant bewilligt werden. 

14. Die Stelle des Direktors wird von Seiner Majestät dem 
König-Großherzog mit einem Beamten besetzt werden, welchen 
das Königlich-Preußische Finanzministerium, nach vorgängiger 
Verständigung mit der Luxemburger obersten Verwaltungs- 
behörde, dazu in Vorschlag bringen wird. 

15. Der zur Stelle des Direktors gelangende Beamte, welcher, 
falls er ein preußischer Untertan ist, für die Dauer dieses Dienst- 
verhältnisses aus dem preußischen Staatsdienste gänzlich aus- 
scheidet, wird dahin vereidet: unter Versicherung der Treue 
gegen Seine Majestät den König-Großherzog, die ihm übertrage- 
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nen Obliegenheiten und Befugnisse nach besten Kräften, den 
Bestimmungen des Anschluß-Vertrages, den ergangenen Zoll- 
gesetzen und Anordnungen, insbesondere der ihm erteilten 
Dienst-Instruktionen gemäß, unter Beobachtung der bestehenden 
Landesverfassung und Gesetze, treu und gewissenhaft wahrneh- 
men und also ausrichten zu wollen, wie es dem Gesamt-lnteresse 
der hohen Souveräne, welche den gedachten V^ertrag geschlossen 
haben, nämlich Seiner Majestät des König-Großherzogs von Lu- 
xemburg und Seiner Majestät des Königs von Preußen, sowie 
der übrigen Mitglieder des Zollvereins zusage und gebühre. 

16. Die Auswahl des Rates bei d.er Direktion behalten Seine 
Majestät der König-Großherzog Sich vor; der wirklichen Ernen- 
nung soll jedoch eine Mitteilung an das Königlich-Preußische 
Finanzministerium vorausgehen, damit, falls gegen die Person 
irgend ein Bedenken obwaltet, deshalb eine Verständigung 
statfinde. 

17. Die Subalternenstellen werden von der obersten Luxem- 
burger Verwaltungsbehörde auf die gemeinschaftlich von dem 
Zolldirektor und dem Rate ausgehenden Vorschläge besetzt. 

18. Beamte, die nur mechanische Dienste zu leisten haben 
und auf Kündigung angenommen werden, wählt und ernennt 
der Direktor. 

C. V o n d e n E r h e b u n g s - und A u f s i c h t s - B e a m t e n. 

19. J3ie Beamten bei dem Hauptzollamte oder, wenn deren 
mehrere zu errichten sein sollten, bei den Haupt-Zollämtern und 
bei den Neb'en-Ämtern, ingleichen diejenigen, welche im Innern 
des Großherzogtums zur Erhebung und Kontrolle der Zollgefälle 
anzustellen sind, werden, mit Ausnahme des 3. Mitgliedes (Kon- 
trolleurs) bei den Haupt-Zollämtern, aus Luxemburgischen Un- 
tertanen, auf den Vorschlag der Zolldirektion, von der Groß- 
herzoglichen Regierung ernannt, wogegen die Stelle des 3. Mit- 
gliedes oder Kontrolleurs bei den Haupt-Zollämtern mit einem 
von der Königlich-Preußischen obersten Finanzstelle, namens des 
Vereins, dazu vorgeschlagenen Beamten besetzt wird. 

20. Die Ernennung der Ober-Grenzkontrolleure erfolgt sei- 
tens der Großherzoglichen Regierimg auf den Vorschlag des Kö- 
niglich-Preußischen Finanzministeriums. 

Dieselben sollen bei der ersten Einrichtung sämtlich aus der 
Zahl der diesem Ministerium untergeordneten Preußischen Zoll- 
beamten erwählt, bei eintretenden Vakanzen aber durch Luxem- 
burger Zollbeamte, welche von der Zolldirektion dafür für taug- 
lich erklärt werden, so lange ergänzt werden, bis die Zahl der 
mit Luxemburgischen Beamten besetzten Ober-Grenzkontrolleur- 
Stellen wenigstens die Hälfte der in dem Großherzogtum über- 
haupt vorhandenen Stellen dieser Art erreicht haben wird, wel- 
ches Verhältnis auch in der w^eitern Folge maßgebend bleiben soll. 

21. Die Grenzaufseher werden aus Luxemburgischen Unter- 
tanen von der Zolldirektion gewählt und ernannt. 
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Hl. Verabredungen wegen der auf Präsentation der Preußischen 

Regierung ernannten Beamten. 

1. Die AUS dem Königlich-Preußischen in den Großherzog- 
Jich-Luxembourgischen Dienst übergegangenen Beamten sind, 
liinsichtlich ihrer Privat- und bürgerlidhen Verhältnisse den im 
<jroßherzogtum bestehenden Gesetzen, Einrichtungen und Ab- 
_ gaben unterworfen, jedoch mit Ausnahme der Gesetze über die 

Militärpflichtigkeit, rücksichtlich welcher es bei dem ursprüng- 
.lichen Verhältnisse dieser Beamten und ihrer Angehörigen ver- 
.Meibt. 

2. Durch ihre Dienst- Ausübimg im Großherzogtum erlangen 
^dieselben ebensowenig einen Anspruch auf weitere Versorgung 
.daselbst, als ein bleibendes Wohnsitzrecht für sic^ und ihre An- 
gehörigen am Orte ihrer Stationierung. 

3. Der Königlich-Preußischen obersten Finanzstelle bleibt 
'das Recht vorbehalten, Beamte, welche auf ihren Vorschlag er- 
nannt worden sind, den Zolldirektor mit eingeschlossen, zurück- 
jsuberufen und an deren Stelle, so weit dieselbe nach Inhalt des 
:gegenwärtigen Artikels, insbesondere der Verabredung sub Nr. I 
<]1 20 dazu berechtigt ist, andere in Vorschlag zu bringen. 

Einer solchen Zurückberufung wird -aber eine Communica- 
i;ion mit der Behörde, von welcher die Ernennung geschehen ist, 
vorangehen, damit diese das Nötige wegen der Entlassung ver- 
fügen kann. 

4. In allen Fällen, wo es darauf ankommt, einen auf Prä- 
'^entation der Königlich-Preußischen Regierung angestellten Be- 
amten mit oder ohne Pension zu entlassen oder vom Amte zu 

•suspendieren, bedarf es der Zustimmung des Preußischen 
Finanzministeriums, welches jedoch hierbei auf die Wünsche 
der Königlich-Großherzoglichen Regierung möglichst Rücksicht 
nehmen wird. 

5. Ist eine gerichtliche Untersuchung gegen einen solchen 
Beamten zu verhängen, so ist davon besagtes Ministerium in 
Kenntnis zu setzen. 

III. Dienstliche Stellung, Obliegenheiten und Befugnisse der 

Zoll-Direktion. 

1. Da der Direktor für die Verwaltung allein verantwortlich 
ist, so hat derselbe bei den von der Zoll-Direktion zu fassenden 
Beschlüssen die entscheidende, der Rat aber nur eine beratende 
-Stimme. Auch ist der Direktor nur zur Bearbeitung der die 
"Zoll-Verwaltung betreffenden Gegenstände verpflichtet, wogegen 
dem Rat von der Luxemburgischen Regierung, nach ihrem 
Ermessen, auch noch andere Geschäfte übertragen werden 
können. 

2. Der Zoll-Direktion liegt ob, darauf zu sehen und zu halten, 
«daß die Zoll- Verwaltung innerhalb ihres Geschäftsbezirks überall 
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den ergangenen Gesetzen, Verordnungen und Anweisungen; 
gemäß geführt, von sämtlichen Beamten nach den bestehenden 
gesetzlichen und reglementairen Vorschriften und Insti:uktioneiL 
verfahren, die Erhebung der Zölle ordnungsgemäß bewirkt und 
die Entrichtung derselben durch zweckmäßige und sorgfältige* 
Aufsicht gesichert werde. 

8. Innerhalb der Grenzen dieser Obliegenheiten kann die 
Zoll-Direktion, so weit nicht für einzelne Gegenstände der Ver- 
waltung Ausnahmen vorgeschrieben sind, selbstständige An- 
ordnungen treffen und wahrgenommene Mängel und Mißbrauche 
abstellen;' außei'dem aber hat dieselbe an die oberste Großherzog- 
liche Verwaltungs-Behörde zu berichten. 

4. Die Geschäfts-Verbindung der Zoll-Direktion mit dem 
Königlich-Preußischen Finanz-Ministerium und vice versa, wird 
durch Vermittelung der Großherzoglichen obersten Verwaltungs- 
behörde unterhalten, welche die Berichte der Zoll-Direktion 
urschriftlich an das Finanz-Ministerium gelangen lassen, und 
ebenso die darauf erfolgenden Entscheidungen, sowie auch all- 
gemeine Verfügungen des letzteren in extenso der Zoll-Direktion 
mitteilen wird. 

Auf die Bemerkungen, welche die Großherzogliche oberste 
Verwaltungs-Behörde ihrerseits hinzuzufügen sich, veranlaßt 
finden möchte, wird von Seiten des Königlichen Finanz-Ministe- 
riums, so viel es die Umstände gestatten, Rücksicht genommen 
werden. 

0. Demzufolge gelangen auch alle von der Zoll-Direktion zu 
erstattenden Berichte und einzureichenden Abschlüsse, Nach- 
weisungen, Übersichten etc. sowie diejenigen, welche aus beson- 
derer Veranlassung erfordert werden möchten, durch Vermitt- 
lung der Luxemburgisc/hen obersten Verwaltungs-Behörde an das 
Königlich-Preußische Finanz-Ministerium. 

(). Damit die Zoll-Verwaltung im Großherzogtum auf eine, 
mit der Verwaltung in den übrigen Vereins-Staaten und nament- 
lich in den angrenzenden Preußischen Provinzen möglichst 
übereinstimmen'de Weise geführt werde, hat die Zoll-Direktion 
in Luxemburg mit der Provinzial-Steuer-Direktion in Köln eine 
fortgesetzte Kommunikation zu unterhalten, wobei übrigena- 
zwischen beiden das Verhältnis gleichgestellter Behörden statt- 
findet. 

7. Mit den Direktiv-Behörden der andern Zollvereins- 
Staaten, und mit den übrigen Preußischen Provinzial-Steuer- 
Behörden tritt die Zoll-Direktion in Luxemburg nur insoweit in 
unmittelbaren Schriftwechsel, als die Waren-Abfertigung auf 
Begleitscheine oder die Konstatierung von Zollvergehen hierzu 
Veranlassung geben. 

Für andere Gegenstände erfolgen die etwa nötigen Mit- 
teilungen durch Vermittelung der Luxemburgischen obersten 
Verwaltungs-Behörde und des Preußischen Finanz-Ministeriums. 
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8. So weit eine Erledigung der Straffälte im Verwaltungs- 
wege stattfindet, hat die Zolldirektion diejenigen Sachen, für 
welche die Hauptämter nicht kompetent sind, in erster Instanz, 
und diejenigen, in welchen gegen ein Resolut des Haupt-Zoll- 
amtes rekurriert wird, in zweiter Instanz zu entscheiden. Wird 
gegen die Entscheidung der Zolldirektion rekurriert, oder im 
Wege der Gnade Erlaß oder Milderung der von einer Verwal- 
tnngs- oder Gerichts-Behörde festgesetzten Strafe nachgesucht, 
so wird die Zoll-Direktion jedesmal mit ihrem pflichtmäßigen 
Gutachten gehört werden. 

9. Die Zoll-Direktion ist befugt, gegen die ihr unterge- 
ordneten Beamten die Diisziplinar-Untersuchung zu verhängen, 
avich Strafen bis zu 20 Rthlr. Geld oder vier Wochen Gefängnis 
festzusetzen. 

Den Beamten bleibt jedoch der Rekurs an die höhere Be- 
hörde, imd zwar den von Preußen präsentierten Beamten durch 
Verrnittelung der Luxemburgischen obersten Verwaltungs-Be- 
hörde an das Königlich-Preußische Finanzministerium vorbe- 
halten. 

10. Ist wegen eines Dienstvergehens, welches eine schwere 
Strafe, als Dienstentlassung, nach sich zieht, nach dem 
Urteile der Zolldirektion in Luxemburg eine gerichtliche, Unter- 
suchimg einzuleiten, so steht es dieser Behörde frei, den betref- 
fenden Beamten sofort zu suspendieren, oder auch Behufs seiner 
Entlassung das gewöhnliche administrative Verfahren einzu- 
leiten. 

11. Die Prüfung der von den Erhebungsstellen im Großher- 
zogtum Luxemburg geführten Register erfolgt durch die Kal- 
kulatur der Provinzial-Steuer-Direktion in Köln, und da3 
Gutachten der letzteren entscheidet darüber, in wieweit die bei 
der Revision gemachten Erinnerungen durch die Beantwortung 
für erledigt anzunehmen seien. 

Zu dem Ende übersendet die Zolldirektion durch Ver- 
mittelung der Luxemburgischen obersten Verwaltungs-Behörde 
die • nach Ablauf eines jeden Quartals bei ihr eingegangenen 
Register der Provinzial-Steuer-Direktion in Köln, welche dem- 
nächst auf demselben Vv^ege der Zoll-Direktion die aufge- 
nommenen Revisions-Protokolle mitteilt, um solche beantworten 
zu lassen. Nachdem dies geschehen ist, und die beantworteten 
Revisions-Protokolle an die Provinzial-Steuer-Direktion zurück- 
gelangt sind, wird letztere dieselben, mit ihreni, die Entscheidung 
bildenden Gutachten versehen, remittieren. 

Die Zolldirektion hat dafür zu sorgen, daß die Erledigung 
der Revisions-Protokolle diesem Gutachten gemäß erfolge. 

Glaubt dieselbe, mit dem letzteren in einem oder dem andern 
Punkte nicht einverstanden sein zu können, vso steht ihr zu, 
durch Vermittelung der Luxemburgischen obersten Verwaltungs- 
Behörde, die Provinzial-Steuer-Direktion in Köln davon in 
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Xeniitnis zu setzen, und auf demselben Wege auf die Ent- 
scheidung des Königlich-Preußischen Finanz-Ministeriums zu 
.provozieren, welche, als von der Luxemburgischen Verwaltungs- 
' Behörde ausgehend, der Direktion zur Vollziehung eröffnet 
•wird. 

V2. Ein gleiches Verfahren findet in Absicht der, von den 
-Zoll-Erhebungs-Stellen im Großherzogt ume abzulegenden Jahres- 
Rechnungen statt. 

13. Sollte ein Kommissar zur Vertretung des gemeinsamen 
Interesses des Zollvereins (Vereins-Bevollmächtigter) an die 
Zolidirektion abgeordnet , werden, um von dem Gange der Zoll- 
iind Steuer-Verwaltung im Großherzogtum Luxembul*g (conf. I. 
A. Nr. 4) und deren Erfolgen nähere Einsicht zu nehmen, so hat 
die Zolldirektion einem solchen Beamten die Gelegenheit zur 
vollständigen Kenntnisnahme von allen, dais Interesse des gan- i 

zen Vereins und seiner Glieder berührenden Vei;hältnissen der 
gedachten Zoll- und Steuer-Verwaltung zu geben, demselben 
bereitwillig jede zur Sache gehörige Auskunft zu erteilen, und ' 

ihm überhaupt die Ausrichtung seines Auftrags, so viel sie sol- 
ches vermag, möglichst ku erleichtern. 

lY. Wirkungskreis des Preußischen Finanzministeritims 

und der luxembiirgischen obersten Verwaltungsbehörde in Bezug 

auf die Zollverwaltung im Großherzogtum, 

1. A. Soweit nicht schon in dem Zollgesetze, der Zollordnung 
oder in den, über einzelne Teile der Zollverwaltung erlassenen 
Spezial-Regulativeii für gewisse Fälle die Anordnung des Finanz- 
ministeriums ausdrücklich vorbehalten worden ist, gehören zu 
der, nach Maßgabe der bestehenden Zollgesetzgebung und der 
Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages zu treffenden Ent- 
scheidung des Königlich-Preußischen Finanzministeriums ins- 
besondere alle diejenigen Fälle, in denen es .sich handelt um: 

a) Feststellung und Annahme eines bestimmten Zoll-Verwal- 
tungs-^Grundsatzes; 

b) Einführung neuer oder Abänderung bestehender Kontrol- 
len und anderer auf die technische Zollverwaltung Bezug 
habender Einrichtungen; 

c) Erledigung von Zweifeln über die Auslegung des Tarifs, des 
Waren-Verzeichnisses oder anderer zollgesetzlichen Be- 
stimmungen; 

^ d) Anträge auf Abweichungen oder Ausnahmen von den be- 
stehenden Zollverwaltungs-Vorschriften, ingleichen auf 

e) Ermäßigung oder Erlaß der tarifmäßigen Abgaben; 

S) Die zur Beaufsichtigung des Handels und des Gewerbe- 
betriebes im Grenzbezirk allgemein oder in einzelnen Fäl- 
len vorzuschreibenden Kontrollmaßregeln; 
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g) Erteilung von Konzessionen zum unmittelbaren Waren- 
bezüge aus dem Auslande (§ 90 der Zollordnung), 
wobei die vor gängige Prüfung gemeinschaftlich mit der luxem- 
burgischen Landesregierung zu geschehen hat, deren Bemerkun- 
gen und Anträge das Königlich-Preußische Finanzministerium 
bei der ihm zustehenden Entscheidung nach Möglichkeit berück- 
-sichtigen wird. 

B. Zu denjenigen Gegenständen, über welche nur im Einver- 

^ständnis zwischen dem Königlich-Preußischen Finänzministe- 

xium und der Großherzoglichen obersten Verwaltungsbehörde 

^Anordnungen^ getroffen, oder bestehende Einrichtungen geändert 

werden können, gehören folgend-e: 

a) Errichtung neuer und Vertlegung und Aufhebung bereits 
vorhandener Zolldienststellen und Festsetzung ihrer amt- 
lichen Befugnisse; 

b) organische Einrichtung des Grenzbewachungs- und sons- 
tigen Kontrolldienstes, als: die Stärke, Aufstellung und 
Einteilung des Aufsichtspersonals; 

c) Bildung, Erweiterung oder sonstige Veränderung des 
Grenzbezirks und Bestimmung der Zollstraßen; 

d) Ausschließung einzelner, für die Verwailtung ungünstig 
belegener Grenzorte vom Zoll verbände, und, 

e) im Falle öffentliche Niederlagen vorhanden sind, Erlaß der 
Regulative und Festsetzung des Lagergeldes. 

2. Die in den Attributen der Großherzoglichen Regierung 
'urid der Zolldirektion liegenden Anstellungen, Beförderungen 
t^nd Versetzungen können, insofern sie Beamte betreffen, die 
-aus der oben unter I. A. 1 erwähnten Pauschsumme ein höheres 
Dienst-Einkommen als 400 Rthlr. erhalten, nur unter Zustim- 
mung des Königlich-Preußischen Finanzministeriums erfolgen. 

3. Ferner ist diesem Ministerium von allen Urlaubsbewilli- 
gungen über 6 Wochen, sowie von allen Fällen, wo die notwen- 
dige Vertretung eines Beamten die eben gedachte Frist voraus- 
:sichtlich überschreitet, mit Angabe der wegen der Vertretung 
getroffenen Anordnung, Mitteilung zu machen. 

4. Für die Zollverwaltung im Großherzogtum Luxemburg 
werden periodische Einnahme- und Ausgabe-Etats, nach den 
«dafür im Königreich Preußen bestehenden Vorschriften und 
Regeln aufgestellt. 

Die dazu 'Seitens der Zolldirektion anzufertigenden Ent- 
würfe unterliegen der Prüfung des Königl. -Preußischen Finanz- 
ministeriums, nach dessen vor gängiger Festsetzung dieselben 
•sodann von der luxemburgischen obersten Verwaltungsbehörde 
vollzogen werden. 

5. Zu allen nicht etatsmäßigen Zahlungen aus dem unter I. 
A 1 gedachten Pauschcruantum, zu allen Abweichungen von dem 
;auf letzteres sich beziehenden Inhalte der Etats, namentlich auch 
•zu allen Geldverwendungen für andere, als in diesen Etats be- 
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stimmte Zwecke, ferner zu Leistungen von Vorschüssen aus den 
gemeinschaftlichen Zollkassen im Großherzogtum, i^t die Geneh- 
migung des Königlich-Preußischen Finanzministeriums erfor- 
derlich. 

6. Über die von der Zolldirektion über Reklamationen oder 
Rekurse gegen ihre Entscheidungen in Strafangelegenheiten zu 
erstattenden Berichte wird die luxemburgische oberste Verwal- 
tungsbehörde die vertragTsmäßige Gommunication mit dem Kö- 
niglich-Preußischen Finanzministerium eintreten lassen und der 
Zolldirektion den gefaßten Beschluß eröffnen. 

7. Zur einseitigen Kognition und Entscheidung der Groß- 
herzoglichen obersten Verwaltungsbehörde gehören die Fälle, in 
welchen es auf 

a) die von den Erhebungsbeamten zu bestellenden Kautionen^ 
die Abhältung periodischer Kassenrevisionen, das Verfah- 
ren bei etwa vorkommenden Kassen-Defekten und die 
Kreditierung fälliger Zollbeträge;. 

b) auf die Erlaubnis zum Betriebe von Hausiergewerben im 
Grenzbezirke; 

c) auf Bauten und Reparaturen an Dienstgebäuden; 

d) auf die Zahlung von Kosten für die Unterbringung der 
Zollerhebungsstellen in gemieteten Lokalen oder für die 
Anschaffung von Dienstrequisiten als: Formulare, Ver- 
wiegungs- und Verbleiungs-Gerätschaften, Waffen usw. 
ankommt, oder wenn 

e) V'erluste an fiskalischem JEigentum (Geld, Gebäude od^r 
Mobilien) durch Feuer, Überschwemmung, Einbruch usw. 
entstehen oder 

f) fällige Abgabenbeträge (z. B. bei Ablauf der Kreditfrist 
oder beim Ausbleiben des erledigten Begleitscheins) von dem 
Zahlungspflichtigen nicht anders als durch Zwangsmittel 
einzuziehen sind, und sich bei der, von der Erhebungs- 
behörde eingeleiteten Exekution, Anstände oder Schwierig- 
keiten ergeben, welche das Einschreiten der höheren Be- 
hörde notwendig machen. 

Ist jedoch bei den einzuziehenden Abgaben die gemeinschaft- 
liche Zollverwaltung beteiligt, — was bei kreditierten Beträgen 
nicht der Fall ist, — so muß von den Schwierigkeiten, welche die 
Einziehung findet, jedesmal auch das Königlich-Preußische- 
Finanzministerium in Kenntnis gesetzt werden. 

8. In Fällen, wo es sich um die Frage handelt: ob die Zoll- 
verwaltung sich auf einen Rechtsstreit einlassen, oder • einen 
solchen anfangen, oder gegen ein ihr ungünstiges Erkenntnis das 
Rechtsmittel einlegen soll? 

wird die Großherzogliche oberste Verwaltungsbehörde, je 
nachdem der Fall ausschließlich das Interesse der Großherzog- 
lichen Regierung, oder der gemeimschaftlichen Zollverwaltung,, 
oder gleichzeitig das Interesse beider berührt, entweder selbst- 
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ständig verfügen, oder dem Königlich-Preußischen Finanzminis- 
terium zur weiteren Beschlußnahme Mitteilung machen. 

9. Wird über Anordnungen der Zojldirektion entweder von 
Zollpflichtigen, oder von den diesßr Behörde untergeordneten 
Beamten Beschwer de geführt, so hat darüber, wenn es sich ledig- 
lich um eine private Angelegenheit der 'luxemburgischen Regie- 
rung (z. B. um eine Kautions-Bestellung, um Kredit-Bewilligung 
oder um Beschwerden wegen persönlicher Verhältnisse der von 
ihr angestellten Beamten u. dgl.) handelt, die oberste Verwal- 
tungsbehörde des Großherzogtums, in allen übrigen Fällen aber 
das König'lich-Freußische Finanzministerium materiell zu ent- 
scheiden. 

Die wirkliche Bescheidung der Reklamanten erfolgt jedoch 
von Seiten der luxemburgischen obersten Verwaltungsbehörde, 
welche daher, wenn die Beschwerde sich auf solche Gegenstände 
bezieht, worüber die materielle Entscheidung dem Königlich- 
Preußischen Finanzministerium zusteht, mit letzterem deshalb* 
vorher communicieren wird. 

Art. 10. 
(Zum Art. 18 des offenen Vertrages.) 

In den Fällen, wo die obere Verwaltung im Großherzogtum 
Luxemburg beabsichtigen sollte, für den Zolldienst angestellte 
Beamte mit der Erhebung und Kontrolle privativer luxembur- 
gischer Abgaben zu beauftragen, wird zuvor mit dem Königlich- 
Preußischen Finanzministerium deshalb communiciert und des- 
sen Einverständnis eingeholt werden. Darunter sind jedoch die 
Fälle nicht zu verstehen, wo es sich nur um den Auftrag zu einer 
vorübergehenden, die Dauer von zwei Monaten nicht überschrei- 
ten diBu Übernahme eines solchen Nebengeschäfts handelt. 

Art. 11. 
(Zum Art. 19 des offenen Vertrages.) 

Die von den Großherzoglichen Gerichten verhängten Geld- 
. strafen und konfiszierten Gegenstände verbleiben der Großher- 
zoglichen Regierung, nach Abzug der Hälfte, welche gesetzlich 
zu Gratifikationen der zur Wahrnehmung des Zollinteresses ver- 
pflichteten Beamten bestimmt ist, und in den Gratifikationsfonds 
der Zolldirektion fließt, um für die im Großherzogtum Luxem- 
burg zur Wahrnehmung des Zollinteresses verpflichteten Beam- 
ten verwendet zu werden. 

Art. 12. 
(Zum Art. 20 des offenen Vertrages.) 

Seine Majestät der König-Großherzog wollen vor Höchster 
Entscheidung auf die eingehenden Begnadigungs- oder Strafver- 
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wandlungs-Gesuche, ebenso wie es in Preußen ge^schieht, die- 
gutachtliche Äußerung der ZoHdirektion in Luxemburg ver- 
nehmen. 

' Art. 13. 

(Zum Art. 21- des offenen Vertrages.) 

4 

Das auf Inhalt des offenen Artikels auf das Großherzogtum. 
fallende Einkommen wird nach Maßgabe der unter den Zoll- 
vereinsistaaten bestehenden Verabredungen über die Verteilung, 
der in die Gemeinschaft fallenden Abgaben und. namentlich der 
in dem Vertrage vom 8. Mai 1841 wegen Fortsetzung des Zoll- 
und Handels Vereins dieserhalb verabredeten Bestimmungen fest- 
gestellt und der Großherzoglichen Regierung in folgender Art 
gewährt werden: 

Bei der Haupt- Abrechnung, ''welche jährlich zwischen den 
. Mitgliedern deis Zollvereins erfolgt, wird das Königlich-Preus- 
sische Finanzministerium in gleicher Art, wie dies für die preus- 
sische Regierung von ihm geschieht, auch namens der Großher- 
zoglich-luxemburgischen Regierung, die periodischen Übersich- 
ten der Brutto-Einnahme an Eingangs-, Ausgangs- und Durch- 
gangs-Abgaben in dem Großherzogtum, beziehungsweise, nach 
Abzug der Fauschsumme für die Verwaltungskosten an den 
Grenzen und in den Grenzbezirken, der Restitutionen, Ausfuhr- 
Bonifikationen und andern Lasten des Gesamtvereins, wie solche- 
Abzüge allgemein zwischen den Vereinsstaaten vereinbart wor- 
den sind, auf den Grund der von der Zolldirektion in Luxemburgs 
beigebrachten Materialien zusammensteillen und zugleich dafür 
Sorge tragen, daß der in Folge der Haupt-Abrechnung auf das^ 
Großherzogtum nach Maßgabe seiner Bevölkerung fallende An- 
teil an der Gesamt-Einnahme, der Großherzoglichen Regierung 
in derselben Art überwiesen werde, als auch andere Vereins- 
staaten unter gleichen Verhältnissen ihren Anteil erhalten. 

Außerdem macht die Königlich-Preußische Regierung sich 
verhindlich, alle Verhandlungen über die .iähr*liche Hauptabrech- 
nung zur Prüfung des Resultats, welches sich hiernach für das 
Großherzogtum ergibt, der Großherzoglichen Regierung mitzu- 
teilen. 

Was die Ubergangsabgaben von Branntwein, Bier, Wein 
und Tabak betrifft, so wird zwischen der Königlich-Preußischen 
und der Großherzoglich-luxemburgischen Regierung eine Ge- 
meinschaft der Einnahme in der Art eintreten, daß der Ertrag 
dieser Abgaben in beiden Staaten nach gegenseitiger Abrechnung 
von 5 Prozent für die Erhebungskosten, nach dem Verhältnis der 
Bevölkerung geteilt wird. 

Die Zählung der Einwohner im Großherzogtum Luxemburg- 
wii*d in Übereinstimmung mit den in dieser Hinsicht in Preußen 
und sämtlichen übrigen Vereinsstaaten gleichmäßig bestehenden,, 
der Großherzoglichen obersten Verwaltungsbehörde mitzuteilen- 
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den Grundsätzen alle drei Jahre stattfinden und zunächst inh 
Laufe der ersten drei Monate, nach erfolgter Ausführung des- 
gegenwärtigen Vertrages, veranstaltet werden. 

Art. 14 
(Zum Art. 23 des offenen Vertrages.) 

In Beziehung auf die Ausführung des gegenwärtigen Ver- 
trages ist Folgendes verabredet worden: 

1. Längstens 14 Tage nach erfolgter Unterzeichnung des Ver- 
trages soll mit der Organisation der gemeinschaftlichen Zollver- 
waltung im üroßherzogtum Luxemburg auf die im Artikel 17 des- 
offenen Vertrages verabredete Weise vorgeschritten und sobald 
die Auswechslung der Ratifikationen des Vertrages i&tattgefunden 
haben wird, die ganze, im Separat-Artikel 1 näher angegebene 
Gesetzgebung in dem Großherzogtum mit der Maßgabe publiziert 
werden, daß solche vom 1. April d. J. in Kraft tritt. 

2. Um das Steuerinteresse, welches während des Zeitraums 
von. der Unterzeichnung des Vertrages bis zu dessen Ausführung, 
durch Einchwärzuhg hochbesteuerter Waren noch besondere 
gefährdet werden könnte, möglichst zu sichern, ist man überein- 
gekommen, die nachstehend angegebenen Vorkehrungen zu 
treffen : 

a) Die Großherzogliche Regierung wird gleichzeitig mit dem.. 
Zusammentritt der Vollzugskommission eine solche Ver- 
stärkung des Zoll-Aufisichtspersonals an den Grenzen gegen 
Frankreich und Relgien eintreten lassen, als nach dem Ur- 
teil der Preußischen Vollzugs-Kommissarien nötig ist, um. 
den zu versuchenden Einschwärzungen mit Erfolg ent- 
gegenwirken zu können. Das zu der eben gedachten Ver- 
stärkung des Zollschutzes erforderliche Personal wird 
zunächst von der Grenze gegen Preußen entnommen und 
das Nähere dieserhalb von den beiderseitigen Vollzugs- 
. Kommissarien bestimmt werden. 
.b) Den eben gedachten Komniissarien wird die Königlich- 
Preußische Regierung diejenigen Beamten, welche sie der 
Großherzoglichen Regierung nach Separat-Artikel 9 I. G, 
Nr. 20 zu Ober-Grenzkontrolleur-Stellen in Vorschlag zu_ 
bringen gedenkt, schon sofort zur Disposition stellen, und. 
diese Beamten werden sogleich die spezielle Leitung des 
Grenzdienstes an der französischen und belgischen Grenze- 
unter der obern Leitung eines der preußischem Vollzugs- 
Kommissarien übernehmen. 

Um die gedachten Ober-Grenzkontrolleure, bei deren 
Unbekanntschaft mit dem ihnen untergeordneten Personal, 
in den Stand zu setzen, ihren Dienstobliegenheiten in mög- 
lichst wirksamer Weise zu genügen, wird die Königlich- 
Preußische Regierung ei^em jeden derselben zu seinef As- 
sistenz noch einen reitenden Grenzaufseher beiordnen. Die- 
' zu diesem Zwecke in das Großherzogtum Luxemburg kom- 
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mittierten reitenden prenzaufseher werden nach Vollendung 
der dortigen ZoHorganisation wieder zurückgezpgen, inso- 
fern nicht die Großherzogliche Regierung in Übereinstim- 
mung mit dem Urteil der Zolldirektion den längerh Aufent*- 
halt dieser Beamten daselbst im Interesse des Zolldienstes 
selbst angemessen finden sollte. 
cj Die Regierungen der an das Ausland grenzenden ZoVL- 
. Vereinsstaaten werden gleichzeitig die Anordnung treffen, 
daß die durch ihre Länder gegen bloße Entrichtung des 
Durchgangszolles nach dem Großherzogtum Luxemburg 
geführten Waren der bei ihrem Eintritt in das Vereins- 
gebiet für den Eingangszoll bestellten Sicherheit nur inso-. 
fern entlassen werden, als, je nachdem solche zum Verblei- 
ben im Großherzogtum oder zur weiteren Durchfuhr durch 
dasselbe deklariert worden, 
aa) im ersteren Falle die Stellung der Ware zur Verzol- 

hmg oder Niederlegung, und 
bb) im zweiten Falle die Wiederausfuhr der Ware aus 
dem luxemburgischen Gebiete durch Bescheinigung 
der kompetenten Großherzoglichen Zollämter nachge- 
wiesen wird. In gleicher Art wird von sämtlichen 
Vereinsstaaten auch hinsichts der aus Packhöfen in 
ihren Landen zur Ausfuhr nach dem Großherzogtum 
Luxemburg, oder durch letzteres nach dem Auslande 
deklarierten Waren verfahren werden. 

3, Der freie Verkehr, imgleichen die Gemeinschaft der Re- 
venuen und Ausgaben zwischen den Staaten des Zollvereins und 
dem Großherzogtum Luxemburg i^dll vom 1. April 1842 ab in der 
Voraussetzung eintreten, daß bis dahin in dem Grpßherzogtum 
Luxemburg die Organisation der gemeinschaftlichen Zollver- 
waltung beendigt und die Publikation der Zollgesetze erfolgt 
sein wird. 

Andernfalls bleibt die Herstellung des freien Verkehrs, in- 
gleichen die Revenuen- und Ausgaben-Gemeinschaft bis zum 
Beginn des nächstfolgenden Ka'lender-Viertelahres ausgesetzt.' 

4. Wenn gleich die völlige Freiheit des Verkehrs zwischen 
dem Großherzogtum Luxemburg und dem Gebiet des ZollvereiniJ 
erst mit einem der unter Nr. 3 bezeichneten Termine eintritt^ so 
soll gleichw^ohl, sobald die gemeinschaftlichen VdllzugvS-Kommis- 
sarien in Wirksamkeit getreten sein werden, schon vorläufig der 
zollfreie Übergang aus Luxemburg nach Preußen und umge- 
kehrt, für diejenigen landwirtschaftlichen Erzeugnisse stattfin- 
den, w^elche von den Vollzugs-Kontmissarien im Interesse des 
beiderseitigen Verkehrs dazu geeignet werden befunden werden. 

So geschehen Haag, den 8. Februar 1842. 

(Unterzeichnet) 

FrederiC'Geoiges-Prosper de Blochansen. 

Hermann Friedrich, Reichsgrdf von Wylich und Lottnm, 
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Schluß-Protokoll zum Vertrag vom 8/ Februar 1842. 

Geschehen, Haag, den 8. Februar 1842. 

Die Verhandlungen über den Vertrag wegen des Anschlusses 
<ies Großherzogtums Luxemburg an dasi Zollsystem Preußens 
und der übrigen Staaten des Zoll-vereins sind so weit gediehen, 
daß nur noch über einige Nebenpunkte, zu denen namentlich die 
Angelegenheit der Ä^hiffahrts- Verhältnisse auf der Mosel und 
der Sauer, und die Feststellung derjenigen Verhältnisse geböten, 
welche auf die Anwesenheit einer Königlich-Preußischen Gar- 
nison in der Bundesife^tung Luxemburg, und die hieraus ent- 
jstehenden, nur zwischen Preußen und Luxemburg schwebenden 
finianzielleSt Interessen Bezug haben, wegen Mangels schließ- 
licher Instruktionen des Königlich-Großherzoglich-Luxembur- 
.gischen Bevollmächtigten eine definitive Verständigung noch 
nicht erreicht worden ist. 

Wenn bei dieser ' Lage der Sache, Königlich-Oroßherzoglich- 
Lnxemburgischer Seits der dringende Wunsch geäußert worden 
ist, d«aß dem Abschlüsse des Vertrages unter dem Vorbehalt der 
Verständigung über die noch zu erledigenden Punkte nicht län- 
ger Anstand gegeben werde, damit der prekären Lage, in wel- 
cher die Bewohner des Großherzogtums Luxemburg hinsichtlich 
ihrer Handels- und Verkehrs-Verhältnisse zu ihrem großen 
Nachteile sich befinden, ein Ende gemacht weride und die König- 
lich-Großherzogliche Regierung mit Sicherheit die Einleitung zu 
denjenigen weiteren Organisations-Einrichtungen treffen könne, 
Ton deren Vollendung die Herstellung eines freien Verkehrs des 
<jroßherzogtums mit Preußen und den übrigen Staaten des Zoll- 
vereins, sowie demnächst die Teilnahme des Großherzogtums an 
den Zolleinkünften des Vereins abhängig ist; so hat man König- 
lich-Preußischer Seits diesem Wunsche in der zuversichtlichen 
Erwartung genügen zu können geglaubt, daß nach den von dem 
Königlich-Großherzoglichen Bevollmächtigten erteilten beruhi- 
genden Versicheruingen die Verständigung über die oben gedach- 
ten Punkte in der Zwischenzeit zwischen der Unterzeichnung des 
Vertrages und der Ratifikation und Ausführung desselben nicht 
-ausbleiben werde. 

Die beiderseitigen Bevollmächtigten haben sich daher heute 
vereinigt, um den im gemeinsamen Einverständnisse redigierten 
ZoHvereinigungs-Vertrag, nebst den dazu gehörigen Separat- 
Artikeln nach nochmaliger gemeinschaftlichen Durchlesung zu 
unterzeichnen, bei welcher Gelegenheit noch folgende Bemerkun- 
gen, Erklärungen und Verabredungen in das gegenwärtige Pro- 
tokoll niedergelegt wurden. 

1. 

(Zum Artikel 6 des offenen Vertrages.) 

Hinsichtlich der Bestimmung litt, «a, wonach die Einfuhr des 
Salzes aus einem Vereinsstaate in einen anderen nur für den 

15 
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Fall besonderer, zwischen den beteiligten Landes-Re^erungen 
darüber bestehender Verträge erlaubt sein soll, ward von Seiten» 
des Königlich-Preußischen Bevollmächtigten bevorwortet, daß^ 
diese Bestimmung keinen Einfluß auf die Versorgung der preus- 
sischen Garnison in Luxemburg mit Salz haben könne, 6s viel- 
mehr auch ferner dabei verbleibe, daß das in dieser Hinsicht 
benötigte Salz von der betreffenden Garnisonbehöi-de aus Preus- 
sen bezogen werde, um für die Bedürfnisse der Garnison weiter 
verabfolgt zu werden. 

Der Königlich-Großherzüglich-Luxemburgische Bevollmäch- 
tigte erklärte sich hiermit unter der Voraussetzung einverstan-^ 
den, daß Maßregeln vereinbart würden, um einer Beeinträch- 
tigung des Einkommens seiner Regieruing aus dem Salzdebit zu 
begegnen. Da sich gegen diese Voraussetzung nichts zu erinnern 
fand, so ist man übereingekommen, daß das zum Bedarf der 
preußischen Garnison in Luxemburg aus Preußen zu beziehende- 
Salzquantum einen Betrag von 12 bis höchstens 14 preußische- 
Pfund für den Kopf der gedachten Garnison und der Militär- 
Angehörigen nicht über s-ch reiten, die Art der Verteilung durch- 
ein von der Festungs-Kommandantur im Einvernehmen mit der 
betreffenden Landesbehörde zu erlassendes Regulativ näher be- 
stimmt, auch über die Stärke der Garnison und die Menge de& 
naich Maßgabe derselben einzuführenden Salzes der Landes-^ 
behörde alljährlich amtliche Mitteilung gemacht werden soll. 

2. 

(Zuni Artikel 8 de^ offenen Vertrages.) 

Was die Höhe der Übergangs- Abgaben betrifft, wegen derea 
das Großherzogtum Luxemburg in dasee^lbe Verhältnis wie Preus- 
öen rücksichtlich der Rheinprovinz, den übrigen Staaten des- 
Zollvereins gegenüber tritt, so ist dem Königlich-Großherzog- 
li-chen Bevollmächtigten eine Übersicht dieser Abgaben bereits^ 
zugestellt worden. 

3. 

(Zum Artikel 12 des offenen Vertrages.) 

1. Um dem in dem zw^eiten Absätze des Art. 12 ausgesproche-^ 
nen Zwecke sofort weitere Ausführung zu geben, ist Foigende* 
vera^bredet worden: 
a) In Beziehung auf den Schiffahrts- Verkehr zwischen Preuf 
sen und Luxemburg sollen alle im freien Verkehr befinc 
liehen Gegenstände, mit Ausnahme der notorisch nicht z 
den deutschen Erzeugnissen gehörenden, von den konven 
tionel'len Rhein- und Mosel-Zöllen beider Staaten, jedocli 
mit Vorbehalt der Recognitionsgebühr, frei bleiben, wem 
sie mittelst der Mosel oder der Mosel und des Rheins au 
dem Gebiete des einen der beiden Staaten 
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aa) entweder in das Gebiet des anderen Staa,tes mit der 
Bestimmung zum Verbleiben im Lande oder zur Aus- 
fuhr auf Landwegen ein- oder 
bb) durch das Gebiet des andern Staates nach dem Aus- 
lande durchgeführt werden. 

Außerdem werden auch alle Erleichterungen, welche 
Königlich-Preußischer Seits zufolge der jetzt bestehenden 
Gesetzgebung (Tarif der Schiffahrts-Abgaben, welche an 
der Elbe, der Weser, dem Rhein und der Mosel) erhoben 
werden, den preußischen Schiffen und deren Ladungen^ 
ingleichen den Fahrzeugen und Ladungen der Untertanen 
der daselbst benannten Vereinsstaaten bewilligt sind, ader 
bei etwaiger Veränderung dieser Gesetzgebung künftig 
beAvilligt werden möchten, ^eichmäßig auch deii Schiffen 
und Ladungen der Luxemburger Untertanen zu Gute kom- 
men, wogegen auch Großherzoglich-Luxemburgischer Seit« 
alle etwaige fernere Erleichterungen des Schiffahrts- Ver- 
kehrs luxemburgischer Untertanen gleichmäßig * daselbst 
auf den Schiffahrtsverkehr preußischer Untertanen An- 
wendung erhalten sollen. 

Dasselbe gilt auch in Ansehung der Schiffahrt von 
und nach der Sauer unter Aufrechthaltung des bisherigen 
Zustandes, wonach auf diesem Flusse selbst keine Schiff- 
fahrtsiabgabe besteht. 
b) Hinsichtlich des Schiffahrtsverkehrs zwischen dem Groß- 
herzogtum Luxemburg und den übrigen, bei der Schiffahrt 
auf dem Rheine und dessen Nebenflüssen beteiligten 
Vereinsstaaten gehen Seine Majestät der König-Großherzog 
dieselben Verbindlichkeiten ein, welche Preußischer Seits 
in Betreff des Schiffahrts-Verkehrs dieser Staaten in Folge 
der Zollvereinigungs-Verträge vom 22. März 1833, 12. Mai 
1835, 2. Januar 1836 und 8. Mai 1841, übernonmien wor- 
den sind, oder künftig übernommen werden möchten, wo- 
gegen auf Seiten der. betreffenden Staaten der luxembur- 
gische Schiffahrtsverkehr aller von ihnen dem preußischen 
Schiffahrtsverkehr unter Gleichstellung mit den Schiffen 
und Ladungen der eigenen Untertanen zugestandenen oder 
künftig zuzustehenden Erleichterungen genießen wird. 

2. In Beziehung auf den dritten Absatz des Art. 12 wird 
gegenseitig anerkannt, daß die kontrahierenden Staaten eine 
Gewerbesteuer von den Schiffern eines andern Vereinsstaates 
nur dann, unter steter Gleichstellung mit der Besteuerung des 
Gewerbs der eigenen Untertaaien, zu erheben berechtigt sind, 
wenn diese Schiffer innerhalb ihres Gebiets Binnenschiffahrt 
treiben. 

3. Der Königlich-Großherzoglich-Luxemburgische Bevoll- 
mächtigte erteilte die Zusicherung, daß seine Allerhöchste Regie- 
rung bereit sei, mit der Königlich-Preußischen sofort n-ach Ab- 
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vschluß des gegenwärtigen Vertrages zu dem Zwecke in Unter- 
handlungen zu treten, um die Mosel-Schiffahrt nach Maßgabe 
der Stipulationen der Wiener-Kongreß-Akte z»u reguilieren und 
die Aufhebung des Zollamtes zu Wasserbillig, sowie die Teiluag 
der Einnahmen der Zollämter Trier nnd Schengen, nach Ver- 
hältnis der beiderseitigen Uferstrecken, als Basis der desfalls zu 
treffenden Vereinbarung anzunehmen. 

47 

(Zum Separat- Artikel 8.) 

Man ist beiderseits einverstanden, daß die Bestimmung die- 
ses Artikels namentlich auch bei denjenigen Verabredungen ein- 
treten wird, welche zwischen den Kontrahenten der bisherigen 
ZoUvereinigungs- Verträge etwa in Beziehung auf die weitere 
Herbeiführung eines übereinstimmenden Maß- und Gewichts- 
Systems (Art. 11 d. offenen Vertrages) getroffen werden möchten. 

(Zum Separat-Artikel 9. I. G. 20.) 

Von Seiten des Königlich-Großherzoglichen Bevollmächtig- 
ten ward bemerkt: 

Da die Königlich-Preußische Regierung Bedenken getragen 
habe, auf den Großherzoglich-Luxemburgischer Seit» gestellten 
Antrag, daß die Hälfte aller Ober-Gren^kontrolleur-Stellen be- 
reits nach Ablauf von zw^ei Jahren mit luxemburgischen Unter- 
tanen besetzt sein müsse, einzugehen, und eine demselben ent- 
siprechende Bestimmung in den Vertrag aufzunehmen, so sei ihm 
die Anweisung zugegangen, diesen Antrag im Schluß-Protokoll 
auf das dringendste zu wiederholen, und die ver trauungsvolle 
Erwartung auszudrücken, daß die Königlich-Preußische Regie- 
rung geeigneten Bedacht darauf nehmen werde, daß die Stipu- 
lation des Vertrages, wonach die Hälfte der Ober-Grenzkontrol- 
leur-Stellen allmählig mit Luxemburgern besetzt werden soll, 
spätestens nach Ablauf von zwei Jahren effectuiert sei. , • 

Seitens des Königlich-Preußischen Bevollmächtigten konnte, 
in Erwiderung hierauf, nur auf die im Verlaufe der Verhand- 
lungen von ihm über diesen Gegenstand abgegebenen Erklärun- 
gen Bezug genommen werden, indem er übrigens hinzufügte, 
daß die Großherzogliche Regierung bei den ihr bekannten Gesin- 
nungen der Königlich-Preußischen Regierung woM nicht zwei- 
feln dürfte, von Letzterer auch in der Folge einen jeden Beweis 
von Willfährigkeit erwarten zu können, welchen diese zu geben 
nach den von ihr notwendig zu nehmenden Rücksichten sich 
irgend im Stande finden werde. 



_ j 
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(Zum Separat-Artikel 9. I. C, 21.) 

Ward von dem preußischen Bevollmächtigten erklärt: 

Indem man Preußischer Seits im Beginne der Verham'ddun- 
gen darauf bestehen zu müssen geglaubt habe, daß mindestens 
die Hälfte der Stellen der Grenzaufseher zu Pferde und zu Fuß 
im Großherzogtum Luxemburg mit solchen Individuen besetzt 
werde, welche das preußische Finanzministerium neimens des 
Vereins dazu in Vorschlag bringen werde, sei man nicht bloß 
von dem Wunsche, dem Vereine die Last der Pensionierung der- 
jenigen preußischen Zollbeamten, welche in Folge der Auf- 
hebung der Zollgrenze zwischen der preußischen Rheinprovinz 
und dem Großherzogtum Luxemburg dienstlos würden, möglichst 
zu ersparen, sondern ganz vorzüglich von der Absicht ausge- 
gangen, die Bildung eines recht wirksamen Grenzschutzes zu 
fördern. Wenn man dessen ungeachtet Preußischer Seits, wie 
die Veiiabredung unter I, G. 21 des Separat- ArtikeJß 9 ergebe, in 
diesem Punkte und namentlich dahin nunmehr nachgegeben 
habe, daß die Auswahl der Grenzaufseher lediglich aus luxem- 
burgischen Untertanen erfolgen dürfe, so sei solches einesteils 
in Berücksichtigung der allerdings triftigen Gründe, aus welchen 
die Großherzogliche Regierung, besonders wegen der zu schonen- 
den Stimmung im Großherzogtum sich außer Stande erklärt 
habe, in die Zulassung fremder Grenzaufseher zu willigen, an- 
dernteils aber in der zuversichtlichen Hoffnung geschehen, daß, 
wenn die getroffene Verabredung sich entweder »weil es im Groß- 
herzogtum an geeigneten Individuen zur Besetzung der Grenz- 
A'ufseherstellen zeitweise fehlen möchte, oder aus anderen nicht 
vorherzusehenden Gründen als nachteilig für das gemeinschaft- 
liche Interesse des Dienstes erweisen sollte, die Großherzogliche 
Regierung nicht anstehen werde, zur Abwendung der das gemein- 
same Interesse des Vereins bedrohenden Nachteile, einen ent- 
sprechenden Teil der Grenzaufseherstellen mit den von dem 
preußischen Finanzministerium dazu zu bezeichnenden Indivi- 
duen zu besetzen. 

Der Königlich-Großherzogliche Bevollmächtigte bemerkte 
hierauf, er befinde sich zwar nach Maßgabe seiner Instruktionen 
und der früher von ihm abgegebenen Erklärungen außer Stande, 
in Beziehung auf die so eben ausgesprochene Erwartung, eine 
Zusage zu machen, indes könne er im Allgemeinen die Versiche- 
rung geben, daß seine Allerhöchste Regierung in »allen, die ge- 
meinschaftlichen Interessen des Zollvereins betreffenden Ange- 
legenheiten gewiß immer bereit sein werde, billigen Wünschen 
und Anträgen der übrigen Vereins-Regierung, so weit es die 
Umstände irgend gestatten würden, willfährig entgegen zu 
kommen. 
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. 7. 
(Zum Separät-Artikel 13.) 

Um in Absicht des Termins zur Zählung der Einwohner die 
notwendige Übereinstimmung zwischen dem Großherzo^um 
Luxemburg und den übrigen Mitgliedern des Zollvereins herbei- 
zuführen, ist man beiderseits darüber einverstanden, daß die 
nächste Zählung der Einwohner im Großherzogtum Luxeniburg 
nach der im Separat-Artikel 13 erwähnten, gleich wie in allen 
übrigen, zum Zollvereine gehörigen Ländern und Landesteilen, 
zu Ende des Jahres 1843 zu bewirken ist. 

* 

8. 

Da es in dem nördlichen Teile des Großherzogtums Luxem- 
burg an einer zum Warentransiporte geeigneten, in jeder Jahres- 
zeit fahrbaren Straße zur Verbindung mit dem angrenzenden 
Königlich-Preußischen Gebiete zur Zeit noch fehlt, die beider- 
seitigen Regierungen aber von der Notwendigkeit und Nützlich- 
keit einer solchen Verbindungsstraße im. Interesse und zur För- 
derunj4 des gegenseitigen Verkehrs überzeugt sind, so erklärt 
der Königlieh-Großherzogliche Bevollmächtigte natnens seiner 
Regierung, 

daß dieselbe sich verpflichte, die Straße von Ettelbrück und 
Weiswampach bis zur preußischen Grenze in chausseemäJiigea 
Stand setzen zu lassen, zu welchem Ende sie wegen der ^dieser 
Straßenanlage zu gebenden Richtung, gleich nach erfolgter Ra- 
tifikation des gegenwärtigen Vertrages, mit der Königlich-Preus- 
sischen Regierung in Verhandlungen treten und deren Wün- 
scheJi dabei, so weit sich dies mit den Interessen des Großherzog- 
tums vereinigen lasse, bereitwillig entgegen kommen, auch dem- 
nächst den Bau der gedachten Straße in möglichst kurzer Frist 
beginnen und beendigen lassen wolle.* 

Von Seiten des Königlich-Preußischen Bevollmächtigten 
wurde diese Zusicherung entgegengenommen und durch die Er- 
klärung erwiedert, 

daß dio Königlich-Preußische Regierung dagegen die Ver- 
bindlichkeit übernehme, sich durch Herstellung einer in chaussee- 
mäßigen Stand gesetzten Straße von Malmedy über St. Vith bis 
zur luxemburgischen Grenze, der obenerwähnten Großherzoglich 
Luxemburgischer Seits übernommenen Straßen-Anlage auzv 
schließen. 

9. 

In Betreff der eingangs erwähnten noch ermangelnden Ver 
ständigung über die aus der Anwesenheit einer preußischei 
Garnison in Luxemburg entstehenden finanziellen Fragen bezoj 
der Königlich-Preußische Bevollmächtigte sich auf den Inhal 
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-einer besondern, dem damaligen Königlich-Niederländischen 
Xregationsrate Herrn von Scherff unter dem 8. August vorigen 
Jahres zugestellten Erklärung. 

10. 

Von Seiten des Königlich-Preußischen Bevollmächtigten 
^ivurde bemerkt, daß außer den Staaten, welche den Zollverein als 
unmittelbare Glieder desselben dermalen bilden und als Kontra- 
Jienten des gegenwärtigen Vertrage« erscheinen, in den Gesamt- 
verein auch diejenigen Staaten einbegriffen seien, welche ent- 
weder mit ihrem ganzen Gebiete oder mit einem Teile desselben 
s dem Zoll- und Handels-Systeme eines oder des andern der un- 
mittelbaren Vereinsglieder beigetreten sind, und daß daher der 
.gegenwärtige Vertrag auch in dem Verhältnisse der letzgedach- 
ten Staaten einerseits und des Großherzogtums Luxemburg 
-andererseits Anwendung finde, womit der Königlich-Großherzog- 
liche Bevollmächtigte sich einverstanden erklärte. 

Die dem Zollivereine in der angegebenen Weise mittelbar 
, iangehörigen Länder und Länder teile sind: 

1. Die Fürstlich-Lippeschen Landesteile Lipperode, Kappel und 
Orevenhagen, in Gemäßheit des Vertrages mit Preußen vom 
9.— 17. Juni 1826. 

2. Die Großherzoglich-Mecklenburgischen Gebietsteile Rossom, 
Netzeband und Schöneberg, in Gemäßheit des Vertrages mit 
Preußen vom 2. Dezember 1826. 

3. Das Fürstentum HohenzoUern-Sigmaringen, in Gemäßheit 
der Verträge mit Württemberg vom 11. März 1834, und mit 
Baden vom 12. Oktober 1835. 

4. Das Fürstentum HohenzoUern-Hechingen, in Gemäßheit des 
Vertrages mit Württemberg vom 11. März 1834. 

-5. Die Landgrafschaft Hessen-Homburg und zwar: 

a) das Amt Homburg, in Gemäßheit des Vertrages mit dem 
Großherzogtum Hessen vom 20. Februar 1835, und 

b) das Oberamt Mei^senheim, in Gemäßheit des Vertrages mit 
Preußen vom 5. Dezember 1840. 

6. Das Fürstentum Birkenfeld, in Gemäßheit des Vertrages 
zwischen Preußen und Oldenburg vom 31. Dezember 1886. 

7. Di« Königlich-Hanno Versehe Grafschaft Hohnsitein, nebst 
dem Amte Elbingerode, in Gemäßheit des Vertrages mit 
Preußen vom 1. November 1837. 

8. Das Herzoglich-Braunschweigsche Fürstentum Blankenburg, 
nebst dem Stiftsamte Walkenried, ferner das Amt Galvörde, 
das Dorf Hessen und der Braunschweigsche Anteil des Dor- 
fes Pabstorf, in Gemäßheit des Vertrages mit Preußen vom 
1. November 1837. 

'9. Das Fürstentum Waldeck, in Gemäßheit des Vertrages mit 
Preußen vom 8. Januar 1838. 
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10. Die Herzoglich'-Anhalt-Köthenschen und AnhaJt-DessauscherE 
Lande, in Gemäßheit des Vertrages mit Preußen vom 26^ 
April 1839, und 

11. Das Herzogtum Anhalt-Bernburg, in Gemäßheit des Vertra-^ 
ges mit Preußen vom 11. Juli 1839. 

11. 

• 

Um hei der stattgefundenen Aufhebung des seit dem Monat 
August 1840 bestanden haibenden, dem Vereins-Zolltarife in allen 
wesentlichen Punkten entsiprechenden Zolltarifes im Großher- 
zogtum Luxemburg, die Ausführung der im Separat-Artikel XIV 
unter Nr. 3 festgesetzten Bestimmung hinsichtlich des freien Ver- 
kehrs möglich zu machen, wird von den beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten hierdurch verabredet, daß die Ernennung der gegen- 
seitigen Vollzugs-Kommissarien noch am Tage der Unterzeich- 
nung des Vertrages erfolgen und mit der im XlV. Separat-Ar- 
tikel festgesetzten Organisation der gemeinschaftlichen Zollver- 
waltung im Großherzogtum Luxemburg auf die im Artikel 17 des- 
offenen Vertrages verabredete Weise sofort vorgeschritten wer- 
den soll. 

12. 

Die beiderseitigen BevoUmächtigteai sind übereingekommen,, 
daß das gegenwärtige Protokoll zugleich mit dem Vertrage den 
hohen kontrahierenden Teilen vorgelegt werden soll, und daß im 
Falle der Ratifikation des Letzteren, auch die im Ersterea 
enthaltenen Erklärungen und Verabredungen, ohne weitere- 
förmliche Ratifikation derselben, als genehmigt angesehen wer- 
den sollen. 

Es wurde hierauf der Vertrag nebst den dazu gehörigen Se- 
parat-Artikeln in zwei Exemplaren unterzeichnet und untersie- 
gelt, und das eine dieser Exemplare* Königlich Preußischer sei ts,. 
mit dem Vorbehalte, beglaubigte Abschriften davon den übrigen 
Mitgliedern des Zollvereins zuzustellen, das andere aber König- 
lich-Großherzogli'ch Luxemiburgischerseits in Empfang genom- 
men. Zur Vermeidung des Zeitaufwandes, welchen die wörtliche- 
Einrückung des Vertrages und der Separat-^Artikel in die Rati- 
fikation-Urkunden erfordern würde, ist schließlich verabredet 
worden, daß es einer jeden der beteiligten Regierungen anheim- 
gestellt bleibe, eine solche Form der Ratifikation zu wählen, 
wodurch der Gegenstand der letzteren, ohne vollständige Auf- 
nahme der Vertrags-Artikel, hinlänglich genau bezeichnet wird. 

Geschehen wie oben. 
Unterz.: Frederic-Georges-Prosper de Blochausen und 
Hermann Friedrich Reichsgraf von Wylich und Lotium.. 



— 233 — 

XII. Die Ausführung des Anschlußverirags 

an den Zollverein. 

Mit Rücksicht darauf, daß die Zollgemeinschaft Luxemburgs 
mit den übrigen Vereinsstaaten schon am 1. April beginnen 
sollte, waren in den Vertrag vom 8. Februar Bestimmungen auf- 
genommen worden über die unverzüglich von luxemburgischer 
Seite unter Mitwirkung Preußens zu ergreifenden. Maßnahmen, 
um in der. kaum zweimonatlichen Zwischenzeit die Reorganisa- 
tion des luxemburgischen Zolldienstes im Einklang mit den 
GrundsätzeA des Zollvereins durchzuführen und um, da von der 
Erhebung der Nachsteuer Abstand genommen war, die finan- 
ziellen Interessen des Zollvereins während dieser Übergangszeit 
zu wahren. Die diesbezüglichen Übergangsbestimmungen waren 
im Schlußprotokoll Nr. 11 und im Separatartikel 14 enthalten. 

Nach Nr. 11 des Schlußprotokolls sollten Luxemburg und 
Preußen noch an dem Tag der Unterzeichnung des Vertrags ihre 
beiderseitigen Voilzugskommissarien ernennen, und es sollte mit 
der Organisation der gemeinschaftlichen Zollverwaltung in Lu- 
xemburg sofort begonnen werden. Als Voilzugskommissarien 
wurde preußischerseits der Provinzialsteuerdirektor in Köln 
Geh. Oberfinanzrat Helmentag und luxemburgischerseits der 
Obersteuerrat Tock ernannt. 

Der Provinzialsleuerdirektor Helmentag, der nach der Ra- 
tifikationsverweigerung wieder nach Köln zurückgekehrt war, 
hatte auf Grund der in London eingetretenen Vereinbarung, daß 
die Anzahl und die Dauer der Dienstzeit der in Luxemburg an- 
zustellenden preußischen Zollbeamten möglichste Beschränkung 
erfahren sollte (Art. 22 des offenen Vertrags), unmittelbar vom 
König von Preußen die Anweisung bekommen, sich nach dem 
Haag zu begeben, um bei den letzten Vereinbarungen vor der 
Unterzeichnung des Vertrags zugegen zu sein. Nachdem dort 
auf Grund der Vorschläge Helmentags eine Einigung über die 
verminderte Zahl der nach Luxemburg zu entsendenden preus- 
sischen Zollbeamten erzielt worden war, war Helmentag sofort, 
nach Luxemburg gereist, um gemeinsam mit dem luxembur- 
gischen Kommissar Tock die Organisation der ' Zollverwaltung 
in die Hand zu nehmen. Schon am 7. Tag nach der Unterzeich- 
nung des Vertrags, d. h. am 15. Februar begannen die Arbeiten 
der beiden Kommissarien, während der 'Separatartikel 14 (Zif- 
fer 1) eine 14tägige Frist für den Beginn der Organisation der 
Zollverwaltung vorgesehen hatte. 

Da eine Nachversteuerung der in Luxemburg im Augenblick 
des AuvSchlusses befindlichen zollpflichtigen Waren nicht statt- 
finden sollte, so mußten entsprechende Maßnahmen getroffen 
werden, um zu verhindern, daß der Handel große Mengen im 
Zollverein hochbesteuerter Waren nach Luxemburg in der Zeit 
bis zum 1. April einschmuggle. Dazu gehörte vor allem die 
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Äofort nach der üntei-zeiclinung des Vertrags noch am 8. Februar 
durch den König-Großherzog erfolgte Aufhebung des in Luxem- 
.burg vor kurzem eingeführten Zolltarifs vom 31. Oktober 1841 
imd die Wiederinkraftsetzung des dem Zollvereinstarif in allen 
wesentlichen Punkten entsprechenden luxemburgischen Tarifs 
vom 20. Juli 1840. Außerdem wurde ebenfalls zur Vermeidung 
der Nachsteuer ein erhöhter Einfuhrzoll auf den aus Frankreich 
und Belgien importierten Tabak in unbearbeiteten Blättern und 
in Stengeln verfügt^). 

Diese sofortige Absperrung des Verkehrs Luxemburgs mit 
Frankreich und mit Belgien setzte eine entsprechende Erleich- 
terung des Verkehrs mit Preußen während der Zeit bis zum Ein- 
tritt der Zollgemeinsohaft voraus. Deshalb war in Sep.-Art. 14 
unter Ziffer 4 vereinbart worden, daJ3, sobald die Vollzugskom- 
missarien in Tätigkeit getreten seien, der gegenseitige zollfreie 
Verkehr zwischen Luxemburg und Preußen mit gewissen land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen wieder stattfinden sollte, wie er 
«nach dem Vertrag vom 8. August 1841 bis zum September be- 
standen hatte, als er infolge der Verweigerung der Ratifikation 
aufgehoben wurde. 

Diese Erleichterungen wurden durch eine sofort in Kraft 
getretene Verfügung des Gouverneurs vom 15. Februar 1842 ^) 
geschaffen, die die freie Ein- und Ausfuhr folgender Gegenstände 
.an der luxemburgisch-preußischen Landesgrenze anordnete: 

1. Flachs, Werg, Hanf und Hede, 

2. Wolle, 

3. Häute, Felle und Haare, 

4. Vieh, 

5. Holz, 

6. Steinkohlen, 

7. Getreide, Früchte, Sämereien und Beeren, 

8. Hopfen, 

9. Kalk, Gips und Steine. 

Vorgeseihen waren ferner: 

1. Eine Verstärkung der Grenzbewachung gegen Frankreich 
tmd Belgien durch Zuweisung von Zollpersonal aus der luxem- 
burgischen Grenze gegen Preußen (Sep.-Art. 14 Ziffer 2a). 

2. Die sofortige Ernennung der von der preußischen Regie- 
rung präsentierten ObergrenzkontroUeure (Sep.-Art. 14 Ziff. 2b). 

3. Eine verschärfte Kontrolle der durch die an das Ausland 
grenzenden Zollvereinsstaaten gegen Entrichtung des bloßen 
Durchgangszolles nach Luxemburg geführten Waren (Sep.-Art. 
14 Ziffer 2c). 

Insgesamt waren in Luxemburg 10 Obergrenzkontrolleur- 
stellen vorgesehen, deren erstmalige Besetzung gemäß Sep.-Art. 

1) Beschluß vom 19. Febr. 1842 (Verordn.- u. Verw.-Blatt des Großh. 
"Luxemburg, Seite 89). 

2) Verord.- u. Verw.-Blatt, Seite 76. 



'^ 
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^ l C 20 ausnahmslos aus preußischen Beamten hätte erfolgen 
-sollen. Im Verfolg der Verhandlungen im Haag, die vor der 
Unterzeichnung des Vertrags stattfanden, und gemäß dem in 
Art. 22 aufgenommenen Versprechen des Königs von Preußen, 
die Zahl der preußischen Beamten möglichst zu beschränken, 
verlangte Preußen statt 10, bloß 6 Obergrenzkontrolleurstellen 
zur erstmaligen Besetzung mit preußischen Beamten. Die übrigen 
vier Stellen wurden Luxemburgern anvertraut. Zugleich wur- 
den die preußischen und luxemburgischen Beamten an der 
Grenze so verteilt, daß jeder luxemburgische Obergrenzkontrol- 
leur zwischen zwei preußischen Kollegen stationiert wurde, und 
zwar kamen die sechs nach Luxemburg beorderten preußischen 
Kontrolleure nach Mondorf, Frisingen, Niederkerschen, Stein- 
fort, Donkols und Beßlingen, die vier luxemburgischen nach 
Esch, Redingen, Perl und Trotten. 

Während Preußen früher für die erste Organisation des 
luxemburgischen ZoUdienstes den Anspruch erhoben hatte, zwei 
Zollinspektoren nach Luxemburg zu entsenden, begnügte es sieb 
jetzt mit einem einzigen. Hierbei blieb es dem Ermessen der 
luxemburgischen Regierung vorbehalten, ob sie den Zollinspek- 
tor nach dem 1. April 1842 noch weiter im Dienst behalten wollte. 
Dieser Zollinspektor Sauvigny und der luxemburgische Zoll- 
inspektor Freiherr von Wydenbruck ^) wurden gemeinschaftlich 
mit der Leitung des Dienstes an der französischen und belgischen 
Grenze betraut. 

Außer den beiden Zollinspektoren und den 10 Obergrenz- 
kontrolleuren umfaßte der Dislokationsplan d^s Grenzpersonals, 
wie er von Helmentag und Tock ausgearbeitet war, noch 11 be- 
rittene Grenzaufseher und 346 Grenzaufseher zu Fuß, die auf 
67 Stationen verteilt waren. 

Von den 11 berittenen Grenzaufsehern hatte Preußen ur- 
sprünglich 10 präsentieren wollen, die den Obergrenzkontrolleu- 
ren beigegeben werden sollten (Sep.-Art. 14 Ziffer 2b), schränkte 
aber seinen Anspruch nachträglich auf 8 ein, die teils den preus- 
sischen, teils den luxemburgischen Obergrenzkontrolleuren zu- 
gewiesen wurden. Die aus Preußen nach Luxemburg entsandten 
berittenen Grenzaufseher sollten naöh Vollendung der Zollorga- 
nisation zurückgezogen werden, sofern nicht die luxemburgische 
Regierung in Übereinstimmung mit der Zolldirektion in Luxem- 
burg einen längeren Aufenthalt dieser Beamten für erforderlich 

hielt. 

Die aus Preußen nach Luxemburg dauernd kommittierten 
Zollbeamten wurden durch Großherzogliche Beschlüsse vom 22. 
und 28. März ernannt. 

Die Wahl als Zolldirektor fiel auf den Regierungsrat Schob. 

*) Frhr. von Wydenbruck stand als Linien-, d. h. als Zollinspektor in 
luxemburgischen Diensten (Vgl. Verw.- u. Verordn. -Blatt des Großh. Luxem- 
burg 1.841, Seite 588. 
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Schab war Jurist und, von der Justiz zur Verwaltung über- 
getreten, zunächst. Oberzollinspektor in Warnow gewesen. 1834 
wurde er Ämtsgehülfe des Generalinspektors in Erfurt in Diens- 
ten der zum Thüringischen Zoll- und Handelsverein gehörenden 
Regierungen, und 1836 kam er als Regierungsrat in die Steuer- 
abteilung der Regierung in Potsdam^). 

Als Kontrolleur beim Hauptzollamt wurde der bisherige 
Kontrolleur beim Hauptzollamt in Neuwied von Gotzhausea 
ernannt^). 

Es scheint aber, daß die nach Luxemburg versetzten preus- 
.sischen Beamten sich dort nicht recht wohl fühlten, denn in den 
drei ersten Monaten nach dem Zollanschluß hatten «ich nicht 
weniger als 4 von den Obergrenzkontrolleuren sowie der Kon- 
trolleur beim Hauptzollamt wieder nach Preußen versetzen 
lassen. 

Auf Wunsch Bayerns wurde die Ausübung -der Vereins- 
kontrolle bei der Zolldirektiön in Luxemburg und bei den dieser 
untergeordneten Zollstellen dem bayrischen Vereinsbevollmäch- 
tigten in Köln übertragen. 

Ferner wurde der Regierungsrat Ulveling zum Rat bei der 
Zolldirektion ernannt ^) und zwar im Widerspruch mit der Be- 
stimmung des Sep.-Art. 9 I 16, ohne vorausgegangene Mitteilung 
an das preußische Finanzministerium, um diesem Gelegenheit 
zu geben, vor der Ernennung etw^aige Einwendungen zu erheben. 
Daraufhin veranlaßte Schob das preußische Finanzministeriuim^ 
Einspruch gegen diese Ernennung zu erheben, weil Ulveling das 
Amt eines Zollrates bei der Zolldirektion mit dem eines Regie- 
rungsrates, dem das Zolldepartement übertragen war, kumu- 
lierte und dadurch, nach Ansicht des Schob, der Zolldirektor in 
ein schwieriges Dienstverhältnis zur luxemburgischen Regierung^ 
kam. Der preußische Minister des Äußern lehnte es aber ab,, 
diese Beschwerde bei der luxemburgichen Regierung vorzu- 
bringen. 

Der Zolldirektor Schob scheint überhaupt schon gleich bei 
seinem Amtsantritt schlecht beraten worden zu sein und die 
gefährliche Klippe der Einmischung in die luxemburgische Po- 
litik nicht erkannt zu haben. So opponierte er gegen die Ernen- 
nung des luxemburgischen Distriktskommissars zu Greven- 
macher, J. P. Andre, als Oberinspektor beim Hauptzollamt in 
Luxemburg *) mit dem Hinweis auf dessen politische Gesinnung, 
die ihn als Anhänger der französisch-belgischen Partei stempelte, 



Einennung dui-ch Kgl.-Großh. Beschluß vom 28. März 1842. (Verord.- 
u. Verw.-Blatt, Seite 361.) 

^) Ernennung dur-ch Kgil.-Großh. Beschluß vom 22. März 1842 (Verordn.- 
u. Verw.-Blafct, Seite 310.) ^ 

') Ernennung durch Kgl.-Großh. Beschiluß vom 22. März (Verordn.- u. 
Verw.-Blatt, Seite 307.) 

*) Vgl. dessen Ernennung am 14. Nov. 1842 im Verordn.- u. Verw.-Blatt 
des Großh. Luxemburg 1842, Seite 631. 



— 237 — 

^LQd versuchte, allerdings ohne Erfolg, an seine Stelle eine Kreau- 
tur Hassenpflugs, einen Hessen von Geburt, dessen politische Ge- 
sinnung er rühmte, zu bringen. 

Außer dem Hauptzollamt in Luxemburg virurden 3 Neben- | 

Zollämter 1. Klasse in Frisingen, Steihfort und Doncols, ferner 
8 Nebenzollämter 2. Klasse ^) in Düdelingen, Esch a. d. Alzette, 
Petingen, Kreuzerbusch ^), Oberpallen, Perl, Trotten und Weis- 
wampach errichtet. 

Zu den Aufgaben der beiden Vollzugskommissarien gehörte 
endlich auch die Bildung des Grenzbezirks im Großherzogtum 
(Art. 17 des offenen Vertrags), d. h. jenes nach der deutschen 
Zollgesetzgebung innerhalb der Zollgrenze gelegenen Raumes, 
der von dem übrigen Zollgebiet durch die sogenannte Binnenlinie 
getrennt ist, innerhalb dessen der Warenverkehr im Interesse 
der Zollsicherheit Kontrollen und Beschränkungen unterworfen 
wird, insbesondere dadurch, daß für den Verkehr mit gewissen 
Waren Legitimajionsscheine, die zum Transport auf bestimmten 
Wegen und in einer gewissen Frist verpflichten, erfordert 
werden. 

Die bisherige Zollbinnenlinie, die auf einer luxemburgischen 
Verordnung vom 3. Oktober 1839^) beruhte, schuf einen zirka 
-5 Kim. breiten Gürtel, der längs der belgischen Grenze in nord- 
^üdlicher Richtung durch die Ortschaften Steinbach, Asselborn, 
Deiffelt, Weicherdingen, Erpeldingen, Wiltz, Buderscheid, Kaun- 
dorf, Lulzhausen, . Neunhausen, Wahl, Buschrodt, Everlingen, 
Bettborn, Saeul, Greisch, Rodt, Nospelt, Mamer und Dippach 
iegrenzt wurde. Dia Stadt Luxemburg lag also in einer Entfer- 
nung von etwa 10 Kim. außerhalb dieser Binnenlinie. 

Nach dem^ Großherzoglichen Beschluß vom 19. März 1842 
(Verordnungs- und Verwaltungsblatt, S. 253) schloß sich die den 
luxemburgischen Grenzbezirk absteckende neue Binnenlinie an 
l)eiden Enden den für die preußischen Haui)tamtsbezirke Trier 
und Malmedy gezogenen Binnenlinien an und zwar war die 
Führung dieser 'Linie, die in einem Abstand von 10 bis 20 Kim. 
von der französischen und belgischen Grenze erfolgte, eine der- 
artige, daß der Grenzbezirk nunmehr nicht weniger als 90345 
Seelen, d. h. mehr als die Hälfte der Bevölkerung und des Ter- 
ritoriums des Landes umfaßte. 

Die Führung der neuen Binnenlini^ in nord-südlicher Rich- 
tung berührte die Ortschaften: 

a) längs der belgischen Grenze, 
ausgehend vom preußischen Dorf Bahnen, Roder, Marburg, Mar- 
nach, Münshausen, Lellingen, Kautenbach, Nocher, Gösdorf, 
Heiderscheid, Merscheid, Dellen, Groöbous, Schandel, Useldingen, 
Buschdorf, Brouch, Tüntingen, Bour und Dondelingen; dann 
anschließend 



^) Bekanntmachung vom 17. März 1842. 

2) Wurde durch Verfügung vom 8. August 1842 nach Ei&chen verlegt. 

') Verw.- u. Verordn.-Blatt 1839, Seite 191. 
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b) längs der französischen Grenze 
Kopstal, Dommeldingen, Neudorf, Sandweiler, Ötringen und 
Stadtbredimus. 

Nach dem niederländischen Zollgesetz vom 26. August 1822 
waren befestigte Städte, also die Stadt Luxemburg nebst Vor- 
städten nicht in den Grenzbezirk einzubeziehen und daher von 
den lästigen Lager- und Transportkontrollen befreit. Dieser 
Zustand wurde durch die neue Binnenlinie auch jetzt für die 
Stadt Luxemburg sowie für die Vorstädte Pfajffental, Grund und 
Unter petr US, die von den Festungswerken gänzlich eingeschlos- 
sen und deren Verkehr daher leicht zu überwachen war, beibe- 
halten, wogegen die Vororte Eich, Clausen und Hollerich in den 
Grenzbezirk fielen. 

Eine Einschränkung des Grenzbezirks, durch die insbeson- 
dere die ganze Stadt Luxemburg aus diesem ausschied, brachte 
das Jahr 1848 0- 

•In Geniäßheit der Abmachung in Art. 2 des offenen Ver- 
trags vom 8. Februar wurde in Luxemburg durch Kgl.-Großh. 
Beschlüsse vom 24. Februar^) und 5. März 1842^) folgende Ge- 
setze und Ordnungen des Zollvereins mit Gültigkeit vom 1. April 
1842 ab veröfientlicht: 

1. Der Zolltarif^). 

2. Das Zollgesetz ^). 

3. Die Zollordnung ^0, ergänzt dupch das Begleitschein-Re- 
gulativ^) und die Bekanntmachung über die Handhabung der 
Warenkontrolle außer dem Grenzbezirk vom 26. März 1842®). 

4. Das Gesetz über den Waffengebrauch der Grenzaufsichts- 
beamten ^). 

5. Das Zollstrafgesetz 1*^). 

Ferner wurde das Zollkartell von 1833 zwischen den ur- 
sprünglichen Mitgliedern des Zollvereins über die Verhinderung: 
und Unterdrückung des Schleichhandels veröffentlicht^^). 

Nach dem Zollstrafgesetz sollte die VoUziehimg der Verwal- 
tungsslrafresolute gemäß den Vorschriften für Exekutionen üa 
Verwaltungsweg geschehen. Da solche Vorschriften bisher in 
Luxemburg nicht bestanden, wurde die Lücke durch Kgl.-Großh^ 
Beschluß vom 27. August 1843 ausgefüllte^). 



Verorcin.- u. Verw.-Blatt 1848, Seite 55. 

2) Verordn.- u. V«rw.-Blatt des Großh. Luxemburg 1842, Seite 93. 
3)», j, »»» » 173. 

*)»»»» » > » 95. 

5) » » » » » 

•)»»»» » 

8) » » > » » 

10) , > » » > 

") Verordn.- u. Verw.-Blatt 1843, Seite 641. 
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Durch Rundschreiben vom 31. März 1843 wurden die Staats- 
und Korpniunalbeamten, besonders die Forst- und Polizeibeam- 
ten, zur Bekämpfung des Schleichhandels und zur Unterstützung 
der Zollbeamten verpflichtet, naunentlich durch Verhinderung, 
und Anzeige der Übertretung der Zollvorschriften, die zu ihrer 
Kenntnis gelangten ^ . 

Eine weitere Reihe von gesetzgeberischen und administra- 
tiven Verfügungen in Luxemburg bezweckte die Herstellung der 
in Art. 9 des offenen Vertrages vereinbarten Übereinstimmung, 
der luxemburgischen Akzisen mit den preußischen Verbrauchs- 
abgaben. 

Als vorläufige Maßnahmen wurde durch Gesetz vom 16. Ok- 
tober 1842 unter Beibehaltung der bestehenden Biersteuergesetz- 
gebung, deren Sätze auf die in Preußen geltenden Sätze an- 
nähernd herabgesetzt^). Die definitive Regelung dieser Steuer 
erfolgte erst 1854. 

Auch bezüglich der Weinsteuer kam, um der in Art.- 4 des 
offenen Vertrags übernommenen Verpflichtung zu entsprechen,, 
nachdem schon im September^) die Weinbauern zur vorläufigen 
Deklaration des Ertrages der Weinernte verpflichtet worden 
waren, am 16. Dezember 1842*) ein luxemburgisches Wein- 
steuergesetz zu Stande, das der preußischen Besteuerung ent- 
sprach. 

Dergleichen für die Branntweinsteuer durch das luxembur- 
gische Gesetz vom 16. Oktober 1842 ^), ergänzt durch eine Be- 
kanntmachung vom 27. Oktober 1842 ®), wodurch die Steuer auf 
Branntwein aus mehligen Stoffen herabgesetzt und die Be- 
steuerung des Branntweins aus Obst und Trestern eingeführt. 
wurde. 

In Gemäßheit der Verabredung in Art. 8 des offenen Ver- 
trags, wonach «zwischen Preußen und dem Großherzogtum, 
gegenseitig von sämtlichen inneren Erzeugnissen bei dem Über- 
gang in das andere Gebiet weder eine Rückvergütung der (Ver- 
brauchs-) Steuern geleistet, noch eine Übergangsabgabe erhoben 
werden, dagegen den übrigen Staaten des Zollvereins gegenüber- 
das Großherzogtum hinsichtlich der zu gewährenden Rückver- 
gütungen und der zu erhebenden Übergangsabgaben in dasselbe- 
Verhältnis wie Preußen rücksichtlich der preußischen Rhein- 
provinz treten» sollte, schloß sich Luxemburg durch Bekannt- 
machung des Gouverneurs vom 29. April 1842^) den bestehenden,, 
bereits oben in Kapitel VI unter III erwähnten Abmachungen 
zwischen den Zollvereinsstaaten über die inneren Verbrauchs- 



Verordn.- u. Verw.-Blatt 1843, Seite 279. 

2) Verordn.- u. Verw.^Blatt 1842, S. 555. 

') Beschluß vom 3. Sept. 1842 (Verordn.- u. Verw.-Blatt S. 497). 

*) Verordn.- u. Verw.nBilatt 1842, .Seite 687. 

*) Verordn.- u. Verw.-iBlatt 1842, Seite 557. 

•) Verordn.- u. Verw.-Blatt 1842, Seite 581. 

') Verordn.- u. Verw.-Blatt 1842, Seite 349. 
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Steuern an. Demgemäß war Luxemburg berechtigt, Ubergangs- 
Äbgaben zu erheben von dem aus anderen Vereinsländern als 
Preußen und den ihm angeschlossenen Staaten eingeführten 
Wein- und Traubenmost, Bier, Branntwein und Tabak. 

In Ausführung der Abmachungen in Art. 5 und 7 des 
offenen Vertrags über das Verbot der Einfuhr ausländischer 
Spielkarten und der Stempelpflicht ausländischer Kalender in 
Preußen, wurde durch luxemburgische Bekanntmachung vom 
18. März 18420 die Ausfuhr J^uxemburger Spielkarten nach den- 
jenigen V^ereinsstaaten, die diese Einfuhr gestatteten und ebenso 
die Ausfuhr luxemburgischer Kalender nach den Vereinsetaaten 
l)esonderen Kontrollmaßnahmen unterworfen. 

Gemäß Art. 12. des offenen Vertrags wurde durch KgL- 
Großhl. Beschluß vom 14. März 1842^) mit Gültigkeit vom 1. 
April an ein neuer, dem zwischen den ZoUvereinsistaaten verein- 
barten Tarif für die Mosel- und die Rheinsohiffahrt entfirprechen- 
der Schiff ahrtstarif für die Mosel eingeführt. 

Wie im Art. 11 des offenen Vertrages bezüglich der Neu- 
ordnung des luxemburgischen Geldwesens vorgesehen war, 
wurde zwar die Dresdener Münzkonvention vom 30. Juli 1838 
im Verordnungs- und Verwaltungsblatt (S. 321) veröffentlicht, 
die in diesem Artikel aber weiter vorgesehene Entscheidung 
über die Wahl der Taler- oder der süddeutschen Guldenwährung 
als Landesmünzfuß blieb aus. 

Mit dem Beitritt zur Dresdener Münzkonvention hatte Lu- 
xemburg folgende Verpflichtungen übernommen: 

1. Einen der beiden in der Münzkonvention vorgesehenen 
Münzfüße anzunehmen und infolgedessen in seinem Münzrecht 
sowohl den Boden der Franken-, als auch den der holländischen 
Guldenwährung ganz zu verlassen. 

2. Die Vereinstaler als unbeschränktes gesetzliches Zah- 
lungsmittel anzuerkennen (Art. 7 der Münzkonvention). 

Um diesen Verpflichtungen nachzukommen, erließ 'Luxem- 
burg am 16. März 1842 folgenden Beschluß^): 

«... In Ausführung der mit den Zollvereinssitaaten am 8. 
Februar letzthin abgeschlossenen Verträge haben Wir geruht, 
folgendes zu beschließen: 

Art. 1. Vom 1. April d. J. an wird der Wert, worin der 
Franken in allen öffentlichen Kassen des Großherzogtums, sofern 
es sich um Zahlungen in Zollangelegenheiten handelt, angenom- 
men und ausgegeben werden soll, auf 8 Silbergroschen preus- 
sischer Münze festgesetzt. 

Art. 2. Das Wertverhältnis der niederländischen Münzen 
zum Franken bleibt bestehen.» 

Dieser «in Ausführung der mit dem Zollverein abgeschlos- 



*) Verordn.- u. Verw.-Blatt 1842, S. 267. 
2) Verordn.- u. Verw.-Blatt 1842, S. 269. 
*) Verordn.- u. Verw.-Blatt 1842, S. 283. 
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-senen Verträge» erlassene Beschluß war nichts weniger als eine 
^Erfüllung der von Luxemburg übernommenen münzrechtlichen 
Verpflichtungen; ja er widersprach ihnen sogar ausdrücklich, da 
dieser Beschluß, anstatt den 14 Talerfuß als Landesmünzfuß an- 
. zunehmen und mindestens die Vereinstaler zum gesetzlichen 
Zahlungsmittel zu erklären, sogar die Entrichtung der in Talern 
und in süddeutschen Gulden festgesetzten Zölle des Zollvereins 
nicht nur in Talern, sondern auch in Franken gestattete: der 
Beschluß verschaffte also sogar einer fremden Münze gesetz- 
Jichen Eingang in die Zollvereinskassen. 

Dieser eigentümliche Beschluß zeigt deutlich die Absicht der 
Juxemburgischen Regierung, dem Zollverein so wenig wie mög- 
lich von der Selbständigkeit im Münzwesen zu opfern, was bei 
der Unsicherheit, die insbesondre infolge der unvorsichtigen 
Währungspolitik einiger süddeutschen Staaten in den damaligen 
Münzverfassungen Deutschlands herrschte, einigermäßen begreif- 

■ • 

lieh war. Dazu war die Bevölkerung Luxemburgs einer Änderung 
des bestehenden üeldsystems und dem Übergang zu der noch 
nicht recht akkreditierten Talerwährung durchaus abgeneigt; die 
allgemeine Tendenz ging vielmehr, mit Rücksicht auf die regen 
Handelsbeziehungen Luxemburgs zu Frankreich und Belgien, 
auf eine Reform der Luxemburger Münzverfassung im Sinne 
'der Erhebung der Frankenwährung zur alleinigen gesetzlichen 
Währung und des Anschlusses an das französische Münzsystein. 

Der Beschluß von 1842 ist noch insofern bedeutsam, als hier 
;zum ersten Male die gesetzliche Wertrelation . » 

1 Fr. = 8 Silbergr. der Talerwährung 
oder 1 Taler = 30 Silbergr. = 3V4 Fr. 

erscheint. Diese gesetzliche Wertrelation zwischen Taler und 
Pranken war wohl mit Rücksicht darauf gewählt worden, daß 
der Grenzverkehr sich ihrer schon seit längerer Zeit bediente. 
Diese gesetzliche Parität zwischen Taler und Franken entsprach 
jedoch der Münzparität (1 Taler = 3,712 Fr.) nicht 0. 

^s ließen sich hier noch viele Maßnahmen der luxembur- 
gischen Regierung anführen zum Beweise, daß es ihr mit der 
•genauen Erfüllung der das Geldsystem betreffenden Abmachung 
des Zollvereinsvertrags nicht ernst war. So enthielten mehrere 
1842 durch den Anschluß an den Zollverein veranlaßte luxem- 



*) Da Frankreich zu diesem Zeitjpunkt (1842) und bis zum Jahre 1850 
in Wirklichkeit keine Doppel-, sondern nur eine Silberwährung besaß — das 
<jro!d erzielte ein bedeutendes Agio, das 1847 bis auf 20®/oo stieg — kommt 
-nur. "die Münaparität zwisichen dem Taler und dem Silberfranken in Betracht. 
Nax>h Art. 1 und 2 d-er Dresdner Münzkonvention wurden aujs der Mark 
FeinsilbOT im Gewicht von 233,855 g 14 Taler und in Frankreicb aus dem 
Kilo Feinsilber 222,222 Fr. geprägt. Daraus ergab sich die Münzparität 

X Fr. =1 Taler, 
14 Taler = 233,855 g, 
1000 g — 222,222 Fr. 

3,712 Fr. = 1 Taler. 
• "^ 16 



— 242 — 

burgi^che Gesetze und Beschlüsse über die inländischen Ver- 
brauchsabgaben auf Wein, Bier und Alkohol die Steueransätze- 
in holländischen Gulden. 

Diese Müuzpolitik Luxemburgs mag nicht ohne Widerspruch 
seitens Preußens geblieben sein, und es dürften wohl dessen Be- 
schwerden die großherzogliche Regierung zu folgenden zwei 
Bekanntmachungen veranlaßt haben. 

1. Bekanntmachung vmn 5. Mai 1843, 

«Es wird dem Publikum zur öffentlichen Kenntnis gebracht, 
daß S. M. der König-Großherzog entschieden haben ^), daß der 
preußische Taler und seine Unterabteilungen in allen öffentlichen 
Kassen des Großherzogtums zu 8 Silbergroschen der Franken 
und der Taler zu 3 Franken,. 75 Centimes angenommen und 
gegeben werden soll.» 



2. Bekanntmachung vom 20. Januar 1844. 

«Unter dem Datum vom 14.. d. M. haben S. M. der König- 
Großherzog zu bestimmen geruht^), daß die (in der obigen Be- 
kanntmachung vom 5. Mai 1843' enthaltenen) Verfügungen der 
königlich-großherzoglichen Entscheidung vom 22. April 1843, 
welche den Wert des Talers auf Fr. 3,75 feststellt im Großherzog- 
tum, nicht nur auf die preußischen Taler und ihre Unterabtei- 
lungen, sondern auch auf die der Vereinsßtaaten anwendbar sein 
sollen, welche den 14 Talerfuß angenommen haben.» 
* Mit diesen beiden Beschlüssen hatte Luxemburg aber noch 
lange nicht den 14 Talerfuß als Landesmünzfuß, wie es der Zoll- 
vereinsvertrag vorschrieb, angenommen, ja noch nicht einmal 
die Taler als gesetzliches Zahlungsmittel anerkannt, sondern 
ihnen bloß einen Kassakurs im Verkehr mit den öffentlichen 
Kassen verliehen. 

Immerhin lag in der Tarif ierung des Talers ein bedeutender 
Schritt zum Übergang von der Franken- zur Talerwährung^ in- 
sofern dem Taler dadurch ein Tor geöffnet wurde, durch welches 
er allmählich, in dem Maße als die deutsch-luxemburgischen 
Handelsbeziehungen intensiver wurden, in dein Geldverkehr 
Luxemburgs eindringen konnte; auch wurde das Vordringen des» 
Talers gemäß dem Satze, daß eine zu hoch tarifierte Münze das- 
bessere Geld verdrängt^), durch seine zu hohe gesetzliche Be- 
wertung mit 3V4 Fr. wesentlich gefördert, und der Silberfranken 
entsprechend verdrängt. So entstand bald aus dem ursprüng- 
lichen bloßen Kassakurs des Talers im Verkehr mit den Staats- 



Der Beschluß selbst, der vom 22. Aprü datiert war, ist ia» Verord- 
nungs- und Verwaltungsblatt nicht enthalten; letzteres enthält nur die obigem 
Bekanntmachung (Seite 345). 

^) Auch dieser Beschluß vom 14. Januar wurde im Verordnungis- un^ 
Verwaltungsblatt nicht abgedruckt; an dessen Stelle steht die obi^e Bekannt- 
machung (Seite 37). 

*) Das sogen. Greshamsche Gesetz: Bas schlechte Geld verjagt das gute. 
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kassen eine Art Toleranzkurs für die Taler im gesamten Zah- 
lungsverkehr; sie wurden überall zum Kurse von 3,75 Fr. gege- 
ben und angenommen und genossen schließlich zwar keine gesetz- 
liche, wohl aber eine tatsächliche Zahlungskraft im gesamten 
Geldverkehr Luxemburgs. 

Mit den geschilderten Maßnahmen waren bis Ende des Jah- 
res 1842 im wesentlichen alle gesetzlichen Maßregeln getroffen 
worden, die die Anpassung des wirtschaftlichen I^bens an den 
Zollanschluß erforderte. In den Einzelheiten erstreckte sich 
allerdings dieser Anpassungsprozeß noch auf die folgenden 
Jahre, ja selbst noch auf die folgenden Jahrzehnte. So wurde 
beispielsweise die durch Sep.-Art. 9 A 11 des Vertrags von 1842 
erforderlich gewordene Ordnung der Pensionierung der Beam- 
ten der luxemburgischen Zollverwaltung in Übereinstimmung 
mit den in Preußen hierfür geltenden Grundsätzen nach einer 
ersten Regelung durch das Pensionsreglement vom 29. Novem- 
ber 1855 erst volle 20 Jahre später durch luxemburgische Gesetze 
vom 16. Januar und 8. Dezember 1863 verwirklicht. 

Nicht ganz so lange dauerte es, bis die im Art. 12 des offenen 
Vertrags und im Schlußprotokoll unter Ziffer 3 vorgesehenen 
sofortigen Verhandlungen, über die Mosel-Schiffahrt zu einem 
Ergebnis führten, in der Gestalt einer in Trier am 4. Juni 1845 
abgeschlossenen Vereinbarung über die Vereinigung der luxem- 
burgischen und preußischen Mosel-Stromstrecken zu einem ge- 
meinschaftlichen Moselzollerhebungsgebiet ^). 

Über die Ausführung des Zollanschlusses hieß es im Jahres- 
bericht des Regierungskollegiums für 1842 (Expose de la Situa- 
tion du G.-D. de Luxembourg sous le rapport adminisitratif, in- 
dustriel et commercial) Seite 23: 

«Le Service a ete promptement organise et marche reguliere- 
ment. La gene pour les habitants de la f rentiere etait inevitable, 
particulierement dans le principe, avant que les employes et les 
hal)itants se fussent bien penetres de leurs droits et obligations 
respectifs. Cependant les facilites ont ete accordees depuis, dans 
Finteret des relations commerciales sur le territoire reserve.» 

XIII. Rückbtick 
auf die dreijährigen Verhandlungen. 

Der Beobachter, der den Verlauf der dreijährigen Verhand- 
lungen, die zum Beitritt Luxemburgs zum Zollverein führten, 
überschaut, wird leicht darin zwei • Perioden unterscheiden 
können. 

In der ersten Periode, die vom Jahre 1839 bis zur Verwei- 
gerung der Ratifikation des am 8. August 1841 von dem nieder- 
ländisch-luxemburgischen und den preußischen BevoUmächtig- 

Verordn.- uöd Verw.-Blatt 1846, S. 261. 
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teil in Berlin unterzeichiieten ersten Zollanschlußvertrags durch 
WHlhelm IL reicht, handelte es i^ich um eine wirtschaftliche An- 
gelegenheit, die zwar des politischen Einschlags iiicht entbehrte, 
aber dennoch von den Beteiligten vorwiegend unter wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten behandelt wurde. Während dieser Zeit 
waren die Frage der Stellung, die Luxemburg im Zollverein als 
mittelbares oder unmittelbares Mitglied einnehmen sollte, des 
Einflusses, der Preußen auf die luxemburgische Zollverwaltung 
>eingeräumt werden sollte, der Einführung der Verbrauchsabga- 
ben in Luxemburg nach preußischem Vorbilde, -des Schutzes 
einzelner Gewerbe durch besondere zoll- und verkehrspolitische 
Maßnahmen und zuletzt die Frage der Erhaltung der Vorteile 
des belgischen Vergünstigungsgesetzes von 1839 für Luxemburg 
auch nach dessen Anschluß an den Zollverein die strittigen Ma- 
terien, um die sich die Verhandlungen bewegten. 

Wenn Luxemburg während dieser ersten Verhandlungs- 
periode seine wirtschaftlichen Wünsche und seine Wünsche hin- 
sichtlich einer selbständigeren Stellung im Zollverem , nicht 1 
durchsetzen konnte, und wenn es, in die Defensive gedrängt, alle i 
Mühe hatte, sich Forderungen zu erw^ehren, die von Preußen \ 
zugunsten seiner partikularistischen Interessen gestellt wurden, ' 
vor allem der unbilligen Ansprüche Preußens, oder genauer ge- . 
sagt des Königs von Preußen, zu Gunsten der rheinischen Gerber, 
Äo lag das vor allem an der unglaublich unklugen Art und Weise, 
in der die Verhandlungen von Wilhelm I. und seinen Ratgebern 
eingeleitet worden waren. Denn indem diese durch Wort und | 
Tat keinen Zweifel darüber ließen, daß irgend eine handelspoli- i 
tische Verbindung des Großherzogtums mit seinen beiden west- 
lichen Nachbarn Frankreich und Belgien gänzlich ausgeschlossen 
^eien, lieferten sie eigentlich schon vor Beginn der Verhandlun- 
gen das kleine und hilflose Land dem mächtigen Zollverein auf .; 
Gnade und Ungnade aus. Der Zollverein, d. h. Preußen durfte \ 
^eine Forderungen diktieren, und wenn hinterher die Ratgeber | 
des König-Großherzogs in bewegliche Klagen ausbrachen über \ 
die harten Bedingungen, die dem Großherzogtum für den An- 
schluß von Preußen im Namen des Zollvereins göstellt wurden, 
so hält es schwer, an der Echtheit dieser Lamentationen nicht 
zu zweifeln, einer Einkehr, die vielleicht nicht zuletzt durch die 
drohenden Proteste der Luxemburger hervorgerufen worden war. 

Auf der anderen Seite kann der preußischen Regierung 
nicht verübelt w^erden. daß sie in pflichtmäßiger Wahrung der 
ihr anvertrauten Interessen eine solche Konjunktur gehörig aus- 
genutzt hat. Sie hat den König-Großherzog und seine hollän- 
dischen und deutschen Berater, die ihr das Großherzogtum auf 
der Servierplatte anboten, zappeln lassen und ihnen schließlich 
die Aufnahme Luxemburgs in den Zollverein als ein den Bundes- 
pflichten von Preußen dargebrachtes schweres wirtschaftliches 
Opfer geradezu konzediert. Die preußischen Staatsmänner hat- 
ten natürlich vom ersten Tage an die politische Tragweite des 
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Anschlusses Luxemburgs an den Zpllverein klar erkannt — im 
Unterschied von Friedrich Wilhelm IV., der die Befriedigung 
der maßlosen* Wünsche der Gerbereibesitzer von Malmedy und 
Umgebung zur conditio sine qua non für die Aufnahme 
Luxemburgs in den Zollverein machen wollte und seinen 
Ministern für den Fall einer Ablehnung die Anweisung zum 
Abbruch der Verhandlungen erteilte — , und deshalb waren 
sie geneigt, Luxemburg in wirtschaftlicher Hinsicht ziemlich 
gut zu behandeln, so vor allem durch die von ihnen gleich zuge- 
standene finanzielle Gleichstellung Luxemburgs mit den übrigen 
Vereinsstaaten, dafür aber forderten^ sie um so schwerere Ein- 
griffe in die Souveränität des Großherzogtums. Luxemburg 
aber wollte wohl Geldopfer für den Anschluß bringen, politische 
Opfer jedoch nicht. So w2Lr das Großherzogtum, dessen Finanz- 
lage gewiß sehr mißlich war, bereit^ Preußen für die durch 
den Anschluß überflüssig gewordenen Zollbeamten an der 
preußisch-luxemburgischen Grenze zu entschädigen, um nur 
diese fremden Beamten nicht in die luxemburgische Zollverwal- 
tung übernehmen zu müssen, und ebenso hätte Luxemburg lie- 
ber die Kosten einer Zollbinnenlinie auf sich genommen, als die 
preußische Branntweinsteuer bei sich eingeführt — wie denn 
überhaupt der luxemburgivsche Widerstand sich vornehmlich 
'gegen die «articles si blessants j3our ramour-propre de la natio- 
nalite luxembourgeoise» richtete, wie sie der russische Gesandte 
im Haag so klar erkannt und treffend bezeichnet hatte. 

In der zweiten Periode der Verhandlungen, die mit dem 
August 1841 einsetzt und nach einem Halbjahr bewegter Unter- 
handlungen mit dem Abschluß des definitiven Vertrags am 8. 
Februar endigt, wird aus dem Eintritt Luxemburgs in den Zoll- 
verein eine hochpolitische, fast europäische* Frage, die nicht bloß 
Niederland, Luxembuj-g, Preußen und die Zollvereinsstaaten 
berührt, sondern auch Belgien, Osterreich, Frankreich, England, 
selbst Bußland in Bewegung bringt. 

Der Leidtragende bei dieser Verschiebung der Frage war 
und hinßte Luxemburg werden. Denn es war klar, daß sobald 
die Gefahr bestand, daß einige europäische Höfe und Kanzleien 
wegen Luxemburg in ernste Verwicklungen geraten könnten, die 
Beteiligten sehr bald zu der Erkenntnis kommen würden, que le 
jeu n'en valait pas la chandelle. Im Besitze dieser Erkenntnis war 
das europäische Areopag bereit, jede Lösung anzunehmen und 
nötigenfalls Luxemburg gegenüber zu erzwingen, wenn sie nur 
die Gewähr bot, den Frieden unter den Mächten zu erhalten, und 
es versteht sich von selbst, daß unter einer solchen Konstellation 
eine Entscheidung fallen mußte, bei der die Wahrung der luxem- 
burgischen Interessen und die Berücksichtigung der luxembur- 
gischen Wünsche jedenfalls nicht die ausschlaggebenden Ge- 
sichtspunkte waren. 

Eine Hand voll Luxemburger, die nicht einmal über zehn- 
tausend Bajonetten verfügten ^^d sich dennoch erlaubten, eine 
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eigene Meinung über ihr Schicksal zu bekunden und zwar aus- 
i^orechnet eine solche, die derjenigen des maßgebenden Konsor- 
tiums der Heiligen Allianz widersprach, das war wirklich uner- 
hört, jedenfalls mehr als genug, um das diplomatische Korps 
im Haag in Aufregung zu bringen und den russischen Gesandten 
als das Sprachrohr des Zaren Nikolaus zu veranlassen, einen 
diplomatischen <i^ Schmerz:^ zu bekunden über die Handlui^gs- 
weise eines der Ansteckung durch den revolutionären Virus 
dringend verdächtigen König-Großherzogs, der ganz offen mit 
seinen rebellischen Untertanen paktierte. 

Ha das damalige politische System Euro'pas so aufgebaut war, 
daß die europäischen Mächte einschließlich Englands eine ge- 
meinsame Front gegen Frankreich bildeten, und da das Groß- 
herz&gtum als deutscher Bundesstaat und als Glacis der Bundes- 
festung Luxemburg ein wesentliches Glied dieser politischen 
und militärischen Front bildete, so verbot sich geradezu aus 
hochpolitischen Gründen von europäischer Tragweite ein Zoll- 
anschluß oder auch nur eine wirtschaftliche Annäherung Luxem- 
burgs an Frankreich ganz von selbst. Dasselbe europäische In- 
teresse verlangte aber auch, daß sich Luxemburg des Versuches 
enthalte, in ein engeres Zollverhältnis mit Belgien einzutreten, 
das, wenn auch in minderem Grad als Frankreich, so doch eben- 
falls außerhalb des politischen Systems der kontinentalen Mächte 
der heiligen Allianz stand, und dem die Großmächte 1839 den, 
Besitz des Großherzogtums ausdrücklich abgesprochen hatten. / 

Also hatte sich Luxemburg ohne Widerrede der Einverlei- 
bung in das Zollsystem des einzigen Nachbarn, der noch übrig 
blieb, zu fügen, genau so wie es, ohne gefragt worden zu sein, 
1815 von dem Wiener Kongreß einen Völker- und staatsrecht- 
lichen Status oktroyiert bekommen hatte, bei derselben Gelegen- 
heit zu Gunsten Preußens territorial beschnitten wurde und 1839 
trotz aller Proteste mehr als die Hälfte^ des ihm verbliebenen 
Territoriums im Interesse des europäischen Friedens an Belgien 
hatte abtreten müssen. 

Wer trägt oder welche Umstände tragen nun die Schuld 
daran, daß die an sich rein wirtschaftliche Zollanschlußfrage 
Luxemburgs diese gefährliche utid für das Großherzogtum un- 
hedluiif verhänjQrnsvoUe politische Färbung erhielt? 

An erster Stelle die Heimlichkeit, mit der im Auftrag Wil- 
helms I. die von ihm gegen den Willen der Bevölkerung einge- 
setzten und gegen die Bevölkerung regierenden landes-fremden 
Häupter der luxemburgischen Regierung, Hassenpflug u. Stifft, 
ohne irgend eine ernste Umfrage unter den Körperschaften und 
den Ständen des- Landes über die Lösung einer so wichtigen 
handelspolitischen Frage veranstaltet zu haben, lediglich ^aus 
politischen Motiven heraus die Zollanschlußverhandlungen *mit 
Preußen in der festen Absicht einleiteten, den Anschluß an den 
Zollverein rücksichtslos zu vollziehen und die Luxemburger, be- 
vor sie es merkten, vor die vollzogene Tatsache zu stellen. 
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Dieses Vorgehen mußte in dem Augenblick, in dem das 
Manöver der Öffentlichkeit bekannt wurde, eine Explosion her- 
vorrufen, die dem Lager der an sich nicht sehr zahlreichen 
Gegner des Anschlusses an den Zollverein aus realen wirtschaft- 
lichen Gründen den gewaltigen Zuzug all derjenigen sicherte, 
die schon im Jahre 1840 der Meinung waren, daß es ungehörig 
sei, Schicksalsfragen eines Volkes hinter seinem Rücken ent- 
scheiden zu wollen. • 

Dieser Kardinalfehler der luxemburgischen Politik Wil- 
helms I., def sich hatte verleiten lassen, die L^uxemburger plan- 
mäßig von der Führung 'der Staatsgeschäfte des Großherzogtums 
auszuschließen, hatte zur Folge, daß die mißtrauisch gewordene 
i Bevölkerung nun ihrerseits den Anschluß an den Zollverein, 
als die Frage schließlich zum größten Leidwesen des Königs 
und «einer Vertrauten doch zur öffentlichen Erörterung gestellt 
werden mußte, nicht mehr unter dem objektiven Gesichtsvrinkel 
einer wirtschaftlichen Maßnahme, sondern als einen Bestandteil, 
ja als den Grundstein einer Germanisierungspolitik betrachtete, 
und da sie diese ebenso perhorreszierte wie die Verholländisie- 
rungspolitik, die sie einige Jahre vorher über sich hatte ergehen 
lassen müssen, so war damit das abfällige Urteil der großen 
Majorität des luxemburgischen Volkes über den Anschluß an 
den* Zoll verein gefällt — womit Wilhelm I. genau das Gegenteil 
dessen erreicht hatte, was er wollte. 

.. So erklärt sich auch sowohl die mehr gefühlsmäßige Zu- 
stimmung, die der Entschluß Wilhelms II., den ersten Vertrag 
nicht zu ratifizieren, im September und Oktober 1841 in Luxem- 
burg fand, als auch die Ruhe, ja Gleichgültigkeit, mit der die 
Luxemburger ein halbes Jahr später die Nachricht aufnahmen, 
daß der Anschluß an den Zollverein unter nur wenig modifizier- 
ten Bedingungen nun doch vollzogen sei. Denn inzwischen hatte 
die Diktatur Hassenpflugs einer wirklich luxemburgischen Re- 
gierung Platz gemacht, und der hartnäckige Widerstand Wil- 
helms II. den von allen maßgebenden europäischen Kabinetten 
und von den holländischen Ministern unterstützten Fof»derüngen 
Preußens gegenüber hatte den Luxemburgern den klaren Beweis 
erbracht, daß die verhängnisvolle Politik Wilhelms I. endgültig 
abgetan sei, und daß sie nunmehr einen Souverän hätten, der 
ihnen, der gewaltigen und mächtigen Schar der Widersacher 
ungeachtet, auch in der Not beistehen würde. 

Während der ganzen Zeit, in der die Zollanschlußfrage auf 
der Tagesordnung der Öffentlichkeit stand, wurde die ablehnende 
Stellung der Luxemburger maßgeblich von politischen Motiven 
bestimmt und zwar unabhängig von den für Luxemburg mehr 
oder minder, günstigen wirtschaftlichen Bedingungen, unter 
denen der Anschluß an den Zollverein erfolgen sollte. Diese 
leidenschaftliche Stellungnahme der Luxemburger gegen den 
Anschluß an den Zollverein war für die deutschen Regierungen 
und die deutschen Völker, wie die Haltung der zeitgenössischen 
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Presse erkennen läßt, eine völlige Überraschung. Während die- 
preußische Regierung bisher mit einer «luxemburgischen» Re- 
gierung verhandelt hatte, die den Beitritt zum Zollverein aufs- 
lebhafteste begehrte, entpuppten sich auf einmaJ die Luxembur- 
ger offiziell in der außerordentlichen luxemburgischen Kommis- 
sion im Haag als entschiedene Gegner dieser Zollunion. 

Deutschland und Preußen blieb das tiefere Verständnis für 
diese Haltung der Luxemburger verborgen. Man nahm dort 
vielmehr an, daß das Großherzogtum keinen plausiblen Grund, 
haben könne, von einem Vertrag zurückzutreten, der ihm wirt- 
schaftlich von großem Vorteil sein würde. Die Ratifikations- 
verweigerung sei nichts als eine bewußte Kränkung Deutsch- 
lands und ein Zeichen deutschfeindlicher Gesinnung. Während. 
Wilhelm I. seit 1830 planmäßig versucht habe, Luxemburg zu 
verdeutschen, entsprechend seiner Zugehörigkeit zum Deutsdien 
Bund, wie auch im eigenen dynastischen Interesse, um das Land 
belgischen Erinnerungen und Aspirationen möglichst zu ent- 
fremden, und zu diesem Zweck Deutsche an die Spitze der Re- 
gierung berief, habe mit der Thronbesteigung Wilhelms II. ein 
ajiderer Kurs mit der sofortigen Entlassung des bisherigen Zivil— 
gouverneurs Hassenpflug, der bald darauf im November 184*1 
diejenige des als eine Art Ghef des Zivilkabinetts tätig gewesenen 
Stifft folgte, eingesetzt. An die Stelle der monarchischen und 
deutschen Partei sei nunmehr in Luxemburg eine demokratische 
und belgisch-französische Partei ans Ruder gelangt, für die die 
angebliche Gefährdung der Souveränität des Großherzogtums 
im Verfolg des Anschlusses an den Zollverein nur der Vorwand 
sei für eine Loslösung Luxemburgs von Deutschland und dessen 
(politischen Anschluß an Belgien oder noch lieber an Frankreich. 

Damit hatten die deutschen Regierungen und die deutsche 
Öffentlichkeit die Plattform eingenommen, die sie während der 
nächsten Jahrzehnte, etwa bis zur Errichtufig des deutschen 
Reiches, nicht mehr verlassen sollten und von der aus sie die 
luxemburgischen Dinge betrachteten und in Konfliktszeiten ihre- 
Stellung gegenüber Luxemburg bestimmten. 

Aus dieser Auffassung der Motive, die der Verweigerung 
der Ratifikation des Vertrages vom 8. August 1841 zu gründe - 
lagen, ergiaib sich die Forderung einer Genugjtuung für den 
Deutschland zugefügten Affront, einer* Genugtuung, die geradezu 
eine politische Notwendigkeit sei. In diese Trompete blies vor 
allem der preußische Gesandte im Haag, Graf Lottum, der be- 
zeichnenderweise, als der An Schluß vertrag am 8. Februar 1842 
unterzeichnet wurde, obgleich beim Großherzog von Luxemburg 
akkreditiert und seit fast 3 Jahren ständig mit wichtigen luxem- 
burgischen Angelegenheiten, von denen der Zollanschlußvertrag* 
nur einen Teil bildete, beschäftigt, noch nie seinen Fuß in 
Luxemburg gesetzt hatte und in seiner von Sachkenntnis nicht 
getrübten Unbefangenheit den Einflüsterungen Stiffts ausge- 
liefert, war. Den offiziellen Berichten des preußischen Gesandten * 
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nach Berlin kamen die erregten persönlichen Briefe der oberstem 
Befehlshaber 'der preußische4 Garnison in Luxemburg an ihre- 
Freunde und Verwandten in den Berliner Begierilngskreisen zu 
Hilf^, in denen diese mit militärischer Einseitigkeit nicht müde- 
wurden, jeden Luxemburger, der in der Öffentlichkeit freiheit- 
liche Ansichten vertrat, die in junkerlichen Kreisen keinen Kurs- 
hatten, kurzerhand als Beutschfeind zu denunzieren. 

> 

Diese falsche Stellungnahme fand ihr Echo in der deutschen 
Presse, dagegen viel weniger im Preußischen Auswärtigen Amt, 
dem die Anerkennung nicht versagt werden darf, daß es sich 
durch die Hetze des preußischen Gesandten im Haag nicht ver- 
löten ließ, seine objektive Stellungnahme aufzugeben. 

Auch die ostentative Germanisderungspolitik Wilhelms L- 
hatte nicht wenig dazu beigetragen, die Luxemburger von Anno 
1840 in den Ruf der Deutschfeindlichkeit zu bringen, bei denen 
in Wirklichkeit bloß eine Abneigung gegen die preußischen Re- 
gierungsmethoden vorlag, deren Anwendung sie aji den Klagen 
der Rheinländer in nächster Nähe betrachten konnten, ganz abge- 
sehen von ihren eigenen Beschwerden über die Rücksichtslosig- 
keit des preußischen Militärs in ihrer Hauptstadt. Die Ger- 
manisier ungstendenzen, denen Wilhelm 1. und seine Berater 
angeblich huldigten und mit denen sie bei den deutschen Re- 
gierungen, die die Täuschung nicht merkten, Beifall ernteten und 

■ Schutz gegen die luxemburgischen revolutionären Franzosen- 
und Belgierfreunde begehrten, war im Grunde nichts als ein 
Deckmantel für innerpolitische Ziele. 

Zunächst mußte dieser neue Verdeutschungseifer Wilhelms^ 
I. bei den Kundigen einiges Erstaunen hervorrufen, denn noch 
lebte in Luxemburg dieselbe Generation, die am eigenen Leibe 
die Maßnahmen erfahren hatte, die im Namen desselben Sou- 
veräns die niederländische Regierung bis 1830 getröffen hatte, 
um den nationalen Charakter des Großherzogtums systematisch 
auszutilgen. In einem Lande, wo Deutsch die einzige Sprache- 
war, die jedermann, ob Gebildeter oder Analphai)et verstand, 
wo dagegen Französich und Holländisch Fremdspruchen waren, 
deren erstere nur die Gebildeten kannten^ während die letztere- 
sich nur eine Handvoll strebsamer Beamten angeeignet hatte, 
hatte sich beispielsweise die niederländische Regierung nicht ge- 
scheut, im Lehrplan des Athenäums, d. h. der einzigen höheren 
Schule des Großherzogtums, dem Deutschen die Stellung eines- 
fakultativen Lehrfaches zuzuweisen. Erst seit 1825 wurde 
Deutsch, ebenso wie das gänzlich unbekannte Holländische als- 
obligatorisches Lehrfach mit je zwei Wochenstunden bedacht, 
während daus Französische in allen Fächern als Unterrichts- 
sprache dienen sollte. So entfielen von 6480 jährlichen ünter- 

• richtsstunden an dieser Anstalt 6000 auf Französisch und 480' 
auf Deutsch ^). Der Einführung des Holländischen in den oberen: 

Klassen der Volksschulen habe ich bereits Erwähnung getan. 

^— — ^— _^ ' • 

^) Ries, Le peuple luxembourgeois, Seite 99., 
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Warum nun dieser ebenso auffällige wie plötzliche Tendenz- 
-wechsel? fragten die Luxemburger und die Antwort, die sie sich 
selbst darauf .geben mußten, lautete: Die angeblich angestrebte 
iV er deutschung Luxemburgs ist nur Vorwafid und Mittel^ zur 
Unterdrückung der freieren politischen Denkweise und Einrich- 
tungen des Landes zu Gunsten der von der Reaktion in den deut- 
schen Stauten geschaffenen politischen Zustände. 

Da^ war es, was das Erstaunen des österreichischen Ge- 
sandten im Haag hervorgerufen hatte, und was er dem Fürsten 
Metternich in der unzutreffenden Darstellung berichtete, die 
Luxemburger glaubten, im Besitz einer besseren politischen 
Bildung zu sein als die deutschen Stämme und fühlten sich o^b 
dieser politischen Weisheit über diese hoch erhaben, Tatsache 
war, daß Luxemburg schon unter dem holländischen Regime, 
wo eine für die damaligen Zeitverhältnisse wenigstens in den 
Augen der Regierungen der Heiligen Allianz unerhörte politische 
Freiheit herrschte, besonders aber in den 9 Jahren seiner Zuge- 
hörigkeit zu Belgien mit seiner epochemachenden, geradezu als 
revolutionär verschrienen konstitutionellen Verfassung, zu einer 
politischen Freiheit und zu einer Auffassung der Rechte der 
Bürger gelangt war, die ein System der staatlichen Bevormun- 
dung ä la Metternich, wie es Anno dazumal in deutschen Landen 
gang und gäbe war, nicht mehr zu ertragen vermochte. 

«Ni les Neerlandais, ni les Luxembourgeois .... schrieb das 
Journal de la Ville et du Grand-Duche de Luxembourg in seiner 
Nummer vom 19. Februar 1842, in der es den Zollanschlußver- 
trag vorn 8. Februar veröffentlichte, n'oublieront Jamals qu'ils 
sont sortis avec les Germains d'une souche commune, bien gue 
Neerlandais et Luxembourgeois aient devance leurs freres ger- 
mains sur le terrain de la liberte constitutionelle.» 

Dazumal deckten sich also die Begriffe Deutschtum und 
Reaktion, und. wie für Wilhelm I. die Stärkung des Deutschtums 
in Luxemburg nur das Deckblatt war für die Förderung der sei- 
nem ganzen Wesen zusagenden Autokratie, so nahm auch auf 
Seiten der Luxemburger der Kampf gegen die ihnen von Deutsch- 
land her drohende Reaktion — die z. .B. dazu führte, daJJ auf 
Grund eines Bundesbeschlusses vom 23. August 1851, der die 
Herrscher aufforderte, die Landesverfassungen im Sinne des 
monarchischen Prinzips und der Bundesverfassung zu revidie- 
ren, die luxemburgische Verfassung gegen den Widerspruch der 
Kammer im reaktionären Sinn abgeändert werden mußte — ^ den 
Charakter eines Kampfes gegen das Deutschtum überhaupt und 
einer politischen Hinneigung zu Frankreich und zu Belgien. 
Hätte Wilhelm I. die Loslösung Luxemburgs vom Deutschen 
Bunde angestrebt, so hätte er nicht besseres tun können als die 
Berufung eines mit diktatorialen Befugnissen an die Spitze der 
luxemburgischen Regierung gestellten Mannes wie Hassenpflug, 
^dessen Name ein selbst in Deutschland verpöntes Programm des 
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absolutistischeu Regimes und der Bekämpfung der Vi)lksfreiheit 
bis aufs Messer bedeutete. 

Kurz: es hatte sich wieder einmal der Sat25 bewahrheitet, 
daß die Völker diejenige auswärtige Politik betreiben, die sich 
aHdiirnotweftdig aus ihren innerpolitischen Zuständen ergibt. 

In die zweite Periode der dreijährigen Verhandlungen, die 
zum Eintritt Luxemburgs in den Zollverein führten, fällt auch 
die Teilnahme Belgien^ und Frankreichs an den Verhandlungen. 

Belgien hatte in ehrlicher Entrüstung über die Beschlüsse 
der Londoner Konferenz von 1839 erklärt, das' Großherzogtum 
in seiner wirtschaftlichen Not nicht im Stich lassen zu wollen, 
und hatte diesem ohne ausdrückliche Gegenleistungen bedeutende 
Zollerleichterungen bewilligt. Durch diese Tat hatte Belgien die 
Luxemburger sich zu Dank verpflichtet und zu der Annahme 
berechtigt, es werde auch in Zukunft diese Politik der Wirtschaft- 
lichen Annäherung fortsetzen. Aber*es sollte anders kommen. 

' Zunächst hatte Belgien für den Fall einer Änderung der 
-Zollpolitik Luxemburgs ihm gegenüber, wie sie durch den 
etwaigen Beitritt zum »ZoUvefein notwendigerweise eintreten 
mußte, mit Recht die Abschaffung der gewährten Zollvergüns- 
tigungen in Aussicht gestellt bezw. für deren Beibehaltung Kom- 
pensationen von Luxemburg verlangt, aber mit Unrecht dies zum 
Anlaß, genommen, vom Zollverein als solchen Gegenleistungen 
-ZU fordern, die in keiner Weise mehr mit dem belgisCh-luxesm- 
burgischen Grenzverkehr, d. h. der eigentlichen Veranlassung 
zu den belgischen Zollvergünstigungen von 1839 zusammen- 
hingen. Durch diese belgischen Ansprüche war natürlich eine 
bedeutende Flrschwerung der Anschlußverhandluijgen Luxem- 
burgs mit dem Zollverein entstanden. 

Dann aber als nach der Verweigerung der Ratifikation 
Luxemburg in seiner Not sich förmlich an Belgien mit der Bitte 
um Herstellung einer Zollunion wandte, — da lehnte Belgien ab 
iin*d überließ in Wahrung seiner eigenen, in schwieriger Lage be- 
findlichen wirtschaftlichen Interessen kaltblütig die Luxemburger 
ihrem Schicksal, d. h. dem Zollverein. Diese Politik Belgiens, 
die man in Anlehnung an einen berühmt gewordenen ähnlichen 
Fall als eine «Krüger-Depesche»-Politik bezeichnen darf, war 
für Luxemburg eine ebenso schwere wie gänzlich unerwartete 
Enttäusichung. Von diesem Tage an war das wirtschaftliche 
Schicksal des Großherzogtums besiegelt. 

Frankreich war im Hintergrund geblieben. 

An sich konnte eine wirtschaftliche Annäherung Luxem- 
burgs an Frankreich ebenso in Betracht kommen wie eine solche 
^n Belgien, denn Frankreich hatte mit Luxemburg dessen ganze 
südliche Grenze von Longwy bis zur Mosel gemeinsam. Wie 
jenseits der belgisch-luxemburgischen Grenze in Belgisch-Lu- 
xemburg, so wohnten auch jenseits der französisch-luxembur- 
Srischen Grenzpflähle in Nord-Lothringen bis nach Diederhofen 
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in geschlossenen Siedlungen einige Tausend Luxemburger, die 
obgleich sie seit dem pyrenäischen Frieden (1659) Franzosen 
geworden waren, dennoch ihre Luxemburger Sprache und Sitten 
bewahrt hatten und in regen wirtschaftlichen und persönlichen 
Beziehungen mit den Einwohnern des Großhereogtums standen. 
Daß aber die unter dem Bürgerkönigtum ausschlaggebenden 
französischen Industriellen sich mit Händen und Füßen gegen 
die Aufnahme der luxemburgischen Konkurrenten in den fran- 
zösischen Zollverband genau so wehren würden, wie sie sich 
gegen die Aufnahme der belgischen Industriellen sträubten, ais- 
eine französisch-belgische Zollunion in Angriff genommen 
wurde, war wohl zu erwarten, aber dennoch nicht der tiefere 
Grund für die Passivität Frankreichs in der Frage des Zoll- 
anschlusses Luxemburgs an einen seiner drei Naxihbarn. 

Die Erklärung lag vielmehr in der auswärtigen Politik: 
Frankreich stand seit 181 5i immer noch in politischer Quaran- 
täne, und diese Lage, in der es gar nicht an einen offensiven 
Stoß, gegen den Deutschen Bund denken durfte, die war ihm 
gerade 1840 noch deutlich in Brinnerung gebracht worden.^) 
Unter s<)lclien Umständen war Frankreich darauf angewiesen, 
den Anschluß Luxemburgs an Belgien statt an Preußen zu be- 
treiben. Als aber Belgien den Anschluß Luxemburgs ablehnte, 
da hatte auch die diplomatische Aktion Frankreichs faiite de 
combattant ihr Ende gefunden. 

Über die Art und Weise, wie Wilhelm IL versuchte, die 
vor seinem Regierungsantritt in feste Bahnen gebrachten und 
fast bis zuna Abschluß gediehenen luxemburgisch-preußischen 
Zollanschlußverhandlungen weiterzuführen, kann nur gesagt 
werden, daß er sich redlich bemühte, die Interessen Luxemburgs 
und zwar diesmal in engster Fühlung mit dem Lande bis zum 
äußersten zu wahren. Wenn ihm dies nicht völlig gelungen ist, 
so lag es an der organischen Schwächung seiner Position durch 
seine doppelte Eigenschaft als König von Holland und als Groß- 
herzog yon Luxemburg. 

Uberhaupf ist die Geschichte dieser Verhandlungen geradezu 
ein Schulbeispiel für die Gefahren, denen in einer Perf^onalunion 



*) In dein Kamipfe Mehemed Alis gegen die Türkei .schien diese vor dem 
Zusammenibruch zu istehen. Rußland wollte zu deren Gunsten intetvenierMi, 
was Frankreich und England, um die Rus-sen von Konstantinopeil fem zu 
halten, zu verhindern isuchten. Währead Eoigl-and zu diesem Zwecke die 
Pforte möglichst stärken wollte, um gleichzeitig Aegyipten, das auf .dem "\ 
nach Indien lag, nicht zu mächtig werden zu lassen, und deshalb von M( 
med Ali die Herausgabe all seiner türkischen Eroberungen forderte, wc 
Frankreich diesem mindestens Syrien belaissen. Hierüber kam es zum Br 
zwischen beiden Westmächten. Auf Einladung Englands setzten Rußh 
Österreich und Preußen den Londoner Vertrag vom 15. Juli 1840 auf, des 
Bedingungen Mehemed Ali und dem zu den Verhandlungen nicht zugezoge] 
Frankreich notifiziert wurden. In Frankreich wurde dies als eine Dm 
tigung und als eine Provokation emipfunden, und nur die Entlassung Thi 
verhinderte einen Krieg Frankreichs mit der euTopäischen Koalition. 
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der seiiwächere Teil trotz des besten Willens des Trägers der 
Krone durch eine an sich uanatürMche politische Konstruktion 
ausgesetzt wird. Schon Wilhelm 1. war, als er zu Beginn der An- 
öchlußverhandlungen als Großherzog von Luxemburg, d. h. als 
unabhängiger deutscher Bundesfürst, den Anspruch auf Sitz und 
Stimme im Zollverein erhob, von Preußen daran erinnert 
worden, daß er auch König von Holland sei, und daß, da das 
staatsrechtliche Institut der Personalunion dem Souverän den 
Besitz zweier Seelen nicht verschaffe, es wohl unbillig sei, vom 
Zollverein zu verlangen, daß er letzten Endes dem König von 
Holland Zutritt zu seinen Beratungen gestatte. Die Personal- 
union mit Holland bot also zum mindesten einen bequemen Vor- 
wand, um Luxemburg den Charakter als vollberechtigtes Zoll- 
vereinsmitglied vorzuenthalten. 

Ähnliche unangenehme Erfahrungen mit der Personalunion 
juachte das Großherzogtum unter Wilhelm IL In dem Augen- 
blick, in dem dieser als Großherzog von Luxemburg wegen der 
Ratifikationsverweigerung in einen Konflikt mit Preußen geriet, 
war es unvermeidlich, daß auch der König der Niederlande in 
diesen hineingezogen wurde, und da seinen niederländischen 
Untertanen an der Freundschaft Preußens und des Zollvereins 
aus wirtschaftlichen Gründen sehr viel, dagegen an Luxemburg 
nicht das geringste gelegen war, den Holländern vielmehr — 
und von ihrem Standpunkte aus nicht mit Unrecht — das Groß- 
herzogtum als eine höchst gefährliche Beiga:be*zur niederlän- 
dischen Krone erschien, da lag es nahe, daß die holländische 
Regierung sich von Preußen nicht ungern mißbrauchen li^ß, um 
durch einen Druck auf den König den widerspenstigen Groß- 
ierzog gefügig zu machen. Der Druck der holländischen öffent- 
lichen Meinung auf denK^önig in diesem Konflikt war ein unge- 
heurer, und es fehlte nicht an Stimmen, die ihn vor die WaJil 
stellen wollten, entweder auf den holländischen Thron zu ver- 
zichten oder aber als Großherzog von Luxemburg einzulenken. 
Daß Wilhelm IL, der nicht der erste Beste war, sich nicht ein- 
schüchtern ließ und sich kräftig zur Wehr setzte, ehrt ihn, aber 
schließlich mußte er doch bis zu einem gewissen Grad den Ver- 
hältnissen Rechnung tragen und sich den Forderungen der 
Holländer und in Sonderheit seiner Minister fügen. Es darf nicht 
übersehen werden, daß die letzte und entscheidende Szene des 
Spiels, das mit der Verweigerung der Ratifikation des Vertrags 
vom 8. August 1841 begonnen hatte und mit der Unterzeichnung 
des Vertrags £tm 8. Februar 1842 endigte, von den holländischen 
Staatsmännern gespielt wurde, trotzdem seit dem Oktober 1841 
die luxemburgischen Angelegenheiten, auch die auswärtigen, 
sachlich und persönlich von den niederländischen völlig getrennt 
waren. Niederländer waren es, die in London die entscheidende 
Verhandlung mit Friedrich Wilhelm IV. führten, dort den defini- 
tiven Beitritt Luxemburgs zum Zollverein vereinbarten und 
nachher im Haag mit dem preußischen Gesandten die- letzten 
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Vorbereitungen trafen. Der luxemburgische Staatskanzler im 
Haag hatte nur noch seinen Namen, unter das Traktat zu setzen. 

Durch seine Festigkeit hatte der König-Großherzog aber 
dasjenige wirtschaftliche Zugeständnis erreicht, auf das die 
Luxemburger im Fall der Aufnahme in. den Zollverein den 
größten Wert legten : die Erhaltung des belgischen Gesetzes bezw. 
eine Entschädigung für den Fall seiner Aufhebung. 

Dann hatte er noch .ein zweites Zugeständnis erreicht, das^ 
zwar materiell unbedeutend, aber doch geeignet war, die Massen, 
die meist nach Äußerlichkeiten urteilen, weil ihnen der histo- 
rische Gang der Dinge und auch deren Tragweite verschlossen 
bleibt, den Anschluß an den Zollverein zu erleichtern und vor 
allem deren politische Bedenken gegen den. Anschluß zu mildern: 
die Einschränkung der Zalil der nach Luxemburg zu entsen- 
denden preußischen Zoll-Beamten. Denn während Preußen 
früher die Besetzung von 2 Oberzollinspektor-, 10 Obergrenz- 
kontrolleur- und der Hälfte der Grenzaufseherstellen bean- 
sprucht hatte, begnügte es sich am Ende mit der Entsendung 
von 1 Oberzollinspektor, sechs Obergrenzkontrolleuren und sechs 
berittenen Grenzaufsehern, wobei letztere sowie der Oberzoll- 
inspekto/ nur vorübergehend in Luxemburg verweilen, so daß 
dauernd nur der Zolldirektor, der Kontrolleur beim Hauptzoll- 
amt und 5 Obergrenzkentrolleure als preußische Beamte statio- 
niert bleiben sollten. 

Auch in de^ Form, in der der Konflikt beigelegt wurde, hatte 
Wilhelm II. sich nichts vergeben, da er nicht den alten Vertrag 
vom 8. August 1841, dessen Ratifikation er seinerzeit abgelehnt 
hätte, sondern einen neuen Vertrag, der inhaltlich mit dem alten 
größtenteils übereinstimmte, ratifizierte. 

Die Niederländer, die so weidlick auf ihren König ge- 
schimpft hatten, waren ob dieses Ausganges des Streites nicht 
unzufrieden und zollten wohl dem Starrkopf im Stillen nicht 
geringe Anerkennung. Die offizielle Mitteilung im niederlän- 
dischen Staats-iGourant vom 9. Februar 1842 über den Abschluß 
des Vertrages lautete dahin, daß bei dieser Gelegenheit «Bestim- 
mungen vereinbart worden sind, die die Nachteile (inconvenients) 
aufgehoben haben, die den König-Großherzog verhindert hatten^ 
den ursprünglichen Vertrag vom 8. August 1841 zu ratifizieren.» 
Das Handelsblad knüpfte daran die Bemerkung, Wilhelm II. 
habe durch seine Ausdauer zwei Resultate erzielt. Erstens zeige 
der Abschluß eines neuen Vertrags, daß Preußen das, Prinzip 
anerkenne, daß selbst ein unterschriebener Vertrag noch ein 
Entwurf sei, solange die Ratifikation ausstehe, und zweitens hät- 
ten die Luxemburger wichtige Vorteile erlangt. 

Was aber dachten und was taten die Luxemburger, die noch 
vor 4 Monaten in sq überschwenglicher Weise die Ablehnung der 
Ratifikation begrüßt hatten, als so gänzlicl;^ unerwartet ihnen die 
Kunde der Vollziehung des Anschlusses an den Zollverein wurde? 
— Sie blieben ruhig und schwiegen. Nur das offiziöse Journal 
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de la Ville et du Grand-Buche de Luxembourg vom 19. Februar 
renommierte: «La diplomatie neerlandaise n'a pas, nous le- 
croyons du moins, remporte depuis longtemps un aiissi beau 
triomphe. » ' 

Wie ist nun * diese scheinbare Inkonsequenz im Verhalten 
der luxemburgischen Bevölkerung zu erklären? — Durch meh- 
rere Gründe. 

1. Durch die durchaus anders gearteten politischen Vgraus- 
setzungen, unter denen der neue Vertrag zustande gekommen, 
war. Denn, wenn einen Hauptgrund der Gegnerschaf t ' gegen 
den ersten Vertrag der Umstand gebildet hatte, daß dieser unter 
vollem Ausschluß der Öffentlichkeit und vor allem der Luxem- 
burger abgeschlossen worden war, so hatten seitdem die luxenf- 
burgischen Vertreter im Haag und in Berlin an den Verhand- 
lungen teilgenommen und sich von der Zwangslage überzeugt, 
in der sich Luxemburg befand. Und wenn ein so entschiedener 
Gegner des Anschlusses an den Zollverein wie der Staatskanzler 
von Blochausen seine Unterschrift unter 'den Vertrag gesetzt 
hatte, so durfte das Land überzeugt sein, daß jede andere Lösung 
ausgeschlossen sei. 

Mit Worten der Resignation hatte Blochausen, nachdem der 
König-Großherzog den Vertrag am 8. Februar abends ratifiziert, 
hatte, dieses am 9. dem interimistischen Gouverneur de Lafon- 
taine in Luxemburg mitgeteilt: «C'est donc un fait aocompli con- 
tre lequel il n'y a plus ä revenir et dont il faudra s'accamoder le- 
mieux possible pendant le terme de 4 ans fixe pour la duree du 
traite.» Und in einer Kammersitzung vom Jahre 1849 ^ stellte- 
defselbe Blochausen fest: «Personne n'ignore que j'ai ete Fun 
des Partisans les plus zeles de la non-accession au Zollverein. 
Je la considerais comme la perte de Tindustrie nationale, comme' 
froissant notre liberte et comme portant une grave atteinte aux 
prerogations royales. C'est du reste ce que je dirai toujours.» 

2. Ein ähnliches politisches G^fühlsmoment, das dafür 
sprach, sich mit der vollzogenen Tatsache abzufinden, ist bereits- 
oben erwähnt worden: Der Kampf, den Wilhelm IL uner- 
schrocken gegen Preußen, dem die ganze Heilige Allianz sekun- 
dierte, Luxemburgs wegen aufgenommen hatte, statt kurzer 
Hand die Luxemburger ihrem Schicksal zu überlassen, hatte 
diesen die öewähr gegeben, daß die Aera Hassenpflug und damit 
die Gefahr der Einschmuggelung des reaktionären Despotismus 
unter dem Gewände einer Stärkung des Deutschtums in Luxem- 
burg endgültig vorbei war. 

3. Das Verhalten Frankreichs, das keinen Finger gerührt 
hatte, um die wirtschaftliche Lage Luxemburgs während der 
Krisis zu erleichtern, und das Verhalten Belgiens, das im ent- 
scheidenden Moment Luxemburg den Zollanschluß verweigerte,- 
hatten zu ein-er besseren Würdigung der Umstände geführt, die- 
Luxemburg zum Anschluß an den Zollverein nötigten. 



Gompte-Rendu, Seite 928. 



— 256 — 

• 

4. In * wirtschaftlicher Hinsicht waren die Zugeständnisse, 
die im zweiten Vertrag hinsichtlich des belgischen Vergüns- 
tigungsgesetzes erlangt worden waren, sehr geeignet, die wirt- 
schaftlichen Bedenken gegen den Beitritt zum Zollverein zu be- 
schwichtigen. • 

Für Preußen 'bedeutete der Vertrag vom 8. Februar 1842 
einen großen Erfolg, denn es hatte sein Hauptziel erreicht: 
Luxemburg trat in den Zollverein unter der Aegide Preußens 
ein, das im Zollverein mit der Vertretung Luxemburgs und vom 
Zollverein mit der Kontrolle der luxemburgischen Zollverwal- 
tung betraut wurde. 

An^ 21. Februar schrieb Maltzan an Lottum: «In ganz 
Beutschland wird es als ein sehr erfreuliches Ereignis anerkannt 
werden, daß Luxemburg sich nun wirklich dem deutschen Zoll- 
und Handelsbündnis angeschlossen und sich dadurch mit 
Deutschland selbst, dem es als Glied des Ueütschen Bundes 
politisch angehört, auch nach seinen materiellen Interesseij auf 
das engste verbunden hat. Preußen ist' hierbei als Nachbarstaat 
Luxemburgs und durch seine Garnison in der Festung Luxem- 
burg am meisten interessiert.» 

In den . Einzelheiten hatte Preußen allerdings manche Ab- 
striche an seinen Forderungen vornehmen müssen und noch im 
letzten Augeablirk durch die Bewilligung des Artikel 22 eine 
Konzession machen müssen, über die die preußischen Kom- 
missarien sehr wenig erbaut waren, wie Blochausen am 11. 
Februar an de Lafontaine berichtete: 

«Le traite etait signe depuis une heure environ et se trouvait 
dejä entre les mains de S. M. pour etre ratifie lorscrue d'^ux 
commissaires du Verein partis de Berlin sur les bruits des jour- 
naux concernant la reprise des negociations arriverent. II se ren- 
dii'ont immediatement ehez M. le comte de Lottum et, lorsqu'ils 
apprirent Que tout etait fini, ils demanderent sur quelles bases 
on avait traite. . Mais en voyant la teneur de l'article 22, ils en- 
trerent visiblement en colere. Ils pretendirent gue cet article 
etait inadmissible, que leur Boi ne pourrait s'etre engage jusgue 
lä et que la condition concernant le personnel etait egalement 
inconcevable. Ils dirent qu'ils avaient eu raison de craindre que 
Ton arrachät des concessions au Boi de Prusse et crue c*etait pour 
cela qu'ils etaient venus. Bref, ils ne purent etre apaiseS' malgre 
toutes les explications qu'on leur donna....» 

Bedeutsamer als die Unzufriedenheit der vertragschlie- 
ßenden Parteien über einzelne Abmachungen war die Tatsac 
daß durch die langen Verhandlungen und deren bewegter V 
lauf zwischen Luxemburg und der führenden Macht des 2 
Vereins Preußen eine Atmosphäre des Mißtrauens geschafi 
wurde, die noch manche Jahrzehnte hindurch in den Bezie 
ungen Luxemburgs zum Zollverein, vor allem in den später 
Erneuerungsverträgen nachwirkte und für das Großherzogt^ 
-nicht ohne unangenehme Folgen bleiben sollte. 
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Mit den in diesem Buch geschiliderten politischen Zwischen- 
fällen 'bei dem Eintritt Luxemburgs in den Zollverein hat sich 
vom 'den Historikern meines Wissens nur Treitschke im fünften 
Band seiner «Deutsohen Geschichte im XIX. Jahrhundert» (3. 
Aufl, Leipzig 1895, S. 437 u. f.) näher befaßt. Von diesen Ereig- 
nissen hat er eing merkwürdige Schi'Merung gegeben, die ich 
zunächst in extenso folgen lasse. 

Nachdem die Verhandlungen bis zum ersten Zollanschluß- 
vertrag vom 8. August 1841 kurz dargelegt wortden sind, fährt 
Treitschke fort: 

«Da erhob sich ein völlig unerwarteter Widerstand» 
Ganz ungleich seinem nüchiernen VatÄ, war der neue Kö- 
nig der Niederlande, Wilhelm II., ein unruihlger Kopf, 
phantastisch, erregbar, wetterwendisch, immer mit hohen 
Plänen besichäftigt, zugänglich allen Einflüsterungen. Er 
hatte einst als Prinz von Oranien in dem zehntägigen Feld- 
zuge die belgischen Rebellen zu Paaren getrieben und hoffte 
noch immer, ihnen dereinst ihren Raub widder zu ent- 
reißen; darum begünstigte er die Katholiken und verkehrte 
gern mit belgischen Unzufriedenen; von dem glorreichen 
SOjährigen Kriege, der doöh die Größe des Hauses Oranien' 
begrünidet hatte, wollte er gar nicht reden hören. Mit seinem 
fajst gleichaltrigen königlichen Vetter in Ber^lin war er von 
Kindesbeinen an innig befreunidet. Friedrich Wilhelm 
aber behanidelte die Oranier nach der aüten Überlieferung^ 
wie preußische Prinzen; er sah in der Teilung der Nieder-' 
lande eine den HohenzoUern selber angetane Schmach, und 
noch in den wirren Träumen seiner Todeskrankheit hat ihn 
das Mißgeschick der oranisohem Verwandten oft beschäf- 
tigt. Im Vertrauen auf die Herzensgüte seines preußisK^hen 
Vetters wagte nun der nietderländisiche König eine Tat 
uner'hörter Treulosigkeit; er hatte untendessen einige Lu- 
xemburger von der preußenfreunidlichen Partei insgeheim 
zu Rale gezogen unid erklärte plötzlich, ohne einen Grund 
anzugeben, daß er (den Vertrag nicht ratifizieren könne. 
Vielleicht stand dabei noch ein abenteuerlicher Plan im 
Hintergruinde. Eben in diesen Septembertagen wur'de in 
belgischen Garnisonen eine orangistische Verschwörung 
entdeckt, an deren Spitze zwei Generale standen, und man 
argwöhnte in Brüssel wie im Haag, daß der König geglaubt 
hätte, jetzt sei die Zeit für eine Gegenrevolution gekommen. 
(Diese Frage ist noch nicht aufgeklärt. Selbst der immer 
grünJdlidi unterrichtete ide Boöch Kemper wa;gt darüber nur 
Vermutungen.) Genug, der Oranier versagte seine Geneh- 
migung einem Vertrage, den seine Bevollmächtigten genau 
nach «einen eigen'en Weisungen abgesöMossen hatten. Es 
war nicht geraldehin ein Bruch des Völkerrechts, aber eine 
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so unehrenhaite Verletzung des internationalen Anstandes, 
daß der alte Minister des Auöwärtigen, Verstolk vaun Soelen, 
sofort entrüstet seinen Abschied nahm und meihrere andere 
erfahrene Diplomaten dem Monarchen erklärten, unter 
sofchen Umständen könnten sie das Auswärtige Amt nicht 
übernehmen. 

Geschäftssachen unter Freuniden geschäftlich nüchtern 
zu erledigen, widerstrebte idem weichen Gemüte König 
Frieldrich Wilhelms immer. In einem- brüderlichen Briefe 
hielt er «seinem lieben Wilhelm» die Torheit und 'das Un- 
recht der plötzlichen Sinnesänderung vor und schloß treu- 
herzig: «In Summa die Nichtratifikation wird uns sehr 
* angenehm seyi, aber sie wird ein Unglück für Luxemburg 
sein umd eine unerschöpfliche Quelle von Katzenjanmier 
für dich». Diesen gemütlichen Ton suchte der Oranier 
schlau auszunutzen; er erwiderte «seinem lieben Fritz» am 
15. Söpt.: «Ich sehe also mit wahrer Freude, daß Du mir 
nidht nur nicht die Zunge hferausstrecken wirst, sondern 
daß meine Nichtgenehmigung Dir sogar sehr angenehm 
sein wird, da sie IDeinen Untertanen Vorteil bringt». Darauf 
versicherte er, die Luxemburger würden erst nach langer 
Zeit zu DeutfiK5hen werlden, und dann nur aus Interesse, 
wenn DeutscManId ihre Unabhängigkeit nicht störte, son- 
dern beschützte. Oleich nachher erschien schon der nieder- 
ländische Bundesgesandte v. Söherff in Berlin und eri)at, 
daß Preitßen und der Zollverein iden Abfall König Wil- 
helms von dem geschlossenen Vertrag förmlich genehmigen 
möchten. Die durchweg belgisch gesinnten Zeitungen 
Luxemburgs frohlockten schon: idie unnatürliche Trennung 
der beiden Hälften des Landes wür(de jetzt endlich auf- 
hören. 

Da regte sich doch der preußische Stolz. General Du- 
moulin, der klte treue Grenzemhüter der Westmark, be- 
schwor das Auswärtige Amt fest zu bleiben; der Anschlag 
gehe aus von jener Partei, welche seit Jahren darnach 
t^ax^hte, «das Land systematisch ganz von Deutschland zu 
trennen und den letzten Keim deuts<^her Sitte darin zu 
vernichten». Die Mahnunig wirkte. Minister Werther 
spradh dem Könige nachldrücfclich aus: jede Nachgiebigkeit 
sei unmöglich, es handle sich um die hocht)olitische Frage, 
ob Luxemburg sich an Deutschland oder an Frankreich 
und an. Beilgien anschließen solle. Nunmehr schrieb Frie- 
drich Wilhelm wieder, diesmal sehr ernst an den Oranier: 
«Ich muß also, teurer und vortrefflicher Wilhelm, j^e Ver- 
antwortlichkeit für die von Dir beabsichtigte Nichtgeneh- 
migunig gegenüber den anderen Regierungen des Zoll- 
vereins hier auf die feierlichste Weise von mir ablehnen». 
Dann erinnerte er ihn an die feindselige Politik der Nieder- 
lande, die ^hon seit Jähren so viel Mißtrauen in Deutsch- 
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land erweckt hätte: «Ateh, teurer Wilheflaii, könnteöt Du die 
CToße und schöne Rolle des Versöhners spieden!» Immer 
und immer schwankte Frie'drich Wilhelm zwischen könig- 
liehem Pflichtgefühl umd Rulmütiger Schwäiche. Es tat 
ihm wehe, mit dem alten Freunde so Ranz persönlich an 
einander zu geraten. Darum wollte er jetzt Ideni Streitfall, 
unter Österreichs VermittSun'^, dem Bundestage zur Ent- 
fcl Scheidung vorlegen, und erst durch die dringenden Vor- 

bJ* Stellungen Ides Auswärtigen Amts ließ er sich von diesem 

,kl unglücklichen Gedanken, der unfehlbar alles verdorben 

iU:| . hätte, wieder abbringen. 

dibI ^ Als der nielderländische König einsah, daß die Preußen 

jerf ihn nicht freigaben, versuchte er neue Winkelzüge und 

fljc sendete zur Unterstützung Soherffs zwei luxemburgische 

l!:^ Bevollmäiiihtigte. Die beiden Luxemburger, Simons und 

fei Peöcatore, waren in Berlin als belgische Parteigänger und 

H- Feinde Deutschlands übel berüchtigt; sie erklärten, ikr 

s^ König-Großherzog wolle den Vertrag genehmigen, doch 

B^^ nur auf ein Jahr und mit sechsmonatlicher Künldigung. 

ßl Ein soteher Vor'schlag aus solchem Munde war offenbar 

lii:.^ frivol. Nur Friedrich Wilhelm bemerkte die Arglist nicht; 

0d er dachte schon einzuwilligen, falls Luxemburtg sich ver- 

rte.j{ pflichtete, in den näcähsten vier Jahren weder mit Belgien 

>^f^ noch mit Frankreich einen Handelsvertrag zu schließen. 

^gitr Seine Minister urteilten anders. Nachdem der widerliche 

S-treit einige Wochen gewährt hatte, entwarfen Thile, Al- 
vensleben, Maltzan einen gemeinsamen Bericht und zeigten 
dem Monarchen, was auf flacher Hand lag: im ersten Jahr 
bringe eine Zol'lvereinigung immer mannigfache Verluste; 
der belgischen Partei in Luxeftnburg würde es also nicht an 
Vorwänden fehlen, um den Vertrag nach sechls Monaten 
zu künidigen und das ganze Werk über den Haufen zu 
werden. Für Preußen aber stehe großes auf dem Spiel. 
Ließe sich die Krone von einem schwachen Naxjhbam also 
verhöhnen, dann müßten die Zollverbündeten alles Ver- 
trauen zu Preußen verllderen, «und auf diesem Vertrauen 
allein — so 'örihrieb Thile — ^ ruh^t das 'ganze Ge- 
bäude des Zollvereins». Diese Gründe überzeugten den 
König. Er sendete die beiden Luxemburger heim und 
schrieb nochmals sehr eindringlidh an den Freund im 
Haag: «Der gegenwärtige Zustand ist unid muß sein äas 
f- physische und moralische Verderben Deines Großherzog- 

tums!!! Rettest Du Dich daraus nach der deutschen Seite 
hin, so werden Deine Feinde über Unbeständigkeit schreien; 
wendest Du Dich nach der anderen, der sdhleichten Seite, 
so wirst Du ganz Deutschland gegen Dioh haben. Und das 
will etwas sagen, teurer Wilhelm, seit dem Jahr 1840.» 
Nunmehr gab der Oranier sein Spiel verloren; er 
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wußte, wie verächtlich alle 'deutschen Höfe über ihn rede- 
ten, und er war kluff genug, den unehrenhaften Handel 
jetzt ratsch aus der Well zu schaffen. Darum' antwortete 
er freundlich umd sendete seinem königlichen Vetter, der 
soeben die Taufreise nadh England, angetreten hatte, als- 
bald zwei neue Unterhändler nach London, die angesehenen 
niederländii^hen Diplomaten Rochussen und van Heeke- 
ren. Mit diesen beiden verhandelte der König T3ersönlich 
in Bunsens Hause und genehmigte am 29. Januar 1842 ein 
Protokoll, das den Augustvertrag wieder herstellte: Luxem- 
bur^g trat zunächst auf vier Jahre dem Zollvereine bei, die 
Zahl der anzustellenden (preußischen Beamten sollte so* 
gering wie irgend möglich bemessen werden. Hocherfreut 
meldete er dies Ergebnis dem reuigen Veiter, und da bei 
dem Versöhnungsfeste audh das Opferlamm ni^cht fehlen 
durfte, so verhieß er zugleich in tiefem Geheimnis: sein 
Gesandter Graf Lottum, der sich mit preußischer Deutlich- 
keit über den oranischen Bieid^sinn ausgesiproohen hatte, 
würide nicht wieder in den Haag zurückkehren. 

Nach solchen Wirren wurde die kleine Westmark dem 
Zollverein einverleibt, und kaum ein anderes deutsches 
Land hat aus der nationalen Handelseinheit größeren wirt- 
schaftlichen Vorteil gezogen. Der lange Belagerungs- 
zustand in der Hauptstadt und die fast gesetzlose Verwal- 
tung der provisorischen belgischen Behörden draußen hat- 
ten das Ländchen von Grund aus verwüstet; Handel und 
Wandel lagen darnieider, nur der Schmuggel blühte. Nun 
entstand wieder ein geordneter Verkehr. Das fleißige be- 
triebsame Völkchen begann wieder zu hoffen und knüpfte 
baM einen Geschäftsverkehr mit den östlichen Nachbarn 
an, der sich zum Erstaunen der Luxemburger selbst als 
gesund und einträglich erwies. Nichi; lange, so empfing 
das Großherzogtum mehr als eine halbe Million Franken 
jährlich aus den Kassen des Zollvereins, eine Summe, die 
über die bescheidene Koiisumtion des Ländchens sehr weit 
hinausging. ' Gleichwohl dankte niemand den Deutschen 
für solche Wohltaten. Die Luxemburger wollten nicht ver- 
gessen, wie kläglich der Deutische Bund sie während der 
Revolütionsjahre preisgegeben hatte, sie haßten die Preus- 
j^en, die Beschirmer der Bundesfestung, als ihre natürlichen 
Feinde. Der Großherzog tat auch gar nichts, um das Land 
dem deutschen Leben zu befreunden. ReChtstpfloge, Ver- 
waltung, Geldwesen blieben belgisch-französisch, sogar die 
Amtssprache blieb französisch in dem grundÜeutschen 
Lande — lediglich zur Be^Tuemliöhkeit der verwälschten 
Beamten, die sämtlicW auf französivschen oder belgischen 
Hochschulen ihre Lehrzeit verlebt hatten und dann daheim 
alles aufboten, um die alten ehrlichen Ortsnamen Klerf und 
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Siebenbruniien in Clervaux und Septfontaines zu verwan- 
deln. Also mästete sich fortan an Deutschlands mächtigem 
Stamme die eke'Ihafte Schmarotzerpflanze der Nation lu- 
xem'bourgeoise, ein Blendlingsvolk ohne Vaterlanü und 
darum ohne Ehre.» — 

Die Charaktere sind scharf gezeichnet: Wilhelm" II., der Be- 
trüger, die politische' Ehrlosigkeit — Friedrich Wilhelm, der 
gutmütige düpierte Freund, die politische ünschuM. Der Kon- 
trast ist vollkommen und macht der Phantasie ihres Urhebers 
alle Ehre — si non e vero, e ben trovato — , schlägt aber der 
historischen Wahrheit ins Gesicht. - 

Die Unbeständigkeit, die Treitschke dem König der Nie"der- 
lande nachsagt, tritt in diesen Verhandlungen ins hellste Licht, 
aier nicht beim Oranier, der seinen Standpuntk mit seltener 
Konsequenz, ja mit Hartnäckigkeit und nicht zu verkennendem 
persönlichem Mute und Selbstlosigkeit gegenüber der mächtigen 
eurofpäischen KoaHtion und seinen holländischen Untertanen 
unentwegt bis zum Ende vertritt — wohl aber, und zwar in nicht 
geringem Maße, beim Hohenzollern. Oder wie könnte ohne 
Voreingenommenheit anders über das Verhalten eines Ktinigs 
von Preußen geurteilt werden, der zwar wiederholt beteuert, 
daß er sich nur im Interesse der deutschen Sache um die Ge- 
winnung Luxemburgs für den Zollverein bemühe, gleichzeitig 
aber in den Verhandlungen den preußischen Bevollmächtigten 
zu Gunsten der rheinischen Ger"ber fortgesetzt Knüppel zwischen 
die Beine wirft und seinen entsetzten Ministern schließlich, und 
zwar im Widerspruch zu seinen frükeren Instruktionen, sogar 
den Befehl erteilt, die Verhandlungen ahzubrechen, falls Luxem- 
burg nicht in einen preußischen Einfuhrzoll auf luxemburgisches 
Leder einwillige, eine Förderung, die mit dem Geiste einer Zoll- 
union völlig unvereinbar war (siehe oben Seite 111, 117 u. 120T 
-^ einem Könige, der seinem oranischen Vetter schreibt, er 
würde sich durch die Nichtratifikation nicht beleidigt, sondern 
im Gegenteil erleichtert fühlen (siehe Seite 131), eine Äußerung, 
deren eindeutiger Sinn sogar dem grimmig erbosten Lottum das 
Geständnis entlockte, das sei das Gegenteil dessen, was nachher 
preußisoherseits von Wilhelm II. verlangt wurde? 

«Ohne einen Grund anzugeben», so berichtet Treitschke^ 
hatte Wilhelm II. die Ratifikation verweigert. Eine solche Be- 
hauptung ist an sich eine Naivität, da die Verweigerung einer 
Ratifikation keine solche alltägSii^he! Erscheinung des völker- 
rechtlichen Verkehrs zu sein pdPlegt, daß sie deren Urheber von 
der Verpflichtung enthebt, seine Handlungsweise zu motivieren. 
Der König-Großherzog hat denn auch in der Note vom 14. Sept. 
1841 (siehe Seite 137) seinen ^Schritt ausführlich begründet. Der 
durchschlagende Grund war die Sorge um die Erhaltung des 
belgischen Vergünstigungsgesetzes, dessen Bedeutung Wilhelm, 
nachdem er die Wege seines Vaters verlassen und Fühlung mit 
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seinen luxeinburgi^^clien Untertanen genommen hatte, allerdings 
erst in letzter Stunde klar geworden war. Die Zitate aus den 
königlichen Briefen zeigen, daß Treitsoiike das geheimste Akten- 
material über diesen Streit zugänglich war. Warum hat e** nun 
diesen wichtig>en Umstand, über den unzählige Noten gewechselt 
wurden, verschwiegen und wes^haftb seine Bemühungen, einen 
«abenteuerlichen Pilan» zur Erklärung heranzuziehen, dessen 
Existenz er selbst in J'rage steilt? 

Die widers^pruchsvoUe Haltung Friedrich Wilhelms, der sei- 
nem Vetter erklärte, die Verweigerun'g der Raitifikation werde 
ihim sehr angene^him sein, eine Atußerung, die an Deutlichkeit 
nichts zu wünschen übrig ließ, den wochenlang anidaaiernden 
Zwiespallt zwischen seinen Briefen unid »den offiziellen Verlaut- 
barungen der ^preußischen Minister, denen, wie ißh oben gezeigt 
habe (Seite 132), ider Wortlaut des fr'agliöhen Briefes Friedrich 
Wilhelms lange nicht bekannt war — da^ alles deutelt Treitschke 
mit keiner Silbe an. Dafür muß die dem König Willhelin ange- 
dichtete Perfidie herhalten: «Den gemütlichen Ton des Briefes 
Friedrich Wilhelnas suchte der Oranier schlau auszunutzen»! 

So wind- unter Treitschkes Feder die Haltung König Wil- 
heilms zu «einer Tat unerhörter Treulosigkeit», wozu aJllerdings 
nötig ist, idaß mit keinem Worte verraten wird, (daß die dem 
niedeiilänidisidh-luxemburgisohen Bevollmächtigten in Berlin, von 
Scherff, voim Haag aus ertedl'te Weisung, den Vertrag nicht zu 
unterzeichnen, im Augenblick «der Unterzeichnung isdhon unter- 
wegs war, wozu auch ferner erfordert ist zu vers<3^hweigen, daß 
die preußische Regierung «selbst der Ansichlt war, daß Wilhelm 
II. idas begrünidete Reicht zustand, den Vertrag -niicht zu ratifi- 
zieren, daß «von Ver^leitzung, von Bru<ih eines Vertrages nicht 
die Reide» sein könne (siehe Seite 168), nicht einmal eine Belei- 
digung vorliege Osiehe S. 174). 

Die Demission Verstolks, 'die wegen -der nun einmal besteh- 
enden engen Beziehungen zvd^hen Holland unld Luxemburg 
erfolgen mußte, um die niederlänidische Politik nidht mit den 
Komplikationen des preußiöch^uxemburgisöhen Zwisidhenfalles 
zu belasten, wird dann in diesem Zusammenhang von Treitschke 
mit dem.Absöheu vor einer «unehrenhaften Verletzung des in- 
ternationalen Anstaödes» motiviert. 

Kurz, das Ganze ist ein Märcheai, ein Kabinettstück un- 
wiahrer, tendenziöser Geschidbtsßchreibung. Nun aiber entsteht 
die Frage: Wie konnte Treitschke, der Historiograiph des preu^i- 
sischen Staates, dieon aJllle Quellen offen standen, eine solche Dar- 
stellung geben, da, audh abgesehen von Iden eleimentarBten An- 
forderungen wissensichlaftliciher Ehrlichkeit, die Schärfe des An 
griffes gegen den König-Großherzog — von dem groben Ton gan: 
zu söhweigen — und seine luxemhurgisichen Untertanen 
Treitsiclhke die doipipelte Pflicht grünidliichs^ter Prüfuin-g und ob- 
jektivster Würdigung auferlege. Lsit dem berühmten Historiker 
unverzeihliche wissenschaftliche Leichtfertigkeit vorzuwerfei 
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oder liegt Unllahigkeift zu varaussetzungsloser Stellungnahme den 
p-olitischen Gesch'ehnisseii gegenüber vor? 

Für idie Beantworftunig dieser Frage giM der ScMußabsatz 
des ohigien Zitots aus Treiischke einen Fingerzeig. Dort wird 
den Luxemlburgern »der Vorwurf geüiiacht, daß sie von Preußen 
niclits wissen woüten unid daß sie unbiligerweiste versäumt iiät- 
ten, ihre \politisohan Sympathien mit dein Inrfceressen ihres Geld- 
beu teils in Einklang zu bringen. Daß Preußen mit dem Zoll- 
anaohluß in Luxettuburg ipolitisohe Ziele verfolgte, liegt auf der 
Hanid — diesen Bestrebungen 'leistete Wüheäm II. Widerstand, 
und audh die Luxemburger setaten sich (dagegen zut Webrr Das 
war aber in den Augen üreitfi^dhkes ein flliuchwür«diges Verbreohein 
und erkHärt iSowoM idie Besichimp(fungen an idie Aldresse des Kö- 
nig-Großherzogs und' sein'er luxemburgisichen Untertanen, als 
auch vor allem seine Heidensöhaftllieiher Voreingenomimenheit 
und .öhauvinististöher Verblendung entsiprungene Unfähigkeit, 
die Dinge so zu isehen, wie sie sich zutrugen, unld^ den Empfin- 
dungen eines kleinen, taber auf seine Seübständigkeit eifersüch- 
tigen Volkes, dem er so nebenber Ehre und Vaterlandsliebe 
glaubt absprechen zu können, gerecht zu werden. Ihim fehlte 
offenl)lar (das Verständnis dafür, daß eine (auch noch so enge 
SfpraJohverwandtschaft eine scharfe Trennung nach ipolitischen 
Überzeugungen nidht ausschließt, wie sie auich aibweichende 
religiöse Amsidhlauungen nicht verhinidert. 

Bei einer so aohwierigen Frage, wie 'die Abwägung der Vor- 
teile, die den Teilnehmern an einer Zollunion zufließen, einer 
Frage, die, wie in einem zusammenfassenlde^ Rücklblick aan 
Schluß des zweiten Bandies gezeigt wer^den soll, kaum exakt 
beantwortet werden kann, kommt Treitsichke ohne weiteres zu 
deim Urteil, Preußen habe Luxembur»g mit der Aufniaiblme in den 
ZollveBein eine Wohltat erwiesen, idie »das Großberzogt«um zu 
Dankbarkeit in Gestalt von politischen Sympathien verpflichtete. 
Abgeäeihien nun davon, Idaß der Beitritt Luxembuirgs zum Zoll- 
verein kein freiwilliger, sondern ein von Preußen erzwungener 
war, war der Zollaneichluß ein GesJdhäft, bei dem Preußen seine 
piartikularen wir'tsdhaMichen und ipolitischen Interessen in einem 
Maße wahrte, bezw. zu wlahfren suchte, das, weit davon entlernt 
Dankbarkeit hervorzurufen, bei dem schwächeren Partner, um 
mit dem russisic'hen Gesiandten im Haag zu apredhen, das Gefiihl 
de Tiamournproipre Messe aufkommen lassen mußte. 

«Nicht (llange, meint Treitschke, so emjpfing dais Großherzog- 
tum .mehr als eine halbe Million Franken jährlich aus den Kas- 
sen des Zoillvereins, eine Suimtoe, die über die bescheidene Kon- 
sumtion des Länldchens se^hr weit hinausging.» Tatsächlich be- 
trugen die Zolleinnähmen Luxemburgs vor dem Anschluß 

1839 59 891 Taler 

1840 126 208 » 

1841 ' 113 786 * 
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unü nai*li iderii Aiisiehlluß icliie Anteide Luxeinbiirgs laii den gemein- 
schaftlichen Einkünften dies Vereints 1842 runW 114 000 Taler 
und in den Jahren 1843 bis 1847 150 000 bis 160 000 Taler. Da 
sii^h nun das jähriiche Biiidget des üroßherzogttuins auf rund 
IV2 Million hol! Gulden, d. h. etwa 833 000 Taler beüef, so gin- 
gen die Zolleinnahnien nach deoti AntaichJuß keineswegs «sehr 
weit über die bescheidene Konsumtion des Länidchen® hinaus», 
Sondern sie iniatöhten ledigilich die bescheidene Quote von etwa 
I8V0 dei: Staatseinnahmen aus. 

Das eigenai-lige Fazit, das Treitsichke in dem Schlußsatz 
niedergeilegit 'hat — in oaiuda veneniim — , ist eine Reiminisze-n^ 
aii^ dem Jahre 1870. Damals, im Oktober, naich den entsohei- 
den'den Siegen, hatte "Treilschke in einem Aufsatz «Luxemburg 
und «das l>eutsiche Reick» ■ (Preußische Jahrbücher, Band 26, 
Seite 605) die Fr;age aufgeworfen: «Darf DeutsicMand diesen 
euro'päisiohen Skandal, diese vatertlianidalose Scbmarotzer^pflanze, 
die am StamJbie unseres Redohes sioh mästet, auch fernerhin 
ertragen?» Die Antwort darauf konnte nicht zweifelhaft sein: 
Annexion! Die nötigen Arguimenite waren dem internationalen 
Arsenal der Chauvinisten aller Sprachen und Hautsiehattierun- 
gen entnommen: Unhaltlbarkeii; der Neutralität, militärische Not- 
wenidigkeiten, eigene Verhimmelung, moralische Disikreditierung 
der Oegner und dann vor ailletm — das Recht der Macht. 

Nach idem Geislatgten eirührigt sich die Widerlegung des Vor- 
wurfes des ekelhaiften Schmarotzertums. Denn erstens sind In- 
jurien kein Ersatz für fehlende Argumente. Und zweitens, wer 
sotll'te nicht bei der Lektüre dieses Treitsdhkeschen Satzes st-utzig 
werden und sich die Fragö" vorlegen: Warum hajL (denn Preußen 
1842 solch 'politisohen Druck «ausigeübt, um einen «Sohimarotzer» 
zu gewinnen? Warum hat Preußen bei der Emeuerimg des 
Zollanschlusses in den Jahren 1847, 1853 und 1865 X^uxem- 
biirg immer wieder Gettegenheit geboten, sich auf Kosften Deutsch- 
lands zu «mästen»? Warum war Preußen schon in den 60er 
Jahren leibhaft bemüht, durch die Erlangung des Betriebes der 
luxemburgisichen Bahnen,. w<as Ihm erst 1872 geJang, diesen 
«Schim<arotzer» sogar n'OC'h enger an sich zu ketten? SoÜcJhe Fra- 
gen steOllt der gesunde Menisiohenviersiand — wenn er nicht durch 
politisiche Lei'den'sK?haft und nationalisiti'Schen Dünkel verwen- 
det ist. 



1 n hal ts verzei ch n ts. * 



Seite. 

Vorwort if 3—4 

I. Teil: 
Der Eintritt Luxemburgs in den Deutschen Zollverein 

(1839—1842). 

I. Zollanschlüsse . ^ , 9—26 

Die Außenhandelspolitik der Qroßstaaten .......* 6 

Die Außenhandelspolitik der Mittel- und der Kleinstaaten . 7 

Die Wirkungen einer Zollunion: 9 

1. Beseitigung der Zollinien 10 

2. Vereinlfeitlichung der Zollgesetzgebung und Zollver- 
waltung 11 

3. Gemeinsame Erhebung u. Verteilung der Zolleinkünfte 12 
4 Beseitigung der Unterschiede in der indirekten Besteue- 
rung durch staatliche Monopole u. Verbrauchsabgaben 14 

Sonstige wirtschaftliche und politische Wirkungen ... 15 

Die Zollunion auf dem Fuße der Gleichberechtigung .... 16 

Der Zollanschluß des Kleinstaates an den Großstaat ... 17 
Europäische Zollanschlüsse : 

Monaco 21 

Liechtenstein 22 

Luxemburg 24 

II. Das politische Schicksal Luxemburgs im XIX. Jahrhundert 26—3! 

Die älteren Zeiten 26 

Das französische Wälder-Departement U797— 1814) ... 27 

Das niederländische Großherzogtum Luxemburg (1815-1830) 28 

Luxemburg als belgische Provinz (1830—1839) 29 

Die neuere Zeit i9 

III. Die * wirtschaftliche Lage des Großherzogtums um das 

Jahr 1840 31—57 

Die allgemeine wirtschaftliche Lage 31 

Die Verkehrsmittel 35 

Die Handelspolitik 36 

Die Steuern 37 

Die Staatsfinanzen 38 

Die Volksbildung 38 

Die Lage der einzelnen Gewerbe: 

1. Die Landwirtschaft 43 

2. Die Industrie: 

a) Eisenindustrie 47 

b) Gerbereien 51 

c) Handschühindustrie 52 

d) Papierindustrie 52 

e) Textilindustrie 53 

/; Steingutindustrie 55 

ir> Branntweinbrennerei 55 

h) Tabakindustrie 56 

i) Brauereündustrie 56 

W Schieferindustrie 56 

a Der Handel ^ .... . 17 



— 308 — 

. ^ Seite. 

IV. Die vorläufige Ordnung der Zollverhältnisse (1839—1841) . 57—65 

Die Organisation einer eigenen Zollverwaltung 57 

Das belgische Vergünstigungsgesetz (loi de faveur) vom 6. 

Juni 1839 ." 59 

Die Zöllerleichterungen im Verkehr mit Holland §4 

V. Der Zollanschluss Luxemburgs als wirtschafUches und poli- 
tisches Problem Ö5 — 77 

Luxemburg als autonomes Zollgebiet 65 

Das politische Problem: 

Anschluß an Frankreich? 66 

Anschluß an Belgien? 67 

Das wirtschafliche Problem: 

Die wirtschaftliche Lage Belgiens 68 

Die wirtschaftliche Lage des Zollvereins ...... 70 

Der Standpunkt der luxemburgischen Landwirtschaft . . 74 

Der Standpunkt der luxemburgischen Industrien 75 

Der Standpunkt der preußischen Regierung 76 

VI. Die Verhandlungen mit Preußen unter dem König-Großher- 
zog Wilhelm /. (Juni 1839 bis Oktober 1840) 78—117 

Luxemburgische u. niederländische auswärtige Angelegen- 

, heiten ^ 78 

Die ersten Verhandlungen mit Preußen über den Beitritt 

Luxemburgs zum Zollverein 80 

Die Hauptverhandlungspunkte: 

1. Die Stellung Luxemburgs als Zollvereinsmitglied . . 86 

2. Die Organisation der Zollverwaltung in Luxemburg . . 90 

3. Die Einführung der preußischen Verbrauchsabgaben in 
Luxemburg 95 

4. Die Ordnung des luxemburgischen Geldwesens ... 101 

5. Besondere handeis- u. verkehrspolitische Abmachungen 109 

Die weiteren Verhandlungen ^ 111 

Der luxemburgische Zolltarif vom 20. Juli 1840 zur Vorbe- 
reitung des Anschlusses an den Zollverein 113 

VII. Die Verhandlungen unter dem König-Großherzog Wilhelm 
U. bis zur Unterzeichnung des ersten Anschlußvertrages an 

den Zollverein vom 8, August 1841 117—127 

Die preußischen Forderungen zum Schutze der Gerbereien 

von Malmedy und St. Vith 117 

Die belgischen Forderungen für die Erhaltung des Vergüns- 
tigungsgesetzes 122 

Die Informationsreise Wilhelms IL nach Luxemburg ... 124 

Die Unterzeichnung des Vertrags am 8. August 1841 . . 126 
VIII. Die Verweigerung der Ratifikation des Vertrages vom 8. 

August 1841 , . . u 127—152 

Die Stelhmcrnahme der luxemburgischen außerordentlichen 

Kommission im Haag zun* Anschlußvertrag v. 8. Aug. 1841 128 
Der persönliche Schritt Wilheims IL bei Friedr. Wilhelm IV. 130 
Die Verweigerung der Ralitikation durch die luxembur- 
gische Note vom 14. September 1841 137 

Die Mission von Scherffs in Berlin . 140 

Die Aufnahme der Ratifikationsverweigerung in Luxemburg 144 
Die dlp'lomatlschen Schritte Englands, Österreichs und 

Rußlands ......;. 147 



